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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Bericht des Bundeskartellamtes gemäß § 50 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 


I. 

Das Bundeskartellamt kann sich bei der Bericht- 
erstattung über seine Tätigkeit im Jahre 1960 so- 
wie über die Lage und Entwicklung auf seinem 
Aufgabengebiet nunmehr auf dreijährige praktische 
Erfahrungen bei der Anwendung des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen und bei der 
Marktbeobachtung stützen. Demgemäß kennzeich- 
net den Tätigkeitsbericht eine gegenüber den Vor- 
jahren ausführlichere und vertiefte Darstellung der 
behandelten Fragen. Die Angaben in dem Bericht 
gewähren einen Einblick in die Spruch- und Ver- 
waltungstätigkeit des Bundeskartellamtes und ver- 
mitteln damit ein abgerundetes Bild der weiterent- 
wickelten Praxis. 


II. 

Das Bundeskartellamt ist auch im vergangenen 
Jahr bei der Anwendung der mit besonders schwie- 
rigen Auslegungsfragen verbundenen Vorschriften 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
mit der gebotenen Zurückhaltung vorgegangen; es 
hat sich um sorgfältig abgewogene, dem Sachver- 
halt des Einzelfalles gerecht werdende Entscheidun- 
gen bemüht. Darüber hinaus war das Bundeskar- 
tellamt im Berichtsjahr bestrebt, auch außerhalb 
des in dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen vorgeschriebenen förmlichen Verfahrens 
die Sach- und Rechtslage mit den beteiligten Wirt- 
schaftskreisen eingehend zu erörtern und Aus- 
künfte zu erteilen sowie durch Beratung der Be- 
teiligten auf ein sachdienliches Verhalten hinzu- 
wirken oder sie zu veranlassen, von unzulässigen 
Maßnahmen abzusehen. Soweit bei dieser Verwal- 
tungstätigkeit grundsätzliche Fragen berührt wor- 
den sind, werden die vertretenen Auffassungen 
ebenfalls in dem Bericht mitgeteilt. 

Nach der Auffassung der Bundesregierung ver- 
dient die Spruch- und Verwaltungstätigkeit grund- 
sätzlich Zustimmung. Dem Bundeskartellamt ist vor 
allem auch insoweit beizupflichten, als es nach sorg- 
fältiger Prüfung der von bestimmter Seite vorge- 
brachten Argumente, die das Verbotsprinzip des 
Gesetzes als wirtschaftsfeindlich und nicht prakti- 
kabel charakterisieren möchten, keinen Anlaß sah, 
von seiner Grundeinstellung abzugehen und auf die 
möglichst weitgehende Aufrechterhaltung und För- 
derung des Wettbewerbs in allen Wirtschaftsberei- 
chen zu verzichten. 

Diese Feststellungen sollen jedoch nicht bedeu- 
ten, daß den Entscheidungen und Meinungsäuße- 


, rungen des Bundeskartellamtes in jedem einzelnen 
i Fall uneingeschränkt gefolgt wird. Die Bundes- 
regierung meint indessen, daß es insbesondere auch 
j im Hinblick auf schwebende Verfahren -nicht ihre 
I Aufgabe sein sollte, in dieser Stellungnahme zum 
Tätigkeitsbericht auf einzelne Entscheidungen oder 
Meinungsäußerungen des Bundeskartellamtes ein- 
zugehen, sofern die Grundsätze der von der Bun- 
desregierung verfolgten Wirtschaftspolitik und ins- 
besondere die Ziele des Gesetzes sorgsam befolgt 
werden. Das ist jedoch der Fall. Halten die Betrof- 
fenen die Entscheidungen der Kartellbehörde für 
unzutreffend, so können sie die im Gesetz vorge- 
sehenen Rechtsmittel einlegen. Von dieser Mög- 
lichkeit haben die Betroffenen in mehreren Fällen 
I Gebrauch gemacht. Die Beschwerden gegen Ent- 
scheidungen des Bundeskartellamts, über die ge- 
, mäß § 62 Abs. 4 des Gesetzes das Kammergericht 
; entscheidet, und die Rechtsbeschwerden, für die ge- 
mäß § 73 Abs. 1 der Bundesgerichtshof zuständig 
j ist, führten im Berichtsjahr nur in je einem Fall zu 
I einer Aufhebung oder Abänderung der angefoch- 
j tenen Verfügungen (vgl. die Tabellen P, Q und S 
; im Anhang zum Tätigkeitsbericht). 


Eine abschließende Beurteilung der Spruchpraxis 
des Bundeskartellamtes würde im übrigen voraus- 
setzen, daß zu den Rechts- und Verwaltungsfragen 
auf den einzelnen Gebieten schon Entscheidungen 
ergangen sind, die — zusammen gesehen — den 
Rahmen der anzuwendenden Vorschriften ausfül- 
len und eine feststehende Praxis bereits erkennen 
lassen; außerdem bedarf es dazu im allgemeinen 
auch einer längeren Beobachtung der Auswirkun- 
gen* der Entscheidungen. Deshalb läßt sich z. B. auch 
die Praxis hinsichtlich der Erteilung der Erlaubnisse 
für Syndikate abschließend noch nicht beurteilen. 
Doch werden es hier vor allem die mit der Erlaub- 
nis verbundenen Auflagen dem Bundeskartellamt 
ermöglichen, die Auswirkungen seiner Entscheidun- 
gen zu beobachten. Die dabei gesammelten Erfah- 
rungen werden sowohl bei der Beurteilung künfti- 
ger Anträge, die Geltungsdauer der gemäß § 11 
Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in der Regel auf einen Zeitraum von drei 
Jahren befristeten Erlaubnisse zu verlängern, als 
auch bei der Entscheidung über erstmalig zu prü- 
fende Anträge zu berücksichtigen sein. 


Der Bundesminister für Wirtschaft, zu dessen Ge- 
^ schäftsbereich das Bundeskartellamt gehört, hat die 
! Spruchpraxis des Amtes aufmerksam verfolgt; er 
hat auch im Berichtsjahr keinen Anlaß gesehen, 
dem Amte allgemeine Weisungen (§ 49 des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) oder 
Einzelweisungen zu erteilen. 
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III. 

Auch die weiteren Erfahrungen im Berichtsjahr 
haben die Schwierigkeiten bestätigt, die sich bei 
der Anwendung einiger Vorschriften des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ergeben ha- 
ben und eine Änderung des Gesetzes notwendig 
erscheinen lassen. Außer den bereits in den Vor- 
jahren im Hinblick auf eine Änderung erwähnten 
§§ 16, 18, 23, 24, 38 Abs. 2 Satz 2, § 58 Nr. 3, § 91 
Abs. 1 Satz 2 und § 103 wird zu erwägen sein, ob 
auch die Änderung anderer Vorschriften des Ge- 
setzes vorzuschlagen sein wird. Dies gilt z. B. hin- 
sichtlich der Vorschrift des § 5 Abs. 1 über das dar- 
in geregelte Widerspruchsverfahren für die Ver- 
träge und Beschlüsse, die lediglich die einheitliche 
Anwendung von Normen und Typen zum Gegen- 


stand haben. In diesem Fall wird zu prüfen sein, 
ob das Widerspruchsverfahren durch ein dem § 6 
Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen entsprechendes Anmeldeverfahren ersetzt 
werden kann. 


IV. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß die 
Anwendung der Vorschriften des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen durch die Kartellbe- 
hörden nach Auffassung der Bundesregierung ge- 
eignet ist, die Verwirklichung der wirtschaftspoliti- 
schen Konzeption der sozialen Marktwirtschaft im 
Rahmen der durch dieses Gesetz geschaffenen 
Möglichkeiten zu fördern. 
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Vorwort 


Die Aufgabe des Bundeskartellamtes, die ihm durch das Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen gestellt wurde, ist 
eine zweifache: Sicherung und Förderung der sozialen Markt- 
wirtschaft durch Gesetzesanwendung und Beobachtung der 
Lage und Entwicklung der durch das Gesetz gesicherten Wett- 
bewerbswirtschaft. Damit ist der Behörde eine Aufgabe zuge- 
wiesen worden, die — ■ abgesehen von der Klarheit über die 
Grundlagen des Gesetzes, wie sie in den Tätigkeitsberichten 
für 1958 und 1959 dargestellt wurden und in der Entscheidungs- 
praxis des Bundeskartellamtes Ausdruck gefunden haben — 
die Kenntnis der Marktstrukturen sowie die Erfassung und 
Gewichtung der Störungsfaktoren voraussetzt, die die Erhal- 
tung der sozialen Marktwirtschaft gefährden und die freie Be- 
tätigung des Unternehmers behindern. Hierbei sind nicht nur 
diejenigen künstlichen Behinderungen in Betracht zu ziehen, 
die von privaten Unternehmen oder Unternehmen der öffent- 
lichen Hand ausgehen, sondern auch solche, die auf gesetz- 
geberische Maßnahmen zurückzuführen sind. 

Die Lage auf dem Aufgabengebiet des Bundeskartellamtes 
war zunächst gekennzeichnet durch den systematischen Ver- 
such der Gegner des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, die öffentliche Meinung im Sinne einer Abwertung der 
Funktionsfähigkeit der Wettbewerbswirtschaft zu beeinflussen. 
Ausgehend von der These eines zwangsläufigen Konzentra- 
tionsprozesses wird die Entwicklung zu Betriebs- und Unter- 
nehmenseinheiten solcher Größe unterstellt, daß allgemein und 
notwendigerweise Marktformen entstehen müssen oder bereits 
entstanden sind, bei denen der Wettbewerb seine Funktions- 
fähigkeit verlieren werde oder bereits eingebüßt habe. Damit 
aber werde die Zielsetzung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen, auf möglichst vielen Märkten funktionsfähi- 
gen Wettbewerb zu verwirklichen, fragwürdig. 

Da der Vertrag über die Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft mit den Artikeln 85 ff. die gleichen wettbe- 
werbspolitischen Ziele wie das Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen zu verwirklichen trachtet, werden in den 
Diskussionen über diese Vorschriften die gleichen Argumente 
vorgetragen. Die Ablehnung des Wettbewerbsbegriffes des 
EWG-Vertrages stellt zugleich wegen der durch Artikel 100 des 
EWG-Vertrages vorgeschriebenen Angleichung der Rechtsvor- 
schriften einen Angriff gegen des Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen selbst dar. 

In diesem Zusammenhang verdient eine Studie besondere 
Beachtung, die in der Konferenz der drei Europäischen Gemein- 
schaften „Technischer Fortschritt und Gemeinsamer Markt" 
durch die Arbeitsgruppe Wettbewerb vorgelegt wurde (Dok. 
Nr. V/4654/60 — D). Hierin wird festgestellt, daß „Artikel 85, 
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86, 87 des EWG-Vertrages keine allgemeine Wettbewerbs- 
politik" festlegten und daß „auch andere Strukturen als die 
auf dem Wettbewerbsprinzip beruhende geeignet sein" könn- 
ten, den wirtschaftlichen Fortschritt zu erreichen; es sei „wider- 
sinnig, im Namen eines liberalen Dogmas Kartelle und Kon- 
zerne zu verbieten, die im Endergebnis die wirtschaftliche 
Solidarität der sechs Volkswirtschaften untermauern"; „die 
große Zahl" (zu ergänzen: von konkurrierenden Betrieben) 
„allein schafft noch keinen echten Wettbewerbsmarkt und ist 
häufig ein Hindernis für Neuerungen"; unter diesem Gesichts- 
punkt sei es vielleicht nicht falsch, mit Galbraith zu behaupten, 
daß „eine Industrie ein monopolistisches Element enthalten 
muß". 

Neben der Berufung auf die von J. K. Galbraith entwickelten 
Ideen der Marktgegengewichte, bei denen der automatische 
Steuerungsprozeß der Wettbewerbswirtschaft durch einen 
Kampf zwischen wirtschaftlichen und politischen Machtpositio- 
nen ersetzt wird, bei dem nicht nur die Wirkung des volks- 
wirtschaftlichen Produktionsprozesses, sondern vor allem auch 
der Gedanke der politischen Freiheit in Gefahr gerät, werden 
in verstärktem Maße neuerdings auch ultraliberale Vorstel- 
lungen ins Feld geführt, um den Begriff des Wettbewerbs als 
einer staatlich geregelten Veranstaltung, wie er der sozialen 
Marktwirtschaft zugrunde liegt, als verfehlt zu kennzeichnen. 

Das Bundeskartellamt hat sich im Hinblick auf die bevor- 
stehende umfassende Enquete über die Konzentration in der 
Wirtschaft zunächst darauf beschränkt, eine zweckmäßige Ab- 
grenzung der als Folge der technischen Entwicklung notwen- 
digen Betriebskonzentration von anderen, jedoch unerwünsch- 
ten Konzentrationsformen zu finden (siehe dazu Fünftes 
Kapitel). 

Die mit der Preisbindung der zweiten Hand in Verbindung 
stehenden Probleme, und zwar hier insbesondere die bei den 
Markenartikeln im allgemeinen kritisierte Höhe der Handels- 
spannen gaben Anlaß, dem Bundeskartellamt die Vernachläs- 
sigung seiner aus § 17 fließenden Pflichten der Mißbrauchsauf- 
sicht gegenüber zu hohen Handelsspannen vorzuwerfen. 

Um den Argumenten für und wider die Preisbindung der 
zweiten Hand für Markenartikel eine sachliche Grundlage zu 
geben, hat sich das Bundeskartellamt bemüht, unter Auswer- 
tung seiner eigenen Marktbeobachtungen die von den Befür- 
wortern der vertikalen Preisbindung vorgetragenen Vorteile 
und die Nachteile dieser Wettbewerbsbeschränkung heraus- 
zuarbeiten. Die Untersuchung hat ergeben, daß unter wett- 
bewerbspolitischen Gesichtspunkten die rechtliche Sonderstel- 
lung der Markenartikel bedenklich ist. Selbst wenn gewisse 
sozialpolitische Gesichtspunkte und die Marktfremdheit des 
Verbrauchers berücksichtigt werden, überwiegen nach dem 
gegenwärtigen Stand der Überlegungen die Nachteile der 
Preisbindung die Vorteile nicht unbeträchtlich. Wenn demge- 
mäß die Abschaffung der Preisbindung der zweiten Hand ins 
Auge gefaßt werden sollte, könnten, um den Übergang zum 
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Nettopreissystem zu erleichtern, zunächst ganz allgemein ver- 
tikale Preisempfehlungen für Markenwaren und Nichtmarken- 
waren mit der Einschränkung zugelassen werden, daß sie 

ausdrücklich als unverbindlich gekennzeichnet werden, 

lediglich an Unternehmen im Verteilerbereich gerichtet wer- 
den, also nicht den Verbraucher erreichen, und 

für ihre Durchsetzung kein wirtschaftlicher oder gesellschaft- 
licher Druck angewendet wird. 

Die Überlegungen des Bundeskartellamtes zu dieser Frage 
werden im Fünften Kapitel dargestellt. 

Das Amt war auch 1960 in der Hauptsache mit horizontalen 
Wettbewerbsbeschränkungen befaßt. Für 45 Kartellverträge 
sind Anmeldungen eingegangen oder Erlaubnisanträge gestellt 
worden. Zahlenmäßig führen die Konditionenkartelle (14) vor 
den Rabattkartellen (10). Erst dann folgen die Exportkartelle 
(§ 6 Abs. 1: 6; Abs. 2: 7). 3 Erlaubnisanträge betreffen Rationa- 
lisierungskartelle im Sinne des § 5 Abs. 2; 3 Anträge sind für 
höherstufige Rationalisierungskartelle (§ 5 Abs. 2 und 3) ein- 
gereicht worden. Bei der verhältnismäßig geringen Zahl von 
Erlaubnisanträgen für Rationalisierungskartelle im Jahre 1960 
darf indessen nicht übersehen werden, daß in den Jahren 1958 
und 1959 Erlaubnisanträge für 43 Rationalisierungskartelle 
gestellt worden sind. Von diesen Erlaubnisanträgen sind 23 so- 
genannte Überläuferkartelle (§ 106). Nach wie vor bildet die 
Prüfung dieser Syndikate einen der Arbeitsschwerpunkte des 
Bundeskartellamtes. Die Hauptgebiete der Kartellierung lagen 
in den Bereichen der Wirtschaftszweige Steine und Erden, 

Textilien, Maschinenbau, Ziehereien und Kaltwalzwerke sowie 
der anorganischen Chemikalien und Grundstoffe. 

Die Gesamtzahl der vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist nicht bekannt, da nur die Preisbindungen der zweiten Hand 
für Markenwaren anmeldebedürftig sind. Die Zahl dieser Wett- 
bewerbsbeschränkungen übertrifft die Anzahl der horizontalen 
Wettbewerbsbeschränkungen naturgemäß bei weitem (Stand 
31. Dezember 1960: 191 762, davon 85 175 Kraftfahrzeugersatz- 
teile). Die Inangriffnahme einer schwerpunktmäßigen Über- 
prüfung der angemeldeten Preisbindungen wird auch zu einer 
dem zahlenmäßigen Gewicht entsprechenden Verlagerung der 
Tätigkeitsschwerpunkte des Bundeskartellamtes führen. 

Aus den im Zweiten Kapitel angeführten Entscheidungen zu 
den einzelnen Vorschriften des Gesetzes geht hervor, daß die 
Entscheidungstätigkeit des Bundeskartellamtes im Berichtsjahr 
eine weitere Durchdringung der unbestimmten Rechtsbegriffe 
des Gesetzes und die Festigung der Entscheidungspraxis, ins- 
besondere zu der grundlegenden Vorschrift des § 1, zum Rabatt- 
kartell (§ 3), zum Rationalisierungskartell (§ 5), zu den Wett- 
bewerbsregeln (§§ 28 ff.) und zu einer Reihe auch materiell 
bedeutsamer Verfahrensfragen erbracht hat. So ist die für die 
Auslegung des § 1 grundsätzliche Frage, ob gleichförmiges 
Verhalten auf Grund eines Gentleman's Agreement ohne klag- 
bare Verpflichtung unter § 1 fällt, im Berichtszeitraum bejaht 
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worden. Mehrere Entscheidungen befaßten sich mit dem Begriff 
des Unternehmens. Mit der an der Zielsetzung des Gesetzes 
orientierten Auslegung dieses Begriffes ging das Bundeskartell- 
amt von der amtlichen Begründung aus, die jede Betätigung in 
der Erzeugung oder im Geschäftsverkehr als unternehmerische 
Tätigkeit ansieht. Einige Entscheidungen des Bundeskartell- 
amtes sind ergangen, die im besonderen Falle auch freie Be- 
rufe als dem Gesetz unterfallend ansehen; in einer Stellung- 
nahme des Amtes an den Bundesgerichtshof ist die Unter- 
nehmereigenschaft der Sozialversicherungsträger bei der in 
fiskalischer Weise erfolgten aktiven und selbständigen Teil- 
nahme am Wirtschaftsleben bejaht worden. 

Die im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnten Auslegungsfragen 
zur Preisbezogenheit von Konditionenregelungen (§ 2) sind 
im Zusammenhang mit der Zulassung der Festpreisklausel 
weiter geklärt worden. Die schon im Berichtszeitraum 1959 
entwickelte Entscheidungspraxis des Bundeskartellamtes, wo- 
nach durch die Verbindung von Wettbewerbsbeschränkungen 
selbst bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen ein dem 
Sinn und Zweck des Gesetzes widersprechender Erfolg erreicht 
werden kann, der das Bundeskartellamt zum Widerspruch 
gegen die beabsichtigten Beschränkungen berechtigt, ist im 
Berichtszeitraum weiterentwickelt worden. In der Einspruchs- 
entscheidung des Amtes zum Rabattkartell deutscher Fenster- 
glashütten ist darüber hinausgehend festgestellt worden, daß 
ein Mißbrauch nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 auch dann vorliegt, wenn 
mit einem Rabattkartell nach § 3 ein dem Sinn und Zweck des 
Gesetzes widersprechender Erfolg erreicht wird. Dies tritt vor 
allem dann ein, wenn das Rabattkartell dazu führt, daß der auf 
dem betreffenden Markt noch mögliche Wettbewerb völlig aus- 
geschaltet oder in seiner Wirksamkeit so herab gemindert wird, 
daß er seine Steuerungsfunktion in der Marktwirtschaft nicht 
mehr erfüllen kann. In dieser Entscheidung hat sich das Amt auch 
gegen die Gleichsetzung des Qualitätswettbewerbs mit dem 
Preiswettbewerb gewandt und festgestellt, daß der Wettbe- 
werb in der Qualität seine Funktion in der Marktwirtschaft 
nicht in gleicher Weise erfülle wie der Preiswettbewerb, da der 
Preis im Unterschied zur Qualität praktisch jederzeit veränder- 
ten Marktverhältnissen angepaßt werden könne. 

Im Zusammenhang mit der Anmeldung von Rabattkartellen 
hat sich das Bundeskartellamt mit dem praktischen Verhalten 
der Marktteilnehmer auf oligopolistischen und teiloligopolisti- 
schen Märkten befaßt. Die Analyse der Marktverhältnisse er- 
gab für die überwiegende Zahl der Fälle, daß bei ausgeprägten 
Oligopolsituationen und auf Märkten mit klarer Preisführer- 
schaft auch ohne Absprache der Marktteilnehmer während 
längerer Zeiträume gleichförmige Verhaltensweisen auftreten, 
wie sie sonst im Kartell beobachtet werden. Gerade auf solchen 
Märkten werden von den Marktteilnehmern oft Kartellverein- 
barungen über Rabatte und Konditionen getroffen. Auf solche 
Weise werden vielfach die letzten Reste funktionsfähigen 
Wettbewerbs beseitigt. Dabei spielen Rabattkartelle, insbe- 
sondere Gesamtumsatzrabattkartelle, eine entscheidende Rolle. 
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Es ist deutlich geworden, daß diese Kartellarten wettbewerbs- 
politisch ein viel größeres Gewicht besitzen als ihnen bei Ver- 
abschiedung des Gesetzes zugemessen wurde. Gerade weil 
Rabattkartelle vielfach dazu dienen, letzte wirksame Wettbe- 
werbselemente auszuschalten, ist ihre Einbeziehung in den 
Kreis der Erlaubniskartelle naheliegend. Ohne sehr eingehende 
Marktuntersuchungen kann über die Wirkungen dieser Kartelle 
kaum zureichend geurteilt werden. Die dafür nach § 3 zur Ver- 
fügung stehende Zeit von nur 3 Monaten ist in der Regel zu 
kurz. 

Weitere Entscheidungen des Amtes zu Rabattkartellen be- 
trafen die Beteiligung der Außenseiter oder ihrer Abnehmer 
an den Kosten einer Zählstelle zur Ermittlung des Gesamtum- 
satzrabättes. Die Zulässigkeit derartiger Vereinbarungen wurde 
vom Bundeskartellamt verneint. Es ging dabei von der Über- 
legung aus, daß das Gesetz nicht nur den Wettbewerb als 
Institution, sondern auch die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit 
der Wettbewerber schützt. Dementsprechend haben die Mit- 
glieder eines Kartells, die sich außerhalb der Wettbewerbs- 
wirtschaft bewegen, alle Vorkehrungen zu treffen, die erfor- 
derlich und zumutbar sind, um nachteilige Wirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit von Außenseitern abzuwenden. In eini- 
gen Fällen des § 3 wurde die Rabattgewährung durch die 
Kartellmitglieder von der Zugehörigkeit der Abnehmer zu be- 
stimmten Unternehmensformen oder Wirtschafststufen ab- 
hängig gemacht. Das Amt hat solche Vereinbarungen wegen 
Fehlens der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 nicht zugelassen. 
Es ging dabei davon aus, daß § 3 wegen seiner Leistungs- 
bezogenheit nur die Bestimmung konkreter Leistungskriterien 
und der dafür vorgesehenen Entgelte zuläßt, nicht aber die 
Festlegung von Vertriebs wegen ermöglicht. 

Verträge, die die einheitliche Anwendung von Normen oder 
Typen zum Gegenstand haben (§ 5 Abs. 1) sind auch im Jahre 
1960 nicht angemeldet worden. Zu der im Tätigkeitsbericht 
1958 (Seite 47) geäußerten Vermutung, daß wegen der Maß- 
nahmen der Rationalisierungsverbände ein Bedürfnis für diese 
Kartellformen nicht bestände, ist von seiten der Wirtschaft ge- 
äußert worden, daß das „ schwerfällige und umständliche" Ver- 
fahren des § 5 Abs. 1 dazu geführt habe, die rationalisierungs- 
willigen Unternehmen von dem Abschluß solcher Verträge 
abzuhalten. Bei Vereinbarungen, die lediglich die einheitliche 
Anwendung von Normen oder Typen zum Gegenstand haben, 
werden die nachteiligen Wirkungen der Wettbewerbsbeschrän- 
kung im Regelfall durch die erreichte Rationalisierungswirkung 
aufgehoben; Normen- und Typenabreden sollten zur weiteren 
Rationalisierung der Wirtschaft gefördert werden. Für eine 
Ergänzung des Gesetzes wird daher vorgeschlagen, vom Wider- 
spruchsverfahren zum reinen Anmeldeverfahren, wie in § 6 
Abs. 1 geregelt, überzugehen. Die Mißbrauchsaufsicht dürfte 
ausreichend sein, störende Wettbewerbsbeschränkungen zu 
verhindern. 

Das Bundeskartellamt hatte zu prüfen, ob durch bloße Preis- 
und Rabattabreden Rationalisierungserfolge im Sinne des § 5 
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Abs. 2 erreicht werden. Die im Zusammenhang mit den Rabatt- 
kartellen der Textilveredler getroffenen Entscheidungen haben 
festgestellt, daß Preisabreden keine Rationalisierungsmaßnah- 
men im Sinne des § 5 Abs. 2 sein können. Diese Vereinbarun- 
gen sind darauf gerichtet, das Aufwand-Ertrags-Verhältnis 
durch kollektive Festlegung höherer Preise — als sie ohne 
Absprache erzielbar wären — zu verbessern. Sie können zwar 
zu einer Verbesserung der Einkommensverteilung zugunsten 
der Kartellmitglieder führen, eine Verbesserung des innerbe- 
trieblichen Aufwands-Ertrags-Verhältnisses (Rationalisierungs- 
erfolg) wird dadurch jedoch nicht erreicht. 

Bei Erlaubnisanträgen für Rationalisierungskartelle im Sinne 
des § 5 Abs. 2 und 3 (Syndikate) hatte das Bundeskartellamt 
sich auch regelmäßig mit den Problemen der Absatzquoten- 
regelung zu befassen. Diese Regelung wird von den Syndi- 
katen überwiegend damit motiviert, daß sie eine der jeweiligen 
Auftragslage entsprechende gleichmäßige Beschäftigung der 
Produktionskapazitäten sicherstellt. Im Zusammenhang mit an- 
deren Rationalisierungseffekten hat das Bundeskartellamt die- 
ses Vorbringen positiv gewürdigt. Es darf dabei indessen nicht 
außer acht gelassen werden, daß bei einem nachhaltigen Nach- 
fragerückgang die Gefahr besteht, daß Produktionskapazitäten 
nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraumes abgebaut, son- 
dern weiterhin durchgeschleppt werden. Unterbeschäftigte 
Kapazitäten verteuern die Erzeugung und verhindern eine 
Produktionskostensenkung. Ist im konkreten Fall zu erkennen, 
daß der Rationalisierungseffekt einer Syndikatsbildung (Ver- 
triebskostensenkung) durch die Nachteile der Beibehaltung 
unterbeschäftigter Produktionskapazitäten aufgehoben wird 
oder tritt bei einem erlaubten Syndikat diese Tatsache im Zeit- 
ablauf ein, so wird eine Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 nicht 
erteilt werden können oder nach § 11 Abs. 4 Nr. 1 widerrufen 
werden müssen. 

Im Bereiche der Exportkartelle nehmen die mit der zuneh- 
menden Integration der in der EWG zusammengeschlossenen 
europäischen Volkswirtschaften und mit der Anwendung der 
Wettbewerbsgrundsätze des EWG-Vertrages verbundenen 
Probleme an Umfang und Bedeutung zu. Die hier auftretenden 
Fragen, die im einzelnen im Dritten Kapitel des Berichts dar- 
gestellt sind, konnten auch im Jahre 1960 nicht vollkommen 
gelöst werden. Die von der Kommission vorgelegte erste 
Durchführungsverordnung zu Artikel 85 des EWG-Vertrages 
wird eine weitere Klärung dieser Fragen bringen, auf der an- 
deren Seite indessen schwerwiegende Harmonisierungspro- 
bleme mit dem deutschen Recht aufwerfen. 

Bei den Wettbewerbsregeln (§§ 28 ff.) konnte eine weitere 
Abgrenzung des durch sie gestalteten Raumes erzielt werden. 
Die Entscheidung über den Antrag auf Eintragung von Wett- 
bewerbsregeln für Ziehereien und Kaltwalzwerke führte zur 
Aufstellung wichtiger Grundsätze. Danach dienen Wettbe- 
werbsregeln der Verwirklichung lauterer, d. h. sittlich-recht- 
licher Grundsätze im Wettbewerb. Sie können nicht nur ge- 
setzwidrige, unlautere Wettbewerbstatbestände regeln, sondern 
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bereits vorbeugend die einzelnen Wettbewerbsmethoden inne- 
wohnende Tendenz zur Unlauterkeit bekämpfen und hierdurch 
die Voraussetzung für einen lauteren Wettbewerb schaffen. 

Die in der Stellungnahme der Bundesregierung zum Tätig- 
keitsbericht des Bundeskartellamtes für 1959 unter IV. für eine 
Novellierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen erwähnten Überlegungen sind im Bundeskartellamt weiter 
fortgeführt worden. 
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ERSTES KAPITEL 

Aufbau und Gliederung des Bundeskartellamtes 


Im dritten Jahr der Tätigkeit des Bundeskartell- 
amtes wurde der personelle Aufbau durch Errich- 
tung einer weiteren Abteilung am 1. Juli 1960 fort- 
gesetzt. In Anbetracht der Geschäftsbedürfnisse 
wurde diese Abteilung an Stelle der ursprünglich 
vorgesehenen 2. Einspruchsabteilung auf Grund des 
Erlasses des Bundesministers für Wirtschaft vom 
16. März 1960 (§ 48 Abs. 2 Satz 1 GWB) als 5. Be- 
schlußabteilung errichtet. Die Änderung der Zu- 
ständigkeitsverteilung ergibt sich aus dem anlie- 
genden Organisationsplan. 

Der Bestand der Bibliothek an Büchern und Zeit- 
schriften hat sich im Berichtszeitraum auf 1 1 365 
Exemplare erhöht. 

Einer für das Haushaltsjahr 1960 (1. April bis 
31. Dezember 1960) veranschlagten Gebührenein- 
nahme von 375 000 DM steht ein tatsädilidies Ge- 
bührenaufkommen von insgesamt 435 781,10 DM 
gegenüber. 


Personelle Entwicklung des Bundeskartellamtes 


Stichtag 

Beamte 


Angestellt 

e 

Arbeiter 

Ins- 

gesamt 

Ins- 

gesamt 

davon 

Ins- 

gesamt 

davon 

höherer 

Dienst 

sonstige 

höherer 

Dienst 

sonstige 

Stellensoll 

79 + 2 

58 

23 

86 

24 

62 

13 

180 

1. Januar 1960 

53 

37 

16 

97 

30 

67 

13 

163 

31. Dezember 1960 

68 

48 

20 

90 

26 

i 

64 

12 

170 
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ZWEITES KAPITEL 

Einzelfragen der Anwendung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 


I. Zu § 1 (Unwirksamkeit von Kartellverträgen) 

Mit den Problemen des § 1 hat das Bundes- 
kartellamt sich in zahlreichen Fällen befassen müs- 
sen. 

Im Berichtszeitraum sind 195 Verfahren nach § 1 
neu eingeleitet worden. 24 Verfahren fanden ihr 
Ende, nachdem die beteiligten Unternehmen auf 
Grund der Abmahnung des Bundeskartellamtes die 
beanstandeten Verträge oder Beschlüsse aufgeho- 
ben oder abgeändert hatten. 150 Verfahren wurden 
aus anderen Gründen eingestellt und 10 Verfahren 
an die Landeskartellbehörden abgegeben. 253 Ver- 
fahren simd noch nicht abgeschlossen. Bußgeldan- 
träge hat das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum 
nicht gestellt. 

Die Frage der Anwendung des § 1 auf die freien 
Berufe (Tätigkeitsbericht 1958 S. 39 — Bundestags- 
drucksache 1000 — und Tätigkeitsbericht 1959 
S. 14/15 — Bundestagsdrucksache 1795 — ) ist noch 
nicht abschließend entschieden. Das Bundeskartell- 
amt hält an der im Tätigkeitsbericht 1959 S. 15 er- 
läuterten Ansicht fest, daß die Tätigkeit der freien 
Berufe die Merkmale „Unternehmen“ und „gewerb- 
liche Leistungen“ im Sinne des § 1 erfüllen kann 
und daß Ausnahmen von § 1 nur gegeben sind, 
wenn und soweit wettbewerbsbeschränkende Ab- 
sprachen der Berufsangehürigen oder Beschlüsse 
ihrer Berufsvereinigungen durch staatliches oder 
auf Grund staatlicher Ermächtigung gesetzes Be- 
rufsstandsrecht der Anwendung des GWB entzogen 
sind. Diese Auffassung hat das Kammergericht im 
Beschluß vom 12. Januar 1960 (WuW/E OLG 322) 
über die Beschwerde des Bundesverbandes der 
Vereidigten Buchprüfer und Bücherrevisoren e. V. 
(Tätigkeitsbericht 1959 S. 15) bestätigt^). Es hat 
ausgesprochen, daß der Begriff des Unternehmens 
nicht nach den Grundsätzen des Gewerbesteuer- 
rechts oder der Gewerbeordnung entwickelt wer- 
den dürfe, sondern daß Unternehmen im Sinne des 
§ 1 jede nicht rein private und sich außerhalb des 
Erwerbslebens abspielende Tätigkeit sei. Als „ge- 
werbliche Leistungen“ im Sinne des § 1 seien mit 
Ausnahme der Arbeits- und Dienstverhältnisse alle 
Leistungen anzusehen, die im geschäftlichen Ver- 


0 Soweit in diesem Bericht Paragraphen ohne Angabe 
des Gesetzes zitiert werden, handelt es -sich um Para- 
graphen des Gesetze^s gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (GWB). 

“) Die Rechtsbeschwerdc des Bundesverbandes der Ver- 
eidigten Buchprüfer und Bücherrevisoren e. V. ist 
durch Beschluß dos Bundesgerichtishofes vom 15. De- 
zember 1960 (BB 1961 S. 193) zurückgewiesen worden. 


I kehr erbracht würden. Das gegenwärtige Berufs- 
recht der vereidigten Buchprüfer rechtfertige auch 
nicht die Annahme, daß Absprachen der vereidig- 
ten Buchprüfer oder Beschlüsse ihrer Berufsvereini- 
' gungen über die Gebührenhöhe in jedem Falle der 
Anwendung des GWB entzogen seien. Das Bundes- 
kartellamt sieht daher in der Herausgabe von Ge- 
bührenordnungen oder von Gebührensätzen für 
I Angehörige freier Berufe regelmäßig eine nach § 38 
I Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 1 verbotene 
I Preisempfehlung und hat auch im Berichtszeitraum 
Herausgeber solcher Empfehlungen entsprechend 
beschieden. 

Eine Reihe von Fragen grundsätzlicher Bedeu- 
tung hat sich wiederum bei der Prüfung ergeben, 
ob Verträge oder Beschlüsse „geeignet sind, die Er- 
zeugung oder die Marktverhältnisse für den Ver- 
kehr mit Waren oder gewerblichen Leistungen 
durch Beschränkung des Wettbewerbs zu beein- 
flussen“. 

In Sachen der Nordbayerisdien Basalt-Union 
GmbH wegen Erteilung einer Erlaubnis nach § 5 
Abs. 2 und 3 hatte die Antragstellerin unter ande- 
rem geltend gemacht, daß der dem Bundeskartell- 
amt vorgelegte Vertrag nicht unter § 1 falle, weil 
die Marktbeeinflussung nur gering sei. Die Gesell- 
schafter setztem nur einen Teil ihrer Produktion 
über die Union ab, dürften aber über den übrigen 
Teil frei verfügen; darüber hinaus sei das Absatz- 
gebiet im Verhältnis zum Gebiet der Bundesrepu- 
blik oder auch des Landes Bayern nur klein. Das 
Bundeskartellamt hat im Beschluß vom 25. April 
1960 (WuW/E Bundeskartellamt 191) ausgeführt, 
daß der Vertrag auch unter diesen Umständen ge- 
eignet sei, die Erzeugung und die Marktverhält- 
' nisse für den Verkehr mit vertragsgegenständ- 
lichen Basalt-Erzeugnissen zu beeinflussen. Der 
Bundesgerichtshof hat im Beschluß vom 14. Januar 
1960 (WuW/E BGH 369 „Hamburger Kohlenplatz- 
handel“) ausgesprochen, daß das Gesetz eine we- 
sentliche Beeinflussung der Marktverhältnisse 
nicht verlange. 

Wichtige Fragen der Abgrenzung des Begriffs 
‘ der Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 
stehen in zwei Fällen zur Entscheidung, in denen 
mehrere selbständige Unternehmen unter Einbrin- 
gung je eines Teiles ihrer Betriebe Gemeinschafts- 
unternehmen gegründet und diesen bestimmte, bis 
dahin jeweils selbst ausgeführte Produktions- bzw. 

■ Bearbeitungs- und Handelsfunktionen übertragen 
haben. 

■ Von den im Tätigkeitsbericht 1959 S. 15 und S. 17 
1 erwähnten Fällen faktischen Syndikatsverhaltens 
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hat sich einer dadurch erledigt, daß der Vertrag 
aber die Errichtung der gemeinsamen Verkaufs- 
stelle aufgehoben worden ist. Bei der Entscheidung 
der übrigen Fälle wird der Beschluß des Bundes- 
gerichtshofes vom 14. Januar 1960 zu berücksichti- 
gen sein. Danach kann eine vertragliche Absprache 
nach § 1 angenommen werden, wenn die Beteilig- 
ten ein gleichförmiges Verhalten untereinander 
„abgestimmpL" haben. Nach Ansicht des Bundes- 
kartellaimtes liegt ein „abgestimmtes" Verhalten 
auch dann vor, wenn die Beteiligten keine klag- : 
bare Verpflichtung begründen wollten, sondern , 
sich nur in einem sogenannten gentlemen's agree- 
ment auf ein gleichförmiges Verhalten geeinigt ha- 
ben. 

In größerer Zahl sind dem Bundeskartellamt 
wiederum Gütezeichensatzungen zur Prüfung vor- 
gelegt worden. Bei der Bearbeitung der Fälle wurde | 
nach den im Tätigkeitsbericht 1959 S. 16 dargeleg- 
ten Grundsätzen vorgegangen. In zwei Fällen ist 
den Gemeinschaften empfohlen worden, satzungs- 
mäßige Befugnisse des Vorstandes zum Erlaß be- 
sonderer Vorschriften über den Gebrauch des Güte- 
zeichens in der Einzel- und Gemeinschaftswerbung 
genau abzugrenzen, um der Möglichkeit zu begeg- 
nen, daß diese Befugnisse dazu benutzt werden, den 
Wettbewerb unter den Mitgliedern zu beschrän- 
ken. Für die Besetzung der neutralen Prüfstellen 
wurde gefordert, daß der Personenkreis, aus dem 
die Mitglieder der Prüfstellen zu wählen sind, aus 
den Satzungen oder „Besonderen Bedingungen" 
ersichtlich sein muß. 

Zahlreiche Verfahren betreffen Anfrage-, Auf- 
trags-, Angebots-, Preis- und Umsatzmeldeverfahren 
(Tätigkeitsibericht 1959 S. 16). Unter anderen wer- 
den folgende Fälle geprüft: 

Sechs bedeutende stahlverarbeitende Unterneh- 
men in einem Markt von über 200 gleichartigen 
Anbietern praktizieren ein für das In- und Ausland 
geltendes Anfrage- und Angebotsmeldeverfahren. 
Den Unternehmen, die ein von ihnen abzugebendes 
Angebot melden, teilt die Meldestelle zur Kontrolle 
der Kalkulation einen Richtpreis mit. Das Bundes- 
kartellamt prüft, ob dieses Verfahren zur Beein- 
flussung der Marktverhältnisse durch Wettbewerbs- 
beschränkungen geeignet ist. 

In einem anderen Fall betreiben Unternehmen 
der stahlverarbeitenden Industrie ein Anfrage- 
meldeverfahren (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 16), 
bei dem die Meldestelle mit einem Richtpreisaus- 
schuß in Verbindung steht. Zusammensetzung und 
Aufgaben des Ausschusses werden noch aufgeklärt. 

Die von verschiedenen Verbänden der Bauwirt- 
schaft eingeführten Meldeverfahren, in deren Rah- 
men die von den einzelnen Unternehmen auf Aus- 
schreibungen abzugebenden Angebote statistisch 
erfaßt werden, sind vom Bundeskartellamt und den 
Landeskartellbehörden geprüft worden. Anhalts- 
punkte für einen Mißbrauch dieser statistischen 
Meldeverfahren waren bisher nicht zu erkennen, 
insbeso^ndere konnte ein Zusammenhang zwischen 
Meldeverfahren und bekanntgewordenen Submis- 
sionsabsprachen nicht festgestellt werden. 
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In dem Fall der Versendung von Musterkalkula- 
tionen für ausgeschriebene Bauvorhaben (Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 16) hat sich bisher der Nach- 
weis eines Verstoßes gegen § 30 Abs. 2 Satz 2 in 
Verbindung mit § 1 nicht führen lassen. 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr aus 
verschiedenen Anlässen eine Überprüfung der frei- 
willigen Handelsketten begonnen. In diesem Zu- 
sammenhang sind bedeutsam: Die verschiedenen 
Einrichtungen eines gemeinschaftlichen Einkaufs, 
vertikale Preisempfehlungen, die den Verbraucher 
erreichen, und Gebietsaufteilungen zwischen den 
Großhändlern. Das Bundeskartellamt hat bisher 
nicht feststellen können, daß die Mitglieder der 
Ketten in irgendeiner Form vertraglich zu einem 
gemeinsamen Einkauf verpflichtet sind und damit 
ein unter § 1 fallendes Nachfragekartell bilden. 
Zwar wird meist in der Satzung der gemeinschaft- 
liche Einkauf als Vereins- bzw. Gesellschaftszweck 
der Handelskette bezeichnet oder in anderer Form 
den Mitgliedern die Beteiligung am Gemeinschafts- 
einkauf nahegelegt: alle in die Überprüfung einbe- 
zogenen Handelsketten haben jedoch erklärt, daß 
ihre Mitglieder nicht verpflichtet seien, ihren Be- 
darf ganz oder zu einem bestimmten Teil über die 
Kette zu decken; die Praxis habe gezeigt, daß eine 
weitgehende Konzentration des Einkaufs unratio- 
nell sei; die Mitglieder kauften in der Regel unter 
20 V. H., äußerstenfalls bis zu 30 v. H. ihres Bedarfs 
über die Kettenzentrale ein. Das Oberlandesgericht 
Frankfurt hat im Urteil vom 3. März 1960 (WuW/E 
OLG 337) hinsichtlich einer freiwilligen Handels- 
kette festgestellt, daß die vertragliche Zuweisung 
räumlich genau abgegrenzter Bezirke an die 
einzelnen Kettengroßhändler zur ausschließlichen 
Belieferung nach § 1 unwirksam ist. Im Hinblick 
auf die mannigfachen Unterschiede in der Organi- 
sation der einzelnen Handelsketten liegt ein solcher 
Tatbestand nicht generell vor. Eine einheitliche Be- 
urteilung der — oft im Zusammenhang mit Werbe- 
maßnahmen — ergehenden Preisempfehlungen ist 
wegen der Unterschiede im Aufbau und in der Ge- 
schäftspraxis der einzelnen Handelsketten nicht 
möglich. Außerdem ist von Fall zu Fall zu prüfen, 
inwieweit Empfehlungen unter Umständen als Mit- 
telstandsempfehlungen durch § 38 Abs. 2 Satz 3 
I geschützt sind. 

Aus der Praxis des Bundeskartellamtes in der 
Berichtszeit sind weiterhin folgende Fälle hervor- 
zuheben: 

Das Bundeskartellamt prüft ein Vertragswerk 
zwischen zwei Unternehmen der Grundstoffindu- 
strie und einer Vertriebsfirma, die gemeinsam eine 
Vertriebs-GmbH gegründet haben. Die beiden Her- 
i stellerunternehmen haben sich im Gesellschaftsver- 
trag bestimmten Andienungspflichten unterworfen, 
i Daneben bestehen zwischen der neu gegründeten 
I Vertriebs-GmbH und zwei ihrer Gründer Vertriebs- 
I Verträge, die für die verschiedenen Sorten des 
' Grundstoffes gegenseitige Bezugsrechte und -pflich- 
: ten enthalten. Sinn des Vertragswerkes ist die ge- 
! meinsame Ausnutzung aller den Vertragsbeteilig- 
ten zur Verfügung stehenden Herstellungs- und 
, Vertriebsmöglichkeiten zum Zwecke der gemein- 
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Samen Verstärkung der Marktposition. Eine ab- 
schließende Feststellung, daß es sich bei dem Ver- 
tragswerk um eine unter § 1 fallende Regelung 
handelt, ist vom Bundeskartellamt bisher nicht ge- 
troffen worden. Erst kürzlich sind weitere grund- 
legende Abmachungen der Beteiligten bekanntge- 
worden, deren kartellrechtliche Prüfung noch nicht 
beendet ist. 

Verträge zwischen deutschen und niederländi- 
schen Herstellern, die Preis- und Gebietsabsprachen 
enthalten, haben das Bundeskartellamt veranlaßt, 
die an der Absprache beteiligten deutschen Unter- 
nehmen aufzufordern, die Verträge wegen des 
nicht heilbaren Verstoßes gegen § 1 in Verbindung 
mit § 38 Abs. 1 Nr. 1 nicht mehr zu praktizieren. 
Die deutschen Unternehmen haben dieser Aufforde- 
rung Folge geleistet. Da die Verträge unter Um- 
ständen zugleich gegen Artikel 85 EWG-Vertrag 
verstoßen, wurde der EWG-Kommission (General- 
direktion für Wettbewerb) von dem Vertragswerk 
und von dem vom Bundeskartellamt Veranlaßten 
Kenntnis gegeben. 

Ein Saatzuchtbetrieb hatte sich in zwei Verträgen 
mit Fachhändlerverbänden verpflichtet, Direktliefe- 
rungen an sonstige Händler und Verbraucher zu 
unterlassen, Saatgut seiner geschützten Sorten nur 
noch über den Samenfachhandel zu vertreiben, die 
Preise dieses Saatgutes zu binden und den Händler- 
verbänden eine Mitwirkung bei der Festsetzung 
der zu bindenden Preise und Spannen einzuräumen. 
Ferner wurde die Belieferung von Warenhäusern 
und ähnlichen Unternehmen in den Verträgen aus- 
geschlossen. Die zwischen dem Saatzuchtbetrieb und 
den Händler verbänden zu dem gemeinsamen Zweck 
einer Befriedung und Ordnung des Marktes für 
Saatgut geschlossenen Verträge fallen unter § 1 
und nicht unter die Ausnahmevorschrift des § 100 
Abs. 1. Die Beteiligten haben, nachdem sie auf diese 
Rechtslage hingewiesen worden sind, dem Bundes- 
kartellamt erklärt, daß die Verträge nicht mehr 
praktiziert werden. 

In mehreren Fällen hat das Bundeskartellamt auf 
Grund eigener Marktbeobachtung oder auf 
Grund von Beschwerden über gleichförmiges Ver- 
halten von Unternehmen, insbesondere über ein- 
heitliche Preise und Rabatte bei Unternehmen der 
gleichen Branche, Ermittlungen wegen Verdachtes 
eines Verstoßes gegen § 1 eingeleitet. Die Verfah- 
ren sind noch nicht abgeschlossen. 

Verschiedentlich hatte sich das Bundeskartellamt 
mit Gemeinschaftswerbungen zu befassen. Die Prü- 
fung erfolgt nach den im Tätigkeitsbericht 1959 
S. 18 genannten Grundsätzen. In zwei Fällen haben 
die Ermittlungen ergeben, daß die Gemeinschafts- 
mitglieder in ihrer individuellen Werbung nicht be- 
schränkt sind. Es muß noch aufgeklärt werden, ob 
die Gemeinschaftswerbung mit Preisangaben ver- 
bunden ist und den Preisangaben Absprachen nach 
§ 1 zugrunde liegen. 

In einem Falle der Gemeinschaftswerbung hatten 
die Gemeinschaftsmitglieder auf Grund einer ent- 
sprechenden Übereinkunft Aufträge an ihre Vor- 
lieferanten davon abhängig gemacht, daß diese den 
Abzug eines „Werbeskontos " von ihren Rechnun- 


gen duldeten. Dadurch sollten die erforderlichen 
Werbemittel aufgebracht werden. Nach Abmahnung 
durch das Bundeskartellamt haben die Beteiligten 
ihr Verhalten aufgegeben. 

Im Bereich der Patentverwertungsverträge wur- 
den in einem Fall Lizenzverträge nach § 1 bean- 
standet, die ein Unternehmen als Lizenzgeber mit 
anderen Unternehmen desselben Geschäftszweiges 
abgeschlossen hat. In diesen Verträgen werden den 
Lizenznehmern zwecks Beschränkung des Angebots 
auf dem betreffenden Markt Produktions- und Ver- 
triebsbeschränkungen hinsichtlich der lizenzierten 
Gegenstände auferlegt. Die Lizenzgeberin selbst ist 
zur Veränderung ihres eigenen Produktions- und 
Vertriebsvolumens nur berechtigt, wenn sie die den 
Lizenznehmern auferlegten Mengenbeschränkungen 
entsprechend prozentual anpaßt. Das Bundeskartell- 
amt hat die Rechtsauffassung vertreten, daß insbe- 
sondere wegen dieser vertraglichen Beschränkung 
der eigenen unternehmerischen Entscheidungsfrei- 
heit der Lizenzgeberin auf die Lizenzverträge § 1 
Anwendung findet. Da nach § 20 Abs. 4 die §§ 1 bis 14 
unberührt bleiben, geht § 1 den §§20,21 vor. Damit 
sind z. B. auch die den Lizenznehmern auferlegten 
Mengenbeschränkungen weder durch § 20 Abs. 1 
Halbsatz 2 GWB noch durch §§ 6, 9 Satz 2 PatG ge- 
rechtfertigt. Die Lizenzgeberin hat den geltend ge- 
machten kartellrechtlichen Bedenken zwischenzeit- 
lich durch Vorlage neuer Vertragsentwürfe, in 
denen u. a. keine Beschränkungen hinsichtlich ihres 
eigenen Produktions- und Vertriebsvolumens ent- 
halten sind, Rechnung getragen. 

Die im Tätigkeitsberidit 1958 S. 39 hinsichtlich 
der urheberrechtlichen Verwertungsgesellschaften 
allgemein nach § 1 geäußerten Bedenken haben 
nach Prüfung der Satzungen und Berechtigungsver- 
träge und unter Berücksichtigung der praktischen 
Auswirkungen dieser Zusammenschlüsse von Ur- 
hebern und Verlegern usw. zu folgenden Stellung- 
nahmen des Bundeskartellamtes geführt: 

Die Gründungsverträge odei Satzungen der Ver- 
wertungsgesellschaften können zwar die Tatbestands- 
merkmale des § 1 erfüllen; dies'' Bestimmung bleibt 
jedoch außer Betracht bei ind. d aalrechtlichen Be- 
rechtigungsverträgen mit den Urhebern, in denen 
diese sich in der eigenen Veiwertung ihrer Redite 
beschränken, wenn sie zu lediglich faktischen 
Wettbewerbsbeschränkungen führen können. Auf 
die GEMA als marktbeherrschendes Unternehmen 
findet aber § 22 mit der Folge der Mißbrauchsauf- 
sicht durch das Bundeskartellamt Anwendung (siehe 
auch Abschnitt XVII Nr. 1). Damit steht die Erwä- 
gung in Einklang, daß die nach Gesetz und höchst- 
richterlicher Rechtsprechung den Urhebern und 
neuerdings auch den ausübenden Künstlern zuste- 
henden Rechte aus zwingenden tatsächlichen Grün- 
den nicht von den einzelnen Berechtigten selbst, 
sondern nur durch Verwertungsgesellschaften wahr- 
genommen werden können. Hierfür ist die Über- 
tragung einer Reihe von urheberrechtlichen Befug- 
nissen auf die in Betracht kommenden Verwer- 
tungsgesellschaften mit dinglicher Wirkung zur 
ausschließlichen Nutzung unerläßlich. Das noch im 
Entwurf befindliche Verwertungsgesellschaften-Ge- 
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setz (vgl. den Referentenentwurf des Bundesjustiz- 
ministeriums von 1954) dürfte zur endgültigen 
Klärung noch offener Rechtsfragen beitragen. 

In diesem Zusammenhang war auch die Frage zu 
prüfen, ob die unter der Bezeichnung Bureau Inter- 
national de l'Edition Mecanique (BIEM) in der 
Rechtsform einer französischen Gesellschaft bürger- 
lichen Rechts mit Sitz in Paris tätige internationale 
Urheberrechts-Verwertungsgesellschaft, soweit sie 
die ihr von der GEMA übertragenen Rechte deutscher 
Musikautoren wahrnahm, nach § 98 Abs. 2 unter 
die Bestimmung des § 1 fällt. Das Bundeskartellamt 
hat gegenüber der deutschen BIEM-Gesellschafterin, 
der GEMA, Bedenken nach § 1 geltend gemacht: 
Einzelne Bestimmungen des BIEM-Statutes ließen 
erkennen, daß es sich bei dem BIEM um ein Preis- 
und Koruditionenkartell handele. Die GEMA ist die- 
sen Bedenken gefolgt und unter Rückerwerb der 
von ihr übertragenen Rechte aus dem BIEM ausge- 
schieden. 

Im Tätigkeitsbericht 1959 S. 18 ist die Frage be- 
handelt worden, unter welchen Voraussetzungen 
Zusammenschlüsse von Filmtheaterunternehmen, 
die den Abschluß von Filmbestellverträgen zum Ge- 
genstand haben, sich als Kartell im Sinne des § 1 
darstellen. Ein dieserhalb gegen einige Filmtheater 
gerichtetes Verfahren konnte eingestellt werden, 
da auf die vom Bundeskartellamt geäußerten kar- 
tellrechtlichen Bedenken hin die beabsichtigte 
Gründung unterblieben ist. Die Zusammenschlüsse 
von Filmtheatern zur Mitfinanzierung der Filmher- 
stellung und zur gemeinsamen Verwertung (Ver- 
leih) dieser Filme (Tätigkeitsbericht 1959 S. 18) wer- 
den noch geprüft. 

Die Prüfung der Verkehrs- und Verkaufsordnung 
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels 
(WO, Tätigkeitsbericht 1959 S. 18) ist noch nicht 
abgeschlossen. An diesem Fall zeigt sich, wie 
schwierig es im Einzelfall sein kann, bei einer in 
fast hundert Jahren entwickelten Regelung festzu- 
stellen, ob es sich nur um eine Aufzeichnung be- 
stehender Handelsbräuche oder darum handelt, mit 
einer solchen Regelung einheitliche Konditionen 
oder Rabatte durch Verbandsbeschluß festzulegen 
oder zu empfehlen. Wegen der Bedeutung der WO 
für das buchhändlerische Vertriebssystem hat das 
Bundeskartellamt in einem Anhörungstermin allen 
an der WO interessierten Verbänden und Behör- 
den Gelegenheit gegeben, ihren Standpunkt darzu- 
legen. Der Börsenverein hat inzwischen die WO 
umgestaltet und erneut zur Prüfung vorgelegt. 
Diese Prüfung ist noch nicht beendet. Die Bemü- 
hungen des Börsenvereins, die Schulbuchrabatte zu 
beseitigen oder zu vereinheitlichen, sind als ein- 
deutiger Verstoß gegen § 1 bereits mit Erfolg abge- 
mahnt worden. 

11. Konditionenkartelle 

Im Berichtszeitraum war neben den im Jahre 1960 
angemeldeten Kontionenkartellen noch über die am 
31. Dezember 1959 anhängig gewesenen zu beschlie- 
ßen. Es handelte sich hierbei um: 

1. „Deutsche Wirker- und Stricker-Konvention" 
(BAnz. Nr. 11 vom 19. Januar 1960), 


2. „Rabatt- und Konditionenkartell des Röhren- 
direkthandels (A-Großhandel)" 

(BAnz. Nr. 210 vom 31. Oktober 1959). 

Im Berichtszeitraum wurden 14 Konditionenkartelle 
angemeldet, und zwar: 

3. „Kartellvereinigung Bekleidungsindustrie" 
(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

4. „Kartellverband Berufs- und Sportbekleidungs- 
industrie" 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

'5. „Fachkartell Damenoberbekleidungsindustrie 
(Bundesgebiet) " 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

6. „Fachkartell Damenoberbekleidungsindustrie 
(Berlin-West) " 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

7. „Fachkartell der Herren- und Knabenoberbe- 
kleidungsindustrie" 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

8. „Fachkartell für Hosenträger- und Gürtelindu- 
strie" 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

9. „Wirtschaftliche Vereinigung Deutscher Kra- 
wattenfabrikanten" 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

10. „Fachkartell der Mieder- und Leibbindenindu- 
strie" 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

11. „Fachkartell der Wäsche- und weiblichen Be- 
rufsbekleidungsindustrie " 

(BAnz. Nr. 21 vom 2. Februar 1960), 

12. „Konditionenkartell der Deutschen Baumwoll- 
zwirnerei (Fabrikationszwirne)" 

(BAnz. Nr. 73 vom 14. April 1960), 

13. „Stoffdruck-Konvention" 

(BAnz. Nr. 75 vom 20. April 1960), 

14. „Konditionen- und Rabattkartell der Deutschen 
Schirmstoffweberei" 

(BAnz. Nr. 93 vom 14. Mai 1960), 

15. „Konditionen-Vereinigung der Deutschen Tep- 
pich-, Möbel- und Dekorationsstoff-Industrie 
e. V." 

(BAnz. Nr. 155 vom 13. August 1960), 

16. „Konditionenkartell des Pfandkreditgewerbes" 
(BAnz. Nr. 197 vom 12. Oktober 1960). 

Zu fünf bereits angemeldeten Konditionenkartellen 
wurden Änderungen angemeldet: 

17. „Änderung des Rabatt- und Konditionenkartells 
für Polyesterlichtplatten" 

(BAnz. Nr. 247 vom 24. Dezember 1959, 

BAnz. Nr. 7 vom 13. Januar 1960, 

BAnz. Nr. 31 vom 16. Februar 1960, 

BAnz. Nr. 150 vom 6. August 1960 und 
BAnz. Nr. 204 vom 21. Oktober 1960), 
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18. „Änderung des Konditionen- und Rabattkarteils 
der Marktgemeinschaft Öfen e. V." 

(BAnz. Nr. 15 vom 23. Januar 1960), 

19. „Änderung des Konditionenkartelis für Ober- 
bekleidungsstoffe, Wäschestoffe, Kleider- und 
Mantelsamte sowie Samtbänder (Konvention 
der Deutschen Seidenstoff- und Samtfabrikan- 
ten) " 

(BÄnz. Nr. 93 vom 14. Mai 1960), 

20. „Änderung des Konditionenkartelis für Tuch- 
und Kleiderstoffe sowie Haareinlage und son- 
stige elastische Einlagestoffe (Deutsche Tuch- 
und Kleiderstoff-Konvention) " 

(BÄnz. Nr. 102 vorn 28. Mai 1960 und 
BÄnz. Nr. 189 vom 30. September 1960), 

21. „Änderung des Konditionenkartells der Kon- 
vention der Baumwollweberei und verwandter 
Industriezweige" 

(BÄnz. Nr. 198 vom 13. Oktober 1960). 

Don Anmeldungen zu 1. bis 15. und 18. bis 21. ist 
nicht widersprochen worden — zu 2. nur hinsicht- 
lich des Konditionenteils nicht — ; über die Anmel- 
dungen zu 16. und zum Teil zu 17. ist noch nicht 
entschieden. 

Den Verträgen zu 1., 13. und 15. lagen die neuen 
Einheitsbedingungcn der Textilindustrie zugrunde, 
die bereits in vier im Jahre 1959 wirksam gewor- 
denen Konditionenkartellen enthalten sind (vgl. Nr. 
12 bis 15, Tabelle C, Tätigkeitsbericht 1959 S. 110, 
111). Branchenbedingten Besonderheiten wird in je- 
weils von dem einzelnen Kartell beschlossenen Zu- 
satzbestimmungen Rechnung getragen, die zum Teil 
kartellrechtlich bedenkliche Regelungen enthielten. 
So hatten die Stoffdrucker (Nr. 13) u. a. Zusatzbe- 
stimmungen angemeldet, wonach fehlerhaft be- 
druckte Waren (sogenannte Fehlware) den daran 
interessierten Abnehmern erst gegen Saisonschluß 
ausgeliefert werden und Schadensersatzansprüche 
wegen Nichtlieferung oder wegen Lieferung von 
Fehlware ausgeschlossen sein sollten. Die Frage, ob 
die Regelung über die Auslieferung der Fehlware 
erst gegen Saisonschluß überhaupt eine Kondition 
in technischem Sinne ist, konnte dahingestellt blei- 
ben; denn mit dieser Bestimmung wurde von dem 
Kartell zugestandenerweise ein Zweck verfolgt, der 
mit der Abwicklung des Hauptgeschäfts nicht mehr 
in unmittelbarem Zusam.menhang steht, sondern in 
erster Linie eine Regelung des Wettbewerbs mit 
den aus der Weiterverarbeitung der Fehlware her- 
gestellten Erzeugnissen beabsichtigt. Diese Bestim- 
mung wurde daher auf Anregung des Bundeskar- 
tellamtes gestrichen. Der Ausschluß jeglicher Scha- 
densersatzansprüche ist durch den Zusatz, daß ab- 
weichende Parteivereinbarungen zulässig sind, auf- 
gelockert worden. 

Die Deutsche Tuch- und Kleiderstoff-Konvention 
(Nr. 20) hatte eine Zusatzbestimmung über die Lie- 
ferung von Mustern angemeldet. Auch diese Zusatz- 
bestiminung bedurfte im Anmeldeverfahren der Ab- 
änderung. Die Bestimmung, daß Muster zum Preise 
der bemusterten Ware zu berechnen sind, bezieht 
sich unmittelbar auf Preise im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 2 und mußte deshalb gestrichen werden. Die 


Regelung der kostenfreien Abgabe von Mustern un- 
ter bestimmten Voraussetzungen konnte erst dann 
als Geschäftsbedingung im Sinne des § 2 angesehen 
werden, nachdem sic in eine unmittelbare Bezie- 
hung zur Abwicklung des Hauptgeschäfts gebracht 
worden war. 

In einem Musterverfahren mit der Konvention 
der Deutschen Seidenstoff- und Samtfabrikanten 
(Nr. 19), das für alle Konditionenkartelle von Be- 
deutung ist, deren Geschäfts-, Lieferungs- und Zah- 
lungsbedingungen die neuen Einheitsbedingungen 
der Textilindustrie enthalten, wurde über die Zu- 
lässigkeit der sog- Festpreisklausel entschieden. 
Diese Klausel war zunächst aus den angemeldeten 
Konditionen herausgenommen worden, weil wegen 
der kurzen Widerspruchsfrist im Anmeldeverfahren 
weder dem Kartell eine ausführliche Begründung 
noch dem Bundeskartellamt eine abschließende Beur- 
teilung möglich war. Zum Gegenstand eines selbstän- 
digen Verfahrens nach § 2 gemacht, ist ihr aus fol- 
genden Gründen nicht widersprochen worden: Die 
Abwicklung der Kaufverträge in diesem Wirtschafts- 
zweig dauert für modische Waren etwa 3 bis 5 Mo- 
nate. Während dieser Zeit ist der Absatz der Ware 
modischen Einflüssen unterworfen. Durch die Fest- 
preisklausel wird eine nachträgliche Änderung des 
vertraglich vereinbarten Preises verhindert. Ande- 
renfalls könnte ein marktstarkes Unternehmen seine 
Macht nicht nur bei Abschluß des Vertrages aus- 
spielen, sondern auch die Verluste infolge später 
sich herausstellender Fehldispositionen auf den 
Schv/ächeren abwälzen. Das gilt sowohl für den 
Anbieter als auch für den Abnehmer. Zweifel be- 
standen darüber, ob die Klausel überhaupt eine 
Kondition ist. Es erschien hier jedoch gerechtfertigt, 
als Kondition nicht nur Bedingungen über den In- 
halt eines Vertrages anzuerkennen, sondern auch 
solche Bestimmungen, die den einmal vereinbarten 
Inhalt des Vertrages gegen spätere Änderungen 
schützen sollten. Die Frage, ob es sich bei der Fest- 
preisklausel um eine Regelung handelt, die sich auf 
Preise oder Preisbestandteile bezieht (§ 2 Abs. 1 
Satz 2), wurde verneint. Sinn und Zweck dieser Ge- 
setzesvorschrift ist es, zu verhindern, daß auf dem 
Weg über ein Konditionenkartell ein Preiskartell 
verwirklicht wird. Die Festpreisklausel läßt den 
Preiswettbewerb jedoch unberührt; denn bis zum 
Vertragsabschluß sind die Anbieter in der Gestal- 
tung ihrer Preise frei. Die Klausel erlangt erst nach 
Vertragsabschluß praktische Bedeutung, wenn der 
Preisvvmttbewerb bereits beendet ist. Die Festpreis- 
klausel gilt aber nicht nur für V7aren, die modi- 
schen Einflüssen ausgesetzt sind und daher stets in- 
nerhalb von 3 bis 5 Monaten geliefert werden, son- 
dern auch für sogenannte Stapelwaren. Sollte es hier- 
bei zu Verträgen mit einer wesentlich längeren 
Laufzeit kommen, so könnte u. U. die Durchsetzung 
der Festpreisklausel als mißbräuchlich im Sinne von 
§ 12 Abs. 1 Nr. 1 angesehen werden. 

Nach Wirksamwerden der sogenannten Festpreis- 
klausel in den Konditionen der Seidenstoff- und 
Samtfabrikanten haben auch die Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoff-Konvention und die Konvention der 
Baumwollweberei eine entsprechende Änderung 
ihrer Konditionen angemeldet (Nr. 20 und 21). 
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Die von dem Konditionenkartell der Deutschen 
Baumwollzwirnerei (Fabrikationszwirne) (Nr. 12) 
angemeldeten und Vv^irksam gewordenen Geschäfts-, 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen stimmen 
nicht mit den Einheitsbedingungen der Textilindu- 
strie überein, sondern lehnen sich im wesentlichen 
an die bereits früher wirksam gewordenen Kondi- 
tionen der Baumwollspinner an. 

Die Bekleidungsindustrie hat für ihren Bereich 
die neuen Einheitsbedingungen der Textilindustrie 
übernommen. Entsprechend der fachlichen Gliede- 
rung dieser Industrie sind 8 Kartelle gebildet und 
wirksam geworden. Um die Einheitlichkeit der Kon- 
ditionen auch in Zukunft zu bewahren, ist die zu 
Nr. 3 genannte Kartellvereinigung Bekleidungsindu- 
strie als Dachkartell gegründet worden, dem als 
Mitglieder die 8 Fachkartelle angehören (Nr. 4 
bis 11). 

Im Falle des Rabatt- und Konditionenkartolls des 
Röhrcndirckthandcls wurde der Konditionenverein- 
barung nicht widersprochen, nachdem eine bean- 
standete Frachtbasenregelung, weil sie als preisbe- 
zogen und deshalb mit § 2 Abs. 1 Satz 2 nicht ver- 
einbar anzusehen war, fallengelassen wurde (we- 
gen der Rabatlvereinbarung in diesem Kartell siehe 

S. 19). 

Die im Tätigkeitsbericht 1959 S. 20 erwähnten 
Mißbrauchsverfahren gegen die Konditionenkartelle 
der Baumwollspinner und der Krawattenstoffwebe- 
rei sind abgeschlossen. Im ersten Fall wurde ein 
kartellrechtlich bedenkliches Verhalten aufgegeben, 
während im zweiten Fall die Prüfung der von drit- 
ter Seite vorgebrachten Beschwerden keine Veran- 
lassung zu Beanstandungen gab. 

IIL Rabattkartelle 

Von den bis zum 31. Dezember 1959 angemelde- 
ten RabaLLkartellen sowie Rabatt- und Konditionen- 
kartellen waren im Berichtszeitraum noch zu prüfen: 

A. Reine Rabattkartelle 

1 . „Rabattkartell zur Exportförderung von Zellwolle'' 
(BAnz. Nr. 70 vom 14. April 1959 und Nr. 144 
vom 29. Juli 1960) 

2. „Rabattkartcll zur Exportförderung von Textil- 
reyon" 

(BAnz. Nr. 70 vom 14. April 1959) 

3. „Rabatlkartell zur Exportförderung von Acetat- 
endlos" 

(BAnz. Nr. 205 vom 24. Oktober 1959 und Nr. 130 
vom 9. Juli 1960) 

4. „Gemeinschaft der Deutschen Rauch- und Kau- 
tabak-Hersteller" 

(BAnz. Nr. 211 vom 3. November 1959 und 
Nr. 117 vom 22. Juni 1960) 

5. „Rabattkartell der Hersteller von Fahrzeugluft- 

reifen" 

(BAnz. Nr. 6 vom 12. Januar 1960 und Nr. 75 
vom 20. April 1960) 


B. Rabatt- und Konditionenkartelle 

1. „Marktgemeinschaft Öfen e. V." 

(BAnz, Nr. 34 vom 19. Februar 1959, Nr. 95 vom 
22. Mai 1959, Nr. 15 vom 23. Januar 1960, Nr. 43 
vom 3. März 1960 und Nr. 126 vom 5. Juli 1960) 

2, „Rabatt- und Konditionenkartell des Röhren- 
direkthandels (A-Großhandel) " 

(BAnz. Nr. 210 vom 31. Oktober 1959, Nr. 225 
vom 24. November 1959, Nr. 249 vom 30. Dezem- 
ber 1959 und Nr. 14 vom 22. Januar 1960) 

Während des Berichtszeitraumes gingen für fol- 
gende Rabattkartelle sowie Rabatt- und Konditio- 
nenkartelle Neu-, Änderungs- und Ergänzungs- 
anmeldungen ein: 

A. Reine Rabattkartelle 

6. „Rabattkartell für Rundfunk- und Fernsehge- 
räte" 

(BAnz. Nr. 11 vom 19. Januar 1960, Nr, 35 vom 
20. Februar 1960, Nr. 64 vom 1. April 1960, 
Nr. 79 vom 26. April 1960 und Nr. 175 vom 
10. September 1960) 

7. „Interessengemeinschaft Deutscher Fensterglas- 
hütton" 

(BAnz. Nr. 18 vom 28. Januar 1960, Nr. 61 vom 
29. März 1960 und Nr. 79 vom 26. April 1960) 

8. „Rabattkartell Installationsmaterial" 

(BAnz. Nr. 33 vom 18. Februar 1960, Nr. 93 vom 
14. Mai 1960 und Nr. 151 vom 9. August 1960) 

9. „Rabattkartcll zur Exportförderung von Kupfer- 
kunstseide" 

(BAnz. Nr. 118 vom 23. Juni 1960 und Nr. 230 
vom 29. November 1960) 

10. „Pv.abattkartell für technische Gummiwaren" 
(BAnz. Nr. 183 vom 22. September 1960) 

11. „Rabattkartell für endlose Gummikeilriemen" 
(BAnz. Nr. 241 vom 14. Dezember 1960) 

B. Rabatt- und Konditionenkartelle 

3. „Konvention der Deutschen Schirmstoffwebe- 
reien" 

(BAnz. Nr. 164 vom 26. August 1960) 

4. „Änderung der Rabatt- und Konditionenverein- 
barung für Polyesterlichtplatten und -bahnen" 
(BAnz. Nr. 150 vom 6. August 1960 und Nr. 211 
vom 1. November 1960) 

5. „Änderung der Rabatt- und Konditionenverein- 
barung für Polyesterlichtplatten und -bahnen" 
(BAnz. Nr. 204 vom 21. Oktober 1960 und Nr. 3 
vom 5. Januar 1961) 

6. „Verlängerung der Marktgemeinschaft Öfen 
e. V." 

(BAnz. Nr. 207 vom 26. Oktober 1960) 
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Die Rabattvereinbarungen zu A. 4. bis 6., 8. bis 
10., B. 3. und die Änderung zu B. 4. sind durch Ab- 
lauf der Widerspruchsfrist, die Rabattverein- 
barungen zu A. 1. bis 3. durch Erteilung einer Er- 
laubnis und die zu B. 1. nach Aufhebung des Wider- 
spruchs im Einspruchsverfahren wirksam geworden. 
Die Widerspruchsfrist für die Rabattvereinbarung 
zu A. 11. und die Verlängerung zu B. 6. i) ist noch 
nicht abgelaufen. Der zweiten Änderung der Rabatt- 
und Konditionenvereinbarung für Polyesterlicht- 
platten und -bahnen (B. 5.) ist widersprochen wor- 
den; sie sah vor, bei der Ermittlung der Gesamt- 
umsätze die Warenabnahmen bei Außenseitern nur 
dann zu berücksichtigen, wenn sich die Außenseiter 
oder ihre Abnehmer an den Unkosten der Melde- 
stelle beteiligten. Dem Rabattkartell Deutscher 
Fensterglashütten (A. 7.) ist wegen des fast rest- 
losen Ausschlusses möglichen Wettbewerbs eben- 
falls widersprochen worden. Den gegen diesen 
Widerspruch eingelegten Einspruch hat die Ein- 
spruchsabteilung im wesentlichen aus den Gründen 
zurückgewiesen, die zu dem Widerspruch gegen das 
Rabattkartell der Hersteller von Handelsrohren ge- 
führt haben (Tätigkeitsbericht 1959 S. 21 und 22). 
Auch gegen diesen Widerspruch ist Einspruch ein- 
gelegt worden, über den noch nicht entschieden ist. 
Der Rabattregelung des Rabatt- und Konditionen- 
kartells des Röhrendirekthandels (A-Großhandel) 
— • B. 2. — ist widersprochen worden, weil sie den 
möglichen Wettbewerb fast restlos ausgeschlossen 
hätte. Dieser Widerspruch ist nach Rücknahme des 
hiergegen eingelegten Einspruchs unanfechtbar ge- 
worden. 

In mehreren Verfahren wurden während der 
Widerspruchsfrist Änderungen der Vereinbarungen 
angemeldet. Infolgedessen war zu entscheiden, ob 
die Anmelder die Wirtschaftsstufen vor den Ände- 
rungsanmeldungen zu hören haben und ob eine 
neue Widerspruchsfrist zu laufen beginnt. Diese 
Fragen wurden bei den Rabattkartellen Installa- 
tionsmaterial und der Interessengemeinschaft Deut- 
scher Fensterglashütten sowie für eine Änderung 
des Kartellvertrages des Rabattkartells für Rund- 
funk- und Fernsehgeräte verneint, weil die Ände- 
rungen Gewicht und Ausmaß der ursprünglichen 
Wettbewerbsbeschränkungen verminderten oder 
wenigstens nicht verstärkten. 

Der Grundsatz, daß die Wirtschaftsstufen, für die 
eine Rabattregelung gelten soll, vor der Anmeldung 
zu hören sind, ist in dem Verfahren über den Ein- 
spruch der Marktgemeinschaft Öfen e. V. zwar be- 
stätigt worden; die Einspruchsabteilung sah jedoch 
davon ab, diesen Einspruch wegen Fehlens der vor- 
herigen Anhörung zurückzuweisen, weil die Ein- 
spruchsführerin bei ihrer Anmeldung sowohl über 
den Kreis der von ihr anzuhörenden Wirtschafts- 
stufen als auch bei der Anhörung einzelner Wirt- 
schaftsstufen über das Ausmaß oder die Notwendig- 
keit der Anhörung einzelner Abnehmergruppen 
Zweifel haben konnte und die betreffenden Wirt- 
schaitsstufen und Abnehmergruppen von Amts 
wegen gehört worden waren. 


nach Ablauf der Widerspruchsfrist inzwischen wirksam 
geworden 


Die im Berichtszeitraum angemeldeten Rabattver- 
einbarungen enthalten die verschiedensten Rabatt- 
arten. * 

Die zu A. 4. bis 6., 8. und 10. sowie zu B. 1., 3. 
und 4. genannten Vereinbarungen regeln die Ge- 
währung von kumulativen Gesamtumsatzrabatten; 
bei der Ermittlung der Gesamtumsätze werden auch 
die Warenabnahmen bei Außenseitern berück- 
sichtigt. Das Kammergericht hat in seinem Beschluß 
vom 15. Dezember 1959 (WuW/E OLG 317 — Tape- 
ten — •) die Auffassung des Bundeskartellamtes be- 
stätigt, daß Gesamtumsatzrabatte echte Leistungs- 
entgelte sein können. Bei den Rabattkartellen für In- 
stallationsmaterial und für Rundfunk- und Fernseh- 
geräte deckten sich Umsatzermittlungs- und Rabatt- 
berechnungszeitraum nicht; die anmeldenden Unter- 
nehmen haben daher auf Veranlassung des Bundes- 
kartellamtes eine Rabattausgleichsregelung getroffen. 

Die im Schrifttum umstrittene Frage, ob Funk- 
tionsrabatte unter § 3 fallen, hat das Bundeskartell- 
amt bejaht (vgl. Tätigkeitsbericht 1958 S. 42); das 
Kammergericht hat diese Auffassung in dem erwähn- 
ten Beschluß bestätigt. 

Die in den Rabattkartellen zur Exportförderung 
von Kupferkunstseide, Zellwolle, Acetat-endlos und 
Textilreyon zusammengeschlossenen Unternehmen 
gewähren ihren inländischen Abnehmern und deren 
Weiterverarbeitern auf diejenigen Abnahme- 
mengen, die in weiterverarbeitetem Zustand expor- 
tiert worden sind, beliebig verwendbare Förderungs- 
beiträge. Die Förderungsbeiträge, die den Empfän- 
gern als verbilligte Nachlieferungen oder gut- 
geschriebene Geldbeträge zugute kommen, stellen 
echte Leistungsentgelte für Exporte dar. Die Ver- 
einbarungen wurden nicht nach § 6 beurteilt, weil 
sie nicht den Wettbewerb zwischen inländischen 
Unternehmen auf Auslandsmärkten regeln. 

Nach § 3 Abs. 1 dürfen die Rabatte nicht zu einer 
ungerechtfertigt unterschiedlichen Behandlung von 
Wirtschaftsstufen oder von Abnehmern der gleichen 
Wirtschaftsstufe führen, die gegenüber den Liefe- 
ranten die gleiche Leistung bei der Abnahme von 
Waren erbringen (Diskriminierungsverbot). Das 
Kammergericht hat zu diesem Diskriminierungsver- 
bot, das es mit dem entsprechenden Verbot des § 26 
Abs. 2 für übereinstimmend hält, in seinem oben- 
erwähnten Beschluß in Übereinstimmung mit dem 
Bundeskartellamt festgestellt, daß nur die ungleiche 
Behandlung gleichartiger Unternehmen, aber nicht 
die gleiche Behandlung ungleichartiger Unternehmen 
verboten und es nicht Aufgabe der Kartellbehörde 
sei, bei ungleichen Leistungen der Abnehmer all- 
gemein dafür zu sorgen, daß jeder einzelne Ab- 
nehmer im Verhältnis zu den übrigen Abnehmern 
den ihm nach seiner Abnahmeleistung zustehenden 
„gerechten" Rabatt erhalte. Vergüten die Kartell- 
mitglieder funktionelle Leistungen — z. B. die des 
Großhandels — besonders, so ist in der Regel für 
eine Staffelung des Funktionsrabattes nach Mengen- 
abnahmen kein Raum; dementsprechend haben die 
Mitglieder des Rabattkartells für Rundfunk- und 
Fernsehgeräte ihre angemeldeten Vereinbarungen 
geändert. 
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Nach der Regelung im Rabattkartell Installations- 
material werden kumulative Gesamtumsatzrabatte 
für die Abnahme von Metallfassungen, nicht aber 
von Isolierstoffassungen gewährt. Es wird geprüft, ob 
diese Rabatte zu einer Diskriminierung von Außen- 
seitern, die Isolierstoffassungen hersteilen oder 
von ihren Abnehmern führen. Bei der Beurteilung 
kommt es darauf an, ob Metallfassungen und Iso- 
lierstoffassungen gleichartige Waren sind. 

Nach der insbesondere auf § 3 Abs. 3 Nr. 2 gestütz- 
ten Auffassung des Bundeskartellamtes sind bei der 
Ermittlung der Gesamtumsätze auch die Warenabnah- 
men bei Außenseitern miteinzubeziehen. Die Berück- 
sichtigung solcher Warenabnahmen darf nicht von 
Bedingungen abhängig gemacht werden, die es dem 
Außenseiter erschweren, seine gewerbliche Tätig- 
keit überhaupt oder in dem bisherigen Umfang bed- 
zubehalten, oder ihn gar zwingen, dem Gesamt- 
umsatzrabattkartell beizutreten (§ 25 Abs. 2 Nr. 1). 

Die Kombination von Rabatt- und Konditionen- 
kartellen sowie die Zusammenfassung unterschied- 
licher Rabattregelungen für mehrere Warengrup- 
pen wirft die Frage auf, ob dann zu widersprechen 
ist, wenn nach den Vereinbarungen der Beitritt nur 
insgesamt, aber nicht einzeln möglich ist. Die Ver- 
einbarungen sind aber auf Anregung des Bundes- 
kartellamtes in der Regel so abgefaßt worden, daß ein 
Unternehmen wahlweise nur dem Rabatt- oder Kon- 
ditionenkartell oder der Rabattregelung nur für be- 
stimmte Warengruppen beizutreten braucht (Kon- 
vention der Deutschen Schirmstoffwebereien; Ra- 
battkartell Installationsmaterial, das drei Rabattrege- 
lungen umfaßt). 

Die Kombination von Rabattkartellen und Preis- 
bindungen, gleichgültig, ob die Preisbindungen auf 
Vertrag oder auf Gesetz, z. B. dem Tabaksteuerge- 
setz, beruhen, ist nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes kein absoluter Widerspruchsgrund; es kommt 
vielmehr auf die Umstände des Einzelfalls an. Dabei 
ist entscheidend, ob nach Wirksamwerden des betref- 
fenden Rabattkartells noch funktionsfähiger Wett- 
bewerb vorhanden ist. In diesem Sinne sind nach 
Ansicht des Bundeskartellamtes auch die Bemerkun- 
gen im Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik — ^ Drucksache 3644 der 2. 
Wahlperiode — zu § 1 b und § 12 des Regierungs- 
entwurfs zu verstehen. Bei den Rabattkartellen für 
Rundfunk- und Fernsehgeräte, der Marktgemein- 
schaft Öfen e. V. und der Gemeinschaft der Deut- 
schen Rauch- und Kautabak-Hersteller, deren Ra- 
battregelung sich auf im Endverbraucherpreis ge- 
setzlich gebundene Rauch- und Kautabakwaren be- 
zieht, wurde das bejaht. Die von diesen Rabattkar- 
tellen betroffenen Märkte werden jedoch genau be- 
obachtet. Auch bei dem Rabattkartell der Hersteller 
von Fahrzeugluftreifen bezog sich die Rabattrege- 
limg auf preisgebundene Waren. In diesem Falle 
wäre nach Wirksamwerden des Rabattkartells mög- 
licherweise kein funktionsfähiger Wettbewerb 
mehr vorhanden gewesen. Da festgestellt wurde, 
daß die Fahrzeugluftreifen jedenfalls nicht im Preis- 
wettbewerb im Sinne des § 16 stehen, ist die Preis- 
bindung mit sofortiger Wirkung für unwirksam er- 
klärt worden. Dem Rabattkartell wurde nicht 
widersprochen. 


Bei der Prüfung der Preisgestaltung für Kaliko 
(Tätigkeitsbericht 1959 S. 23) haben sich keine An- 
haltspunkte für die Einleitung eines Mißbrauchs- 
verfahrens ergeben. 

Während des Berichtszeitraums fanden zwei Ver- 
fahren über den Kreis der Beteiligten hinaus be- 
sonderes Interesse in der Öffentlichkeit: 

Dem Rabatt- und Konditionskartell der Markt- 
gemeinschaft Öfen e. V. war widersprochen worden 
(Tätigkeitsbericht 1959 S. 21). Hiergegen wurde Ein- 
spruch eingelegt. Während des Einspruchsverfah- 
rens meldete die Marktgemeinschaft neue Verein- 
barungen an, durch die die Rabattregelungen grund- 
legend umgestaltet und dadurch die beanstandeten 
Diskriminierungen behoben wurden. Die Ein- 
spruchsabteilung hat ferner unter den augenblick- 
lichen Marktverhältnissen das Vorliegen eines noch 
funktionsfähigen Preis- und Qualitätswettbewerbs 
bejaht. Durch Entscheidung vom 24. Februar 1960 
(WuW/E Bundeskartellamt 153) ist deshalb der 
Widerspruch aufgehoben worden. Die bis zum 
31. Januar 1961 befristeten Vereinbarungen sind in- 
zwischen von der Marktgemeinschaft um ein wei- 
teres Jahr verlängert; der entsprechende Beschluß 
ist angemeldet worden. In diesem Verfahren wird 
unter anderem zu prüfen sein, ob die in der Ein- 
spruchsentscheidung zum Ausdruck gekommenen 
Zweifel an der fortbestehenden Funktionsfähigkeit 
des Wettbewerbs in diesem Bereich zu einer ande- 
ren Beurteilung führen^). 

Das Rabattkartell für Rundfunk- und Fernseh- 
geräte wurde während des Anmeldeverfahrens we- 
sentlich geändert. In den Gesamtumsatz wurden die 
Umsätze mit Handelsmarken und die Bezüge von 
Außenseitern einbezogen. An Stelle eines gestaffel- 
ten Funktionsrabattes, für den in der Regel keine 
Berechtigung besteht, ist ein einheitlicher Zusatz- 
rabatt zur Abgeltung der typischen Leistungen des 
Großhandels getreten. Die im Kartellvertrag ent- 
haltene Großhandelsdefinition, wonach der An- 
spruch auf den Großhandelsrabatt schon dann ent- 
fallen sollte, wenn der Großhändler auch nur ein 
Direktgeschäft tätigte oder sich an einem Einzel- 
handelsunternehmen beteiligte, ist unter dem Ge- 
sichtspunkt des Mißbrauchs auf Veranlassung des 
Bundeskartellamtes gestrichen worden. 


IV. Strukturkrisenkartelle 

Im Berichtszeitraum sind die bereits seit 1958 an- 
hängigen Kartellverfahren der „Vereinigung Deut- 
scher Sensenwerke" und der Mühlenkonventionen 
fortgeführt worden, über beide Anträge konnte 
noch nicht abschließend entschieden werden. 

Der Erlaubnisantrag der acht in der „Vereinigung 
Deutscher Sensenwerke" zusammengeschlossenen 
Unternehmen ist nach Beseitigung der formellen Be- 
anstandungen im Bundesanzeiger Nr. 29 vom 12. Fe- 


9 Der Verlängerungsbeschluß ist nach Fristablauf wirk- 
sam geworden, nachdem das Kartell in der Satzung 
(Großhändlerbestimmung) zwei Streichungen vor- 
genommen hatte (BAnz. Nr. 26 vom 7. Februar 1961). 
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bruar 1960 bekanntgemacht worden und befindet 
sich noch in der rechtlichen und wirtschaftlichen Prü- 
fung. 

Das Verfahren der bereits seit 1955 bestehenden 
Mühlenkartelle hat auch im Berichtsjahr wiederum 
gezeigt, wie schwierig in der Praxis die Überwin- 
dung struktureller Marktveränderungen mittels 
eines freiwilligen, auf den Kreis der Vertragschlie- 
ßenden beschränkten Kartells ist. 

Die mit der „Restabilisierung" der Mühlcnkartelle 
im Februar 1960 eingeleitete Entwicklung rückte das 
im Rahmen des Kartellverfahrens noch nicht gelöste 
Kernproblem, den Abbau überschüssiger Kapazitä- 
ten auf Grund einer Regelung im Kartellvertrag, 
wieder in den Vordergrund, nachdem die durch das 
Anderungsgesetz zum Mühlengesetz vom 9. Juni 
1959 (BGBl. I S. 282) verlängerte Frist für die mit 
öffentlichen Mitteln geförderte Stillegung von Müh- 
len am 31. Januar 1960 abgelaufen war. Nach An- 
sicht der Mühienkonventionen kann die Struktur- 
krise in der Mühlenwirtschaft nur dadurch gelöst 
werden, daß gleichzeitig Marktabsprachen getrof- 
fen, das gesetzliche Verbot der Errichtung neuer 
und Erweiterung bestehender Betriebe bis E968 ver- 
längert und Stillegungsmaßnahmen, ergänzt durch 
bestimmte zusätzliche Abbauleistungen der Betei- 
ligten, gesetzlich geregelt werden. 

Da im Bundestag ein Initiativantrag zu einem 
Zweiten Gesetz zur Änderung des Mühlengesetzes 
— Drucksache 2265 — vorliegt, dürfte eine begrün- 
dete Aussicht dafür bestehen, daß weitere Mühlen- 
kapazitäten auf der von den Beteiligten angestreb- 
ten Grundlage stillgelegt werden können. 

Am 8. Juli 1960 haben 23 in der Mühlenkonven- 
tion Saarland zusammengeschlossene Handelsmüh- 
len ebenfalls nach §§ 4, 5 und 8 die Erlaubnis zu 
ihrem Kartellvertrag beantragt (BAnz. Nr. 176 vom 
13. September 1960). 

Am 26. August und 27. Oktober 1960 haben die 
Mühlenkonventionen die Neufestsetzung der Kar- 
tellhöchstpreise für Weizen- und Roggenmehl und 
gleichzeitig eine Änderung der Preisabschläge für 
bestimmte Weizenmehltypen beantragt. Das Bun- 
deskartellamt wird über diese Anträge erst ent- 
scheiden, wenn das Ergebnis der gegen Ende des 
Berichtsjahres eingeleiteten Untersuchungen der 
Kosten- und Ertragsentwicklung in der Mühlenwirt- 
schaft seit 1957 vorliegt. 

V. Rationalisierungskartelle 

1. Allgemeines 

Während im Berichtsjahr Verträge und Beschlüsse 
nach § 5 Abs. 1 nicht angemeldet worden sind, wur- 
den folgende neue Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 
und § 5 Abs. 2 und 3 gestellt. 

1. Rationalisierungskartell aus der Gruppe Handel 
mit Eisen und Stahl — § 5 Abs. 2 — 
{zurückgenommen; nicht bekanntgemacht) 

2. Nordbutter GmbH — § 5 Abs. 2 — 

(BAnz. Nr. 144 vom 29. Juli 1960 und Nr. 30 vom 
11. Februar 1961) 


3. Rationalisierungskarteil aus der Warengruppe 
Maschinenbauerzeugnisse — § 5 Abs. 2 — 

(nicht bekanntgemacht) 

4. Vereinigung Deutscher Zinkweißfabriken (VDZ) 
— § 5 Abs. 2 und 3 — 

(BAnz. Nr. 27 vom 10. Februar 1960) 

5. Deutscher Bleiweiß-Verband — § 5 Abs. 2 und 
3 — 

(BAnz. Nr. 149 vom 5. August 1960) 

6. Fleurop — Vereinigung von Blumengeschäftsin- 
habern — § 5 Abs. 2 und 3 — 

(BAnz. Nr. 12 vom 18. Januar 1961) 


2 . 

a) Bearbeitung und Entscheidung der vorgelegten 
Erlaubnisanträge 

Auch im Berichtsjahr lag das Hauptgewicht der 
Bearbeitung bei den bereits anhängigen Erlaubnis- 
anträgen. In einigen Fällen konnten die Ermittlun- 
gen abgeschlossen werden. 

über folgende Erlaubnisanträge wurde entschie- 
den: 


Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 
1. Buchenfaserholz-Koilegenhilfe, Bonn 
(BAnz. Nr. 111 vom 11. Juni 1960) 

Erlaubnis 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 24, 27, abgelehnt 
82, 109) 

(WuW/E Bundeskartellamt 205) 


2 . 


Gesellschaft für Hydraulikanlagen, 
Stuttgart 

(BAnz. Nr. 244 vom 17. Dezember 
1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 69) 


Erlaubnis 

mit 

Auflagen 

erteilt 


Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 und 3 

3. Textilveredlung Geschäftsstelle 
West e. V., Krefeld 
(BAnz. Nr. 28 vom 9. Februar 1961) 

, (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27) 

i 

I 4. Bergischer Färber- und Bleicherver- 
band e.V. — Textilveredlung, Wup- 
I pertal 

! (BAnz. Nr. 28 vom 9. Februar 1961) 

i (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27) Erlaubnis 
1 abgelehnt 

' 5. Verein der Deutschen Baumwoll- 

Stückveredler e. V., Frankfurt (Main) 

(BAnz. Nr. 28 vom 9. Februar 1961) 

: (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27) 

i 6. Vereinigung der Seidenstückver- 
; edler e. V., Düsseldorf 
I (BAnz. Nr. 28 vom 9. Februar 1961) 

! (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27) 
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7. Basalt-Union GmbH, Bonn 
(BAnz. Nr. 86 vom 5. Mai 1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 28, 61) 

(WuW/E Bundeskartellamt 162) 

8. Verein der Thomasphosphatfabri- 
kanten, Düsseldorf 
(BAnz. Nr. 96 vom 19. Mai 1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 28, 79) 

(WuW/E Bundeskartellamt 211) 

9. Rationalisierungsgemeinschaft Ei- 
serne Fässer und Gefäße e. V., Ha- 
gen 

(BAnz. Nr. 111 vom 11. Juni 1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27, 75) 

(WuW/E Bundeskartellamt 200) 

10. Nordbayerische Basalt-Union GmbH, 

Würzburg 

(BAnz. Nr. 116 vom 21. Juni 1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 28, 62) 

(WuW/E Bundeskartellamt 191) 

11. Liefergemeinschaft Nieder- 
sächsischer Kalkwerke, Hannover 
(BAnz. Nr. 174 vom 9. September 
1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 24, 63) 

(WuW/E Bundeskartellamt 224) 

12. Deutsche Terrazzo-Verkaufsgesell- 
schaft, Ulm 

(BAnz. Nr. 208 vom 27. Oktober 
1960) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 28, 62) 

(WuW/E Bundeskartellamt 241) 

13. Deutsche Radsatz- und Radreifen- 
gemeinschaft, Essen 

(BAnz. Nr. 33 vom 16. Februar 1961) 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 27, 67) 

(WuW/E Bundeskartellamt 292) 

14. Deutsche Ammoniak-Vereinigung 
(DAV), Bochum, mit der Ruhr- Stick- 
stoff GmbH in Bochum als Vertriebs- 
gesellschaft 

(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 78) 

Die im Berichtsjahr ergangenen Entscheidungen 
des Bundeskartellamtes zeigen, daß besonderer 
Wert auf die genaue Ermittlung der tatsächlichen 
Verhältnisse der einzelnen Märkte und der kartell- 
beteiligten Unternehmen gelegt wird. Sie lassen 
die typischen Produktions- und Absatzprobleme der 
an den Kartellverträgen oder -beschlossen beteilig- 
ten Unternehmen erkennen. In den Fällen, in denen 
das Bundeskartellamt die Eignung der Kartellver- 
träge zur wesentlichen Hebung der Leistungsfähig- 
keit oder Wirtschaftlichkeit der an der Regelung 
beteiligten Unternehmen angenommen hat, wurde 
die Erlaubnis regelmäßig mit der Auflage verbun- 
den, die in Auswirkung der Kartellregelung bei den 


einzelnen Kartellmitgliedern erzielten Rationalisie- 
rungserfolge nachzuweisen und zugleich darzulegen, 
welche Vorteile die Rationalisierung im Interesse 
der Allgemeinheit erbracht hat [vgl. auch c)]. 

Im Anschluß an die im Jahre 1959 ergangenen 
Entscheidungen über das Steinzeug- und Kali-Syndi- 
kat (vgl, Tätigkeitsbericht 1959 S. 25) hat das Bun- 
deskartellamt im Berichtsjahr die einzelnen Vor- 
aussetzungen des § 5 Abs. 2 und 3 näher bestimmen 
können. Es hat in ständiger Praxis an der im Be- 
schluß vom 27. Oktober 1959 — „Steinzeug-Syndi- 
kat" (WuW/E Bundeskartellamt 79) — gewonnenen 
Auslegung des Tatbestandsmerkmals „Rationalisie- 
rung" in § 5 Abs. 2 Satz 1 festgehalten. Wirtschaft- 
liche Vorgänge zu rationalisieren, bedeutet danach, 
sie im Hinblick auf die Verwirklichung des ökono- 
mischen Prinzips zu verbessern. Werden sie in die- 
sem Sinne verbessert, dann ist die Folge eine He- 
bung der Leistungsfähigkeit oder der Wirtschaftlich- 
keit. Das Bundeskartellamt ist der Auffassung, daß 
das Gesetz in § 5 Abs. 2 Satz 1 den Begriff der Ra- 
tionalisierung festlegt, indem es die Begriffe der 
Hebung der Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlich- 
keit der beteiligten Unternehmen in technischer, be- 
triebswirtschaftlicher oder organisatorischer Bezie- 
hung als Voraussetzung der Erlaubnis aufführt. 

In den Entscheidungen über die Erlaubnisanträge 
der Textillohnveredlungsindustrie ist festgestellt 
worden, daß ein Vertrag oder Beschluß, der nach 
§ 5 Abs. 2 erlaubt werden soll, eine Regelung ent- 
halten muß, die zwar jedes der beteiligten Unter- 
nehmen im Wettbewerb auf dem Markt beschränkt, 
aber gleichzeitig die Leistungsfähigkeit oder Wirt- 
schaftlichkeit jedes einzelnen Unternehmens wesent- 
lich zu heben geeignet ist. Da die Regelung mithin 
der Rationalisierung dienen muß, kann eine zwi- 
schen den Unternehmen vereinbarte Wettbewerbs- 
beschränkung nur eine solche sein, die eine Ratio- 
nalisierung der einzelnen Unternehmen zur Folge 
hat. 

Für den Anwendungsbereich des § 5 Abs. 2 ist 
daher eine Begriffsbestimmung im Sinne einer 
„volkswirtschaftlichen Rationalisierung" abzuleh- 
nen; denn was bei der Auslegung dieser Vorschrift 
als „volkswirtschaftliche Rationalisierung" bezeich- 
net werden könnte, ist nur die Summe von Rationa- 
lisierungserfolgen in den einzelnen Wirtschaftsein- 
heiten (Unternehmen, Haushalten, Verwaltungen). 
Es ist auch mißverständlich, dann von volkswirt- 
schaftlicher Rationalisierung zu sprechen, wenn die 
Rationalisierung nicht von einer einzelnen wirt- 
schaftlichen Einheit, sondern von eine übergeordne- 
ten Gesamtheit ausgeht, z. B, vom Staat oder von 
einer Vereinigung von Unternehmen. Vorausset- 
zungen und Impulse zur Rationalisierung können 
zwar auch von übergeordneten Einheiten geschaffen 
und weitergegeben werden. Die eigentliche Ratio- 
nalisierung, d. h. die sinnvolle Ausnutzung der ge- 
schaffenen Voraussetzungen, kann indessen nur in 
den einzelnen Wirtschaftseinheiten stattfinden. 

Nur bei ihnen ist der Rationalisierungserfolg 
sichtbar und auch meßbar. „Rationalisierung" im 
Sinne § 5 Abs. 2 Satz 1 ist daher innerbetriebliche 
Rationalisierung. Es liegt im Begriff jeder Rationali- 


Erlaubnis 

mit 

Auflagen 

erteilt 
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sierung, die Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlich- 
keit der beteiligten Unternehmen zu heben. Jedoch 
ist nicht jede Regelung, die der Rationalisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge dient, nach § 5 Abs. 2 
erlaubnisfähig. Es muß vielmehr hinzukommen, daß 
die Regelung auch geeignet ist, die Leistungsfähig- 
keit oder Wirtschaftlichkeit der beteiligten Unter- 
nehmen wesentlich zu heben. 

Nicht jede Verbesserung des Verhältnisses von 
Kosten zu Leistung kann als Rationalisierung be- 
zeichnet werden, sondern immer nur die Verringe- 
rung der Kosten bezogen auf die Produkteinheit. 
Daraus folgt, was sich auch aus dem Wortlaut des 
§ 5 Abs‘. 3 „Rationalisierung in Verbindung mit 
Preisabreden" ergibt, daß Preisabreden keine Ra- 
tionalisierungsregelungen sein können; denn Preis- 
abreden können allenfalls den Erlös verbessern. 
Solche Vereinbarungen zur Erlösverbesserung ver- 
ringern nicht die Produktionskosten, sondern ver- 
schieben nur die Einkommensverhältnisse zugun- 
sten der Kartellmitglieder. 

Für die Anwendung des § 5 Abs. 2 ist es bedeu- 
tungslos, ob der so erzielte Mehrerlös später für die 
innerbetriebliche Rationalisierung verwendet wird. 
Denn in einem solchen Fall würde die Rationali- 
sierung nur mittelbar als Folge der Marktbeein- 
flussung auf Grund der Preisabsprache eintreten, 
nicht aber unmittelbar als Folge einer Maßnahme 
des einzelnen Betriebes. Preisabreden können nur 
nach § 5 Abs. 3 erlaubt werden, und nur dann, wenn 
sie in Verbindung mit konkreten Rationalisierungs- 
maßnahmen des § 5 Abs. 2 stehen (Buchenfaserholz- 
Kollegenhilfe, Deutsche Radsatz- und Radreifen- 
gemeinschaft, Textilveredlung Geschäftsstelle West, 
Bergischer Färber- und Bleicherverband, Verein der 
Deutschen Baumwoll-Stückveredler, Vereinigung 
der Seidenstückveredler). 

Konditionenvereinbarungen können zwar aus 
Gründen der Vereinfachung im Verfahren nach § 5 
Abs. 2 beurteilt und erlaubt werden. Sie sind aber 
keine selbständigen Rationalisierungsmaßnahmen. 
Das gleiche gilt von Vereinbarungen über die Ge- 
währung einheitlicher Rabatte. Bei Rabatten schei- 
det eine Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 schon deshalb 
aus, weil Rabatte Preisbestandteile sind und des- 
halb nach Absatz 3 beurteilt werden müßten 
(Textilveredelung Geschäftsstelle West, Bergischer 
Färber- und Bleicherverband, Verein der Deutschen 
Baumwoll-Stückveredler, Vereinigung der Seiden- 
stückveredler). 

Ferner hat das Bundeskartellamt seine Ansicht 
bekräftigt, daß ein Vertrag die Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 2 und 3 erfüllen muß, wenn er der 
Rationalisierung in Verbindung mit Preisabreden 
oder durch Bildung einer gemeinsamen Vertriebs- 
einrichtung dienen soll. 

In der Entscheidung über den Erlaubnisantrag der 
Basalt-Union GmbH, Bonn, sind als „wirtschaftliche 
Vorgänge" die für ein Herstellerunternehmen be- 
sonders wichtigen Vorgänge der Finanzierung, der 
Investition, des Einkaufs, der Produktion und des 
Absatzes gekennzeichnet worden. Das Bundeskar- 
tellamt hat angenommen, daß die Hebung der 
Leistungsfähigkeit eines Unternehmens sich in 


I dessen verbesserter Ausbringungsfähigkeit in zeit- 
I lieber, mengen- oder wertmäßiger Beziehung, die 
Hebung der Wirtschaftlichkeit in einer günstigeren 
Gestaltung des Verhältnisses von Kosten zu Lei- 
stung zeigt. 

I Wegen Fehlens schon dieser Voraussetzungen 
konnte dem Erlaubnisantrag der Buchenfaserholz- 
Kollegenhilfe nicht stattgegeben werden. Das 
Bundeskartellamt war der Ansicht, daß in dem 
durch das Kartell bewirkten Niedrighalten oder 
Senken der Einkaufspreise für das Rohprodukt Holz 
eine Rationalisierung im Sinne des Gesetzes nicht 
erblickt werden kann, weil Vorgänge im Ablauf 
des wirtschaftlichen Geschehens nicht vereinfacht 
werden, die zu einer Verbilligung der Preise bei 
der Forstverwaltung führen könnten. Ein nennens- 
werter Rationalisierungserfolg im eigenen Bereich 
konnte von den Antragstellern nicht nachgewiesen 
werden. 

Im einzelnen hat das Bundeskartellamt unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Produktions- und 
Absatzverhältnisse der betreffenden Industrie- 
zweige im wesentlichen folgende, in Durchführung 
der Kartellverträge sich ergebende Auswirkungen 
als geeignet zur Hebung der Leistungsfähigkeit 
oder der Wirtschaftlichkeit angesehen. Da stets 
mehrere dieser Faktoren Vorlagen, brauchte nicht 
entschieden zu werden, ob sie allein ausreichten. 
Die folgenden Beispiele dürfen daher nicht für sich 
allein beurteilt und nicht verallgemeinert werden; 
sie verdeutlichen lediglich Überlegungen, die bei 
Entscheidungen in Einzelfällen angestellt wurden 
(die Klammern nennen die jeweiligen Entscheidun- 
gen); 

So wurden als zur Hebung der Leistungsfähigkeit 
geeignete Faktoren z. B. darin erblickt, daß eine 
gemeinsame Verkaufsstelle auf Grund ihrer bes- 
seren Kenntnis der langfristigen Nachfrageent- 
wicklung und des Erfahrungsaustausches ihrer 
Gesellschafter in der Lage ist, die Unternehmen 
hinsichtlich der Aufstellung rationeller maschinel- 
ler Einrichtungen und in bezug auf die Herstel- 
lung der vom neuzeitlichen Straßen- und Wasser- 
bau bevorzugten Basalt-Sorten und -Mengen zu 
beraten; dadurch können Fehlinvestitionen weit- 
gehend vermieden und sonst möglicherweise un- 
terbleibende, zweckgerechte Investitionen ange- 
regt werden (Basalt-Union, Nordbayerische Ba- 
salt-Union). 

Als weitere Faktoren zur Hebung der Leistungs- 
fähigkeit wurden anerkannt: 

der obligatorische Austausch von technischen, or- 
ganisatorischen und wirtschaftlichen Erfahrungen 
der Gesellschafterwerke untereinander (Liefer- 
gemeinschaft Niedersächsischer Kalkwerke, Deut- 
sche Terrazzo-Verkaufsgesellschaft) ; 

die Steigerung der Produktion durch Erfahrungs- 
austausch und gemeinsame Konstruktion, wodurch 
ein Aggregat gegenüber früher produzierten An- 
lagen vereinheitlicht, verbessert und vereinfacht 
und eine verbesserte Ausbringungsfähigkeit für 
Neu- und Ersatzlieferungen in mengenmäßiger 
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Hinsicht bewirkt wird (Gesellschaft für Hydraulik- 
anlagen); 

der vorgesehene Betriebs- und Kostenvergleich, 
weil dadurch vermeidbare Kosten ermittelt und 
ausgeschieden werden können (Liefergemeinschaft 
Niedersächsischer Kalkwerke); 

die Einwirkung einer gemeinsamen Verkaufs- 
stelle auf die Produktion bestimmter Mengen 
einzelner Gesteinskörnungen für demnächst zu 
erwartende Aufträge, wodurch die Werke schnel- 
ler lieferbereit werden (Basalt-Union, Nordbaye- 
rische Basalt-Union, Liefergemeinschaft Nieder- 
sächsischer Kalkwerke); 

der Wegfall des Zwangs für jeden Vertragsbetei- 
ligten, das gesamte Sortiment herstellen zu müs- 
sen, wodurch deren Kapazitäten besser ausgenutzt 
werden (Deutsche Terrazzo-Verkaufsgesellschaft); 

die möglichst kontinuierliche Ausnutzung von für 
andere Fertigungen als die der Vertragsware 
nicht verwendbaren Spezialanlagen durch Vertei- 
lung der Aufträge des laufenden und Steuerung 
der Ausführung der Aufträge des plötzlich auf- 
tretenden Bedarfs (Deutsche Radsatz- und Rad- 
reifengemeinschaft) ; 

die Erzielung eines gleichmäßigeren Brennpro- 
zesses des Kalks und damit eine besonders 
gleichmäßige Qualität durch die eine möglichst 
kontinuierliche Beschäftigung der Werke gewähr- 
leistende Ausgleichsfunktion einer gemeinsamen 
Verkaufsstelle (Liefergemeinschaft Niedersächsi- 
scher Kalkwerke); 

die gleichmäßige Beschäftigung der beteiligten 
Unternehmen infolge der Tätigkeit einer gemein- 
samen Verkaufsstelle, wodurch die Ofenkapazi- 
täten schonender ausgenutzt werden mit der 
Folge einer verminderten Reparaturanfälligkeit 
und einer erhöhten Ofenleistung (Liefergemein- 
schaft Niedersächsischer Kalkwerke); 

der durch eine gemeinsame Verkaufsstelle auf 
Grund ihrer Übersicht über die jeweiligen Lager- 
vorräte und ihrer Kenntnis der jeweiligen Ver- 
wendbarkeit schnellere Absatz der zwangsläufig 
anfallenden und in der Regel zunächst nicht ab- 
setzbaren Körnungen und Feinheitsgrade (Basalt- 
Union, Nordbayerische Basalt-Union, Lieferge- 
meinschaft Niedersächsischer Kalkwerke). 

Die Eignung zur Hebung der Wirtschaftlichkeit 
wurde anerkannt, 

wenn die Kosten des zentralen Verkaufs mit Si- 
cherheit unter den voraussichtlichen Kosten eines 
dezentralen Verkaufs liegen (Basalt-Union, Lie- 
fergemeinschaft Niedersächsischer Kalkwerke, 
Deutsche Terrazzo-Verkaufsgesellschaft, Verein 
der Thomasphosphatfabrikanten); 

bei einem durch Kartellvertrag festgelegten Er- 
fahrungsaustausch der Unternehmen untereinander 
zum Zwecke der Normung, weil dadurch offen- 
sichtlich überflüssige Typen aus dem Produktions- 
programm entfernt werden (Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschaft) ; 


bei dem Wegfall der Notwendigkeit, Kapazitäten 
für einen Spitzenbedarf bereitzuhalten und Lä- 
ger einzurichten, weil Aufträge durch Zusammen- 
fassen der Fertigungsmöglichkeiten der beteilig- 
ten Werke immer kurzfristig untergebracht wer- 
den können (Deutsche Radsatz- und Radreifen- 
gemeinschaft) ; 

bei der Steuerung der Produktion durch eine ge- 
meinsame Verkaufsstelle, weil durch eine gleich- 
mäßigere Kapazitätsausnutzung eine günstigere 
Beeinflussung des Verhältnisses von Kosten zu 
Leistung erreicht wird (Basalt-Union, Nord- 
bayerische Basalt-Union, Liefergemeinschaft Nie- 
dersächsischer Kalkwerke, Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschaft) ; 

bei der Erzielung eines kontinuierlichen Produk- 
tionsprozesses, weil dadurch die Herstellungsko- 
sten gemindert werden (Liefergemeinschaft Nie- 
dersächsischer Kalkwerke); 

bei der Möglichkeit eines gleichmäßigeren Ab- 
baues der Schlackenhalden, weil damit eine bes- 
sere Ausnutzung der Schlackenmühlen verbunden 
ist (Verein der Thomasphosphatfabrikanten); 

bei einer Einflußnahme der gemeinsamen Ver- 
kaufsstelle auf die Sortimentsbreite der einzelnen 
Unternehmen, weil damit die Lagerhaltung ein- 
geschränkt wird (Basalt-Union, Nordbayerische 
Basalt-Union, Liefergemeinschaft Niedersächsi- 
scher Kalkwerke, Deutsche Terrazzo-Verkaufs- 
gesellschaft); 

bei der Übernahme der Qualitätskontrolle und der 
Werbung durch eine gemeinsame Verkaufsstelle 
(Verein der Thomasphosphatfabrikanten); 

bei einer frühzeitigen Auszahlung des Gegen- 
wertes der Lieferung an die Unternehmen infolge 
des größeren Kreditvolumens des Syndikats (Ba- 
salt-Union); 

bei einem Inkasso durch die Verkaufsstelle, weil 
dadurch und durch die gleichzeitige Kreditüber- 
wachung Forderungsausfälle vermindert werden 
können (Basalt-Union, Nordbayerische Basalt- 
Union, Verein der Thomasphosphatfabrikanten). 

Die Frage, ob die durch die Regelung zu erwar- 
tende Hebung der Leistungsfähigkeit oder Wirt- 
schaftlichkeit der beteiligten Unternehmen wesent- 
lich im Sinne des Gesetzes ist, läßt sich nur von Fall 
zu Fall entscheiden. So ist die Wesentlichkeit dann 
bejaht worden, wenn die einzelnen Faktoren, die 
jeweils eine Hebung der Leistungsfähigkeit oder 
der Wirtschaftlichkeit der beteiligten Unternehmen 
herbeiführen können, zusammengenommen diesen 
Schluß rechtfertigen. 

Die Absatzverhältnisse der an der Nordbaye- 
rischen Basalt-Union GmbH beteiligten Unterneh- 
men weisen insoweit eine Besonderheit auf, als sie 
ihre Produktion nicht ausnahmslos über die Union 
absetzen, sondern einen erheblichen Teil als Bahn- 
schotter unmittelbar an die Bundesbahn liefern, 
einen weiteren Teil an eigene Betonsteinwerke ab- 
geben und einen Teil außerhalb des Absatzgebietes 
der Union frei absetzen. Da aber die über die Union 
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verkauften Mengen mehr als die Hälfte der von 
allen Unternehmen hergestellten vertragsgegen- 
ständlichen Erzeugnisse betragen und sich somit die 
Hebung der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlich- 
keit auf einen erheblichen, wenn auch bei den ein- 
zelnen Werken verschieden hohen Anteil am Um- 
satz in vertragsgegenständlichen Erzeugnissen gün- 
stig auswirkt, hat das Bundeskartehamt eine we- 
sentliche Hebung der Leistungsfähigkeit und Wirt- 
schaftlichkeit angenommen. Daß der Anteil am Um- 
satz der gemeinsamen Verkaufsstelle verschieden 
hoch ist, wurde dabei als unschädlich angesehen, da 
der Wortlaut des Gesetzes nicht zu dem Schluß 
zwingt, daß der Rationalisierungserfolg bei allen 
Unternehmen in gleichem Maße eintreten muß. 

Hinsichtlich des Tatbestandsmerkmales „Verbes- 
serung der Befriedigung des Bedarfs" hat das Bun- 
deskartellamt bei seinen im Berichtsjahr getroffe- 
nen Entscheidungen seinen Beschluß vom 27. Okto- 
ber 1959 — „Steinzeug-Syndikat" — bestätigt, wo- 
nach jedenfalls dann eine Verbesserung der Be- 
darfsbefriedigung gegeben ist, wenn die infolge der 
Regelung wesentlich gehobene Leistungsfähigkeit 
oder Wirtschaftlichkeit der beteiligten Unterneh- 
men entweder in Gestalt einer besseren Leistung 
zum gleichen Preis oder der gleichen Leistung zu 
einem niedrigeren Preis sichtbar wird oder wenn 
der Bezug des betreffenden Produkts überhaupt 
ermöglicht oder verbessert wird. 

Eine Verbesserung der Bedarfsbefriedigung wurde 
in der Verwaltungssache der Gesellschaft für Hy- 
draulikanlagen darin erblickt, daß die Abnehmer 
wegen der durch den Kartellvertrag ermöglichten 
Austauschbarkeit von Ölhydraulikanlagen bei man- 
gelnder Lieferbereitschaft oder wirklicher oder ver- 
meintlicher qualitativer Minderleistung eines der 
an dem Vertrag beteiligten Unternehmen auf die 
anderen beteiligten Herstellerfirmen ausweichen 
können. 

Eine Verbesserung des Bezuges wurde in einigen 
Entscheidungen des Berichtsjahres darin gesehen, 
daß eine gemeinsame Verkaufsstelle infolge der An- 
dienungspflicht jederzeit in der Lage ist, alle für 
die verschiedenen Verwendungszwecke benötigten 
Produkte anzubieten und kurzfristig zu liefern, auch 
wenn große Mengen verlangt werden (Basalt- 
Union, Nordbayerische Basalt-Union, Liefergemein- 
schaft Niedersächsi'scher Kalkwerke); ferner darin, 
daß es einer gemeinsamen Verkaufsstelle möglich 
ist, den Abnehmern die Ware schneller, zeitgerech- 
ter und durch Ausnutzung von sich von Fall zu Fall 
anbietenden Frachtvergünstigungen in den benötig- 
ten Mengen fracht- und damit preisgünstiger zu lie- 
fern (Deutsche Terrazzo-Verkaufsgesellchaft). 

Im Hinblick auf die Möglichkeit der Weitergabe 
von Rationalisierungserfolgen an die Abnehmer 
wurde z. B. entschieden, daß Nichtnormungszu- 
schläge und Mindermengenzuschläge zur Verbesse- 
rung der Bedarfsdeckung der Abnehmer im Falle 
der Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne Fässer 
und Gefäße geeignet sind, den überwiegenden Teil 
der Abnehmer, die gängige Faßtypen in ange- 
messenen Auftragsgrößen bestellen, in Zukunft zu 
günstigeren Preisen zu beliefern. 


Die schwierige Feststellung, ob der Rationalisie- 
rungserfolg in angemessenem Verhältnis zur Wett- 
i bewerbsbeschränkung steht, läßt sich nur unter Ab- 
I Wägung aller Umstände treffen. Nach Auffassung 
! des Bundeskartellamtes ist unter „Rationalisierungs- 
I erfolg" im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 2 die auf Grund 
der vertraglichen Rationalisierungsmaßnahmen, 
wenn nicht gar ausschließlich, so doch mindestens 
außer der Verbesserung der Leistungsfähigkeit oder 
Wirtschaftlichkeit der Vertragsbeteiligten zu erwar- 
tende Verbesserung der Befriedigung des Bedarfs 
zu verstehen. Hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals 
der mit dem Rationalisierungserfolg „verbundenen 
Wettbewerbsbeschränkung" hält das Bundeskartell- 
amt eine einschränkende Auslegung mindestens in- 
soweit für geboten, als infolge der Rationalisierungs- 
maßnahmen eintretende wirtschaftliche Nachteile 
für Kartellaußenseiter für sich allein nicht als Wett- 
bewerbsbeschränkung bei der Feststellung des an- 
gemessenen Verhältnisses zum Rationalisierungs- 
erfolg berücksichtigt werden können. Den Eintritt 
solcher nachteiliger Wirkungen hat der Gesetzgeber 
mit der Zulassung von Kartellen im Rahmen des § 5 
Abs. 2 Satz 2 bewußt in Kauf genommen (Gesell- 
schaft für Hydraulikanlagen). Das Verhältnis zwi- 
schen Rationalisierungserfolg und Wettbewerbsbe- 
schränkung wurde z. B. als angemessen angesehen, 

wenn Aufträge, insbesondere Großaufträge, nur 
bei zentralem Verkauf termingerecht in den ge- 
wünschten Mengen und Sortierungen so erledigt 
werden können, wie es die zuhehmende Mecha- 
; nisierung des Straßenbaues erfordert (Basalt- 
Union, Nordbayerische Basalt-Union); 

wenn wegen des Vorhandenseins zahlreicher und 
leistungsfähiger Außenseiter der funktionsfähige 
Wettbewerb auf dem Markt nicht ausgeschlossen 
und der Wettbewerb unter den kartellbeteiligten 
Unternehmen wegen der Freiheit der Gestaltung 
der Preise und Rabatte und der nur losen Bin- 
dung an die beschlossenen Lieferrichtwerte nicht 
völlig beseitigt wird (Liefergemeinschaft Nieder- 
sächsischer Kalkwerke). 

Nach der Entscheidung über den Erlaubnisantrag 
der Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne Fässer 
und Gefäße kann aus der Eignung der Rationalisie- 
rungsmaßnahmen zur Herbeiführung des Rationa- 
lisierungserfolges auf das Vorliegen eines ange- 
messenen Verhältnisses des zu erwartenden Ratio- 
nalisierungserfolges zu dem Umfang der wettbe- 
werbsbeschränkenden Auswirkungen geschlossen 
werden, vorausgesetzt, daß der Preiswettbewerb 
zwischen den Herstellern aufrechterhalten bleibt. 

In einem Falle konnte das Verhältnis zwischen 
dem Rationalisierungserfolg zu der damit verbun- 
denen Wettbewerbsbeschränkung auch deshalb als 
angemessen angesehen werden, weil es sich bei den 
wettbewerbsbeschränkenden Verpflichtungen nicht 
um eine starre Regelung handelt, sondern diese 
Wettbewerbsbeschränkungen dadurch abgemildert 
werden, daß von der getroffenen Regelung beim 
Vorliegen bestimmter Gründe abgewichen werden 
kann (Deutsche Radsatz- und Radreifengemein- 

1 Schaft). 
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Auch bei Beantwortung der Frage, ob der mit der 
Kartellregelung verfolgte Rationalisierungszweck 
auf eine andere Weise nicht erreicht werden kann, 
bedarf es einer Prüfung der jeweils vorliegenden 
Umstände des Falles. Eine Besonderheit war bei der 
Entscheidung über den Gesellschaftsvertrag der Lie- 
fergemeinschaft Niedersächsischer Kalkwerke inso- 
fern gegeben, als außer den Antragstellern und an- 
deren Regionalkartellen in der Bundesrepublik 
Deutschland rund 160 Kalkwerke vorhanden sind, 
die ohne Kartellbindung in der Lage sind, ihre Pro- 
duktion selbständig zu vertreiben. Dennoch wurde 
die Erlaubnis erteilt; denn das Gesetz bietet keinen 
Anhaltspunkt dafür, daß die wirtschaftlichen Ge- 
gebenheiten anderer Unternehmen zur Grundlage 
der Beurteilung nach § 5 Abs. 2 und 3 gemacht wer- 
den müssen. Entscheidend ist allein, ob die be- 
zweckte Rationalisierung von den antragstellenden 
Unternehmen nicht auf eine andere Art und Weise 
erzielt werden kann, etwa durch eine den Wettbe- 
werb weniger beschränkende Regelung — Len- 
kungs- und Auskunftsstellen, Marktbeobachtungs- 
stellen, temporäre Liefergemeinschaften — oder so- 
gar eine unter § 1 fallende Vereinbarung — Werks- 
vertretungen, Einschaltung des Großhandels — . 

Es kommt also auf die Würdigung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse eines jeden einzelnen sowie 
der Gesamtheit der an der Regelung beteiligten 
Unternehmen im Hinblick auf den von ihnen be- 
zweckten Rationalisierungserfolg an. Nur an diesen 
Gegebenheiten kann geprüft werden, ob der Ratio- 
nalisierungszweck auf andere Weise zu erzielen ist. 

Auch die letzte zu prüfende Voraussetzung, ob 
die Rationalisierung im Interesse der Allgemeinheit 
erwünscht ist, läßt sich nur von Fall zu Fall beur- 
teilen, so daß aus den nachfolgenden Beispielen 
keine Interpretation des Begriffs „Interesse der All- 
gemeinheit'' abgeleitet werden kann. Das Vorliegen 
der Voraussetzung wurde beispielsweise bejaht, 

wenn nicht nur die unmittelbaren Abnehmer 
direkt, sondern die gesamte Öffentlichkeit indi- 
rekt an einer Regelung interessiert ist (Basalt- 
Union, Nordbayerische Basalt-Union); 

wenn die Abnehmer sich mit überzeugender Be- 
gründung zustimmend äußern und die Allgemein- 
heit in Zukunft Nutzen hat, da alle Waren, die 
eines bestimmten Verpackungsmittels bedürfen, 
mit geringeren Verpackungskosten belastet sein 
können (Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne 
Fässer und Gefäße); 

wenn die Rationalisierung in bezug auf die Be- 
lieferung der Deutschen Bundesbahn zu einer 
größeren Leistungsfähigkeit der beteiligten Un- 
ternehmen führt und es dem Hauptverkehrsträ- 
ger damit ermöglicht wird, seine im allgemeinen 
Interesse liegenden Aufgaben leichter zu erfül- 
len und die Aufrechterhaltung eines uneinge- 
schränkten Eisenbahnbetriebes zu sichern (Deut- 
sche Radsatz- und Radreifengemeinschaft); 

wenn die Absatzmöglichkeiten der an der Zonen- 
grenze gelegenen Betriebe erweitert und die 
gleichmäßige Ausnutzung der Kapazität möglichst 
über das ganze Jahr durch die zentrale Verkaufs- 


stelle ermöglicht wird (Nordbayerische Basalt- 

Union, Liefergemeinschaft Niedersächsischer Kalk- 
werke). 

In einem anderen Falle wurde entschieden, daß 
es nicht auf die Wünsche und Interessen einer be- 
stimmten Gruppe für sich allein — ■ etwa der Ab- 
nehmer oder der Verbraucher — ankommt, daß es 
vielmehr von entscheidender Bedeutung ist, wie 
sich die Regelung generell auswirkt (Verein der 
Thomasphosphatfabrikanten) . 

In den Erlaubnisverfahren nach § 5 Abs. 2 und 
§ 5 Abs. 2 und 3 hatte das Bundeskartellamt außer 
der Frage, ob die Regelung der Rationalisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge dient, auch im Rahmen 
der vorweggenommenen Mißbrauchsaufsicht geprüft, 
ob die durch die Erlaubnis erlangte Freistellung von 
§ 1 mißbraucht oder ob den Verboten der §§ 25, 
26 zuwidergehandelt wird (§ 11 Abs. 5), insbeson- 
dere, ob die Kartellpreise überhöht oder die Ver- 
kaufs- und Lieferbedingungen mißbräuchlich fest- 
gesetzt worden sind oder ob die Absatzregelung 
gegen § 26 Abs. 2 verstößt. 

In den Fällen, in denen einzelne Vertragsbestim- 
mungen nicht der Rationalisierung dienten oder die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 Vorlagen, wurde 
dennoch die Erlaubnis erteilt, jedoch mittels Auf- 
lage die Beseitigung der beanstandeten Regelung 
verlangt. So wurde die Erlaubnis für den Kartell- 
vertrag der Thomasphosphatfabrikanten mit einer 
Reihe von Auflagen verbunden, um solche Rege- 
lungen zu verhindern, die in keinem inneren Zu- 
sammenhang mit dem eigentlichen Vertragszweck 
stehen, vielmehr geeignet sind, die durch die Syn- 
dizierung der Erzeugerbetriebe gegründete Markt- 
macht des Syndikats zu verstärken und auf die 
Handelsstufe auszudehnen, und zum anderen Be- 
stimmungen aus den Verkaufs- und Lieferbedin- 
gungen zu entfernen, die einen Mißbrauch der Frei- 
stellung von § 1 darstellen oder gegen § 15 ver- 
stoßen. 

Gegen eine Reihe von Auflagen dieses Beschlus- 
ses, insbesondere gegen diejenigen, welche den 
Vertrieb von Thomasphosphat sowie die Mitglied- 
schaft der Wintershall AG berühren, hat die An- 
tragstellerin Einspruch und nach Ablauf der Frist 
des § 65 Abs. 1 Satz 3 vorsorglich Beschwerde ein- 
gelegt. Außerdem haben acht Importeure nach ihrer 
Beiladung während der Einspruchsfrist Einspruch 
gegen zwei Auflagen eingelegt. 

b) Anwendung der Artikel 85 ff. EWG- Vertrag 

Da die in der Deutschen Terrazzo-Verkaufsgesell- 
schaft zusammengeschlossenen Unternehmen über 
ihre gemeinsame Verkaufsstelle, die Deutsche Ter- 
razzo-Verkaufsstelle Ulm GmbH, einen wenn auch 
geringfügigen Teil der Produktion nach Ländern des 
Gemeinsamen Marktes exportieren, und damit der 
Kartellvertrag unter Artikel 85 Abs. 1 EWG-Vertrag 
fällt, hatte das Bundeskartellamt erstmals bei einem 
Kartell nach § 5 Abs. 2 und 3 zu der Frage Stellung 
zu nehmen, ob Artikel 85 Abs. 1 des EWG-Vertrages 
nach Artikel 85 Abs. 3 für nicht anwendbar erklärt 
werden kann. Das ist bejaht worden, weil die Kar- 
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tellvereinbarung zu einer Verbesserung der Wa- 
renerzeugung führt, auch die ausländischen Abneh- 
mer an dem Rationalisierungserfolg angemessen be- 
teiligt, ohne den Gesellschafterwerken Beschrän- 
kungen aufzuerlegen, die für die Verwirklichung 
der in dieser Bestimmung des EWG-Vertrages ge- 
nannten Ziele nicht unerläßlich sind, und ohne den 
Wettbewerb für einen wesentlichen Teil der ver- 
tragsgegenständlichen Waren auszuschalten. Der 
Generaldirektion Wettbewerb der EWG-Kommis- 
sion ist Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden. Bedenken gegen die Erlaubniserteilung 
sind von dort nicht erhoben worden, [vgl. auch 
Drittes Kapitel I. a)]. 

c) Auflagenüberwachung und Mißbrauchsaufsicht 

Da nach dem Gesetz die Voraussetzungen für eine 
Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 und 3 
schon dann vorliegen, wenn der Kartellvertrag ge- 
eignet ist, die Leistungsfähigkeit oder Wirtschaft- 
lichkeit der beteiligten Unternehmen in technischer, 
betriebswirtschaftlicher oder organisatorischer Be- 
ziehung wesentlich zu heben und dadurch die Be- 
friedigung des Bedarfs zu verbessern, sollen die 
Auflagen dazu dienen, nach Erlaubniserteilung fest- 
zustellen, ob und wie sich die Eignung zur Hebung 
der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit später 
auch tatsächlich in Rationalisierungserfolgen nieder- 
schlägt. Um diese Rationalisierungserfolge feststel- 
len zu können, sind die möglichen betriebswirtschaft- 
lichen Voraussetzungen für eine Beurteilung von Ra- 
tionalisierungserfolgen mit der Steinzeugindustrie 
und der niedersächsischen Kalkindustrie erörtert 
worden, deren Erlaubnisanträgen im Jahre 1959 bzw. 
im Berichtsjahr stattgegeben worden ist. Insbeson- 
dere kommt es dabei darauf an, die Rationalisierungs- 
erfolge, für die der Kartellvertrag ursächlich ist, von 
denen zu trennen, die in jedem einzelnen Unterneh- 
men, z. B. durch Investitionen oder Verbesserungen 
der Arbeitsmethoden, eintreten und auf die techni- 
sche Weiterentwicklung zurückzuführen sind und da- 
her auch unabhängig vom Bestreben des Kartells ein- 
getreten wären. Als erste Maßnahme hat die Stein- 
zeugindustrie auf Anregung des Bundeskartellamtes 
ein einheitliches Rechnungswesen und eine einheit- 
liche Berichterstattung an das Bundeskartellamt ein- 
geführt, die die Grundlagen für eine vergleichbare 
Beurteilung bilden sollen. 

d) Einzelne noch nicht entschiedene Fälle 

Die rechtliche und wirtschaftliche Prüfung der Er- 
laubnisanträge der Verkaufsvereinigung für Teer- 
erzeugnisse (VfT) (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S, 28, 
60) ist noch nicht abgeschlossen. 

Zu den Anträgen der Zementindustrie in Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Unterelbe, Süd- 
deutschland, der Hüttenzementindustrie sowie für 
die Zementvertrieb Berlin GmbH (vgl. Tätigkeits- 
bericht 1959 S. 28, 62, 63) sind im Berichtsjahr die 
Marktuntersuchungen fast abgeschlossen worden. 
Mit der Auswertung dieser Ergebnisse ist das 
Bundeskartellamt befaßt. Im Berichtszeitraum sind 
zu diesen Verfahren der Bund Deutscher Baustoff- 
händler e. V. und die jeweiligen Landesverbände 


dieses Verbandes auf deren Antrag beigeladen wor- 
worden. 

Der Erlaubnisantrag der Kalkverkaufsstelle Ibben- 
büren konnte nicht abschließend bearbeitet werden, 
da die Antragsbegründung noch ergänzungsbedürf- 
tig ist. 

Im Verfahren der Vereinigten Armaturen-Gesell- 
schaft mbH, Mannheim (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 
S. 28, 70), gestalten sich die Ermittlungen aus tat- 
sächlichen und rechtlichen Gründen schwierig. An 
die noch nicht abgeschlossene Anhörung betroffener 
Wirtschaftskreise werden sich eingehende tatsäch- 
liche Ermittlungen an Ort und Stelle anschließen. 

Das Rationalisierungskartell von zwei süddeut- 
schen Kunststoffpressen-Fabrikanten (vgl. Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 27, 69) befindet sich noch in der 
rechtlichen und wirtschaftlichen Prüfung. Den An- 
tragstellern wurde aufgegeben, ihre Angaben über 
ihre Marktanteile, die beabsichtigte Produktionsbe- 
schränkung und die aus der Rationalisierung fol- 
genden Leistungssteigerungen und Investitionen zu 
ergänzen. 

über den Antrag der Kieler Fischgroßhandels 
GmbH & Co. KG (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 26) 
konnte nicht abschließend entschieden werden. We- 
gen der Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
beabsichtigen die Vertragspartner, den Gesell- 
schaftsvertrag in wesentlichen Punkten zu ändern. 
Die Praktizierung des bisherigen Vertrages ist mit 
gewissen Einschränkungen weiterhin im Wege der 
einstweiligen Anordnung erlaubt worden. 

Die im Berichtsjahr beantragte Erlaubnis von 
38 Molkereigenossenschaften für einen Kartellver- 
trag mit der Verpflichtung, eine bestimmte Rahm- 
menge an ein im Jahre 1961 zu errichtendes Butter- 
werk abzuliefern und damit jede eigene Butter- 
herstellung zu unterlassen (vgl. BAnz. Nr. 114 vom 
29. Juli 1960), ist durch den Erlaß der Verordnung 
über die Benennung von Waren als landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse im Sinne des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen vom 29. Oktober 1960 
(BGBl. I S. 837) gegenstandslos geworden. Die Ver- 
ordnung führt unter anderem Rahm und Butter als 
landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinn des § 100 
Abs. 5 Nr. 2 auf, so daß der Kartellvertrag unter die 
Ausnahmevorschrift des § 100 Abs. 1 fällt. Der An- 
trag wurde deshalb zurückgenommen. 

Der Erlaubnisantrag des Kalkverkaufskontors 
Rheine (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 64) ist nach 
dem Ausscheiden von drei Gesellschaftern und der 
Auflösung der gemeinsamen Verkaufsstelle zurück- 
genommen worden (BAnz. Nr. 51 vom 15. Mai 1960). 

Die Fleurop, eine nichtrechtsfähige Vereinigung 
von Blumengeschäftsinhabern, hat durch ihren Vor- 
stand, die Fleurop-GmbH — ■ Landesabteilung 
Deutschland der Internationalen Fleurop-Interflora 
— , die Erteilung der Erlaubnis für einen Beschluß 
ihrer Delegiertenversammlung als Rationalisie- 
rungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt, mit 
dem sie ihre jahrzehntealten Geschäftsbedingungen 
und einheitlichen „Maklervergütungen" für die 
Blumenspendenvermittlung unter Vornahme einiger 
Änderungen legalisieren will. 
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Die Fleurop-Vereinigung sieht die innerbetrieh- 
lichen Rationalisierungsmaßnahmen der angeschlos- 
senen Blumengeschäfte in der Vermittlung von 
Blumenspenden zu einheitlichen Vergütungssätzen 
und Geschäftsbedingungen, da eine Vermittlung ge- 
gen individuell im Wettbewerb auszuhandelnde 
Vergütungen nach beliebigen Plätzen infolge der 
kurzen Auftragsfristen nicht durchführbar sei. Der 
innerbetrieblichen Rationalisierung soll ferner auch 
die Benutzung des internationalen Verzeichnisses 
aller Fleurop-Blumengeschäfte und die Abrechnung 
der Blumenspendenvermittlun^g über die Fleurop- 
Abrechnungsstelle dienen. 

VI. Exportkartelle 

Im Berichtszeitraum wurden 6 Exportkartelle und 
3 Änderungen und Ergänzungen von bereits früher 
angemeldeten Exportkartellen nach § 6 Abs. 1 ange- 
meldet. Im Bundesanzeiger wurden bekanntgemacht 

5 Anträge auf Erlaubnis eines Exportkartells nach 
§ 6 Abs. 2: 

1. Holland-Exportgenossenschaft Beiers Vurenhout 
eGmbH, München 

(BAnz. Nr. 62 vom 30. März 1960), 

2. Exportgemeinschaft der Kettenhebezeug-Herstel- 
ler, Remscheid-Hasten 

(BAnz. Nr. 118 vom 23. Juni 1960), 

3. Zementexport Rhein-West GmbH, Wiesbaden- 
Amöneburg 

(BAnz. Nr. 214 vom 4. November 1960), 

4. N. V. Internationale Lithopone Associatie (ILA), 
Amsterdam, Exportgemeinschaft von Herstellern 
von Lithopone 

(BAnz. Nr. 227 vom 24. November 1960), 

5. Exportvereinigung Schwermetallhalbzeug, Düs- 
seldorf 

(BAnz. Nr. 4 vom 6. Januar 1961); 

1 Antrag auf Erlaubnis einer Änderung eines Export- 
kartellvertrages nach § 6 Abs. 2: 

Blankstahl-Exportgemeinschaft, Düsseldorf (BAnz. 
Nr., 109 vom 9. Juni 1960). 

In 2 Fällen wurde eine Erlaubnis für Exportkartelle 
nach § 6 Abs. 2 erteilt^). Es handelt sich dabei um 
die Erlaubniserteilung für 

1. die Exportgemeinschaft der Hauer-Werke, Hagen/ 
Westf. 

(BAnz. Nr. 136 vom 21, Juli 1959 und Nr. 102 
vom 28. Mai 1960), 

2. die Exportgemeinschaft der Kettenhebezeug- 
Hersteller, Remscheid-Hasten 

(BAnz. Nr. 118 vom 23. Juni 1960 und Nr. 144 
vom 29. Juli 1960). 

9 Inzwischen wurde durch Beschluß vom 16. Januar 1961 
auch für das Exportkartell der Zementexport Rhein- 
West GmbFL Wiesbaden- Amöneburg, die Erlaubnis 
nach § 6 Abs, 2 erteilt (BAnz. Nr. 214 vom 4. Novem- 
ber I960; Bekanntmachung über die Eintragung: 
BAnz. Nr. 49 vom 10. März 1961). 


Im Falle der Exportgemeinschaft der Hauer-Werke 
hat das Bundeskartellamt hinsichtlich der Verpflich- 
tung der Kartellmitglieder, den Exporteuren eine 
einheitliche Vergütung (sog. Exporteurrabatt) zu ge- 
währen, die Erlaubnis versagt. Es war der Ansicht, 
daß diese Regelung — wenn überhaupt geeignet — - 
so jedenfalls nicht notwendig ist, um die mit den 
übrigen Kartellbestimmungen (einheitliche Preise 
und Konditionen für den Auslandsabsatz) erstrebten 
Regelungen des Wettbewerbs auf den Auslands- 
märkten sicherzustellen (vgl. auch Tätigkeitsbericht 
1959 S. 68). 

Für eine ähnliche Regelung des Exporteurrabattes 
als Ergänzung des Kartellvertrages hat die Blank- 
stahl-Exportgemeinschaft, Düsseldorf, eine Erlaub- 
nis beantragt (vgl. Tätigkeitsbericht 1958 S. 49, 
Tätigkeitsbericht 1959 S. 67). Hier wird zu prüfen 
sein, ob die besonderen Verhältnisse auf den 
Exportmärkten für Blankstahl eine Ausnahme von 
dem im Hauer-Fall erstmalig aufgestellten Grund- 
satz rechtfertigen und Kartellverpflichtungen in be- 
zug auf die Exporteurvergütung in solchen Aus- 
nahmefällen zugelassen werden können. 

Die rechtliche und tatsächliche Prüfung des Er- 
laubnisantrages für die deutsche Gruppe der Röhren- 
verkaufsorganisation für die Schweiz, für die eine 
vorläufige Erlaubnis nach § 6 Abs. 2 im Wege der 
einstweiligen Anordnung erteilt worden war (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1959 S. 28 und BAnz. Nr. 241 vom 
16. Dezember 1959), konnte noch nicht abgeschlos- 
sen werden, da sich der der vorläufigen Erlaubnis 
zugrunde liegende Sachverhalt nach Ankündigung 
der Kartellmitglieder ändern wird und möglicher- 
weise zu einer anderen Beurteilung führt. 

Soweit die bisher erlaubten Exportkartelle auch 
Ermächtigungen zu ergänzenden oder ändernden 
Kartellbeschlüssen umfassen, hat das Bundeskartell- 
amt durch Auflagen sichergestellt, daß ihm solche 
Ergänzungs- oder Änderungsbeschlüsse zur Kenntnis 
gebracht werden. In 4 Fällen wird das in Erfüllung 
der Auflagen vorgelegte Material geprüft. 

Durch einen nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Kar- 
tellvertrag wurde das Problem aufgeworfen, ob 
durch Anmeldung auch Rahmenverträge wirksam 
werden können, in denen 

die Verpflichtungen zu dem die Ausfuhr sichern- 
den und fördernden Verhalten noch nicht so weit 
im einzelnen festgelegt sind, daß die durch das 
Kartell koordinierten Verhaltensweisen nach 
ihren wettbewerbsrechtlichen und wirtschaftlichen 
Wirkungen beurteilt werden können, 

der Zweck des Verbandes nur dahin umschrieben 
ist, die gemeinschaftlichen Ausfuhrinteressen zu 
fördern, die Verkaufspreise zu regeln, allgemeine 
Geschäftsbedingungen festzusetzen und mit Ver- 
bänden und Werken gleicher Art im Ausland 
Vereinbarungen zu treffen. 

Das Kartell trägt vor, daß in Verfolg dieser 
Zwecksetzung bisher noch keine Bindungen für die 
Preis- und Bedingungsgestaltung herbeigeführt wor- 
den seien. Die rechtliche und wirtschaftliche Prüfung 
ist eingeleitet. 
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In einem Fall hat das Bundeskartellamt die An- 
sicht vertreten, daß durch Anmeldung nach § 6 
Abs. 1, § 9 Abs. 2 auch Verträge, die den Wett- 
bewerb zwischen Anbietern gewerblicher Leistungen 
auf Auslandsmärkten regeln, wirksam werden. § 6 
Abs. 1 ist nicht allein auf die Ausfuhr von Waren 
abgestellt, sondern erstreckt sich, wie aus § 6 Abs. 2 
zu entnehmen ist, auch auf gewerbliche Leistungen. 

Ein nach § 6 Abs. 1 angemeldetes Exportabkom- 
men enthielt die Verpflichtung der Mitglieder, ihre 
Erzeugnisse nur über eine Export-GmbH zu expor- 
tieren. Die Export-GmbH sollte die Ausfuhr in das 
europäische Ausland, in die schon früher keine 
Exporthändler eingeschaltet waren, unmittelbar 
durchführen, während sie sich für die Ausfuhr in 
das außereuropäische Ausland inländischer Expor- 
teure bedienen wollte. Weil durch die Kartellrege- 
lung — soweit sie sich auf den außereuropäischen 
Markt erstreckt (siehe unten) — den inländischen 
Exporteuren statt mehrerer Anbieter mit der Export- 
GmbH nur ein Anbieter gegenübersteht, hat das 
Bundeskartellamt die Auffassung vertreten, daß der 
Warenverkehr im Inland durch die Regelung betrof- 
fen wird und das Exportabkommen der Erlaubnis 
nach § 6 Abs. 2 bedarf. Um bezüglich des Exportes 
in das europäische Ausland die Vergünstigung des 
§ 6 Abs. 1 nicht. zu verlieren, haben die Vertrag- 
schließenden, einer Anregung des Bundeskartell- 
amtes folgend, das Kartell nach Exportmärkten ge- 
trennt und lediglich das Exportabkommen für den 
Europamarkt nach § 6 Abs. 1 angemeldet. Das An- 
meldeverfahren ist abgeschlossen. Von einer Export- 
regelung für die Ausfuhr nach außereuropäischen 
Ländern haben die Unternehmen zunächst Abstand 
genommen. 

Die im Tätig'keitsbericht 1959 S. 28, Spalte 2, 
Abs. 3 erwähnte Vereinbarung zwischen deutschen 
und ausländischen Herstellern sowie ausländischen 
Abnehmerorganisationen, derzufolge die auslän- 
dischen Abnehmer nur von Kartellmitgliedern be- 
ziehen können, hatte zur Prüfung der Frage geführt, 
ob auch der Verkehr mit Waren im Inland dadurch 
geregelt wird, daß andere deutsche Hersteller auf 
diese Weise von der Belieferung des entsprechen- 
den ausländischen Marktes ausgeschlossen werden. 
Im Hinblick darauf, daß der Vertrag möglicherweise 
mit Artikel 85 EWG-Vertrag nicht vereinbar ist und 
daß die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft eine Untersuchung des Falles nach 
Artikel 89 Abs. 1 Satz 2 EWG-Vertrag eingeleitet 
hat, ist die Entscheidung vom Bundeskartellamt zu- 
rückgestellt worden. 

Die drei bereits im Tätigkeitsbericht 1959 S. 28 
genannten Kartelle der Hersteller von chemischen 
Kunstfasern (Reyon, Acetat endlos und Zellwolle 
139, 140 und 142) haben sich bei näherer rechtlicher 
Prüfung als Rabattkartelle im Sinne des § 3 her- 
ausgestellt und sind nach dieser Vorschrift beurteilt 
worden (vgl. unter III. Rabattkartelle). 

Ein im Vorjahre nach § 6 Abs. 1 angemeldeter 
und im Tätigkeitsbericht 1959 S. 28, Spalte 2, letzter 
Absatz erwähnter Vertrag, nach dem sich die Be- 
teiligten zur Belebung und Erweiterung des Export- 
geschäftes verpflichten, die bei Exportlieferungen 


entstandenen hohen Frachten und Mindererlöse 
untereinander auszugleichen, ist noch nicht abschlie- 
ßend beurteilt worden, weil die wirtschaftliche 
Untersuchung des in Frage kommenden Exportmark- 
tes noch nicht abgeschlossen ist. 

Die der „Exportvereinigung Österreich" (Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 29) zugedachten Aufgaben wer- 
den in Zukunft von der Seefisch-Absatzgesellschaft 
mbH (SAG) übernommen werden (vgl. unter 
IX. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei). Das Bun- 
deskartellamt ist der Ansicht, daß unter § 100 
Abs. 1 (Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse) 
auch solche Vereinbarungen fallen, die den Export 
regeln. Die SAG bedarf daher keiner Erlaubnis nach 
§ 6 Abs. 2 für Maßnahmen zur Förderung des 
Fischexportes nach Österreich. 

VII. Importkartelle 

Im Berichtszeitraum wurden Erlaubnisse für Im- 
portkartelle weder beantragt noch erteilt. Die Be- 
arbeitung des im Tätigkeitsbericht 1959 S. 29 
genannten Vorganges führte wegen in Aussicht 
genommener Änderungen des Importkartellvertra- 
ges auch im Jahre 1960 bisher zu keiner Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger. Es mußten sowohl über 
die formellen als auch über die materiellen Erfor- 
dernisse des Erlaubnisantrages weitere Verhandlun- 
gen geführt werden. 

VIIL Verkehrswirtschaft 

1. Im Jahre 1960 war das Bundeskartellamt auf 
dem Gebiet der Verkehrs Wirtschaft in erster Linie 
bestrebt, in Fühlungnahme mit dem Bundesminister 
für Verkehr einzelnen Länderbehörden, Verbänden 
und Verkehrsunternehmen durch Aufklärung der 
tatsächlichen Zusammenhänge, Beschaffung von 
Verträgen und Sammlung sonstiger Materialien die 
Voraussetzungen für eine sachgemäße Aufsicht nach 
§ 104 zu schaffen. Dabei lag das Schwergewicht 
auf den Gebieten der See- und Binnenschiffahrt. 

Die in der internationalen Seeschiffahrt beste- 
henden Schiffahrtskonferenzen fallen unter § 99 
Abs. 2 Nr. 1, weil sie die Beförderung über die 
Grenzen oder außerhalb des Geltungsbereichs des 
GWB zum Gegenstand haben. Es besteht deshalb 
keine Verpflichtung zur Anmeldung dieser Ver- 
träge (§ 99 Abs. 3); das Bundeskartellamt hat 
jedoch auch in diesen Fällen die Aufsicht nach 
§ 104. Die unter Beteiligung des Bundesministers 
für Verkehr, Abteilung Seeverkehr, durchgeführten 
Ermittlungen haben bisher keinen Anlaß zu Maß- 
nahmen nach § 104 ergeben. 

Laufend erfaßt wurden Vereinbarungen der Bin- 
nenschiffahrt. Eine Vielzahl von Regelungen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs im Sinne von § 99 
Abs. 2 Nr. 1 wurde dem Bundeskartellamt auch 
ohne daß eine Verpflichtung zur Anmeldung (§ 99 
Abs. 3) besteht, von den Binnenschiffahrtsverbän- 
den und von Unternehmen der Binnenschiffahrt 
offengelegt. Maßnahmen nach § 104 waren bisher 
nicht erforderlich. Inwieweit bei einem Teil der be- 
kanntgewordenen Vereinbarungen den Bestimmun- 
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gen des Artikels 85 des EWG-Vertrages Rechnung 
zu tragen sein wird, ist noch nicht zu übersehen. 

Vereinbarungen der Binnenschiffahrt, die den 
Verkehr innerhalb des Geltungsbereichs des GWB 
regeln, sind im wesentlichen infolge des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 
(BSchVG) von der Anwendung des GWB ausge- 
nommen (§ 99 Abs. 1); sie sind infolgedessen nicht 
anmeldebedürftig und unterliegen nicht der Aufsicht 
des Bundeskartellamts nach § 104. Bei den im Be- 
richtszeitraum geprüften Fällen handelte es sich 
hauptsächlich um als Rechtsverordnungen erlassene 
Beschlüsse der Frachtenausschüsse, die aus Ver- 
tretern der Schiffahrt und der verladenden Wirt- 
schaft zusammengesetzt sind (§§ 25, 29 BSchVG), 
und um Vereinbarungen zwischen Schiffahrtsver- 
bäniden und Schiffahrttreibenden über die Vertei- 
lung von Fracht- und Schleppgut, die nach § 1 

BSchVG der Genehmigung der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen bedürfen. Eine zwischen Reede- 
reien abgeschlossene Vereinbarung über die Mit- 
beschäftigung der Partikulierer, die nach § 1 BSchVG 
nicht genehmigungsfähig ist, wurde nach § 99 Abs. 2 
Nr. 4 angemeldet. 

2. Die im Tätigkeitsbericht 1959 genannten Ein- 
zelfälle sind im wesentlichen abgeschlossen. 

Die Hersteller von Fernsprechnebenstellenanla- 
gen haben auf Anregung des Bundeskartellamtes 
ihre Absicht, Anschlußerklärungen der Deutschen 
Bundespost gegenüber abzugeben, fallengelassen. 
Kartellrechtlich unbedenklich ist es, wenn die ein- 
zelnen Unternehmen unabhängig voneinander der 
Deutschen Bundespost auf entsprechende Anfragen 
ihre Preise und Bedingungen bekanntgeben, sofern 
damit keine Verpflichtung zur Einhaltung bestimm- 
ter Preise und Bedingungen verbunden ist. Das 
Recht zu entsprechenden Anfragen beruht nach der 
zu § 27 der Fernsprechordnung erlassenen Ausfüh- 
rungsbestimmung auf einer hoheitlichen Über- 
wachungsbefugnis der Deutschen Bundespost über 
die von den Unternehmen mit ihren Kunden abge- 
schlossenen Kauf-, Miet- und Wartungsverträge, 
Die Tatsache, daß die Deutsche Bundespost im 
Wettbewerb mit den Herstellern von Fernsprech- 
nebenstellenanlagen preisführend ist, ist kartell- 
rechtlich irrelevant. 

Hinsichtlich der vom Verband öffentlicher Ver- 
kehrsbetriebe als Druckschrift herausgegebenen 
unverbindlichen Grundsätze für die Gewährung von 
Fahrpreisermäßigungen bei Straßenbahn-, Omnibus- 
und Obus -Unternehmen wird von Maßnahmen 
solange abgesehen werden, als die empfohlenen 
Tarife nach § 17 des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande im Einklang mit den 
preisrechtlichen Bestimmungen genehmigt werden. 

Die beabsichtigte Gründung der Vereinigung 
Deutscher Nord- und Ostseefahrer (VDN) ist noch 
nicht erfolgt, da die Beschäftigungslage in der 
küstenschiffahrt im Berichtszeitraum die Hand- 
habung des Auflegeplans nicht erforderte. 

Die Vereinbarung über Luftfrachtnebengebühren 
(u. a. Entgelte für Abfertigung, Deklaration, Ein- 
holung von Zertifikaten, Anrollung zum Flugplatz 


und Abrollung vom Flugplatz), abgeschlossen zwi- 
schen der Arbeitsgemeinschaft Spedition und La- 
gerei e. V., den Spitzenverbänden der verladenden 
Wirtschaft und den Luftverkehrsgesellschaften, die 
deutsche Flughäfen anfliegen, ist inzwischen ange- 
meldet worden. Im Zusammenwirken mit dem Bun- 
desminister für Verkehr wurde geklärt, daß es 
sich bei den Luftfrachtnebengebühren nicht um nach 
§ 21 des Luftverkehrsgesetzes genehmigungsfähige 
und damit § 99 Abs. 1 unterfallende Flugpreise han- 
delt, sondern daß § 99 Abs. 2 Nr. 3 anzuwenden ist. 

Drei Vorgänge, die Empfehlungen von Um- 
schlagsentgelten und Konditionen seitens örtlicher 
Hafenspediteurverbände zum Gegenstand haben, 
sind an die zuständigen Landeskartellbehörden ab- 
gegeben worden. Es handelt sich in diesen Fällen 
um Empfehlungen von Leistungen, die ausschließ- 
lich in See- oder Binnenhäfen nur eines bestimmten 
Landes erbracht werden, so daß die Wirkung der 
Marktbeeinflussung jeweils über das Gebiet eines 
Landes nicht hinausreicht (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe d). Die Umschlagsentgelte und Konditionen 
haben unmittelbare Auswirkungen nur in dem ört- 
lichen Hafenbereich; auf den Geschäftssitz der die 
Hafeneinrichtungen und die Hafenspediteure in An- 
spruch nehmenden Unternehmen kommt es dagegen 
nicht an. 

Im Bestand der anmeldebedürftigen Vereinbarun- 
gen sind Veränderungen nur bei den Verträgen 
nach § 99 Abs, 2 Nr. 3 eingetreten. Im Berichtszeit- 
raum wurden drei neue Verträge und zwei Ver- 
tragsänderungen angemeldet. Die Anmeldung eines 
Vertrages wurde zurückgenommen. 

IX. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Die Bearbeitung der Vorgänge, die Wettbewerbs- 
beschränkungen in der Land- und Forstwirtschaft 
sowie in der Fischerei betreffen, gewinnt zuneh- 
mend an Bedeutung, zumal im Berichtszeitraum die 
Verordnung über die Benennung von Waren als 
landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (VO 
nach § 100 Abs. 5 GWB) vom 29. Oktober 1960 
(BGBl. I S. 837) in Kraft getreten ist. Nach Erlaß die- 
ser Verordnung ist es insbesondere den Molkerei- 
zentralen und den Weinabsatzzentralen möglich ge- 
worden, die von ihnen als notwendig angesehene 
Andienungspflicht für Milcherzeugnisse und Wein 
unter Freistellung von § 1 einzuführen. 

A. § 100 

1. Landwirtschaftliche Vereinigungen von Erzeu- 
gervereinigungen 

Die nach § 100 Abs, 1 Satz 2 bzw. § 106 Abs. 3 zu 
erstattenden Meldungen der Vereinigungen von Er- 
zeugervereinigungen sind in größerem Umfange — 
zum Teil auch bei den Landeskartellbehörden — 
eingegangen. Gleichwohl besteht noch immer keine 
zuverlässige Übersicht, ob alle Vereinigungen land- 
wirtschaftlicher Erzeugervereinigungen ihrer Melde- 
pflicht nachgekommen sind. Dies wird in Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Raiffeisenverband 
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e. V. geklärt. Teilweise ist auch erst durch die VO 
nach § 100 Abs. 5 GWB die Grundlage für Verträge 
und Beschlüsse von Vereinigungen landwirtschaft- 
licher Erzeugervereinigungen geschaffen worden, da 
diese Verordnung den Kreis der Erzeugnisse erwei- 
tert, für die § 100 Abs. 1 eine Ausnahme von § 1 
zuläßt. Die dem Bundeskartellamt vorliegenden 
Meldungen sind einer ersten Prüfung unterzogen 
worden. 

Hierbei stellte sich in mehreren Fällen heraus, 
daß diesen Vereinigungen von Erzeugervereinigun- 
gen neben landwirtschaftlichen Erzeugervereinigun- 
gen auch andersartige Mitglieder angehören. Bei 
diesen andersartigen Mitgliedern handelt es sich 
zum Teil um Privatpersonen, die der Vereinigung 
als Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder angehö- 
ren und keine eigene gewerbliche Tätigkeit auf der 
Wirtschaftsstufe entfalten, auf der die angeschlos- 
senen Erzeugervereinigungen tätig sind. Gegen ihre 
Zugehörigkeit zu einer Vereinigung von Erzeuger- 
vereinigungen im Sinne des § 100 Abs. 1 hat das 
Bundeskartellamt keine Bedenken erhoben. Zum 
Teil handelt es sich aber auch um gewerbliche Un- 
ternehmen (z. B. von Einzelkaufleuten betriebene 
Molkereien), die sich auf derselben Wirtschaftsstufe 
wie die angeschlossenen Erzeugervereinigungen be- 
tätigen. Da durch § 100 Abs. 1 Zusammenschlüsse 
von Erzeugervereinigungen mit sonstigen Unterneh- 
men nicht von § 1 freigestellt sind, bestehen Zwei- 
fel, ob einer solchen Organisation durch die Zuge- 
hörigkeit von privatwirtschaftlichen Unternehmen 
nicht der Charakter der Vereinigung von Erzeuger- 
vereinigungen und damit das Privileg des § 100 
Abs. 1 jedenfalls insoweit entzogen wird, als die 
privatwirtschaftlichen Unternehmen zu einem be- 
stimmten Marktverhalten verpflichtet werden. 

In verschiedenen Fällen finden sich in den Sta- 
tuten der Vereinigungen von Erzeugervereinigun- 
gen auch Bestimmungen, die den gemeinsamen Ein- 
kauf von landwirtschaftlichen Bedarfsartikeln und 
anderen Waren betreffen. Gegen derartige Bestim- 
mungen hat das Bundeskartellamt dann keine Ein- 
wendungen erhoben, wenn die Mitglieder nicht 
rechtlich verpflichtet sind, ihren Bedarf bei der Ver- 
einigung zu decken. Auf die in einem Falle vom 
Bundeskartellamt geäußerten Bedenken gegen die 
Verpflichtung der Mitglieder, den Butterzukauf nur 
bei der Vereinigung zu tätigen, hat sich diese bereit 
erklärt, die entsprechende Bestimmung ihres Statuts 
aufzuheben. 

Das ebenfalls in den Statuten verschiedener Ver- 
einigungen von Erzeugervereinigungen enthaltene 
Verbot der mittelbaren oder unmittelbaren Beteili- 
gung an gleichen oder ähnlichen Vereinigungen 
oder Unternehmungen ohne Genehmigung der Ver- 
einigung hat das Bundeskartellamt im Hinblick auf 
die Treuepflicht des Genossen gegenüber der Ge- 
nossenschaft als zulässig angesehen, soweit eine 
Andienungspflicht besteht. 

Die Frage, ob durch Gesetz Nr. 56 (VO 78) VO 96 
wettbewerbsbeschränkende Bestimmungen in den 
Statuten landwirtschaftlicher Vereinigungen von Er- , 
Zeugervereinigungen nichtig oder nur mit der Folge 
schwebend unwirksam geworden sind, daß sie mit | 


Inkrafttreten des GWB im Hinblick auf dessen § 100 
Abs. 1 und § 106 Abs. 3 wieder Wirksamkeit erlangt 
haben, wurde vom Bundeskartellamt nicht entschie- 
den. Es neigt dazu, in diesen Fällen die Nichtigkeit 
der betreffenden Bestimmung des Statuts (die u. U. 
sogar nach § 139 BGB zur Nichtigkeit des ganzen 
Statuts führen kann) mit der Folge anzunehmen, 
daß eine neue Vereinbarung dieser Wettbewerbsbe- 
schränkungen in der durch §§ 105, 34 vorgeschrie- 
benen Schriftform getroffen werden muß. Die Ent- 
scheidung dieser Frage ist jedoch den ordentlichen 
Gerichten zu überlassen, da die Meldung nach § 100 
Abs. 1 Satz 2 keine konstitutive Wirkung hat und 
nicht — wie etwa die Anmeldung nach § 6 Abs. 1 
— Voraussetzung für die zivilrechtliche Wirksam- 
keit ist. Die Kartellbehörde kann daher bei Meldun- 
gen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 ihre Untersuchungen 
darauf beschränken, ob die materiellen Vorausset- 
zungen dieser Vorschrift erfüllt sind, und braucht 
die Einhaltung von Formvorschriften oder sonstigen 
zivilrechtlichen Wirksamkeitsvoraussetzungen nicht 
zu prüfen. 

Keine der bisher vom Bundeskartellamt überprüf- 
ten Vereinigungen landwirtschaftlicher Erzeugerver- 
einigungen schließt den Wettbewerb im Sinne von 
§ 100 Abs. 1 Satz 3 aus. 

2. Forstbaumschulen 

Die Frage, ob die in Forstbaumschulen aufgezo- 
genen Forstpflanzen als forstwirtschaftliche Erzeug- 
nisse anzusehen sind (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 
S. 32), ist im Berichtsjahr noch nicht entschieden 
worden. Nach weiterer Prüfung neigt das Bundes- 
kartellamt zu der Auffassung, daß die in Forstbaum- 
schulen erzeugten Forstpflanzen, soweit sie unter 
intensiver gärtnerischer Bearbeitung erwachsen und 
für fremden Bedarf bestimmt sind, nicht mehr zu 
den Urerzeugnissen des Waldes gehören und des- 
halb auch nicht forstwirtschaftliche Erzeugnisse, son- 
dern Erzeugnisse des Gartenbaues sind. Forstbaum- 
schulen, die in diesem Sinne Erzeugnisse des Gar- 
tenbaues (= landwirtschaftliche Erzeugnisse, § 100 
Abs. 5 Nr. 1) gewinnen, dürften daher als Erzeuger- 
betriebe (§ 100 Abs. 6) anzusehen und damit durch 
§ 100 Abs. 1 bis 4 in wesentlich größerem Umfange 
von den Vorschriften des GWB freigestellt sein als 
die forstwirtschaftlichen Erzeugerbetriebe, für die 
§ 100 Abs. 7 eine viel enger umgrenzte Ausnahme 
von § 1 vorsieht. 

3. Fischerei 

a) Die Seefisch- Absatz-Gesellschaft (SAG), über 
deren Gründung bereits im Tätigkeitsbericht 1959 
S. 32 berichtet worden ist, hat — nachdem der ge- 
mäß § 3 des Fischgesetzes festgelegte amtliche 
Mindestsatz zum 30. Juni 1960 aufgehoben worden 
war — am 1. Juli 1960 ihre Tätigkeit voll aufgenom- 
men. Nach eingehenden Verhandlungen mit den 
Vertretern der SAG und den Organisationen ihrer 
Abnehmer sowie nach Abstimmung mit den Bundes- 
ministerien für Wirtschaft und für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten konnte festgestellt werden, 
daß das Vertragswerk der SAG unter die Aus- 
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nahmevorschrift des § 100 Abs. 1 fällt und die SAG 
den zentralen Verkauf der gesamten inländischen 
Fischanlandung der ihr angeschlossenen Hochsee- 
fischerei-Unternehmen unter Festlegung von Min- 
destpreisen (sog. „ Von-Preisen") sowie einen in- 
ternen Risikoausgleich unter ihren Gesellschaftern 
durchführen kann, sofern und solange kein nach § 3 
des Fischgesetzes festgelegter Mindestsatz besteht. 
Diese Feststellung beruht auf der nachstehenden 
Auslegung des § 100 Abs. 1. 

Das in § 100 Abs. 1 Satz 3 enthaltene Verbot des 
Wettbewerbsausschlusses gilt nicht nur für mehr- 
stufige Vereinigungen von Erzeugervereinigungen, 
sondern aus den bereits im Tätigkeitsbericht 1959 
S. 32 dargelegten Gründen auch für einstufige Er- 
zeugervereinigungen von der Art der SAG. 

Der Wettbewerb ist dann ausgeschlossen im 
Sinne von § 100 Abs. 1 Satz 3, wenn ein funktions- 
fähiger Wettbewerb, d. h. ein Wettbewerb, der die 
ihm in der Marktwirtschaft obliegende Steuerungs- 
funktion erfüllt, nicht mehr vorhanden ist. Ein sol- 
cher Wettbewerb kann sowohl von nicht der be- 
treffenden Vereinigung angehörenden Anbietern als 
auch von Mitgliedern der Vereinigung ausgehen, 
wenn diese in Ermangelung einer Andienungspflicht 
auch als selbständige Verkäufer auf dem Markt 
auftreten. 

Der Wettbewerb ist im Sinne von § 100 Abs. 1 
Satz 3 nicht schon bei einem kurzfristigen, vor- 
übergehenden Ausfall des Wettbewerbs ausge- 
schlossen, sondern erst bei einem Ausschluß des 
Wettbewerbs über längere Zeiträume hin. 

Im Falle der SAG wurde ein Ausschluß des Wett- 
bewerbs verneint im Hinblick auf die zwar nicht 
das ganze Jahr über in gleichem Ausmaß erfolgen- 
den, insgesamt gesehen aber nicht unbedeutenden 
Anlandungen durch ausländische Fischdampfer so- 
wie durch die Fahrzeuge der großen Heringsfische- 
rei und der kleinen Hochsee- und Küstenfischerei. 

Die Festsetzung der Verkaufspreise in Form von 
Mindestpreisen für einer Erzeugervereinigung an- 
gediente land- oder fischwirtschaftliche Erzeugnisse 
durch einen Geschäftsführer, der — wie die 
Geschäftsführung der SAG — in dieser Hinsicht 
selbständig und unabhängig von Weisungen und 
Empfehlungen anderer Organe der Erzeugerver- 
einigung handeln kann, ,ist keine Preisbindung im 
Sinne von § 100 Abs. 1 Satz 1; das gilt auch dann, 
wenn die Verkaufspreise für einen längeren Zeit- 
raum (etwa eine Fangsaison) im voraus festgelegt 
werden. 

Auf Grund regelmäßiger Meldungen der Markt- 
daten übt das Bundeskartellamt über die SAG die 
Mißbrauchsaufsicht nach § 104 aus. Diese erstreckt 
sich besonders darauf, daß die Freiheit der Auk- 
tion gewährleistet bleibt und weder durch zu große 
Vorwegentnahmen vor Auktionsbeginn noch durch 
die zu hohe Festlegung von Mindestpreisen, die 
grundsätzlich die Gestehungskosten nicht über- j 
schreiten sollen, Nachteile für Abnehmer und Ver- | 
braucher entstehen. 

b) Die Bemühungen der Fischwirtschaft, durch 
eine Marktreform auf privatrechtlicher Grundlage 


neue Absatzmärkte für die den Bedarf weit über- 
steigenden Fangergebnisse der Sommermonate zu 
erschließen, werfen kartellrechtliche Fragen auf. Das 
Bundeskartellamt wird eine Vereinbarung über 
einen nach Erlösen und Frachtkosten errechneten 
Ausgleich zu beurteilen haben, der zv/ischen Hoch- 
seefischereiunternehmen vorgenommen wird, die 
mit unterschiedlicher Frachtkostenbelastung ver- 
schiedene Auslandsmärkte mit voneinander abwei- 
chendem Preisniveau beliefern. Im Rahmen der Prü- 
fung, ob diese Vereinbarung unter § 100 Abs. 1 
fällt, ist zu entscheiden, ob ein solcher Ausgleich, 
weil er die Belieferung frachtungünstiger Märkte 
ermöglicht bzw. erleichtert, als eine den Absatz 
fischwirtschaftlicher Erzeugnisse betreffende Maß- 
nahme im Sinne von § 100 Abs. 1 anzusehen ist; 
und weiterhin, ob durch die Festlegung der Aus- 
gleichszahlungen eine Preisbindung im Sinne dieser 
Vorschrift erfolgt oder ob es sich lediglich um 
einen erlösbezogenen Ausgleich handelt, der den 
Preis unberührt läßt. 


B. Mißbrauchsverfahren nach § 104 

1. Ein Zentralverband des landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens hat unter der Bezeichnung 
„Wege zur Rationalisierung der genossenschaft- 
lichen Selbsthilfe in der Milchwirtschaft'" Leitsätze 
über die von ihm für notwendig und wünschenswert 
gehaltene Ordnung der Absatzwege für Milcher- 
zeugnisse aufgestellt und diese allen Landesverbän- 
den und Molkereizentralen bekanntgegeben. Diese 
Leitsätze, die u. a. den direkten Bezug des Groß- 
handels bei den einzelnen Molkereien durch Belie- 
ferung des Großhandels über die Butterabsatzzen- 
tralen ersetzen wollen, wurden bereits von mehre- 
ren Molkereien befolgt — wie das Bundeskartellamt 
den Eingaben von zwei Fachverbänden des ein- 
schlägigen Großhandels entnehmen konnte. Es 
wurde daher ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Bei der Einleitung des Verfahrens hat sich das 
Bundeskartellamt auf folgenden Standpunkt gestellt. 

Die Bekanntgabe der Leitsätze stellte vor Erlaß 
der VO nach § 100 Abs. 5 GWB eine Empfehlung im 
Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 2 dar. Denn das aus § 1 
sich ergebende Verbot, für den Vertrieb von Butter 
und Käse bestimmte Absatzwege und -möglichkei- 
ten sowie gebietliche Begrenzungen der Geschäfts- 
bereiche der einzelnen Molkereien und Molkerei- 
zentralen festzulegen, wurde umgangen, da die 
empfohlenen Maßnahmen von mehreren Molkereien 
und Molkereizentralen durchgeführt worden waren. 
Nach Erlaß der Verordnung ist zwar eine Absatz- 
regelung für Butter und Käse durch § 100 Abs. 1 
vom Verbot des § 1 freigestellt, so daß ein gleich- 
förmiges, der Empfehlung entsprechendes Verhal- 
ten keine Umgehung eines im GWB ausgesproche- 
nen Verbotes mehr ist. Es besteht aber Grund zu 
der Annahme, daß durch den Leitsätzen entspre- 
chende Verträge und Beschlüsse der Molkereien 
und Molkereizentralen die durch § 100 Abs. 1 und 4 
gewährte Freistellung mißbraucht wird. Wenn der 
Butter- und Käsegroßhandel in Zukunft praktisch 
von der direkten Belieferung durch Molkereien aus- 
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geschlossen wird, könnte hierin eine unbillige Be- 
hinderung des Butter- und Käsegroßhandels im 
Sinne des § 26 Abs. 2 liegen, die gleichzeitig als 
Mißbrauch im Sinne des § 104 anzusehen wäre. Das 
Bundeskartellamt befindet sich insoweit in Überein- 
stimmung mit dem Bundesgerichtshof, als dieser in 
seinem Urteil vom 7. November 1960 (WuW, E BGH 
407) festgestellt hat, daß die marktbeherrschenden 
Unternehmen der Milch- und Fettwirtschaft durch 
§ 100 Abs. 8 nicht vom Diskriminierungsverbot des 
§ 26 Abs. 2 freigestellt sind. 

Auf entsprechende Aufforderung des Bundeskar- 
tellamtes hat der betreffende Zentralverband seine 
Landesverbände und Molkereizentralen angewie- 
sen, die in den Leitsätzen vorgesehenen Maßnah- 
men bis zum Abschluß des Verfahrens zurückzu- 
stellen. 

2. Die in den vom vorerwähnten Verband heraus- 
gegebenen Leitsätzen zum Ausdruck kommende 
Tendenz, den Butterverkauf der Molkereigenossen- 
schaften weitgehend einzuschränken und das Bu- 
terangebot möglichst in der Hand der Molkereizen- 
tralen zu konzentrieren, zeigte sich auch bei der 
Vorbereitung einer Satzungsänderung einer Molke- 
reizentrale. Diese beabsichtigte, in ihrer Mitglieder- 
versammlung im Frühjahr 1960 im Wege der Sat- 
zungsänderung ihren Mitgliedern eine Andienungs- 
pflicht für diejenige Buttermenge aufzuerlegen, die 
nicht für die Abgabe an Genossen, Milchlieferanten 
und die in der Nähe der Molkereien gelegenen Ein- 
zelhandelsgeschäfte benötigt wird. Sie hat jedoch 
auf einen entsprechenden Hinweis die endgültige 
Beschlußfassung bis zum Inkrafttreten der VO nach 
§ 100 Abs. 5 GWB zurückgestellt. Sobald die Sat- 
zungsänderung wirksam beschlossen und gemeldet 
ist, wird zu prüfen sein, ob dieser Beschluß als 
Mißbrauch der Freistellung von § 1 anzusehen ist. 

3. Im Zusammenhang mit diesen Verfahren wird 
die kartellrechtliche Überprüfung der Tätigkeit des 
Milchförderungsfonds sowie der Milchausgleichs- 
kassen, wie sie z. B. für Westfalen und Lippe gebil- 
det worden sind, besondere Bedeutung gewinnen. 
Wesentlich für diese Verfahren ist ferner das Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 7. November 1960 
(WuW/E BGH 407), nach dem Molkereien in ihrem 
durch §§ 1 und 2 des Milch- und Fettgesetzes fest- 
gelegten Einzugs- und Absatzgebiet marktbeherr- 
schende Unternehmen sind, auf die sowohl § 22 als 
auch § 26 Abs. 2 anwendbar ist. 

Verfügungen nach § 104 Abs. 2 brauchten in den 
bisher durchgeführten Mißbrauchsaufsichtsverfahren 
nicht erlassen zu werden. 


X. Banken und Versicherungen | 

A. Banken 

I 

1. Die Provision im Handel mit Aktien, die von ; 
Kreditinstituten ihren Kunden berechnet wird (0,8 
V. H. vom ausmachenden Betrag, mindestens 2 DM), | 
war der Gegenstand eines Verfahrens, das auf 
Grund einer Kleinen Anfrage eines Landtagsabge- 1 


ordneten eingeleitet wurde. Nach der Anfrage habe 
diese Bankprovision, die seit über fünf Jahren un- 
verändert in gleicher Höhe vom ausmachenden 
Kursbetrag bis in die neueste Zeit erhoben werde, 
infolge des Steigens der Aktienkurse in den letzten 
Jahren zu einer erheblichen Verteuerung des Effek- 
tengeschäfts geführt und den Banken stark erhöhte 
Einnahmen erbringen müssen. Da die mit der Bear- 
beitung der Kundenaufträge verbundene Arbeit un- 
verändert geblieben sei, liege der Schluß nahe, daß 
die Beibehaltung der Gebühren in der alten Höhe 
auf einer Verständigung unter den Kreditinstituten 
beruhen müsse. Die Bankenverbände haben eine 
Ermäßigung der Provision, insbesondere auch die 
Ersetzung der vom Kursbetrag abhängigen Provi- 
sion durch eine Stückgebühr, wie sie als Mindest- 
gebühr pro Stück bereits eingeführt ist, abgelehnt. 
Sie haben darauf hingewiesen, daß die Provision 
im Jahre 1955 zur Belebung des Geschäfts von 
1 V. H. auf 0,8 V. H. gesenkt worden sei; der bei 
Kleinaufträgen anfallende Betrag decke nicht die 
personellen und sachlichen Aufwendungen; auch 
müßten manche Dienstleistungen im Wertpapierge- 
schäft (persönliche Beratung der Kunden, Kunden- 
Informationsblätter usw.) sowie Aufwendungen für 
andere Bankgeschäfte aus den Provisionen mit ge- 
deckt werden. Da zudem nach den vorliegenden 
Berichten die Banken häufig niedrigere Sätze — in 
Einzelfällen sogar 0,6 v. H. — berechnen, lag eine 
unzulässige Abrede, die die Möglichkeit zu einem 
Eingreifen geboten hätte, nicht vor. 

2. Das beim Bundeskartellamt im Herbst 1959 an- 
hängig gemachte Verfahren nach § 26 Abs. 1 (Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 33 unter A. 3.), dem der Ver- 
dacht zugrunde lag, daß der Bundesverband des pri- 
vaten Bank- und Bankiergewerbes e. V. sowie 
einige Mitglieder seines Kreditpolitischen Ausschus- 
ses die Banken aufgefordert hätten, mit dem Finanz- 
makler Münemann bei der Vermittlung von Groß- 
krediten an die Wirtschaft nicht mehr Zusammenar- 
beiten, ist eingestellt worden, nachdem durch eine 
Einigung zwischen den Beteiligten sichergestellt 
war, daß den Kreditinstituten, die mit dem Finanz- 
makler Zusammenarbeiten wollen, vom Verband 
keine Hindernisse in den Weg gelegt werden. 

3. Im Berichtsjahr sind dem Bundeskartellamt Emp- 
fehlungen, die von Vereinigungen von Kreditinsti- 
tuten den Mitgliedsfirmen gegenüber ausgesprochen 
waren, über die Fachaufsichtsbehörden nach § 102 
gemeldet worden. Die Bearbeitung dieser Vorgänge 
ist noch nicht abgeschlossen, da zuvor die Frage, 
wie Empfehlungen im Kredit- und Versicherungs- 
wesen (§ 102) zu behandeln sind, noch einer ein- 
gehenden Klärung bedarf. Hierzu werden, soweit 
ersichtlich, folgende Auffassungen vertreten: 

1. Die Empfehlung sei ohne Meldung rechtlich zu- 
lässig, da in § 102 Abs. 1 die Freistellung sowohl 
für Verträge und Beschlüsse als auch für Emp- 
fehlungen gelte und die Freistellung nur für Ver- 
träge und Beschlüsse von der Meldung abhängig 
gemacht worden sei. 

2. Die Empfehlung falle unter das Verbot des § 38 
Abs. 2 Satz 2, da sich die in § 102 erfolgte Frei- 
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Stellung nur auf Verträge und Beschlüsse be- ' 
ziehe, jedoch nicht auf Empfehlungen. 

3. Auf Empfehlungen sei mit Rücksicht auf die be- 
sonderen Verhältnisse im Kredit- und Versiche- 
rungswesen § 102 Abs. 1 entsprechend anwend- 
bar, 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Emp- 
fehlungen: 

a) Der Zentrale Kreditausschuß hat Empfehlungen 
zur bargeldlosen Lohn- und Gehaltszahlung her- 
ausgegeben. Sie sehen vor, daß die Konten zins- 
frei geführt und eine Festgebühr von 1 v. T. auf 
alle Lohn- und Gehaltseingänge berechnet wer- 
den soll, die von den Arbeitgebern zu zahlen ist. 
Dem Arbeitnehmer steht die freie Wahl des Kre- 
ditinstitutes offen. 

b) Der Zentrale Kreditausschuß hat Empfehlungen 
ausgesprochen, die Errichtung von Zweigstellen 
durch Kreditinstitute einzuschränken, nachdem 
die Eankaufsichtsbehörden erklärt hatten, daß es 
notwendig sei, das Zweigstellennetz in volks- 
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen zu halten; 
die Bevölkerung sei bankmäßig ausreichend ver- 
sorgt und die Rentabilität der Zweigstellen 
müsse gewahrt bleiben. Die Empfehlung hat zum 
Inhalt, daß jedes Kreditinstitut vor Errichtung 
einer Zweigstelle sich der Zustimmung des eige- 
nen Verbandes versichert, der den Antrag den 
anderen regionalen Verbänden zur Begutachtung 
mitteilt. Auf deren Verlangen wird eine Abstim- 
mung durch Einschaltung eines Beratungsausschus- 
ses — falls ein solcher gebildet ist — durchgeführt; 
andernfalls werden gemeinsame Besprechungen 
oder ein allgemeiner Erfahrungsaustausch der 
regionale Verbände über Fragen der Bank- und 
Kreditpolitik aufgenommen. Auch wenn der 
eigene Verband nicht zustimmt oder die Eini- 
gung mit den anderen Verbänden scheitert, soll 
das betreffende Kreditinstitut nicht gehindert 
sein, den Antrag bei der Bankaufsichtsbehörde 
einzureichen. 

c) Schließlich ist der Wegfall der Depotgebühren 
für Kleindepots im Werte unter 2000 DM Ge- 
genstand von Empfehlungen von Verbänden ge- 
wesen. 

B. Versicherungen 

1. Im Berichtsjahr sind die Ermittlungen zum Ab- 
schluß gebracht worden, die sich im Bereich der In- 
dustrie-Feuerversicherung und der Feuer-Betriebs- 
unterbrechungsversicherung in einem örtlich be- 
grenzten Bezirk sowie in der Seekasko-Versiche- 
rung darauf erstreckten, ob ein Wettbewerb trotz 
Bindung von Prämien an Beschlüsse einer Kom- 
mission eines Versichererverbandes noch besteht. 
Hinsichtlich der Industrie-Feuerversicherung und 
der Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherung hat 
sich ergeben, daß trotz dieser Bindung unterschied- 
liche Prämien für dasselbe Risiko — wenn auch nur 
durch besondere Bemühungen des Versicherungs- 
nehmers, insbesondere durch Einschaltung von Mak- 
lern — am Markt zu finden sind. — Auch in der 


Seekasko-Versicherung ist es den interressierten 
Wirtschaftskreisen möglich, unterschiedliche Prä- 
mienangebote zu erhalten, wobei besonders die 
Tätigkeit der Hamburger Versicherungsbörse und 
die Einschaltung von Maklern weltbewerbsfördernd 
wirken. Das Bundeskartellamt hat unter diesen Um- 
ständen keinen Anlaß zum Einschreiten gesehen. 

2. In der Haftpflicht-, Unfall- und Kasko-Versiche- 
rung prüft das Bundeskartellamt unter Einschaltung 
der Fachaufsichtsbehörde, ob trotz der Gleichför- 
migkeit des Tarifwerks (Herausgabe eines gleich- 
lautenden Tarifs unter verschiedenen Firmenbe- 
zeichnungen) noch ein Wettbewerb in den Prämien 
und dem Umfang des Versicherungsschutzes mög- 
lich ist und die zur Zeit angewendeten Bestimmun- 
gen über Ausspannung und Kündigungshilfe noch 
notwendig sind. 

3. Es wurde die Frage geprüft, ob es auf Kartell- 
verträge oder -beschlösse zurückzuführen ist, daß 
die Prämie in der Einbruchdiebstahlversicherung auf 
einer solchen Höhe gehalten worden ist, daß die 
Schadensquote sich seit Jahren auf weniger als 
20 V. H. beläuft und der zur Zeit erzielte technische 
Gewinn (in dem im Versicherungswesen üblichen 
Sprachgebrauch) etwa 30 bis 35 v. H. verdienten 
Prämie beträgt. Bis jetzt hat die Prüfung keinen 
Anhalt für das Vorliegen eines Vertrages oder Be- 
schlusses im Sinne des § 1 ergeben. 

4. In der Maschinen-Betriebsunterbrechungsver- 
sicherung hat die durch mehrere Versicherungsun- 

! ternehmen erfolgte Gründung eines gemeinsamen 
technischen Kontors, dem die technische und ver- 
sicherungstechnische Beurteilung des Risikos und 
die Berechnung der Prämie obliegt, zur Prüfung der 
Frage Anlaß gegeben, ob ein meldepflichtiger Tat- 
bestand vorliegt. Die Meldung wurde insbesondere 
aus folgenden Gründen für erforderlich angesehen: 

Eine Wettbewerbsbeschränkung liegt bereits dar- 
in, daß die vertragschließenden Versicherungsunter- 
nehmen sich die Angebote hinsichtlich der Prämien 
und Bedingungen von dem von ihnen geschaffenen 
technischen Kontor ausarbeiten lassen und von dem 
Ergebnis ohne vorherige Abstimmung mit dem Kon- 
tor nicht abweichen. Eine weitere Beschränkung des 
Wettbewerbs ist darin erblickt worden, daß die 
Vertragschließenden einen Pool-Vertrag geschlos- 
sen haben, durch den sie sich verpflichten, die von 
einigen Pool-Partnern abgeschlossenen Versiche- 
rungsverträge und die Rückversicherungsverträge 
als für Rechnung aller Pool-Partner abgeschlossen 
zu behandeln. Diese Gestaltung überschreitet den in 
§ 102 Abs. 1 Satz 3 gezogenen Rahmen für die ge- 
meinsame Übernahme von Einzelrisiken im Mitver- 
sicherungs- und Rückversicherungsgeschäft; denn 
diese Vorschrift privilegiert nur den Fall, daß sich 
Versicherungsunternehmen zur Deckung eines ein- 
zelnen Wagnisses zusammenschließen, über dessen 
Deckung gerade verhandelt wird. In dem vorgeleg- 
ten Fall war durch den Pool-Vertrag eine allge- 
meine vertragliche Bindung in bezug auf die künf- 
tige Gewährung von Versicherungsschutz und 
außerdem eine ständige Organisation zur Bewälti- 
gung der anfallenden Arbeiten geschaffen worden. 
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5, Werbeprämien für Adressenvermittlung sind 
der Gegenstand einer Empfehlung, die der Verband 
der privaten Krankenversicherung e. V. an seine 
Mitglieder herausgegeben hat. In Fortsetzung und 
teilweiser Abänderung einer älteren Übung soll 
nach dieser Empfehlung als Werbeprämie, die für 
die Vermittlung der Adresse eines Versicherungs- 
interessenten gezahlt wird, ohne Rücksicht auf die 
Zahl der zu versichernden Personen ein Betrag bis 
zu 10 DM (anstelle von bis zu 5 DM) und höchstens 
bis zu einer Monatsprämie gezahlt werden. Dabei 
ist das Zustandekommen des Versicherungsvertra- 
ges Voraussetzung. Die Entscheidung in dieser 
Sache ist noch zurückgestellt worden, da die Grund- 
satzfrage, wie Empfehlungen im Kredit- und Ver- 
sicherungswesen zu behandeln sind, noch nicht ge- 
klärt ist (vgl. unter A. 3.). 

XI. Versorgungswirtschaft 

Im Berichtszeitraum s'ind 2565 Verträge nach 
§ 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 angemeldet worden, von 
denen aus Gründen der Zuständigkeit 1925 an die 
Landeskartellbehörden abgegeben worden sind und 
640 überregionale Verträge vom Bundeskartellamt 
bearbeitet werden. Die Gesamtzahl der Anmeldun- 
gen seit Inkrafttreten des GWB hat sich damit auf 
29 237 Verträge der Energie- und Wasserversor- 
gung erhöht. In dieser Zahl sind nicht nur Anmel- 
dungen neu abgeschlossener Verträge enthalten, 
sondern auch Vertragsänderungen sowie Verlänge- 
rungen abgelaufener Verträge. 

Der Kartellsenat des Bayerischen Obersten Lan- 
desgerichts hat mit Beschluß vom 31. Mai 1960 
(WuW/E OLG 344) die Auffassung des am Beschwer- 
deverfahren beteiligten Bundeskartellamtes bestä- 
tigt, daß nach dem eindeutigen Wortlaut des § 9 
Abs. 5 das Bundeskartellamt für die Entgegennah- 
me der Anmeldung aller Verträge nach § 103 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 zuständig ist, d. h. auch der Verträge, 
deren marktbeeinflussende Wirkung nicht über das 
Gebiet eines Landes hinausreicht und die daher von 
der nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 örtlich und sachlich zu- 
ständigen Landeskartellbehörde bearbeitet werden. 
Das Bayer. ObLG hat sich im übrigen unter Hinweis 
auf die Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 
48/157; 88/294) dem Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 26. Oktober 1959 (WuW/E BGH 359) ange- 
schlossen und festgestellt, daß die Anmeldeflicht 
für sog. Altverträge nach § 106 Abs. 2 Nr. 1 eine 
Ausschlußfrist ist, bei deren Versäumung endgültige 
Unwirksamkeit des anzumeldenden Vertrags ein- 
tritt. 

Im Berichtszeitraum wurden verschiedene formell- 
und materiellrechtliche Probleme der Verträge nach 
§ 103 in Zusammenarbeit mit den Landeskartellbe- 
hörden geklärt. Die häufigen Vereinbarungen in 
Konzessionsverträgen, durch die eine Gebietskör- 
perschaft einem Versorgungsunternehmen das aus- 
schließliche Recht zur Benutzung aller gemeindlichen 
Grundstücke und Bauwerke einräumt, werden nach 
Auffassung der Kartellbehörden nur insoweit durch 
§ 103 Abs. 1 Nr. 2 von den Verboten der §§ 1 und 
15 bzw. der Anwendbarkeit des § 18 freigestellt, als 


sie ein ausschließliches Recht zur Benutzung öffent- 
licher Wege enthalten. Aus dem Gesetzeswortlaut 
und der Entstehungsgeschichte ergibt sich, daß der 
Begriff „öffentliche Wege" in dem Sinn zu verste- 
hen ist, wie er auch der Ausf. Anordnung zur Kon- 
ZGSsionsabgabenanordnung (A/KAE) vom 27. Fe- 
bruar 1943 (RAnz. Nr. 75) zugrunde liegt. In § 1 
A KAE wird nicht nur auf öffentliche Wege abge- 
stellt, sondern auf die Benutzung der Verkehrs- 
räume. Als öffentliche Wege im Sinne des § 103 
Abs. 1 Nr. 2 gelten daher alle Grundflächen, die 
dem öffentlichen Verkehr dienen. Ähnlich dem Ein- 
tragungsverfahren bei den im Tätigkeitsbericht 1959 
S. 34 erwähnten Errichtungsvefboten, Kapazitäts- 
erweiterungsverboten und Stillegungsgeboten wird 
das Bundeskartellamt die nicht allein auf die Ver- 
kehrsräume abstellenden Grund-und-Boden-Klau- 
seln, die jedoch immer auch die Einräumung eines 
ausschließlichen Wegebenutzungsrechts im Sinne 
des § 103 Abs. 1 Nr. 2 enthalten, in das Kartellregi- 
ster eintragen, wobei der Umfang der Freistellung 
kenntlich gemacht wird. 

Grenzmengenvereinbarungen in A-Verträgen ^), 
nach denen Sonderabnehmer im Versorgungsgebiet 
die freie Wahl haben, die von ihnen benötigte Ener- 
gie vom Verteiler- oder Lieferunternehmen zu be- 
ziehen, werden nicht als Demarkationsvereinbarun- 
gen im Sinne des § 103 Abs. 1 Nr. 1 angesehen. Der- 
artige Vereinbarungen stellen, weil sich die durch 
die Demarkationen des A-Vertrags gebundenen 
Vertragspartner durch das dem Sonderabnehmer 
überlassene Wahlrecht dem Wettbewerb wieder er- 
öffnen, keine Wettbewerbsbeschränkungen dar. Bei 
Anmeldung derartiger Grenzmengenklauseln wer- 
den diese jedoch zusammen mit den angemeldeten 
marktregelnden Demarkationsverpflichtungen des 
A-Vertrags eingetragen, weil sich dessen Wettbe- 
werbsbeschränkungen in einschränkendem Sinn um- 
schreiben und somit Inhalt und Umfang der Demar- 
kation des A-Vertrags bestimmen. 

Weiterhin wurde eine übereinstimmende Auffas- 
sung der Kartellbehörden dahin erzielt, daß Ände- 
rungen angemeldeter Versorgungsverträge zu ihrer 
Wirksamkeit nach § 103 Abs. 3, § 9 Abs. 2 Satz 1, 
§ 9 Abs. 5 der Anmeldung beim Bundeskartellamt 
bedürfen, soweit sie die Tatbestände des § 103 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4, d. h. auch deren Geltungs- 
dauer und Kündigungsfristen, betreffen. Die Ände- 
rung der Geltungsdauer eines Konzessionsvertrages 
stellt also eine anmeldebedürftige Vertragsänderung 
dar, weil durch sie das ausschließliche Wegebenut- 
zungsrecht in zeitlicher Hinsicht verändert wird. Die 
Anmeldung von Vertragsänderungen und -ergän- 
zungen löst eine Gebührenpflicht aus. 

Ferner wurde klargestellt, daß Gebühren für die 
Anmeldung eines Vertrags nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 auch dann zu erheben sind, wenn die ange- 


9 Ein A-Vertrag ist ein Energielieferungsvertrag zwi- 
schen einem Versorgungsunternehmen und einer Ge- 
bietskörperschaft, die als Weiterverteiler die Letztver- 
braucher in ihrem Gebiet selbst versorgt; A-Verträge 
enthalten in der Regel Demarkationsvereinbarungen 
im Sinne des § 103 Abs. 1 Nr. 1. 
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meldeten Vereinbarungen nicht unter die genann- 
ten Bestimmungen fallen. Da die Gebühren für die 
Tätigkeit der Kartellbehörden erhoben werden (§ 1 
Abs. 1 GebVO GWB) und ein Entgelt für Arbeits- 
aufwand und Aufwendungen sind (§ 2 Abs. 1, § 9 
Abs. 2 GebVO GWB), entsteht auch durch Anmel- 
dung nicht anmeldebedürftiger Verträge eine Ge- 
bührenpflicht. Dies ergibt sich im übrigen auch aus 
dem das gesamte Kostenrecht beherrschenden Grund- 
satz, daß die Erhebung einer behördlichen Gebühr 
nicht von Gesichtspunkten der Zulässigkeit oder 
Schlüssigkeit einer Anmeldung oder eines Antrags 
abhängt. Der Wortlaut der Nr, 3 e des Gebühren- 
tarifs „Anmeldung eines Vertrags nach § 103 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4" steht 'der Gebührenpflicht in 
Fällen, in denen angemeldete Vereinbarungen nicht 
unter die Tatbestände dieser Bestimmungen subsu- 
mierbar sind, nicht entgegen. Es genügt, wenn mit 
einer Anmeldung unter Bezugnahme auf § 103 die 
Tätigkeit der Kartellbehörde angeregt wird (vgl. Ein- 
spruchsentscheidung vom 26. Januar 1960 — WuW/E 
Bundeskartellamt 171 — und Beschluß des Kammer- 
gerichts vom 29. November 1960 — BB 1961 
S. 70 — ). Im übrigen kann auch in diesen Fällen die 
Billigkeitsregelung des § 9 Abs. 3 GebVO GWB 
beachtet werden. 

Zur Anwendung der von den Kartellbehörden 
aufgestellten Gebührenrichtsätze für Konzessions- 
und unselbständige Demarkationsverträge (vgl. Tä- 
tigkeitsbericht 1958 S. 51), bei denen als Maßstab 
für die Bedeutung des Gegenstandes im Sinne von 
§ 9 Abs. 2 GebVO GWB die Einwohnerzahl des 
versorgten oder belieferten Gebiets zugrunde gelegt 
ist, wurde klargestellt, daß besondere Umstände 
vorliegen können (z. B. einzelne Industriewerke 
oder bestimmte Industriegruppen im Versorgungs- 
gebiet mit außergewöhnlich hoher Stromabnahme 
bzw. hohem Leistungsbedarf), die die Festsetzung 
einer höheren als der lediglich nach der Einwohner- 
zahl bemessenen Richtsatzgebühr erforderlich ma- 
chen können. 

Das Bundeskartellamt ist der Auffassung, daß bei 
Anmeldung selbständiger Demarkationsverträge 
eine Gebührenermäßigung unter die nach § 9 Abs. 2 
GebVO GWB vorgesehene Mindestgebühr von 500 
DM unter Anwendung des Billigkeitsgrundsatzes 
des § 9 Abs. 3 GebVO GWB möglich ist, wenn es 
sich um Verträge untergeordneter Bedeutung han- 
delt. 

Bei Vertragsanmeldungen durch beide Vertrags- 
partner, d. h. bei doppelter Anmeldung, wird nur 
eine Gebühr erhoben, da es sich um die Anmeldung 
desselben Vertrags nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 
handelt. 

Im Berichtszeitraum sind 2072 energie- und was- 
serwirtschaftliche Verträge nach § 103 in das Kar- 
tellregister eingetragen worden, davon auf Ersu- 
chen der Landeskartellbehörden 1919 und auf An- 
weisung des Bundeskartellamtes 153. 

In dem Rechtsbeschwerdeverfahren der Rheinisch- 
Westfälisches Elektrizitätswerk AG (RWE) gegen 
das Bundeskartellamt hat der Bundesgerichtshof 
durch Beschluß vom 20. Oktober 1960 (WuW/E BGH 


401) entgegen der Auffassung der Kartellbehörden 
und des Kammergerichts entschieden, daß Verträge 
nach § 103 nicht im Bundesanzeiger bekanntzuma- 
chen sind. Der Bundesgerichtshof führt aus, daß die 
Bekanntmachung eingetragener Tatsachen jedenfalls 
dann nicht zwingend sei, wenn die Eintragung nicht 
— wie etwa bei Kartellen des Ersten Abschnitts des 
Gesetzes — unmittelbar auf der die Eintragung re- 
gelnden Vorschrift beruhe, sondern — wie bei den 
Versorgungsverträgen — auf eine nur entsprechende 
Anwendung dieser Vorschrift zurückgehe. Die Be- 
stimmungen über die Eintragung seien eng mit den 
Ausnahmeregelungen für Kartelle verbunden und 
nötigten nicht zu dem Schluß, daß die Verbindung 
des Veröffentlichungszwanges mit der Eintragungs- 
pflicht einen für jede Eintragung notwendig gelten- 
den Zusammenhang darstelle. Die Zahl der für eine 
Bekanntmachung in Frage kommenden Verträge be- 
laufe sich auf etwa 27 000; ihre Bekanntmachung 
würde einen erheblichen Kostenaufwand bedeuten. 
Es lasse sich aus dem Gesetz und den Materialien 
nicht feststellen, daß der Gesetzgeber diese Sach- 
lage erkannt und diese Folgen gewollt habe. Somit 
ergäben weder Gesetzeswortlaut noch Sinn und 
Zweck des Gesetzes eine hinreichende Rechtfer- 
tigung dafür, aus dem Gesetz die Bekanntmachungs- 
pflicht auch für Versorgungsverträge zu entnehmen. 
Mangels eindeutiger Gesetzesgrundlage erscheine 
es aber nicht angängig, die Anmelder derartiger 
Verträge mit der Bekanntmachungspflicht und den 
Kosten ihrer Erfüllung zu belasten. 

Das Bundeskartellamt prüft zur Zeit verschiedene 
Eingaben von Industrieunternehmen gegen Unter- 
nehmen der öffentlichen Stromversorgung, in denen 
zum Teil die Strompreise des Vertragsversorgungs- 
unternehmens im Vergleich zu den Strompreisen an- 
derer Energieversorgungsunternehmen beanstandet 
werden, zum Teil die billigere Belieferung vergleich- 
barer Sonderabnehmer behauptet wird, zum Teil 
die rechtliche Unmöglichkeit, billigeren Strom von 
benachbarten Versorgungsunternehmen wegen be- 
stehender Demarkationsverträge beziehen zu kön- 
nen, als Mißbrauch empfunden wird. Diese Eingaben 
sind zunächst aus Gründen der Zuständigkeit von 
den Landeskartellbehörden nach § 104 geprüft wor- 
den, da das beanstandete Verhalten von den Be- 
schwerdeführern u. a. mit der durch regionale De- 
markationsverträge geschützten Marktstellung der 
Versorgungsunternehmen begründet worden ist 
(vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 35). Die Landeskar- 
tellbehörden haben in den bisherigen Fällen keinen 
Anlaß gesehen, Maßnahmen nach § 104 Abs. 2 zu 
ergreifen. Das Bundeskartellamt hat- die weitere Be- 
arbeitung übernommen, da ihm die ausschließliche 
Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen ge- 
genüber marktbeherrschenden Unternehmen (§ 44 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c i. V. m. §§ 22, 26 Abs. 2) 
und die Mißbrauchsaufsicht nach § 104 bezüglich 
der überregionalen versorgungswirtschaftlichen Ver- 
träge nach § 103 obliegt. 

Auch Tarifabnehmer haben sich gegen mißbräuch- 
liche Tarifgestaltungen oder mißbräuchliche Auf- 
hebung verbilligter Energiepreise für bestimmte 
Zeiträume durch Versorgungsunternehmen gewandt. 
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Die Landeskartellbehörden haben auch in diesen 
Fällen, insbesondere im Hinblick auf preisrechtliche 
Genehmigungen der Landesregierungen, einen Miß- 
brauch im Sinne des § 104 verneint. Da es sich um 
marktbeherrschende Unternehmen handelt, sind die 
Eingaben zur weiteren Prüfung nach § 22 an das 
Bundeskartellamt abgegeben worden. 

Von einem Verfahren nach § 22 gegen ein markt- 
beherrschendes Versorgungsunternehmen wegen 
mißbräuchlicher Strompreisgestaltung gegenüber 
einem Sonderabnehmer, dessen Einleitung auf 
Grund eines vom Bundesgerichtshof nach § 96 Abs. 2 
ausgesetzten Rechtsstreits in Frage kam, konnte ab- 
gesehen werden, da die Parteien sich außergericht- 
lich verglichen hatten und der Sonderabnehmer zu 
neu vereinbarten Preisen mit Hochspannungsstrom 
beliefert wird. 

Ein Verfahren nach §§ 22, 26 Abs. 2, das u. a. die 
Frage der Vereinbarkeit der 5. Durchführungsver- 
ordnung zum Energiewirtschaftsgesetz mit dem 
GWB berührte, konnte eingestellt werden, nach- 
dem das Versorgungsunternehmen sich bereit er- 
klärt hatte, den beschwerdeführenden Sonder- 
abnehmer auch im Falle der Errichtung einer 
Gegendruckanlage mit Zusatzstrom zu versorgen. 
Dennoch wird zu der Frage, ob die Bestimmungen 
der 5. Durchführungsverordnung zum Energiewirt- 
schaftsgesetz durch die §§ 22, 26 als ergänzt, ge- 
ändert oder aufgehoben zu betrachten sind, an- 
gesichts der gegensätzlichen Auffassungen der 
öffentlichen Energieversorgung und der industriel- 
len Kraftwirtschaft bald Stellung genommen wer- | 
den müssen, da die Klärung dieser Frage für Indu- 
strieunternehmen mit Eigenerzeugungsanlagen von 
erheblicher Bedeutung ist. 


XII. Vertikale Preisbindungen 

1. Allgemeines 

Die Gesamtzahl der preisbindenden Unternehmen 
und der preisgebundenen Erzeugnisse hat sich 
gegenüber dem Stand vom 31. Dezember 1959 nicht 
wesentlich geändert; Rücknahmen von Preisbin- 
dungen, Neuanmeldungen und Anmeldungen von 
Änderungen sowie schriftliche und mündliche An- 
fragen über technische Voraussetzungen und recht- 
liche Auswirkungen geplanter Preisbindungsmaß- 
nahmen — zum Teil auch aus dem Ausland — 
machten mehr als 4000 Hinweise und Beanstandun- 
gen erforderlich. 

Im Berichtsjahr hat das Bundeskartellamt im 
Rahmen der nach § 17 wahrzunehmenden Miß- 
brauchsaufsicht erstmals Verfügungen erlassen, 
durch die Preisbindungen für unwirksam erklärt 
wurden. In einer größeren Anzahl von Fällen 
waren Unwirksamkeitsverfügungen nicht erforder- 
lich, da die preisbindenden Unternehmen auf Grund 
einer an sie nach § 17 Abs. 2 gerichteten Aufforde- 
rung bereit waren, den beanstandeten Mißbrauch 
abzustellen. 

Unter Berücksichtigung der schützenswerten Inter- 
essen der durch eine unzulässige Preisbindung be- 


einträchtigten Mitbewerber (§§ 1, 3 in Verbindung 
mit § 13 UWG) ist das Bundeskartellamt im Berichts- 
jahr in Erweiterung seiner bisherigen Praxis (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1958 S. 52) dazu übergegangen, in 
Einzelfällen auch an Mitbewerber Auskünfte über 
Preisbindungen zu erteilen; die Auskunft wird je- 
doch auf die Beantwortung der Frage beschränkt, 
ob überhaupt eine Preisbindung angemeldet wor- 
den ist, Einzelheiten über eine Preisbindung (Ra- 
batte, Boni usw.) werden nicht mitgeteilt. An den 
Nachweis des berechtigten Interesses werden 
strenge Anforderungen gestellt. Ferner muß glaub- 
haft gemacht werden, daß die Auskunft von dem 
preisbindenden Unternehmen nicht unmittelbar zu 
erhalten ist. 


2. Einzelfragen 
Verstöße gegen § 15 

Ein holländischer Blumenzwiebel-Exportverband 
hat seinen deutschen Abnehmern die Wiederver- 
kaufispreise für Blumenzwiebeln Vorgeschrieben, 
ohne daß er die Preisbindung nach § 16 beim Bun- 
deskartellamt angemeldet hat. Die Ausnahmevor- 
schrift des § 100 Abs. 3 findet hier keine Anwen- 
dung, weil Blumenzwiebeln nicht zu dem in dieser 
Vorschrift privilegierten Saatgut gehören. Der Preis- 
bindungsvertrag wurde daher als nichtig nach § 15 
angesehen. Der holländische Verband ist auf die 
Ordnungswidrigkeit seines Verhaltens nach deut- 
schem Recht aufmerksam gemacht und aufgefordert 
worden, von der Durchsetzung der Preisbindung im 
Geltungsbereich des GWB Abstand zu nehmen oder 
die Preisbindung nach § 16 anzumelden. 

„Seine" Markenwaren 

Hinsichtlich der Preisbindung von Erdbeerhoch- 
zuchtpflanzen hat das Bundeskartellamt angenom- 
men, daß Hochzuchtpflanzen auch dann als Marken- 
waren des preisbindenden Unternehmens („seine" 
Markenwaren) angesehen werden können, wenn 
nicht sie selbst, sondern nur die Mutterpflanzen 

— das sog. Elitepflanzgut — im Eigentum des preis- 
bindenden Züchters gestanden haben. Wie das Bun- 
deskartellamt bereits im Tätigkeitsbericht 1959 S. 37 
zu erkennen gegeben hat, sind für die Beurteilung 
des Tatbestandsmerkmals „seine Markenwaren" 
nicht die zivilrechtlichen Eigentumsverhältnisse, 
sondern wirtschaftliche Betrachtungsweise und wirt- 
schaftliche Einflußmöglichkeit entscheidend. Hier 
war zu berücksichtigen, daß die im Betrieb des ge- 
bundenen Unternehmens aus den vom Züchter käuf- 
lich erworbenen Elitepflanzen gezogenen Hochzucht- 
pflanzen als Teil der Mutterpflanzen in botanischem 
Sinn mit diesen vollständig identisch sind (vgl. Urteil 
des Bundesgerichtshofes vom 21. November 1958 

— NJW 1959 S. 576 — ) und daß kraft besonderer 
Vertragsgestaltung der Züchter auf den Anbau der 
Mutterpflanzen sowie auf Gewinnung, Sortierung, 
Verpackung und Transport der preisgebundenen 
Hochzuchtpflanzen annähernd die gleichen Einfluß- 
möglichkeiten hat wie ein Eigentümer. 

In dem im Tätigkeitsbericht 1959 S. 37 erwähnten 
Falle hat das Bundeskartellamt die vertikale Preis- 
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Bindung von Eintagsküken nach § 16 für zulässig 
gehalten, weil Erbanlagen, Erscheinungsbild und 
Gebrauchswert der Küken im Inzuchtverfahren be- 
reits durch die Zuchtgesellschaft im wesentlichen 
unveränderbar bestimmt sind und das preisbin- 
dende Unternehmen infolge der besonderen Ver- 
tragsgestaltung auf den Gesamtzustand der zum 
Weiterverkauf bestimmten Küken hinreichend Ein- 
fluß zu nehmen vermag. Diese Umstände dürften es 
dem preisbindenden Unternehmen auch erlauben, 
eine gleichbleibende oder verbesserte Güte in dem 
von § 16 Abs. 3 gezogenen Rahmen zu gewähr- 
leisten. 

Höchstpreisbindung 

Verschiedene Unternehmen, die die Preise für 
ihre Markenwaren in der Weise gebunden hatten, 
daß sie nur die obere Grenze des vom Abnehmer 
zu zahlenden Preises festlegten, sind mit Rück- 
sicht darauf, daß § 16 nur die Bindung „bestimmter" 
Preise ermöglicht (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 36), 
auf die gegen eine derartige Höchstpreisbindung 
sprechenden Bedenken hingewiesen worden. Eine 
Verfügung nach § 17 ist noch nicht erlassen worden. 

Bindung regional unterschiedlicher Preise 

Mehrfach hat das Bundeskartellamt zu der Frage, 
ob die Bindung regional unterschiedlicher Preise | 
nach § 16 zulässig ist, Stellung genommen. Es hat j 
die Bindungsfähigkeit gebietsmäßig unterschied- ; 
lieber Preise für dasselbe Erzeugnis in Überein- 
stimmung mit der Rechtsprechung (vgl. Urteil des LG , 
Wiesbaden vom 18. Februar 1960 — 6 Q 108/59 — ) ; 
insoweit bejaht, als die Festsetzung unterschied- : 
lieber Preise an das Vorhandensein bestimmter Son- I 
dermärkte anknüpft. Da die wirtschaftlichen Ver- | 
hältnisse in einigen Teilen der Bundesrepublik 
Deutschland maßgeblich durch besondere Zoll- und 
Steuervergünstigungen beeinflußt werden, erscheint 
es gerechtfertigt, diesem Umstand auch im Rahmen 
der Preisbindung Rechnung zu tragen (so etwa im 
Saarland, in Helgoland und in Berlin). 

Gegen eine uneingeschränkte Zulassung der Bin- 
dung regional unterschiedlicher Preise bestehen je- 
doch Bedenken aus §§ 17 und 26 Abs. 2. Die Fest- 
setzung unterschiedlicher Preise in verschiedenen 
Gebieten kann sich als mißbräuchliche Handhabung 
der Preisbindung darstellen. Zudem erscheinen will- j 
kürliche Differenzierungen — vor allem in den 
Grenzbereichen — kaum vermeidbar. Bei Anmel- 
dung regional unterschiedlicher Preise und Rabatte j 
wird daher in jedem Einzelfall geprüft werden müs- i 
sen, ob die Preisbindung gegen § 17 oder § 26 Abs. 2 
verstößt. I 

! 

Preiswettbewerb I 

In mehreren Fällen bestand Anlaß zu prüfen, ob ' 
die gebundenen Markenwaren mit gleichartigen ; 
Waren anderer Hersteller im Preiswettbewerb ste- [ 
hen (§ 16 Abs. 1). | 

Bei Untersuchungen aus Anlaß des angemeldeten j 
Rabattkartells der Hersteller von Kraftfahrzeugrei- j 
fen wurde festgestellt, daß die Preise, Rabatte und | 


Bedingungen der deutschen Rcifenhersteller für Rei- 
fen gleichen Typs und gleicher Größe übereinstim- 
men. Das Bundeskartellamt verneinte das Vorliegen 
eines Preiswettbewerbs unter den deutschen Rei- 
fenherstellern. Der Umfang des Reifenimports war 
zu geringfügig, um einen für den Verbraucher spür- 
baren Preiswettbewerb herbeizuführen. Rund- 
erneuerte Reifen hat das Bundeskartellamt im Ver- 
hältnis zu fabrikneuen Reifen nicht als gleichartige 
Ware im Sinne des § 16 angesehen. Durch 10 gleich- 
lautende Beschlüsse vom 10. März 1960 (BAnz. Nr. 
95 vom 18. Mai 1960) wurden die Preisbindungen 
sämtlicher inländischer Reifenhersteller wegen feh- 
lenden Preiswettbewerbs aufgehoben. Ohne die Ent- 
scheidung der Einspruchsabteilung abzuwarten, ha- 
ben die Reifenhersteller hiergegen Beschwerde nach 
§ 65 Abs. 1 Satz 3 beim Kammergericht eingelegt, 
das bisher noch nicht darüber befunden hat, ob ein 
Einspruchsbescheid noch ergehen kann^). 

Die Bindung gleicher Abgabepreise durch 3 Ver- 
triebsgesellschaften für Essig-Essenz gab ebenfalls 
Anlaß zu prüfen, ob Preiswettbewerb besteht. Im 
Hinblick auf die vergleichbaren Erzeugnisse der 
Gärungs-Essig-Industrie war ein Preiswettbowerb 
mit gleichartigen Waren anderer Hersteller oder 
Händler zu bejahen und die Preisbindung daher 
nicht zu beanstanden. 

In einem weiteren Fall hat das Bundeskartellamt 
Metallreißverschlüsse und Reißverschlüsse aus 
Kunststoff als gleichartige Waren im Sinne des § 16 
Abs. 1 angesehen und ist deshalb gegen die Preis- 
bindungen für Kunststoffreißverschlüsse nicht einge- 
schritten, weil zumindest zwischen diesen beiden 
Erzeugnisgruppen Preiswettbewerb besteht. 

Qualitätsgarantie 

ln einigen Fällen, in denen das preisbindende Un- 
ternehmen nicht selbst Hersteller der preisgebun- 
denen Ware, sondern ein Vertriebsunternehmen 
oder ein Importeur ist, bestand Anlaß zur Prüfung, 
auf welche Weise und mit welchen Mitteln die „Lie- 
ferung in gleichbleibender oder verbesserter Güte 
von dem preisbindenden Unternehmen gewährlei- 
stet wird" (§ 16 Abs. 2). 

Diese Gewährleistung setzt im allgemeinen vor- 
aus, daß die preisbindenden Unternehmen ausrei- 
chende Einflußmöglichkeiten auf die Qualitätssiche- 
rung haben und ausüben. In manchen Fällen, z. B. 
bei Speiseeis oder Honig, treten noch gesetzliche 
Güteerfordernisse hinzu. Grundsätzlich ist bei einem 
Bezug des Erzeugnisses von verschiedenen Herstel- 
lern ein strenger Maßstab für die Qualitätssiche- 
rung anzulegen. 

Ausschluß von Barzahlungsrabatten und Zugaben 

Auch im Berichtsjahr wurde verschiedentlich der 
Ausschluß des Barzahlungsrabattes von 3 v. H. nach 
§ 2 des Rabattgesetzes sowie der nach § 1 Abs. 2 


0 Durch Beschluß vom 20. Januar 1961 (BB 1961 S. 232) 
hat das Kammergericht entschieden, daß eine nachträg- 
liche Einspruchsentscheidung der Kartellbehördc zu- 
lässig ist. 
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Buchstabe a und d bis f der ZugabeVO zulässigen 
Zugaben abgemahnt. Die Abmahnungen führten 
regelmäßig zur Aufhebung des vertraglichen Ver- 
bots und zu einer entsprechenden Berichtigung der 
Bindungsreverse. 

Ein Unternehmen der Foto-Industrie hat die Auf- 
hebung dieser Verbote abgelehnt. Das Bundes- 
kartellamt hat daher die Preisbindung nach § 17 
Abs. 1 Nr. 2 zum Teil für unwirksam erklärt (BAnz. 
Nr. 96 vom 19. Mai I960); Beschwerde ist ein- 
gelegt 

Nach Auffassung des Bundeskartellamts sind alle 
Bindungen unzulässig, die nicht der Erhaltung der 
„Bestimmtheit" des Preises und der Lückenlosigkeit 
des Preisbindungssystems dienen. Als „bestimmter 
Preis" ist derjenige anzusehen, der von dem preis- 
bindenden Unternehmen ziffernmäßig genau fest- 
gesetzt ist und vom Handel als Verkaufspreis in 
dieser Höhe allgemein angekündigt und gefordert 
wird und der als solcher in das Bewußtsein der Ver- 
braucher eingegangen ist oder eingehen soll. Der 
gebundene bestimmte Preis und die Lückenlosigkeit 
des Preisbindungssystems aber werden durch die 
Gewährung des durch § 2 RabattG auf 3 v. H. be- 
grenzten Barzahlungsrabattes sowie der genannten 
Zugaben nach der ZugabeVO nicht berührt, da sie 
weder den vom Preisbinder festgesetzten Preis än- 
dern noch das Preisbindungssystem lückenhaft ma- 
chen. Der gesetzlich begrenzte Barzahlungsrabatt 
wird auch im Wirtschaftsleben nicht als Preisab- 
schlag gewertet. Er ist ein von der Rechtsordnung 
für den Einzelhandel zugelassenes Werbemittel, 
das der Händler ohne Rücksicht auf die Tatsache, 
ob die verkauften Waren preisgebunden oder nicht- 
preisgebunden sind, aus seinem Geschäftsgewinn 
finanziert. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
der Ausschluß des Barzahlungsrabattes und der ge- 
nannten Zugaben eine Geschäftsbedingung ist, die 
nicht gebunden werden kann. Gegen einen Aus- 
schluß der in § 1 Abs. 2 Buchstaben b und c der 
ZugabeVO aufgeführten Zugaben bestehen dage- 
gen keine Bedenken, da sie einen Geld- bzw. einen 
dem Naturalrabatt entsprechenden Mengennachlaß 
darstellen und mangels einer gesetzlichen Begren- 
zung ihrer Höhe die Lückenlosigkeit des Preisbin- 
dungssystems bedrohen. 

Prüfung der Preise und Handelsspannen 

Auf Grund zahlreicher Anregungen sind Handels- 
spannen überprüft worden. Erfahrungen im Berichts- 
zeitraum haben ergeben, daß die Feststellung, in 
welchen Fällen Handelsspannen und Preise durch 
die vertikale Preisbindung „in einer durch die ge- 
samtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerechtfer- 
tigten Weise" überhöht sind (§ 17 Abs. 1 Nr. 3), auf 
erheblich praktische Schwierigkeiten stößt. 

Im Bereich der Waschmittel und Seifen sind Un- 
tersuchungen zum Teil deshalb eingeleitet worden, 
weil gebundene Einzelhändler sich weigerten, die 
ihnen eingeräumten hohen Handelsspannen in An- 


0 Das Kammergeridit hat die Beschwerde durch Beschluß 
vom 14. März 1961 — 5 Kart. V. 33/60 — zurück- 
gewiesen. 


Spruch zu nehmen, und die Waren unter den gebun- 
denen Preisen verkauften. Ein namhaftes preisbin- 
dendes Unternehmen der Waschmittel-Industrie sah 
sich daher genötigt, in einigen Fällen die Einhaltung 
der Preisbindung im Wege einstweiliger Verfügun- 
gen durch die ordentlichen Gerichte zu erzwingen. 
Da eine nicht unbedeutende Anzahl von Einzelhänd- 
lern dieser Branche geringere Handelsspannen offen- 
bar für ausreichend hält, wird geprüft, ob ein Tat- 
bestand des § 17 Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3 vorliegt. 
Die Untersuchungen dazu sind noch nicht abge- 
schlossen. Dabei wird es u. a. darauf ankommen, 

1. ob es als eine Verhinderung des Sinkens der 
Preise durch die Preisbindung im Sinne von § 17 
Abs. 1 Nr. 3 anzusehen ist, wenn ein preisbinden- 
des Unternehmen seine Werkabgabepreise senkt, 
an der Bindung der Verbraucherpreise in alter 
Höhe aber festhält und somit lediglich die Han- 
delsspanne erhöht; 

2. ob die Preisbindung in einer durch die gesamt- 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerechtfer- 
tigten Weise zu einer Verteuerung der gebunde- 
nen Preise führt, wenn der nicht gebundene 
Großhandel die ihm neben einem Funktions- 
rabatt eingeräumten Mengenrabatte voll oder 
teilweise an den gebundenen Einzelhandel wei- 
tergibt, dieser aber im Hinblick auf die ihm auf- 
erlegte Bindung gehindert ist, den Vorteil des 
für ihn besonders günstigen Einkaufs dem Ver- 
braucher zugute kommen zu lassen. 

Sammelrevers 

Die im Tätigkeitsbericht 1958 S. 53 und im Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 38 erwähnten grundsätzlichen 
kartellrechtlichen Bedenken gegen die Durchführung 
der vertikalen Preisbindung mit Hilfe eines Sammel- 
reversverfahrens sind durch die bisherigen Erfah- 
rungen nicht bestätigt worden. Die Unternehmen 
haben die im Tätigkeitsbericht 1959 (S. 38) genann- 
ten Grundsätze beachtet. In einem Fall wird noch 
geprüft, ob die Verwendung von Sammelreversen 
einen Verstoß gegen § 1 darstellt oder als eine miß- 
bräuchliche Handhabung der Preisbindung im Sinne 
des § 17 Abs. 1 Nr. 2 anzusehen ist. Nach den bis- 
herigen Ergebnissen der Ermittlungen ist aber nicht 
damit zu rechnen, daß bei der derzeitigen Handha- 
bung der Sammelreverse Beanstandungen aus mate- 
riellrechtlichen Gründen erhoben werden. Dagegen 
hat das Bundeskartellamt mehrfach in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, in denen u. a. über die Wirk- 
samkeit von Preisbindungen durch Sammelreverse 
eines Treuhandbüros zu entscheiden ist, zu den Er- 
fordernissen der Schriftform nach § 34 Stellung ge- 
nommen. Das Bundeskartellamt hat im Einklang mit 
einem großen Teil des Schrifttums die Ansicht ver- 
treten, daß Preisbindungsverträge nach § 34 auf bei- 
den Seiten schriftlich abzufassen sind. Die Entschei- 
dung des OLG Düsseldorf vom 16. Oktober 1959 
(WuW/E OLG 303) dürfte damit nicht unbedingt im 
Widerspruch stehen; wenn es dort heißt, „daß die 
Reverse nur die Unterschrift des sich bindenden 
Händlers tragen müssen", so folgt hieraus nicht 
zwingend, daß das preisbindende Unternehmen 
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überhaupt keine schriftliche Vertragserklärung ab- 
zugeben habe. 

Diskriminierung 

Unterschiedliche Abgabepreise des Herstellers ga- 
ben in verschiedenen Fällen Veranlassung zur Prü- 
fung, ob eine ungerechtfertigt unterschiedliche Be- 
handlung der Abnehmer gemäß § 26 Abs. 2 vorliegt. 
Sollten sich solche Diskriminierungen bereits aus 
dem Preisbindungssystem des Herstellers ergeben, 
müßte außerdem die Preisbindung als mißbräuchlich 
gehandhabt angesehen werden. 

Das im Tätigkeitsbericht 1959 S. 39 erwähnte, die 
Zigarettenindustrie betreffende Verfahren konnte 
noch nicht abgeschlossen werden. Es schweben in- 
terne Verhandlungen der beteiligten Unternehmen 
zur Beseitigung der kartellrechtlich beanstandeten 
Maßnahmen. 

Inzahlungnahme von Gebrauchtfahrzeugen 

Ein preisbindender Hersteller von Kraftfahrzeu- 
gen hat seinen gebundenen Abnehmern die Ver- 
pflichtung auferlegt, Gebrauchtkraftfahrzeuge nur 
zum DAT- Schätzpreis in Zahlung zu nehmen. Es 
ist darüber zu entscheiden, ob es sich bei dieser 
Verpflichtung um ein noch zulässiges qualifiziertes 
Verbot der Umgehung des gebundenen Preises oder 
um eine über den gesetzlichen Rahmen der Preis- 
bindung hinausgehende vertikale Wettbewerbsbe- 
schränkung des gebundenen Abnehmers handelt. 

Liefersperre 

Am Ende der Berichtszeit hat das Bundeskartell- 
amt davon Kenntnis erhalten, daß in einem Zweig 
der Nahrungs- und Genußmittelindustrie nahezu 
alle preisbindenden Hersteller gleichzeitig in einer 
„Sonderaktion“ ihre Preisbindung durchzusetzen 
versuchten. Zu diesem Zweck haben mehrere Her- 
steller, nachdem in ihrem Aufträge Testkäufe bei ca. 
400 Groß- und Einzelhändlern vorgenommen worden 
waren, gegen etwa 145 der geprüften Firmen u. a. 
Liefersperren verhängt, und zwar auch gegenüber 
solchen Händlern, die lediglich gegen die Preisbin- 
dung anderer Hersteller verstoßen haben sollen. Sie 
haben dabei auch ihren Händlern untersagt, die in 
— im wesentlichen übereinstimmenden — Listen 
genannten etwa 145 Firmen mit ihren preisgebun- 
denen Erzeugnissen zu beliefern. In der Beliefe- 
rungssperre gegenüber solchen Händlern, die nur 
gegen die Preisbindung anderer Hersteller nach- 
weislich verstoßen haben, hat das Bundeskartellamt 
jedenfalls eine mißbräuchliche Handhabung der 
Preisbindung erblickt und den mit der technischen 
Durchführung der „Sonderaktion" Beauftragten er- 
sucht, darauf hinzuwirken, daß die Sperre insoweit 
sofort aufgehoben wird. Nach Mitteilung des Beauf- 
tragten sind die Unternehmen der Aufforderung 
umgehend nachgekommen. 

Hinsichtlich des Verdachts eines durch die Ge- 
meinschaftsaktion begangenen Verstoßes gegen § 38 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 1, der unter Um- 
ständen auch zugleich den Tatbestand des § 17 
Abs. 1 Nr. 2 erfüllen könnte, sind die Ermittlungen 
noch nicht abgeschlossen. 


XIIL Vertikale Preisempfehlungen 
1. Allgemeines 

Im Berichtsjahr hat das Bundeskartellamt aus den 
im Tätigkeitsbericht 1959 S. 40 dargelegten Gründen 
die Möglichkeit der Anmeldung vertikaler Preis- 
empfehlungen für Markenwaren eröffnet und Ver- 
waltungsgrundsätze über das Verfahren bei der An- 
meldung (Bekanntmachung Nr. 45/60 vom 20. April 
1960 — BAnz. Nr. 81 vom 28. April 1960) veröffent- 
licht. Danach nimmt das Bundeskartellamt seit dem 
1. Mai 1960 in entsprechender Anwendung des § 16 
Abs. 4 die Anmeldung von Preisempfehlungen für 
Markenwaren entgegen. 

Als Voraussetzung für die damit möglich gewor- 
dene Legalisierung vertikaler Preisempfehlungen 
wird gefordert, daß zur Durchsetzung der Empfeh- 
lungen weder wirtschaftlicher noch gesellschaftlicher 
oder sonstiger Druck angewendet wird und daß die 
Empfehlungen mit einem ihre Unverbindlichkeit 
ausdrücklich kennzeichnenden Zusatz (z. B. „empfoh- 
lener Preis" oder „unverbindlicher Richtpreis") ver- 
sehen sind. Wird der Preis für ein Erzeugnis auf 
mehrfache Weise empfohlen (z. B. durch Preislisten, 
sonstige Geschäftsdrucksachen, durch Aufdrucke auf 
dem Erzeugnis, der Verpackung, stummen Verkäu- 
fern), so muß in jedem Fall deutlich auf die Unver- 
bindlichkeit hingewiesen werden. 

Der auf die Unverbindlichkeit hinweisende Zusatz 
ist notwendig, um den empfohlenen von dem recht- 
lich gebundenen Preis abzugrenzen. Für den Händ- 
ler wie für den Verbraucher muß erkennbar sein, 
daß keine rechtliche Verpflichtung zur Einhaltung 
des Preises besteht, sondern daß es sich um einen 
von dem Hersteller nur angeregten, empfohlenen 
Preis handelt, der vom Händler abgeändert werden 
kann. 

Nach herrschender Meinung (BGH-Urteil vom 
8. Oktober 1958, WuW/E BGH 251) gestattet das 
Rabattgesetz dem Händler, auf Waren oder deren 
Verpackungen den Zusatz „unverbindlich" oder „un- 
verbindlicher Richtpreis“ neben dem Preis stehen zu 
lassen. Dieser Preis gilt als allgemein vom Händler 
angekündigt. Der Unverbindlichkeitszusatz verstößt 
nach Auffassung des Bundeskartellamtes auch nicht 
gegen die Preisauszeichnungspflicht-Verordnung. 
Will der Händler vom empfohlenen Preis abwei- 
chen, so kann er dies — ohne den Aufdruck beseiti- 
gen zu müssen — durch Anbringung oder Bekannt- 
gabe eines abweichenden Preises (z. B. durch Preis- 
schilder am Warenfach oder neben der Ware) er- 
reichen (Baumbach-Hefermehl 8. Aufl. Anm. 19 zu 
§ 1 RabGes; Reimer-Krieger Anm. 13 zu § 1 
RabGes). 

Für die Anmeldung von Preisempfehlungen hat 
das Bundeskartellamt das Formblatt Bundeskartell- 
amt PE 1 — „Anmeldung der Preisempfehlung für 
eine Markenware entsprechend § 16 GWB" - — auf- 
gestellt. Für die Anmeldung von Änderungen gilt 
das Formblatt Bundeskartellamt PE 2 — „Anmel- 
dung der Preisempfehlung für eine Markenware ent- 
sprechend § 16 GWB — Anmeldung von Änderun- 
gen" — . Formblätter sowie Anleitungen (Merkblät- 
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ter) zum Ausfüllen der Formblätter Bundeskartell- ! 
amt PE 1 und Bundeskartellamt PE 2 sind zusammen 
mit der Bekanntmachung Nr. 45/60 bekanntgegeben 
worden und können im einschlägigen Handel bezo- 
gen werden. Die Verwendung der Formblätter trägt 
zur Beschleunigung der Bearbeitung und damit der 
Bestätigung der Anmeldungen bei. 

Für Anmeldungen und Anderungsanmeldungen 
von Preisempfehlungen werden Gebühren nach 
Maßgabe der Verordnung zur Ergänzung der Ver- 
ordnung über die Gebühren der Kartellbehörden 
und die Erstattung der durch das Verfahren vor den 
Kartellbehörden entstandenen Kosten vom 14. Ok- 
tober 1960 (BGBl. I S. 830) erhoben, die mit Wir- 
kung vom 1. Mai 1960 in Kraft getreten ist. Danach 
beträgt die Gebühr für die Anmeldung einer Preis- 
empfehlung oder die Änderung einer angemeldeten 
Preisempfehlung 25 DM; bei gleichzeitiger An- 
meldung von Preisempfehlungen für mehr als 50 Er- 
zeugnisse desselben Unternehmens kann die Ge- 
bühr nach den Grundsätzen des § 9 Abs. 2 der Ge- 
bührenverordnung vom 23. Januar 1958 (BGBl. I 
S. 61) bis auf ein Zehntel ermäßigt werden. 

Aus der entsprechenden Anwendung des § 16, der 
nur für Markenwaren gilt, folgt, daß Preisempfeh- 
lungen für Nicht-Markenwaren und gewerbliche Lei- 
stungen nicht anmeldefähig sind. 

Andererseits gilt die analoge Anwendung des § 16 
Abs. 4 nicht nur für Empfehlungen, die dem Ver- 
braucher zur Kenntnis gelangen (im folgenden als 
Verbraucher-Empfehlungen bezeichnet), sondern 
auch für die Anmeldung von Empfehlungen, die nur 
dem Handel bekanntwerden (im folgenden als 
Handels-Empfehlungen bezeichnet) . 

Mit der Anmeldung wird die Preisempfehlung der 
Mißbrauchsaufsicht des Bundeskartellamtes in ent- 
sprechender Anwendung des § 17 unterworfen. 

Rechtsfolge der Anmeldung ist die Freistellung von 
dem Verbot des § 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 15 (BGH-Urteil vom 8. Oktober 1958 a. a. O.). Wer 
seine Empfehlungen nicht anmeldet, verbleibt in der 
Gefahr zivilrechtlicher Unsicherheit und möglicher 
Ordnungswidrigkeit nach § 38 Abs. 2 Satz 2. 

Hinsichtlich der Behandlung nicht angemeldeter 
vertikaler Preisempfehlungen hat das Bundeskar- 
tellamt in einem Schriftwechsel mit dem Bundesver- 
band der Deutschen Industrie e. V., dem Bespre- 
chungen mit den Spitzenverbänden der Wirtschaft 
vorausgegangen waren, folgende Praxis angekün- 
digt; 

a) betreffend Preisempfehlungen für Markenwaren 

Das Bundeskartellamt wird zunächst gegenüber 
nicht angemeldeten Handels-Empfehlungen in der 
Regel ein öffentliches Interesse an einer Verfolgung 
verneinen, sofern die Empfehlung ausdrücklich als 
unverbindlich bezeichnet und kein Druck zur Durch- 
setzung angewandt wird. Falls in besonders gela- 
gerten Einzelfällen ein öffentliches Interesse an der 
Verfolgung besteht, wird das Bundeskartellamt zu- 
nächst abmahnen. 


Gegen nicht angemeldete Verbraucher-Empfehlun- 
gen wird das Bundeskartellamt einschreiten, wenn 
die Voraussetzungen des § 38 Abs. 2 Satz 2 erfüllt 
sind und ein öffentliches Interesse an der Verfol- 
gung besteht. Als Maßstab für das öffentliche Inter- 
esse dienen die Bedeutung der Erzeugnisse, das 
Ausmaß der Befolgung der Preisempfehlungen und 
ihre wettbewerbspolitische Wirkung. Das Bundes- 
kartellamt wird in der Regel das betreffende Unter- 
nehmen zuvor abmahnen, obwohl eine Abmahnung 
vor einem Bußgeldantrag nach dem GWB nicht er- 
forderlich ist. 

b) betreffend Preisempfehlungen für 
Nicht-Markenwaren 

Handels-Empfehlungen für Nicht-Markenwaren 
werden zunächst wie nicht angemeldete Handels- 
Empfehlungen für Markenwaren behandelt werden, 
Verbraucher-Empfehlungen für Nicht-Markenwaren 
wie nicht angemeldete Verbraucher-Empfehlungen 
für Markenwaren [s. unter a)]. 

Die Zahl der Firmen, die nach dem 1. Mai 1960 
einen vollständigen oder teilweisen Übergang von 
der Preisbindung zur Preisempfehlung vorgenom- 
men haben, beläuft sich auf 10, wovon 3552 Einzel- 
erzeugnisse betroffen wurden, davon Autoersatz- 
teile mit 3398 Verkaufseinheiten. Darüber hinaus 
haben 12 Firmen, bei denen der Eingang der Preis- 
bindungsanmeldung wegen Anmeldungsmängeln 
noch nicht bestätigt worden war, eine Preisempfeh- 
lung angemeldet. Eine geringe Anzahl von Firmen 
hat von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, gleiche 
Artikelgruppen auf der Einzelhandelsstufe zur Preis- 
bindung und auf der Großhandelsstufe zur Preis- 
empfehlung oder umgekehrt anzumelden. 

2. Einzelfragen 

In Verfolg der Verwaltungsgrundsätze sowie ent- 
sprechend der angekündigten Praxis ist das Bundes- 
kartellamt seit dem 1. Mai 1960 Handels-Empfeh- 
lungen, die keinen Unverbindlichkeitszusatz ent- 
hielten, entgegengetreten und hat nicht angemel- 
dete Verbraucher-Empfehlungen insbesondere dann 
beanstandet, wenn die Preisempfehlung durch Auf- 
druck auf der Ware oder Verpackung erfolgte, sei 
es auch mit einem auf die Unverbindlichkeit hinwei- 
senden Zusatz. Die betreffenden Unternehmen waren 
mit einer Ausnahme bereit, je nach Sachlage durch 
Unterlassen des Preis auf drucks, durch Aufnahme 
eines die Un Verbindlichkeit kennzeichnenden Zusat- 
zes bzw. durch Anmeldung der Preisempfehlung der 
Beanstandung abzuhelfen. 

Ein Unternehmen hat Preisempfehlungen an seine 
Abnehmer in Gestalt von einheitlichen Bruttopreis- 
listen gerichtet und beim Bundeskartellamt ange- 
meldet, ohne den Empfehlungen einen Unverbind- 
lichkeitszusatz beizufügen. Es verweigerte ferner 
die im Aruneldeformblatt (Bundeskartellamt PE 1) 
vorgesehene Erklärung, daß zur Einhaltung der 
Empfehlung weder wirtschaftlicher noch gesell- 
schaftlicher oder sonstiger Druck ausgeübt werde. 
Der Eingang der Anmeldung ist zwar bestätigt wor- 
den, jedoch wurde anschließend ein Mißbraudisver- 
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fahren in entsprechender Anwendung des § 17 ein- j 
geleitet, das noch nicht abgeschlossen ist. j 

Abgrenzung zwischen Handels- und Verbraucher- 
Empfehlung 

Die öffentliche Werbung eines Herstellers mit 
einem „empfohlenen Verkaufspreis" in einer Fach- 
zeitschrift für den Einzelhandel wird u. a. daraufhin 
überprüft, ob diese Art der Werbung eine Ver- 
braucher-Empfehlung darstellt, weil der Werbeträ- 
ger eine Zeitschrift ist und somit die Empfehlung 
nicht ausschließlich dem Handel, sondern auch dem 
Verbraucher zur Kenntnis gelangt. Es wird zu ent- 
scheiden sein, ob eine Verbraucher-Empfehlung 
auch dann vorliegt, wenn zwar nach dem Willen des 
Empfehlenden Adressat der Empfehlung der Handel 
sein soll, die Empfehlung jedoch in einer Weise er- 
folgt, die nicht ausschließt, daß sie auch den Ver- 
braucher erreicht. Ferner wird zu entscheiden sein, 
ob eine Verbraucher-Empfehlung nur dann vorliegt, 
wenn die Empfehlung dem Verbraucher auf breiter 
Ebene bekannt wird. 

Kennzeichnung des Unverbindlichkeitscharakters 

Verhältnismäßig häufig war die Art und Weise 
zu beanstanden, in der auf die Unverbindlichkeit 
der Preisempfehlung hingewiesen wurde. Die Hin- 
weise waren zum Teil so unauffällig gestaltet, daß 
sie leicht übersehen werden konnten. Das galt ins- 
besondere für die Fälle, in denen der Hinweis in 
einem längeren Textvorwort verborgen oder nur auf 
der ersten oder letzten Seite eines mehrseitigen 
Prospektes enthalten war. Bei Handels-Empfehlun- 
gen wird es unter Umständen genügen, wenn auf 
die Unverbindlichkeit der Preisempfehlung auch in 
einer umfangreicheren Liste oder in einem größeren 
Prospekt nur an einer Stelle aufmerksam gemacht 
wird, weil der Händler in der Regel den gesamten 
Inhalt einer vom Hersteller übermittelten Informa- 
tion aufmerksam lesen wird. Allerdings wird man 
gerade bei einem nur einmaligen Hinweis fordern 
müssen, daß er in deutlicher Weise erfolgt — z. B. 
durch Fett- oder Schrägdruck — , jedenfalls, daß er 
nicht betont unauffällig oder an versteckter Stelle 
gebracht wird. Bei Preisempfehlungen, die den Ver- 
braucher erreichen, fordert das Bundeskartellamt 
grundsätzlich, daß der Unverbindlichkeitszusatz — 
wenn nicht bei jeder einzelnen Preisangabe — auf 
jeder Seite eines Katalogs, eines Prospektes oder 
einer Liste enthalten ist, weil vom Verbraucher in 
der Regel nicht erwartet werden kann, daß er von 
dem Gesamtinhalt Kenntnis nimmt. Daher muß der 
flüchtige Leser dort, wo er den Preis findet, auch 
auf die Unverbindlichkeit hingewiesen werden. Die- 
ses kann z. B. in der Weise geschehen, daß jede 
einzelne Empfehlung mit dem Zusatz „unverbind- 
licher Richtpreis" oder „empfohlener Preis" ver- 
sehen wird. Wenn sämtliche Preisangaben auf der- 
selben Seite empfohlene Preise sind, genügt der 
einmal auf der Seite gebrachte Hinweis: „Sämtliche 
Preisangaben sind unverbindliche Richtpreise." Ent- 
hält eine Seite sowohl gebundene als auch empfoh- 
lene Preise, reicht es aus, wenn die empfohlenen 
Preise mit einem Sternchen versehen werden und 


auf der Seite eine Anmerkung angebracht wird: 
„* = empfohlener Preis". 

Diese Beispiele schließen andere ebenso deutliche 
Kennzeichnungen nicht aus, wenn nur für die Emp- 
fehlungsempfänger ohne weiteres erkennbar ist, 
daß keine rechthche Verpflichtung zur Einhaltung 
des Preises besteht. So wurde die vom Börsenver- 
ein des Deutschen Buchhandels für die Ankündi- 
gung von nicht preisgebundenen Verlagserzeugnis- 
sen im Börsenblatt des Deutschen Buchhandels ver- 
anlaßte Kennzeichnung „f. Pr." (= freier Preis) 
nicht beanstandet, weil sich das Börsenblatt an 
Fachkreise wendet, denen diese Abkürzung geläu- 
fig oder mindestens verständlich ist. In einem an- 
deren Fall hat das Bundeskartellamt die Bezeich- 
nung „ungebundener Preis" als ausreichenden Hin- 
weis auf die Unvei'bindlichkeit einer Preisempfeh- 
lung angesehen. In einem noch nicht abgeschlosse- 
nen Verfahren werden Preisempfehlungen einiger 
Uhrenhersteller geprüft, die für jede Uhr ein vor- 
gedrucktes Preisschild mitliefern, auf dem neben 
dem Markenzeichen des Herstellers der Endver- 
kaufspreis ohne Unverbindlichkeitszusatz aufge- 
druckt ist. Mit einem beigefügten Zettel wird ledig- 
lich dem Händler ein Hinweis auf die Unverbind- 
lichkeit der Preisempfehlung gegeben. 

Preisaufdruck auf die Ware oder Verpackung durch 
den Hersteller auf Verlangen des Händlers 

Preise, die der Händler autonom festsetzt und die 
auf sein Verlangen vom Hersteller auf die Ware 
oder Verpackung gedruckt werden, sind keine Preis- 
empfehlungen des Herstellers und bedürfen daher 
auch keines Unverbindlichkeitszusatzes. Spricht der 
Hersteller jedoch eine Preisempfehlimg aus und bie- 
tet er zugleich den Aufdruck des empfohlenen Prei- 
ses auf die Ware oder Verpackung an, so verzichtet 
das Bundeskartellamt auf den Unverbindlichkeits- 
zusatz nur, wenn der Händler tatsächlich und wirt- 
schaftlich die volle Entscheidungsfreiheit hat, sich 
für den empfohlenen oder für einen anderen Preis 
zu entscheiden. Dieses ist nach Auffassung des Bun- 
deskartellamtes nur dann gegeben, wenn der Händ- 
ler nach seiner Wahl jederzeit zu gleichen Bedin- 
gungen, Preisen und Lieferfristen die Ware nicht 
nur mit dem Aufdruck des empfohlenen Preises, 
sondern auch ohne Preisaufdruck und mit dem Auf- 
druck jedes anderen vom Händler dem Hersteller 
benannten Preises beziehen kann. 


XIV. Horizontale Empfehlungen 

1. Der Bundesgerichtshof hat im Beschluß vom 
14. Januar 1960 (WuW/E BGH 369) die Auffassung 
des Bundeskartellamtes zum Begriff der horizonta- 
len Empfehlung im wesentlichen bestätigt. Er hat 
die einzelnen Voraussetzungen des § 38 Abs. 2 
Satz 2 folgendermaßen bestimmt: 

a) Als Empfehlung ist eine Erklärung anzusehen, 
durch die jemand etwas als für einen anderen 
gut oder vorteilhaft bezeichnet und es ihm des- 
halb anrät, nahelegt oder vorschlägt. Sie unter- 
scheidet sich von der bloßen Meinungsäußerung 
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dadurch, daß sie darauf gerichtet ist, den Willen 
des Empfehlungsempfängers in bestimmtem Sinne 
zu beeinflussen. 

Die Empfehlung ist ihrem Wesen nach unver- 
bindlich. Sie bleibt eine Empfehlung nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 auch dann, wenn sie ausdrücklich 
als unverbindlich bezeichnet wird. 

Die faktisch bindende Wirkungskraft stellt kein 
wesensnotwendiges Begriffsmerkmal der Emp- 
fehlung dar. 

b) Die Kausalität zwischen Empfehlung und gleich- 
förmigem Verhalten ist bereits dann gegeben, 
wenn die Empfehlung einen auch nur fördernden 
Einfluß auf die Entschließung der Empfehlungs- 
empfänger ausgeübt hat. 

c) Der Nachweis des Umgehungsbewußtseins auf 
seiten des Empfehlungsempfängers ist nicht er- 
forderlich. 

d) Das durch die Empfehlung bewirkte gleichför- 
mige Verhalten muß die Marktverhältnisse tat- 
sächlich beeinflussen; doch ist eine wesentliche 
Marktbeeinflussung nicht erforderlich. 

2. Das Bundeskartellamt hat in mehreren Fällen 
Kalkulationsrichtlinien geprüft. Es ist dabei von den 
Erwägungen ausgegangen, die bereits im Tätigkeits- 
bericht 1958 S. 57 mitgeteilt sind. 

Das Bundeskartellamt hält reine Kalkulations- 
schemata ohne Angabe von Zahlen für die einzel- 
nen Kalkulationsposten für unbedenklich. Auch die 
Einsetzung sogenannter „von-bis"-Werte ist in der 
Regel unschädlich. Bei Verwendung von Zahlenbei- 
spielen sollten möglichst mehrere Vergleichszahlen 
nebeneinander gestellt, doch sollte von den gleichen 
Einstandspreisen ausgegangen werden; auf diese 
Weise ist von vornherein zu erkennen, daß es sich 
um reine Beispiele handelt, und daß die Abweichun- 
gen auf unterschiedlichen Kostenstrukturen der be- 
treffenden Unternehmen beruhen. Gegen konkrete 
Zahlenangaben über Unternehmerlohn und -gewinn, 
über Kapitalverzinsung oder über kalkulatorische 
Abschreibungen für einzelne Maschinen oder Ge- 
bäude in derartigen Kalkulationsschemata bestehen 
Bedenken; denn sie werden in der Regel unzuläs- 
sige Empfehlungen sein. Ein solches Schema darf 
nicht die selbständige Kalkulation des einzelnen 
Unternehmers überflüssig machen; es darf lediglich 
den Zweck verfolgen, die eigene Kalkulation zu 
erleichtern. 

In die Bekanntgabe der Ergebnisse von Betriebs- 
vergleichen sollen möglichst auch Angaben über die 
Zahl der am Vergleich beteiligten Betriebe und über 
den Umsatzanteil der einzelnen Unternehmensgrup- 
pen aufgenommen werden. Unter diesen Gesichts- 
punkten wird u. a. die im Herbst 1960 erneut her- 
ausgegebene „Baugeräte-Liste 1960" geprüft. 

3. Das Bundeskartellamt hat bei mehreren Ver- 
stößen gegen das Empfehlungsverbot keine Buß- 
geldanträge gestellt, da das öffentliche Interesse an 
einer Verfolgung zu verneinen war. 

In einem der Fälle handelte es sich um Preisemp- 
fehlungen von Verbänden von Gemüseanbauern und 


Gemüse verarbeitenden Betrieben zu dem Zweck, 
ihre zum Teil kaufmännisch ungeschulten Mitglieder 
vor falscher Marktbeurteilung beim Abschluß von 
Anbau- und Lieferverträgen und vor Verlusten zu 
bewahren. Gleichzeitig soll durch diese Empfehlun- 
gen eine rechtzeitige Sicherstellung ausreichender 
Mengen der erst viele Monate nach der Aussaat zur 
Verarbeitung kommenden Rohware zu annehmbaren 
Verbraucherpreisen erreicht werden. 

Nach Abstimmung mit den zuständigen Bundes- 
ministerien hat das Bundeskartellamt von der Ein- 
leitung eines Bußgeldverfahrens abgesehen. Es hat 
den Verbänden jedoch aufgegeben, zukünftige Preis- 
empfehlungen unverzüglich mitzuteilen, und sich 
ein Einschreiten Vorbehalten, sofern den geltend ge- 
machten kartellrechtlichen Bedenken nicht Rechnung 
getragen werden sollte. 

In einem anderen Falle wurden Vereinbarungen 
zwischen einer Industrie- und Handelskammer und 
deutschen Einzelhandelsverbänden einerseits und 
zwei Schweizer Gewerbeverbänden andererseits be- 
kannt, wonach den in- und ausländischen Mitglie- 
dern empfohlen wurde, im Grenzhandel auf gewisse 
— - nach deutschem Wettbewerbsrecht zulässige — 
Werbemaßnahmen zu verzichten. Das Bundeskartell- 
amt hat von einem Einschreiten Abstand genom- 
men, weil die einheitlichen Richtlinien darauf ge- 
richtet waren, die auf unterschiedlichen Rechtsord- 
nungen und Wirtschaftsverhältnissen in den beiden 
Nachbarstaaten beruhenden Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu beseitigen. 

4. Eine größere Anzahl von Verfahren gegen Ver- 
bände führte dazu, daß Empfehlungen, die an ihre 
Mitglieder gerichtet waren, zurückgezogen wurden. 
Unter anderem hatte ein aus 8 Wirtschaftsverbän- 
den gebildeter Adreßbuchausschuß auch Anerken- 
nungsvermerke für die Adreßbuchplanung von Ver- 
legern zu erteilen. Neben den Bedenken, die gegen 
eine solche Eignungs- und Bedürfnisprüfung durch 
eine nichtstaatliche Stelle bestehen, konnte in der 
Erteilung solcher Anerkennungsvermerke auch eine 
unzulässige Empfehlung an die in Betracht kommen- 
den Bezieher von Adreßbüchern erblickt werden, 
Adreßbücher ohne den entsprechenden Vermerk 
mangels Eignung nicht zu bestellen; sie hätte somit 
zu einem gleichförmigen Verhalten der Bezugsinter- 
essenten im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 2 führen kön- 
nen. Der Ausschuß hat aber inzwischen von der Er- 
teilung seiner Anerkennungsvermerke Abstand ge- 
nommen. 

5. Während die Problematik des § 38 Abs. 2 Satz 2 
weitgehend — insbesondere durch den Beschluß des 
Bundesgerichtshofes vom 14. Januar 1960 — geklärt 
werden konnte, liegt zur Auslegung des § 38 Abs. 2 
Satz 3 bisher noch keine Entscheidung vor. 

XV. Bezugs- und Absatzbindungen, 
Ausschließlichkeits- und Kopplungsverträge 

Im Berichtszeitraum wurden beim Bundeskartell- 
amt 28 neue Verfahren nach § 18 anhängig gemacht. 
11 Verfahren wurden eingestellt, 25 befinden sich 
noch in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Bezugs-und Absatzbindungen 

Der Melitta-Fall (Tätigkeitsbericht 1959 S. 41) er- 
ledigte sich in der Beschwerdeinstanz dadurch, daß 
die Porta-Werke in Konkurs geraten und demzu- 
folge an dem Markt für Kaffee- und Teefilter, die in 
Verbindung mit Papier filtern, als Wettbewerber 
nicht mehr beteiligt sind. Das Bundeskartellamt hat 
seine Entscheidung auf Grund der veränderten Um- 
stände aufgehoben. 

In einem Verfahren, dessen Gegenstand eine 
zwischen einem Hersteller und seinen Großhändlern 
vereinbarte Vertriebsbindung bildet, hat das Bun- 
deskartellamt sich auf den Standpunkt gestellt, daß 
ein Einschreiten nach § 18 auch dann möglich ist, 
wenn die anderen Unternehmen, deren wirtschaft- 
liche Bewegungsfreiheit unbillig eingeschränkt wird, 
weder der Wirtschaftsstufe des bindenden noch der 
des gebundenen Vertragspartners, sondern einer 
weiteren angehören (z. B. Einzelhandel). 

Die im gleichen Verfahren auftauchende Frage, 
ob der Ausschluß gleichartiger Unternehmen von 
einem üblicherweise zugänglichen Geschäftsverkehr 
dann gerechtfertigt ist und nicht unter § 26 Abs. 2 
fällt, wenn die Diskriminierung auf nach § 18 gül- 
tigen Ausschließlichkeitsverträgen beruht, wurde 
verneint. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
ist § 18 nicht lex specialis gegenüber § 26 Abs. 2 
und geht daher § 26 Abs. 2 nicht in der Weise vor, 
daß nach § 18 zulässige Verträge der Nachprüfung 
nach § 26 Abs. 2 entzogen wären. Eine Diskriminie- 
rung im Sinne des § 26 Abs. 2 kann also auch auf 
Verträgen im Sinne des § 18 beruhen. 

Ausschließlichkeitsverträge 

Die zwischen den Mineralölgesellschaften und 
ihren Tankstellenhaltern geschlossenen Verträge 
(Tankstellenverträge) legen fest, daß der Tankstel- 
lenhalter als Handelsvertreter der jeweiligen Ge- 
sellschaft deren Erzeugnisse vertreibt. Die Verträge 
verpflichten den Tankstellenhalter regelmäßig dazu, 
für die Dauer des Abkommens Erzeugnisse, die er 
für seine Gesellschaft vertreibt, von anderen Unter- 
nehmen weder für eigene noch für fremde Rechnung 
zu beziehen, noch für diese Unternehmen zu lagern, 
zu vertreiben oder anzupreisen. Auch etwaigen eige- 
nen Bedarf hat der Tankstellenhalter aus den von 
seiner Gesellschaft gelieferten Erzeugnissen zu 
decken. 

Ein Verband ides Kraftfahrzeugsgewerbes hat sich 
mit der Anregung an das Bundeskartellamt gewandt, 
die Tankstellenverträge, zumindest aber die darin 
enthaltenen Ausschließlichkeitsklauseln, nach § 18 
für unwirksam zu erklären. 

In einem anderen Fall haben eine Interessenge- 
meinschaft der Lagerhalter und 9 Agenturen einer 
Mineralölgesellschaft, die vertraglich verpflichtet 
sind, Mineralölprodukte nur ihrer Gesellschaft zu 
vertreiben, angeregt, die im Agenturvertrag enthal- 
tene Ausschließlichkeitsbindung, soweit sie sich auf 
Vergaserkraftstoff jeder Oktanzahl bezieht, für un- 
wirksam zu erklären. Für die Anregung war be- 
stimmend, die Kunden mit von anderen Mineralöl- 


gesellschaften angebotenem billigeren Kraftstoff 
beliefern zu könnnen und dadurch deren Abwandern 
an die selbständigen Tankstellen zu verhindern. 

In beiden Fällen wird zu prüfen sein, ob die vom 
Handelsvertreter der Mineralölgesellschaft gegen- 
über erbrachte Leistung als gewerbliche Leistung 
im Sinne des § 18 anzusehen ist, gegebenenfalls, ob 
die sich aus den Ausschließlichkeitsklauseln erge- 
bende Beschränkung der wirtschaftlichen Bewe- 
gungsfreiheit der Handelsvertreter aus der Rechts- 
natur des Handelsvertreterverhältnisses als Ge- 
schäftsbesorgungsvertrag und der sich daraus er- 
gebenden Weisungsbefugnis und Treuepflicht ge- 
rechtfertigt ist. 

Bei der Prüfung eines Vertrages, der eine Aus- 
schließlichkeitsbindung enthält, wurde die Auffas- 
sung vertreten, daß die Einschränkung der wirt- 
schaftlichen Bewegungsfreiheit eines Vertragsbetei- 
ligten durch einen unter § 18 fallenden Vertrag 
während der Laufzeit des Vertrages unbillig werden 
kann, wenn eine zunächst gewährte angemessene 
Gegenleistung des anderen Vertragspartners weg- 
fällt oder ihren wirtschaftlichen Wert einbüßt. Ist 
für die Beschränkung des einen Vertragsteils durch 
eine Ausschließlichkeitsbindung vertraglich ein län- 
gerer Zeitraum vorgesehen als für die Gegenlei- 
stung, so wird, falls auch eine wesentliche Beein- 
trächtigung des Wettbewerbs auf dem Markt vor- 
liegt, der Vertrag zu dem künftigen Zeitpunkt für 
unwirksam zu erklären sein, in dem der Beschrän- 
kung kein Äquivalent in Form der Gegenleistung 
mehr gegenübersteht. 

In dem im Tätigkeitsbericht 1959 S. 42 erwähnten 
Verfahren gegen ein Unternehmen der Miederwa- 
renindustrie, das seinen Großhändlern gewisse Vor- 
teile gegen die Verpflichtung einräumt, Miederwa- 
ren ausschließlich von diesem Hersteller zu bezie- 
hen, sah das Bundeskartellamt keine Veranlassung 
zu einem Eingreifen nach § 18, weil es schon am 
Tatbestand der unbilligen Einschränkung der wirt- 
schaftlichen Bewegungsfreiheit fehlte. 


XVL Lizenzverträge 

Im Berichtszeitraum waren 424 Lizenzverträge 
kartellrechtlich zu überprüfen. 

Hiervon sind 77 Vorgänge mit 116 Lizenzverträ- 
gen abschließend bearbeitet worden. Dabei ist in 
den Fällen, in denen erhebliche kartellrechtliche Be- 
denken geltend zu machen waren, auf Anregung des 
Bundeskartellamtes das beanstandete Verhalten 
aufgegeben worden. 68 weitere Lizenzverträge wa- 
ren Gegenstand von 21 Erlaubnisverfahren nach 
§ 20 Abs. 3 (zum Teil in Verbindung mit § 21). In 
vier Verfahren wurde der Antrag auf Erlaubnis- 
erteilung, fünf Lizenzverträge betreffend, zurück- 
genommen. Acht Verfahren wurden durch Erteilung 
der Erlaubnis abgeschlossen, wobei in einem dieser 
Verfahren noch über einen Erlaubnisantrag zu vier 
weiteren Lizenzverträgen zu entscheiden ist. 

Eine Erlaubnis wurde nach § 20 Abs. 3, § 21 zu 
folgenden 17 Lizenzverträgen erteilt: 
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a) Lizenzvertrag zwischen der Firma Wella- Aktien- 
gesellschaft, Darmstadt, und der Firma Wella 
Mfg. Company (Proprietary), Ltd., Cape Town, 
Südafrika 

(BAnz. Nr. 102 vom 28. Mai 1960) 

b) Lizenzvertrag zwischen der Firma Wella-Aktien- 
gesellschaft, Darmstadt, und der Firma Labora- 
tories Gustavo Dobe & Cia., Ltda., Bogota, Ko- 
lumbien 

(BAnz. Nr. 103 vom 31. Mai 1960) 

c) Lizenzvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch den Bundesminister 
für Verteidigung, dieser vertreten durch das 
Bundesamt für Wehrtechnik, Koblenz, und der 
Firma Heckler & Koch GmbH, Oberndorf/Neckar 

(BAnz. Nr. 111 vom 11. Juni 1960) 

d) Lizenzvertrag zwischen Herrn Fritz Hansberg, 
Modena, Italien, und der Firma Rheinische Ma- 
schinenfabrik und Eisengießerei Anton Röper 
KG, Dülken 

(BAnz. Nr. 142 vom 27. Juli 1960) 

e) Lizenzvertrag zwischen dem Bergwerksdirektor 
a. D. Dipl. -Ing. August Fischer, Baden-Baden, und 
der Firma Becorit-Grubenausbau, GmbH, Reck- 
linghausen 

(BAnz. Nr. 222 vom 17. November 1960) 

f) Je zwei Lizenzverträge zwischen den Firmen He- 
berlein & Co. A. G., Wattwil (Schweiz), und Bil- 
lion & Cie., S. A., Lyon (Frankreich), einerseits, 
und folgenden Unternehmen als Lizenznehmern 
andererseits: 

Firma Zwirnerei Wendlingen GmbH, Wend- 
lingen am Neckar, 

Firma Zwirnerei Rudolf Herold, Bayreuth, 
Firma Leo Brüggemann, Zwirnerei, Synthe- 
tische Fasern, Hüls bei Krefeld, 

Firma Zwirnerei Ackermann, Werk der Acker- 
mann Göggingen AG, Heilbronn-Sontheim, 
Firma Kunert-Werke GmbH, Immenstadt/ All- 
gäu 

(BAnz. Nr. 225 vom 22. November 1960) 

g) Lizenzvertrag zwischen dem Dipl. -Ing. Hans Hö- 
del, Luzern (Schweiz), und der Firma Ernst 
Schmitthelm, Federn- und Metallwarenfabrik, 
Heidelberg 

(BAnz. Nr. 14 vom 20. Januar 1961) 

h) Lizenzvertrag zwischen der Firma LOSENHAU- 
SENWERK Düsseldorfer Maschinenbau AG, Düs- 
seldorf-Grafenberg, und der Firma RADOJE 
DAKIC, Titograd/Jugoslawien 

(BAnz. Nr. 4 vom 6. Januar 1961) 

Für die unter d), f) und g) angeführten Verträge 
wurde die beantragte Erlaubnis mit Beschrän- 
kungen erteilt (§ 20 Abs. 3 Satz 2, § 11 Abs. 3). 


1. Auslands-Lizenzverträge 

Einen erheblichen Anteil an den vom Bundes- 
kartellamt bearbeiteten Lizenzverträgen hatten auch 
i im Berichtszeitraum Verträge zwischen zumeist in- 
’ ländischen Lizenzgebern und Lizenznehmern mit 
' Sitz im Ausland. Da die in derartigen Lizenzverträ- 
gen vereinbarten Beschränkungen des ausländischen 
Lizenznehmers (§ 98 Abs. 2) zumeist nicht erhebliche 
I Inlandswirkungen haben, hat das Bundeskartellamt 
in den bisher geprüften Fällen bei unwirksamen 
Vertragsbestimmungen (§ 20 Abs. 1, § 21 Abs. 1) 
j zunächst von einem Einschreiten nach § 38 Abs. 1 
: Nr. 1, § 81 Abs. 2 mangels öffentlichen Interesses ab- 
I gesehen. Es wurde den Vertragsparteien — zumeist 
' dem Lizenzgeber — aber aus Gründen der Rechts- 
I Sicherheit nahegelegt, die im einzelnen als unwirk- 
I sam gekennzeichneten Vertragsbestimmungen zu 
streichen, abzuändern oder gegebenenfalls hierfür 
einen Erlaubnisantrag nach § 20 Abs. 3 zu stellen, 
j Zugleich wurde darauf hingewiesen, bei dem Ab- 
I Schluß weiterer Lizenzverträge die kartellrechtlichen 
I Bedenken zu beachten. 


2. Auslegung und Anwendung 
der §§ 20, 21 im Einzelfall 

In Beschlüssen und sonstigen Verlautbarungen 
ist während des Berichtszeitraums u. a. zu folgenden 
Einzelfragen Stellung genommen worden: 

a) Zu § 20 Abs. 1 (§ 21) 

Unter Beschränkungen des Lizenznehmers (oder 
Schutzrechtserwerbers) im Sinne dieser Vorschrift 
sind nicht nur vertragliche Bestimmungen zu verste- 
, hen, die den Lizenznehmer zu einem wettbewerbs- 
I beschränkenden Verhalten verpflichten. .Hierunter 
! fallen vielmehr auch wirtschaftliche Beschränkun- 
I gen, die die unternehmerische Entscheidungsfreiheit 
; des Lizenznehmers zwar rechtlich unberührt lassen, 

I die sich aber bestimmungsgemäß als Hemmnis für 
I eine freie Entscheidung auswirken. 

In einer Entscheidung wurde zu der Frage Stel- 
lung genommen, nach welchem Schutzrecht sich die 
Zulässigkeit von Beschränkungen des Lizenzneh- 
' mers richtet, die ihm nach § 20 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz vom Lizenzgeber auferlegt werden dürfen. Es 
i wurde der Standpunkt vertreten, daß der Lizenz- 
i geber den Lizenznehmer grundsätzlich nicht in der 
Verwertung eines Schutzrechts beschränken darf, 
dessen Inhaber nicht der Lizenzgeber, sondern der 
' Lizenznehmer ist. Ausnahmen sind aber zu machen, 
wenn es sich um ein abhängiges Patent handelt oder 
: der Lizenznehmer originärer Inhaber eines Patents 
I wird, dem ausschließlich Erfindungsgedanken des 
, Lizenzgebers zugrunde liegen, die dieser dem Li- 
! zenznehmer zur Patentanmeldung überlassen hat. 

1 Zu Fragen, die den sachlichen Schutzrechtsinhalt 
betreffen, hat das Bundeskartellamt in mehreren 
Verfahren Ausführungen gemacht: 

In einem Fall wurde die Auffassung vertreten, 
daß der Lizenzgeber dem Lizenznehmer Vertriehs- 
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beschränkungen nach § 20 Abs. 1 zweiter Halbs/itz 
für Erzeugnisse aufeiiegen darf, die selbst nicht 
patentiert sind, deren Herstellung aber unmittelbar , 
nach einem patentierten Verfahren erfolgte, so daß 
sich der Patentschutz nach § 6 Satz 2 PatG auch auf 
diese Produkte erstreckt. 

Dagegen wurde eine Vertragsbestimmung für un- 
wirksam angesehen, die den Lizenznehmer ver- 
pflichtete, nach einem patentierten Verfahren herge- 
stellte Erzeugnisse (Gewebe) mit einem Hinweis zu 
versehen, wonach diese vom Käufer ausschließlich 
nach einem bestimmten Verfahren des Lizenzgebers 
weiterbehandelt werden dürfen. In dieser Regelung 
wurde eine Überschreitung des sachlichen Schutz- 
rechtsinhalts gesehen, weil die nach § 6 Satz 2 PatG 
geschützten Erzeugnisse nach herrschender Auf- 
fassung durch Veräußerung an Dritte patentfrei wer- 
den. Die Voraussetzungen für eine Freistellung nach 
§ 20 Abs. 2 Nr. 1 waren in diesem Falle nicht dar- 
getan. 

Vertragliche Bestimmungen, wonach auch der 
Vertrieb von Gegenständen lizenzgebührenpflichtig 
ist, die — vornehmlich als Konkurrenzprodukte — 
nicht unter die lizenzierten Schutzrechte fallen, wer- 
den durch § 20 nicht gedeckt. Die Frage, ob derartige 
Lizenzgebührenpflichten prohibitiven Charakter ha- 
ben, steht hierbei nicht im Vordergrund, da allein ; 
schon die Erstreckung dieser Verpflichtung auf Her- ; 
Stellung und Vertrieb patentneutraler bzw. hetriebs- ‘ 
geheimnisfreier Gegenstände eine Überschreitung ! 
des sachlichen Schutzrechtsinhalts bzw. der sich aus | 
den Betriebsgeheimnissen ergebenden Vorzugs- j 
Stellung darstellt. [Zur Frage, inwieweit eine Er- 
streckung der Lizenzgebührenpflicht auf patent- 
freie Zusatzteile nach § 20 Abs. 3 erlaubnisfähig ist, 
vgl. die Ausführungen unter c) zu § 20 Abs. 3.] * 

Aus dem räumlichen Schutzrechtsinhalt sich er- 
gebende Zweifelsfragen sind im Berichtszeitraum 
nicht aufgetreten. Zu erwähnen ist nur, daß das Bun- 
deskartellamt in einem Fall Exportbeschränkungen, 
die dem Lizenznehmer hinsichtlich des lizenzierten 
Gegenstandes auferlegt wurden, schon nach § 20 
Abs. 1 für wirksam gehalten hat, weil eine derartige 
Beschränkung vom räumlichen Schutzrechtsinhalt ge- 
deckt wird. Auf die Bestimmung des § 20 Abs. 2 
Nr. 5 kam es mit Rücksicht darauf nicht an. 

Der in § 20 Abs. 1 vorgesehene Rahmen (Inhalt 
des Schutzrechts), innerhalb dessen Beschränkungen 
des Lizenznehmers ohne Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 
zulässig sind, begrenzt über die oben erwähnten , 
sachlichen und räumlichen Bereiche hinaus auch zeit- ^ 
lieh die Zulässigkeit von Beschränkungen des Li- 
zenznehmers. Nach der ständigen Praxis des Bun- ; 
deskartellamtes sind daher rechtliche oder Wirtschaft- | 
liehe Beschränkungen des Lizenznehmers unwirk- ' 
sam, die über die Laufzeit der lizenzierten Schutz- j 
rechte hinausgehen. Derartige Beschränkungen stel- j 
len eine Überschreitung des zeitlichen Schutzrechts- 1 
inhalts dar. Entsprechendes gilt nach § 21 für Be- ! 
Schränkungen des Lizenznehmers, die ihm über den 
Zeitpunkt des Offenkundigwerdens der ihm anver- 
trauten Betriebsgeheimnisse hinaus auferlegt wer- 
den. 


b) Zu § 20 Abs. 2 (§ 21) 

Vom Ausnahmekatalog des § 20 Abs. 2 gaben ins- 
besondere Nr. 3 und Nr. 5 zu Stellungnahmen An- 
laß. 

Das Bundeskartellamt vertritt in ständiger Praxis 
den Standpunkt, daß die Ausnahmebestimmung des 
§ 20 Abs. 2 Nr. 3 nicht auf Verpflichtungen des Li- 
zenznehmers zur ausschließlichen oder nicht aus- 
schließlichen Lizenzierung sog. Parallelerfindungen 
anzuwenden ist. Hierbei handelt es sich um von den 
Vertragsschutzrechten des Lizenzgebers unabhän- 
gige Erfindungen auf dem Vertragsgebiet oder 
einem eng verwandten Gebiet, die die Vertrags- 
schutzrechte möglicherweise ganz oder teilweise 
ersetzen können. Derartige Verpflichtungen be- 
schränken den Lizenznehmer in der Art der Ver- 
wertung eigener Erfindungen, die von den Patenten 
des Lizenzgebers unabhängige schöpferische Lei- 
stungen auf technischem Gebiet darstellen. 

ln zahlreichen Verfahren hatte sich das Bundes- 
kartellamt mit der Bedeutung des § 20 Abs. 2 Nr. 5 
auseinanderzusetzen. Diese Vorschrift gibt zu Zwei- 
felsfragen Anlaß, weil sie außerordentlich weit ge- 
faßt ist (vgl. demgegenüber die für Exportkartelle 
geltenden § 6 Abs. 1, § 9 Abs. 2, die als weitere 
Erfordernisse die „Sicherung und Förderung der 
Ausfuhr" sowie eine Anmeldepflicht vorsehen, und 
§ 15, der nur bestimmte Arten von Wettbewerbsbe- 
schränkungen betrifft). Eine reine Wortinterpreta- 
tion des § 20 Abs. 2 Nr. 5 könnte beispielsweise zu 
der Auffassung führen, daß der Lizenzgeber dem 
inländischen Lizenznehmer Exportverbote auch für 
nicht unter das Schutzrecht des Lizenzgebers fal- 
lende Gegenstände auferlegen darf. Eine abschlie- 
ßende Stellungnahme des Bundeskartellamtes zur 
Auslegung dieser Bestimmung hat sich aber bisher 
nicht als notwendig erwiesen, weil nach § 20 Abs. 2 
Nr. 5 zu beurteilende Vertragsbestimmungen ent- 
v/eder nicht nur den Auslandsmarkt betrafen oder 
nach § 20 Abs. 3 ohne weiteres erlaiibiiisfähig wa- 
ren. ln vier Verfahren wurde allerdings auf die 
Möglichkeit hingewiesen, die Bestimmung des § 20 
Abs. 2 Nr. 5 nach dem Sinn und Zweck des § 20 
unter Berücksichtigung der Gesetzesmaterialien und 
des Wortlauts des § 20 Abs. 2 am Ende restriktiv 
auszulegen und nach § 20 Abs. 2 Nr. 5 nur solche 
Beschränkungen des Lizenznehmers als freigestellt 
anzusehen, die sich auf die unter das lizenzierte 
Schutzrecht fallenden Gegenstände beziehen. 

c) zu § 20 Abs. 3 (§ 21) 

Das Bundeskartellamt hat die schon im Tätigkeits- 
bericht 1959 erwähnte Praxis fortgesetzt, in anhän- 
gigen Erlaubnisverfahren darauf hinzuwirken, daß 
die Vertragsparteien einzelne nicht erlaubnisfähige 
Vertragsbestimmungen aufheben oder auf ein er- 
laubnisfähiges Maß einschränken. In den im Be- 
richtszeitraum durch Erlaubniserteilung abgeschlos- 
senen Verfahren nach § 20 Abs. 3 konnte daher den 
gestellten Erlaubnisanträgen im wesentlichen ent- 
sprochen werden. 

In einigen Fällen wurde die Erlaubnis nach § 20 
Abs. 3 Satz 2, § 11 Abs. 3 mit der Beschränkung er- 
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teilt, daß die Erlaubnis erlischt, wenn die lizenzier- 
ten Schutzrechte ablaufen und die dem Lizenznehmer 
mitgeteilten Betriebsgeheimnisse offenkundig wer- 
den. Eine derartige Beschränkung der Erlaubnis- 
erteilung erwies sich z. B in den Fällen als notwen- 
dig, in denen die betreffenden Verträge eine fünf- 
jährige Laufzeit vorsehen, die sich um jeweils zwei 
Jahre verlängert, sofern nicht ein im Vertrag vor- 
gesehenes Kündigungsredit sechs Monate vor dem 
Ende der jeweiligen Laufzeit ausgeübt wird. Ange- 
sichts der relativ langen jeweiligen Laufzeiten der 
Verträge vertrat das Bundeskartellamt in diesen 
Fällen die Auffassung, daß im Zeitpunkt der Erlaub- 
niserteilung noch nicht festgestellt werden konnte, 
ob und inwieweit eine zeitliche Überschreitung des 
Inhalts der Schutzrechte (bzw. der Betriebsgeheim- 
nisse) zu einer unbilligen Beeinträchtigung des Li- 
zenznehmers oder anderer Unternehmen und zu 
einer wesentlichen Beeinträchtigung des Wettbe- 
werbs auf dem Markt führt (vgl. § 20 Abs. 3). Die 
Antragsteller wurden in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich auf die Möglichkeit hingewiesen, zu 
gegebener Zeit insoweit neue Erlaubnisanträge zu 
stellen. 

In ähnlicher Weise ist das Bundeskartellamt in 
einem anderen Fall verfahren. Hier war zwar die 
Laufzeit des Vertrages mit der Schutzfrist der Ver- 
tragspatente verknüpft. Da in dem Vertrag aber 
eine Konkurrenzklausel vorgesehen war, die das 
Bundeskartellamt im Zeitpunkt der Erlaubnisertei- 
lung nur für die Dauer der lizenzierten Grundpa- 
tente für erlaubnisfähig hielt, wurde die Erlaubnis 
mit der Beschränkung erteilt, daß sie mit dem Erlö- 
schen dieser Grundpatente in Wegfall kommt. Zu 
dieser Beschränkung der Erlaubnis sah sich das 
Bundeskartellamt auch deshalb veranlaßt, weil im 
Zeitpunkt der Erlaubniserteilung noch nicht fest- 
stand, welche zukünftigen Schutzrechte der Lizenz- 
geber dem Lizenznehmer auf Grund des Vertrages 
zur Verwertung überlassen wird. 

Von einer Beschränkung der Erlaubnis in dieser 
Weise hat das Bundeskartellamt dagegen in zwei Fäl- 
len abgesehen, die Lizenznehmer mit Sitz im Ausland 
betrafen. Hier waren die Verträge, die die Lizenzie- 
rung von Betriebsgeheimnissen zum Gegenstand 
hatten, auf bestimmte Zeit geschlossen worden, mit 
einer Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Ende 
eines Kalenderjahres. Diese vertragliche Regelung 
wurde als nach § 20 Abs. 3 erlaubnisfähig angese- 
hen, weil die Lizenznehmer beim Offenkundigwer- 
den der übermittelten Betriebsgeheimnisse ihr Kün- 
digungsrecht ausüben können und die im Vertrag 
vorgesehenen Wettbewerbsbeschränkungen ohnehin 
nur geringfügige Auswirkungen auf den inlän- 
dischen Markt haben. 

Das Bundeskartellamt hat mehrfach zu der Frage 
Stellung genommen, wie Verträge über die Benut- 
zung von Warenzeichen kartellrechtlich zu beurtei- 
len sind, wenn diese Verträge zugleich auch die 
Lizenzierung von Betriebsgeheimnissen und/oder 
Patenten umfassen. Nach Auffassung des Bundes- 
kartellamtes richtet sich die Wirksamkeit derartiger 
Verträge nicht nach § 18, sondern ausschließlich nach 
§ 20 (§ 21). Verpflichtungen, die dem Lizenznehmer 


im Zusammenhang mit der Verwertung der lizen- 
zierten Warenzeichen auferlegt werden, sind daher 
unter dem Gesichtspunkt zu prüfen, ob sie Be- 
schränkungen darstellen, die über den in § 20 Abs. 1 
(§ 21) gegebenen Rahmen hinausgehen. Sofern sie 
erlaubnisfähig sind, kann folglich auch hierfür die 
Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 erteilt werden. 

In einem anderen Fall hat das Bundeskartellamt 
eine Verpflichtung des Lizenznehmers, auch für den 
Vertrieb patentfreier Zusatzteile einer patentierten 
Maschine Lizenzgebühren zu zahlen, nach § 20 Abs. 3 
als erlaubnisfähig angesehen, weil für den Ver- 
trieb dieser Zusatzteile nur dann Lizenzgebühren zu 
entrichten sind, wenn diese Teile bestimmungsge- 
mäß für die patentierte Maschine geliefert werden. 

3. Anwendung der Artikel 85 ff. 

EWG-Vertrag auf Lizenzverträge 

In einem nach § 20 Abs. 3 ergangenen Beschluß 
hat das Bundeskartellamt nach Konsultation der 
EWG-Kommission antragsgemäß einen Lizenzver- 
trag nach Artikel 88, 85 Abs. 3 EWG-Vertrag vom 
Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWG-Vertrag freige- 
stellt. 

Ein weiteres, noch unabhängiges Erlaubnisverfah- 
ren nach § 20 Abs. 3, in dem über eine Freistellung 
nach Artikel 88, 85 Abs. 3 EWG-Vertrag zu ent- 
scheiden ist, wurde ebenfalls zum Gegenstand eines 
Konsultationsverfahrens bei der EWG-Kommission 
gemacht. 


XVII. Marktbeherrschende Unternehmen und 
Zusammenschlüsse 

1. Zu den aus dem Vorjahr übernommenen 10 uner- 
ledigten Vorgängen zu § 22 sind im Berichtsjahr 27 
neue Fälle hinzugekommen. Von diesen insgesamt 
37 Vorgängen sind 4 durch Abstellung des beanstan- 
deten Mißbrauchs erledigt und 13 ohne weitere 
Maßnahmen nach § 22 Abs. 3 und 4 eingestellt wor- 
den. 

In der überwiegenden Zahl der eingestellten Ver- 
fahren lag keine Marktbeherrschung vor. Sie wa- 
ren von Betroffenen angeregt worden, die als wirt- 
schaftlich Schwächere im Wettbewerb Stärkeren ge- 
genüberstehen, die vermöge ihrer größeren Kapi- 
talkraft wohl marktstärker als ihre Konkurrenten, 
nicht aber marktbeherrschend im Sinne des GWB 
sind. Solche Eingaben richteten sich z. B. gegen die 
zunehmende Tätigkeit von Konzern-Handelsgesell- 
schaften im Geschäft mit Mineralölen und Baustof- 
fen und die Belieferung von Letztverbrauchern mit 
Röhren. Eine Marktbeherrschung war in diesen Fäl- 
len auf der Handelsstiife nicht gegeben. 

Eine Anzahl anhängiger Fälle, bei denen ebenfalls 
keine Marktbeherrschung festgestellt werden 
konnte, wird noch nach anderen kartellrechtlichen 
Gesichtspunkten geprüft (z. B. §§ 18, 26 Abs. 2, 
§ 104). 

Fälle regionaler Marktbeherrschung, wie sie den 
schon im Tätigkeitsbericht 1959 S. 46 erwähnten Be- 
schwerden gegen die Strompreisgestaltung von Ver- 
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sorgungsunternehmen zugrundelagen, waren zu- 
nächst an die Landeskartellbehörden zur Ausübung 
der Mißbrauchsaufsicht nach § 104 abgegeben wor- 
den. Nachdem keine hinreichenden Gründe festge- 
stellt werden konnten, Maßnahmen nach § 104 we- 
gen mißbräuchlicher Durchführung von Gebiets- 
schutzverträgen zu ergreifen, werden die beanstan- 
deten Strompreise z. Z. im Benehmen mit der Ener- 
gieaufsichtsbehörde nach § 22 (§ 103 Abs. 4) über- 
prüft (vgl. unter XL Versorgungswirtschaft). 

In den Verfahren gegen urheberrechtliche Ver- 
wertungsgesellschaften sind die im Tätigkeitsbe- 
richt 1959 S. 46 angeschnittenen Fragen, ob diese 
Gesellschaften als Unternehmen im Sinne des GWB 
zu behandeln sind und ob § 22 auf Urheberrechte 
anwendbar ist, abschließend geprüft und bejaht 
worden. 

Nach der Klärung dieser Fragen konnten zwei 
Vorgänge abgeschlossen werden. Auf Anregungen 
des Bundeskartellamtes und nach dem Erlaß des Ur- 
teils des BGH vom 31. Mai 1960 — I ZR 53/58, Lei- 
stungsschutzrechte der ausübenden Künstler — hat 
die Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und 
mechanische Vervielfältigungsrechte (GEMA) den 
umstrittenen § 1 k des GEMA-Berechtigungsver- 
trages aufgehoben, der die Übertragung der „Auf- 
führungsrechte aus Bearbeitungen oder Übertragun- 
gen im Sinne des § 2 Abs. 2 LUG" seitens der Be- 
rechtigten zur treuhänderischen Wahrnehmung 
durch die GEMA vorsah. Gegen die Gebührenforde- 
rungen der GEMA an die Rundfunkanstalten 
brauchte nicht eingeschritten zu werden; im Zivil- 
prozeß war ein Vergleich zwischen den Parteien zu- 
stande gekommen. 

Bei einigen noch nicht abgeschlossenen Fällen 
zeigten sich mit Deutlichkeit die Schwierigkeiten bei 
der Anwendung des § 22, da er eine besondere 
Häufung unbestimmter Rechtsbegriffe enthält. Ihre 
richtige Auslegung und Anwendung hängt in ho- 
hem Maße von der Ermittlung volkswirtschaftlicher 
Tatbestände ab. 

2. Im Berichtsjahr wurden dem Bundeskartellamt 
unaufgefordert 21 Zusammenschlüsse nach § 23 an- 
gezeigt. 

Die Prüfung der Anzeigen ergab, daß 3 Zusam- 
menschlüsse nicht anzeigepflichtig waren. Bei 4 Zu- 
sammenschlüssen ist diese Frage noch offen. 

Auf Grund von in der Öffentlichkeit bekanntge- 
wordenen Zusammenschlüssen wurden 25 Unterneh- 
men vom Bundeskartellamt auf die Anzeigepflicht 
hingewiesen und zur Äußerung wegen der unter- 
lassenen Meldung aufgefordert. 

Die Prüfung dieser Fälle ergab, daß 4 Zusammen- 
schlüsse anzeigepflichtig, 12 Zusammenschlüsse 
nicht anzeigepflichtig waren; 9 Fälle sind noch nicht 
entschieden. 

Die anzeigepflichtigen Vorgänge verteilen sich auf 
folgende Wirtschaftszweige: 

je 3 auf Maschinenbauerzeugnisse, 

Elektrotechnische Erzeugnisse, 

je 2 auf Eisen-, Blech-, Metallwaren, 

Chemische Erzeugnisse, 


je 1 auf NE-Metalle und Metallhalbzeug, 
Landfahrzeuge und Luftfahrzeuge, 
Feinkeramische Erzeugnisse, 

Glas und Glaswaren, 

Holzwaren und Papier- und Pappewaren, 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, 
Tabakwaren, 

Filmwirtschaft. 

Schwierigkeiten bei der Anwendung des § 23 

bereitete vor allem die Auslegung des Begriffs 
„Marktanteil". Das zeigte sich besonders in einem 
Falle, in dem zwei Hersteller gleichartiger Erzeug- 
nisse sich dadurch zusammengeschlossen haben, daß 
das eine Unternehmen die Anteilsrechte des anderen 
erworben hat. Das erwerbende Unternehmen besitzt 
einen erheblichen Marktanteil, wenn man seine Pro- 
dukte einem selbständigen Teilmarkte zuordnet. Der 
Einwand, daß der Marktanteil der eigenen Produk- 
tion an der Produktion des Gesamtmarktes zu mes- 
sen sei und damit eine Anzeigepflicht entfalle, weil 
der Marktanteil noch nicht 20 v. H. betrage, bleibt 
zu prüfen. Damit wird auch die Frage entschieden, 
ob der Gesamtmarkt in Teilmärkte aufzugliedern 
ist, die jeweils nur diejenigen Erzeugnisse umfas- 
sen, die vom Käufer hinsichtlich Verwendungsmög- 
lichkeit und Preis als untereinander austauschbar 
angesehen werden können. 

Außerdem ist das Bundeskartellamt nunmehr mit 
der Frage befaßt, ob eine Anzeigepflicht nach § 23 
auch dann besteht, wenn ein Unternehmen mit einem 
Marktanteil von 20 v. H. und mehr sich mit einem an- 
deren Unternehmen zusammenschließt, das nicht auf 
demselben Markt wie dieses Unternehmen anbietet. 
In einem der Fälle befindet sich das andere Unter- 
nehmen auf einem Nachbarmarkt, der gleichartige 
I Erzeugnisse von anderer Größenordnung umfaßt. 

In einem zweiten Falle gehört das andere Unter- 
I nehmen einem andersartigen Markt an. 

über die Möglichkeiten, zu einer besseren Bestim- 
mung des Begriffs „Marktanteil" zu gelangen, wer- 
den im Fünften Kapitel weitere Ausführungen ge- 
macht. 

XVIII. Kartellzwang, Boykott, Diskriminierung 
§ 25 

Im Berichtszeitraum gingen beim Bundeskarteii- 
amt 13 neue Beschwerden über ein nach § 25 ver- 
botenes Verhalten ein. In einem Fall wurde das 
Verfahren eingestellt, nachdem das beanstandete 
Verhalten aufgegeben wurde, in 7 Fällen aus ande- 
ren Gründen. 6 Verfahren laufen noch. 

Mehrere Verfahren nach § 25 mußten eingeleitet 
werden, weil Hersteller versucht hatten, ihre Ab- 
nehmer durch Liefersperren zur Einhaltung von 
empfohlenen Richtpreisen zu veranlassen. In einem 
Fall wurde die Liefersperre nach dem Eingreifen 
des Bundeskartellamtes aufgehoben, so daß das Ver- 
fahren eingestellt werden konnte. In einem weite- 
ren Fall hat das OLG Hamburg im Zivilprozeß zwi- 
schen dem Hersteller und seinem Abnehmer durch 
rechtskräftiges Urteil vom 14. April 1960 (WuW/E 
OLG 352) den Standpunkt des Bundeskartellamtes 
bestätigt, daß eine Liefersperre unter § 25 Abs. 1 
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fällt; andernfalls könnte die Preisbindung entgegen 
den Vorschriften der §§ 26, 34 durch bloße Empfeh- 
lungen durchgesetzt werden, deren Einhaltung durch 
eine Liefersperre erzwungen werde. Das OLG Ham- 
burg hat in seinem Urteil weiter ausgeführt, Nach- 
teil im Sinne des § 25 Abs. 1 sei jedes Mittel, das 
objektiv geeignet sei, den Adressaten zu dem wett- 
bewerbsbeschränkenden Verhalten zu bestimmen. 
Aus § 25 Abs. 1 ergebe sich ein Abschlußzwang, 
allerdings in sehr viel beschränkterem Umfang als 
nach § 26 Abs. 2. Auch das LG Hannover hat in der 
Entscheidung vom 20. April 1960 — 17 Q 9/60 — 
Liefersperren als Nachteile im Sinne von § 25 Abs. 1 
angesehen. 

Die Tätigkeit einer Gesamtumsatz-Meldestelle gab 
Anlaß ZU einem weiteren Verfahren nach § 25 
Abs. 1. Die Meldestelle übernimmt durch Verträge 
mit den einzelnen Herstellern die Errechnung und 
Auszahlung von Gesamtumsatzrabatten, die den Ab- 
nehmern auf Grund ihrer mit den Auftraggebern der 
Meldestelle getätigten Umsätze nach einer einheit- 
lichen Rabattstaffel gewährt werden. Das Bundes- 
kartellamt sieht in diesem Falle die Voraussetzun- 
gen des § 25 Abs. 1 als erfüllt an, weil die Melde- 
stelle den Herstellern durch das Gesamtumsatz- 
Rabattsystem Vorteile gewährt, indem sie die Her- 
steller vor einem Rabattwettbewerb untereinander 
schützt und gegen die Konkurrenz von Außensei- 
tern abschirmt. Das Bundeskartellamt hat die Betei- 
ligten unter Fristsetzung aufgefordert, die Rabatt- 
regelung durch Anmeldung eines Kartellvertrages 
nach § 3 zu legalisieren oder das Gesamtumsatz- 
Rabattsystem nicht mehr durchzuführen. In einem 
Fall wurde gegen einen Großhandels verband auf 
Grund einer Beschwerde ein Ermittlungsverfahren 
nach § 25 Abs. 2 eingeleitet. Der Verband soll seine 
Mitglieder aufgefordert haben, einen Druck auf be- 
stimmte Außenseiter-Hersteller auszuüben, um sie 
zum Beitritt zu einem bestehenden Konditionen- und 
Rabattkartell zu veranlassen. Die Auswertung des 
durch die Ermittlungen gewonnenen Materials ist 
noch im Gange. Ein weiterer Fall wegen Verdachts 
des Kartellzwanges ist aus dem Vorjahr übernom- 
men worden (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 S. 47). Es 
handelte sich darum, daß zwei Verbände Außensei- 
ter zum Beitritt zu veranlassen suchten, indem sie 
diese wegen Mißachtung bestimmter Qualitätsricht- 
linien bei der Strafverfolgungsbehörde anzeigten. 
Sie haben das ihnen zur Last gelegte Verhalten be- 
stritten. Die dem Bundeskartellamt vorgelegten Un- 
terlagen haben keine Anhaltspunkte für kartell- 
rechtlich bedenkliche Praktiken ergeben. 

§ 26 

Das Bundeskartellamt wurde im Berichtszeitraum 
mit 17 neuen Eingaben wegen eines nach § 26 Abs. 1 
verbotenen Verhaltens befaßt. 6 Verfahren wurden 
eingestellt, nachdem das beanstandete Verhalten 
aufgegeben wurde, 8 Verfahren aus anderen Grün- 
den. In 11 Fällen sind die Prüfungen noch nicht ab- 
geschlossen. 

In einem Verfahren nach § 26 Abs. 1 war zu 
untersuchen, ob Abnehmer einen Hersteller zu einer 
Liefersperre gegenüber einem ihrer Konkurrenten 


I veranlassen wollten, um hierdurch die Einhaltung 
empfohlener Richtpreise zu erreichen. Nachdem die 
Liefersperre durch Eingreifen des Bundeskartellam- 
tes aufgehoben worden war, wurde das Verfahren 
eingestellt, weil es zweifelhaft war, ob die Ab- 
nehmer sich der Gesetzwidrigkeit ihres Verhaltens 
: bewußt gewesen waren. In einem anderen nach § 26 
Abs. 1 und Abs. 2 zu prüfenden Falle haben Händ- 
i 1er, die einen erheblichen Teil der Erzeugung von 
i zwei preisgebundenen Malerartikeln einer Herstel- 
I lerfirma abnehmen, diese vor die Wahl gestellt, 

I entweder die bis dahin auch belieferten Malerge- 
' nossenschaften nicht mehr zu beliefern oder die 
! Händler als Kunden zu verlieren. Die Hersteller- 
I firma hat daraufhin die Belieferung der Malergenos- 
I senschaften eingestellt. Die im Tätigkeitsbericht 1959 
I S. 47 erwähnten Verfahren, in denen Möbeleinzel- 
I händler von ihren Lieferanten die Nichtbelieferung 
! billiger verkaufender Mitbewerber mit Erfolg ver- 
langt haben sollten, konnten inzwischen nach Wie- 
I deraufnahme der Belieferung abgeschlossen werden, 
j weil kein öffentliches Interesse an der Weiterver- 
I folgung bestand. Das an gleicher Stelle im Tätig- 
keitsbericht 1959 erwähnte Verfahren gegen ein 
I Großhandelsunternehmen und gegen einen Groß- 
! handelsverband nach § 26 Abs. 1 ist inzwischen teil- 
: weise mangels Beweises eingestellt, zum Teil zu- 
! ständigkeitshalber an die Kartellbehörde des Lan- 
I des Nordrhein-Westfalen abgegeben worden, 
i 

I Beim Bundeskartellamt gingen im Berichtsjahr 36 
I Eingaben wegen eines gegen § 26 Abs. 2 verstoßen- 
den Verhaltens ein. 14 Verfahren wurden einge- 
j stellt, nachdem das beanstandete Verhalten aufge- 
I geben wurde, 33 Verfahren aus anderen Gründen. 

! 47 Sachen sind noch anhängig. 

■ Diese Verfahren gaben Anlaß, zu einzelnen Tat- 
; bestandsmerkmalen des § 26 Abs. 2 Stellung zu 
' nehmen, insbesondere zu den Begriffen „Unterneh- 
: men", „üblicherweise zugänglicher Geschäftsver- 
I kehr", „gleichartige Unternehmen" und „sachlich 
ungerechtfertigte unterschiedliche Behandlung". 

I Als marktbeherrschendes Unternehmen wurde 
ein Wirtschaftsverband in seiner Eigenschaft als 
j Veranstalter einer Ausstellung angesehen, welche 
I die einzige ihrer Art in der Bundesrepublik ist. 

Wie 1959 war auch im Berichtsjahr mehrfach die 
, Frage der Gleichartigkeit von Unternehmen nach 
: § 26 Abs. 2 zu untersuchen. In 2 Verfahren war zu 
j prüfen, ob nach dem Cash-and-Carry-System arbei- 
tende Großhändler im Verhältnis zum sonstigen 
j Großhandel gleichartige Unternehmen sind. Der 
I eine Fall erledigt sich durch Aufnahme der Belie- 
I ferung des beschwerdeführenden Großhändlers, der 
i andere Fall wird noch geprüft. Grundsätzlich wird 
' die Gleichartigkeit der Unternehmen im Sinne von 
I § 26 Abs. 2 zu bejahen sein, da beide Großhandels- 
formen dieselben Marktfunktionen erfüllen und dem 
preisbindenden Hersteller gegenüber gleiche Lei- 
: stungen erbringen. Daß sie dem Einzelhandel gegen- 
I über nicht dieselben Leistungen erbringen, fällt 
nicht ins Gewicht, da der Wettbewerb zwischen bei- 
; den Großhandelsformen entweder korrekte Erfül- 
; lung aller Großhandelsfunktionen oder — bei Cash- 
; and-Carry-System — ■ Ausgleich der nicht erbrachten 
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Großhandelsleistungen durch Preiszugeständnisse 
erzwingt, so daß die Angebote bei Großhandelsfor- 
men für den Einzelhändler wirtschaftlich gleichwer- 
tig sind. Je nach den Umständen des Einzelfalles 
kann jedoch eine unterschiedliche Behandlung der 
beiden gleichartigen Großhandelsformen sachlich ge- 
rechtfertigt sein bzw. braucht eine Behandlung, die 
eine der beiden Großhandelsformen im Verhältnis 
zur anderen behindert, nicht unbillig zu sein. In 
einem weiteren Verfahren ist zu entscheiden, ob ein 
peisbindender Hersteller ohne Verstoß gegen § 26 
Abs. 2 es ablehnen kann, Etagengeschäfte mit sei- 
nen Markenartikeln zu beliefern und ob er den 
Großhandel entsprechend binden darf. Die Ermitt- 
lungen sind noch nicht abgeschlossen^). Zweimal 
hatte sich das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum 
mit der Frage zu befassen, ob die Nichtbelieferung 
von Genossenschaften gegen § 26 Abs. 2 verstößt. 
In beiden Fällen lehnten die preisbindenden Unter- 
nehmen die Belieferung wegen der genossenschaft- 
lichen Rückvergütung ab, die jedoch von den preis- 
bindenden Unternehmen nach § 16 nicht ausge- 
schlossen werden kann, weil sie kein Preisbestand- 
teil ist. Der eine Fall erledigte sich, nachdem die 
Belieferung der Genossenschaft nicht mehr vom 
Fortfall der Warenrückvergütung abhängig gemacht 
wurde; im anderen Fall sind die Untersuchungen 
noch nicht abgeschlossen. 

Bezüglich der Auslegung des Begriffs „sachlich 
ungerechtfertigte unterschiedliche Behandlung" hat 
das Bundeskartellamt seine im Tätigkeitsbericht 
1959 S. 48 dargelegte Praxis fortgesetzt, die davon 
ausgeht, daß grundsätzlich jeder Unternehmer frei 
ist, den Vertriebsweg zu wählen, der ihm am vor- 
teilhaftesten erscheint. In einem Verfahren gegen 
einen führenden Hersteller von Arzneimitteln, der 
eine pharmazeutische Großhandlung mit einem Teil- 
sortiment beliefert und sich weigert, auf die von 
der Großhandlung erbetene Lieferung des Vollsorti- 
ments überzugehen, hat das Bundeskartellamt das 
Vorliegen einer ungerechtfertigten unterschiedlichen 
Behandlung verneint, weil der Hersteller ein seiner 
Erzeugung angeme.ssenes Vertriebssystem aufge- 
baut hat und mit einer größeren Anzahl von Groß- 
und Einzelhändlern in Geschäftsverbindung steht, 
so daß durch die Belieferung der pharmazeutischen 
Großhandlung mit dem Vollsortiment eine Absatz- 
ausweitung für den Hersteller nicht zu erwarten ist. 
In vier Fällen aus der Fotobranche hat sich das Bun- 
deskartellamt dafür ausgesprochen, daß ein preis- 
bindendes Unternehmen, das sich für den Vertrieb 
seiner Markenwaren nur in geringem Umfange des 
Großhandels bedient, die Belieferung eines Groß- 
händlers verweigern oder einstellen darf, um seinen 
Vertrieb in größerem Umfange auf eine Direktbe- 
lieferung des Einzelhandels mittels eigener Ver- 
triebsorganisation umzustellen. In einem anderen 
Fall hat das Bundeskartellamt die Ansicht vertreten, 
daß ein grundsätzlich nur Fachgeschäfte beliefern- 
des preisbindendes Unternehmen dann, wenn es 
einen in kleinerer Ortschaft ohne Fachgeschäft an- 
sässigen Einzelhändler beliefert, nach § 26 Abs. 2 
nicht verpflichtet ist, auch dessen Filiale zu belie- 
fern, die sich in einer größeren Ortschaft mit Fach- 


Das Verfahren ist inzwischen eingestellt worden. 


' geschäft befindet. Auch gegen den Abbruch eines 
' schon längere Zeit bestehenden Geschäftsverkehrs 
ist nach Auffassung des Bundeskartellamtes dann 
nichts cinzuwenden, wenn es sich hierbei um eine 
; vom Standpunkt des Herstellers aus wirtschaftlich 
sinnvolle Umgestaltung der Absatzorganisation han- 
I delt. Das LG Köln hat mit Urteil vom 4. November 
I 1959 (WuW/E LG/ AG 150) zur Absatzpolitik dieses 
preisbindenden Unternehmens zutreffend ausge- 
führt, es könne ihm nicht verwehrt werden, seine 
I eigene Vertriebsorganisation weiter auszubauen 
und dementsprechend die Zahl der eingeschalteten 
; Großhändler zu verringern, insbesondere, wenn es 
i dadurch Vertriebs- und VerwaUungskosten einspare 
I und sein Geschäft rentabler gestalte. Der Abbruch 
bestehender Geschäftsverbindungen ist Gegenstand 
eines weiteren Verfahrens. Ein preisbindendes Un- 
ternehmen hat die Belieferung einer Großhandlung 
' mit der Begründung abgelehnt, es wolle sein Ver- 
triebssystem auf Direktbelieferung des Einzelhan- 
dels mit Hilfe eigener Reisender umstellen. Die Be- 
sonderheit dieses Falles liegt darin, daß die Umstel- 
lung bezirksweise und innerhalb eines längeren 
i Zeitraums erfolgen soll. Von den im Tätigkeits- 
j bericht 1959 S. 48 genannten drei Fällen, in denen 
i Verlagsunternehmen die Aufnahme von Werbean- 
I zeigen in die von ihnen herausgegebenen Zeitun- 
gen und Zeitschriften abgelehnt hatten, sind inzwi- 
schen zwei Verfahren eingestellt worden, weil es 
sich in beiden Fällen nicht um marktbeherrschende 
Unternehmen handelte und wenigstens in einem 
Fall die unterschiedliche Behandlung sachlich ge- 
rechtfertigt war. Ein weiteres Verfahren befaßt sich 
! mit der Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bundes- 
autobahn mbH (GfN). Die GfN hat einer Reihe von 
Mineralölunternehmen das alleinige Recht zum Ver- 
trieb von Kraftstoffen an den Bundesautobahnen 
gewährt. Sie hat sich das Recht Vorbehalten, Auto- 
bahntankstellen auch an andere Kraftstoff-Ver- 
triebsfirmen zu vergeben, wenn diese — neben an- 
deren Voraussetzungen — nachweisen können, daß 
sie in einem Kalenderjahr einen Umsatz von min- 
destens 2,5 V. H. vom Gesamtbedarf des Bundesge- 
bietes an Vergaserkraftstoffen erzielt haben. Das 
Bundeskartellamt ist in die Prüfung der Frage einge- 
treten, ob dieser Vertrag u. a. gegen § 26 Abs. 2 ver- 
stößt, hat die Prüfung aber noch nicht abgeschlos- 
sen, weil der Bundesminister für Wirtschaft und der 
Bundesminister für Verkehr beabsichtigen, die Frage 
des Zugangs freier Tankstellen zu den Bundesauto- 
bahnen mit den Mineralölgesellschaften im Ver- 
handlungswege zu klären. 

Mit der Frage, ob es einem Kartell im Hinblick 
auf § 26 Abs. 2 gestattet ist, seine Preise nach den 
Konkurrenzverhältnissen unterschiedlich zu gestal- 
ten, hatte sich das Bundeskartellamt bei der Beur- 
teilung von vier Syndikatsverträgen aus dem In- 
dustriebereich Steine und Erden auseinanderzuset- 
zen. In den entschiedenen Fällen hat das Bundes- 
karteilamt eine derartige unterschiedliche Behand- 
lung als sachlich gerechtfertigt angesehen, denn, 
wie festgestellt wurde, setzen diese Syndikate nicht 
willkürlich unterschiedliche Preise fest, die Unter- 
schiedlichkeit beruht vielmehr auf der Anpassung 
an die jeweiligen Marktverhältnisse. In einem an- 
1 deren Verfahren wird zur Zeit überprüft, inwieweit 
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die unterschiedliche Preisfestsetzung für Anzeigen 
von Mitgliedern und Nichtmitgliedern des Börsen- 
vereins des Deutschen Buchhandels im Börsenblatt 
des Deutschen Buchhandels zu einer ungerechtfer- 
tigten unterschiedlichen Behandlung führt. Auch die 
unterschiedliche Rabattgewährung eines Syndikats 
für Maschinenbauerzeugnisse ist Gegenstand eines 
Verfahrens nach § 26 Abs. 2. Es handelt sich hierbei 
um unterschiedliche Rabatte nicht nur gegenüber 
dem Handel, sondern auch gegenüber Außenseiter- 
herstellern bei den in dieser Branche üblichen Sor- 
timentsergänzungen der Hersteller durch Zukäufe 
untereinander. Diese Frage ist auch Gegenstand 
eines Zivilrechtsstreits. 

§ 26 Abs. 2 hat nicht nur für das Bundeskartell- 
amt, sondern auch für die ordentlichen Gerichte er- 
hebliche praktische Bedeutung. Im Berichtszeit- 
raum sind dem Bundeskartellamt nach § 90 Abs. 1 
14 Verfahren vor den ordentlichen Gerichten ge- 
meldet worden, in denen Fragen des § 26 Abs. 2 zu 
entscheiden sind. Besonders hervorzuheben ist ein 
Zivilprozeß vor dem BGH, an welchem das Bundes- 
kartellamt nach § 90 Abs. 2 teilgenommen hat. Ge- 
klagt wurde unter anderem aus §§ 35, 26 Abs. 2 auf 
Aufnahme in eine Molkereigenossenschaft. Der BGH 
hat sich in seinem Urteil vom 7. November 1960 
(WuW/E BGH 407) der vorgetragenen Ansicht des 
Bundeskartellamtes angeschlossen, daß § 100 Abs. 8 
die in der Milch- und Fettwirtschaft tätigen Unter- 
nehmen nicht von dem Diskriminierungsverbot des 
§ 26 Abs. 2 freistelle. Mit dem Bundeskartellamt 
folgert der BGH aus dem § 26 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 22, daß das Verbot nur für den Markt gelten 
könne, auf dem die Machtstellung bestehe oder sich 
auswirke. Die Machtstellung des. diskriminierenden 
Unternehmens müsse gerade auf dem Markt be- 
stehen oder sich auswirken, auf dem das betroffene 
Unternehmen behindert oder unterschiedlich behan- 
delt wird. Mit dem Bundeskartellamt sei ferner da- 
von auszugehen, daß unter dem „Markt", auf dem 
ein Unternehmen beherrschend sein kann, nach der 
Begriffsbestimmung des § 22 Abs. 1 ein Markt „für 
Waren oder gewerbliche Leistungen" zu verstehen 
sei und daß auch der „Geschäftsverkehr" im Sinne 
des § 26 Abs. 2 nur ein Verkehr mit Waren oder 
Leistungen sein könne. Es wäre jedoch eine zu for- 
male Betrachtungsweise, wenn die Anwendbarkeit 
des § 26 Abs. 2 auf den Streitfall schon mit der Be- 
gründung verneint würde, daß einerseits als der 
Markt, auf dem die Beklagte — als Abnehmerin — 
ohne Wettbewerb dasteht, nur der Verkehr mit 
Milch von der Erzeugungsstätte ab in Betracht 
kommt, dieser Geschäftsverkehr aber nicht Gegen- 
stand des Klageantrags ist. Andererseits falle der 
den Gegenstand des Klageantrags bildende körper- 
schaftsrechtliche Vorgang der Aufnahme in eine 
Genossenschaft weder unter dem Begriff des Ge- 
schäftsverkehrs, noch sei er eine Angelegenheit, bei 
der die Beklagte „marktbeherrschend" sein könne. 
Die Eigenart des Streitfalls liege darin, daß der Klä- 
ger sich durch die Nichtaufnahme in die beklagte 
Genossenschaft in einem Geschäftsverkehr, für den 
diese marktbeherrschend ist, gegenüber den ande- 
ren Milcherzeugern, die Mitglieder der Beklagten 
seien, benachteiligt fühle. Bei der hier gebotenen 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise sei die Frage da- 


hin zu stellen, ob die Verweigerung der Aufnahme 
des Klägers in die beklagte Genossenschaft im wirt- 
schaftlichen Ergebnis eine unter das Verbot des 
§ 26 Abs. 2 fallende Behinderung oder (gegenüber 
den als Genossen aufgenommenen anderen Milch- 
erzeugern) unterschiedliche Behandlung des Klägers 
in seinem Milchgeschäft darstelle, die nur durch 
seine Aufnahme in die Genossenschaft behoben 
werden könne. 


XIX. Verfahren wegen Aufnahme in eine 
Wirtschafts- und Berufsvereinigung 

Der bereits am Schluß des Tätigkeitsberichts 1959 
S. 49 erwähnte Fall ist im Berichtszeitraum unan- 
fechtbar entschieden worden. Es war dabei vorab 
zu prüfen, ob eine Entscheidung schon dann er- 
gehen kann, wenn ein aus einer Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung ausgeschlossenes Unternehmen 
sogleich beim Bundeskartellamt die Anordnung der 
Wiederaufnahme beantragt, ohne zuvor einen Wie- 
deraufnahmeantrag bei der Vereinigung gestellt zu 
haben. Das Bundeskartellamt hat die Frage in die- 
sem Fall bejaht, weil der Antragsgegner beim Aus- 
schluß des Antragstellers eindeutig zu erkennen 
gegeben hatte, daß er diesen unter keinen Umstän- 
den mehr als Mitglied im Verband dulden wollte, 
und für den Antragsteller die gleiche Interessen- 
lage entstanden ist, die sich ergeben hätte, wenn 
der Antragsgegner die Wiederaufnahme aufgrund 
eines besonderen Antrags abgelehnt hätte. Der 
Ausschluß ist jedoch als sachlich gerechtfertigt an- 
gesehen worden, weil das ausgeschlossene Mitglied 
die von der Vereinigung betriebene und von der 
Mehrheit der Mitglieder getragene Politik längere 
Zeit hindurch in der Öffentlichkeit in unsachlicher 
Weise bekämpft und dabei die Vereinsorgane ver- 
unglimpft hat, wodurch die Interessen der Ver- 
einigung gröblich verletzt worden sind. 

In einem anderen noch seit dem Vorjahr anhän- 
gigen Verfahren ist zu erwarten, daß der Antrag 
zurückgenommen wird; die Beteiligten haben dem 
Bundeskartellamt mitgetelt, daß der Antragsteller 
auf Grund der unter Mitwirl^ung des Bundeskartell- 
amtes geführten Verhandlungen in Kürze in den 
Verband aufgenommen werden wird. 

Eine Handelsgesellschaft, deren Gesellschafter 
Verkehrsgenossenschaften sind, hat vor Ausschöp- 
fung des Verbandsrechtsweges beim Bundeskartell- 
amt den Antrag gestellt, ihre Aufnahme in eine Be- 
rufsvereinigung der Mineralölwirtschaft anzuord- 
nen. Zugleich hat sie beantragt, der Vereinigung 
im Wege einer einstweiligen Anordnung nach § 56 
eine vorgesehene Satzungsänderung zu verbieten, 
nach der Firmen mit genossenschaftlichem Charak- 
ter oder Firmen, zu deren Gesellschaftern eine oder 
mehrere Genossenschaften gehören, von der Mit- 
gliedschaft ausgeschlossen sein sollen. Das Bundes- 
kartellamt hat den Antrag auf Erlaß einer einst- 
weiligen Anordnung abgelehnt. 

Eine einstweilige Anordnung kann im Rahmen 
eines Verfahrens nach § 27 zwar schon vor Aus- 
schöpfung der in den Satzungen der Wirtschafts- 
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oder Berufsvereinigungen vorgesehenen Rechtsbe- 
helfe getroffen werden. § 27 läßt jedoch unmittel- 
bare Eingriffe in die Satzung nicht zu, auch wenn 
sie diskriminierende Bestimmungen enthält.. Die 
Kartellbehörde kann sich mit einer Aufnahme- 
anordnung nur im Einzelfall über eine diskriminie- 
rende Satzungsbestimmung hinwegsetzen. Wenn 
mit der Hauptentscheidung nach § 27 gegen die 
Satzung als solche nicht vorgegangen werden kann, 
ist auch ein derartiges Vorgehen im Wege der 
einstweiligen Anordnung nicht möglich. 

In der Hauptsache wird das Bundeskartellamt zu 
prüfen haben, ob die Antragstellerin als Genossen- 
schaft einen Anspruch auf Aufnahme in eine Ver- 
einigung hat, der bisher keine Mitglieder mit ge- 
nossenschaftlichem Charakter angehören. 

Zum Begriff der Wirtschafts- und Berufsvereini- 
gung im Sinne des § 27 hat der BGH in seinem 
Urteil vom 7. November 1960 (WuW/E BGH 407) 
ausgeführt, daß eine Molkereigenossenschaft mit 
begrenztem Einzugsgebiet nach § 1 des Milch- und 
Fettgesetzes nicht als Wirtschafts- und Berufsver- 
einigung anzusehen ist. 


XX. Wettbewerbsregeln 

1. In der Berichtszeit waren 9 Anträge auf Eintra- 
gung von Wettbewerbsregeln anhängig; 5 Anträge 
wurden neu gestellt, 1 Antrag wurde zurückgenom- 
men. Mit mehreren Wirtschaftsverbänden und 
Unternehmensvereinigungen, insbesondere des 
Verlagswesens, wurden zur Vorbereitung von Ein- 
tragungsanträgen Besprechungen geführt und ent- 
worfene oder in einigen Fällen auch bereits prak- 
tizierte Wettbewerbsregeln, deren Eintragung in 
das Register von den Beteiligten erwogen wird, vor- 
geprüft. 

a) Der Verband der Diätetischen Lebensmittelindu- 
strie e. V., Frankfurt (Main), hatte im Jahre 1959 
aus rechtspolitischen Erwägungen gebeten, über 
seinen Antrag auf Eintragung von Wettbewerbs- 
regeln (BAnz. Nr. 211 vom 1. November 1958) 
noch nicht zu entscheiden. Da aber der Erlaß 
einer Verordnung über diätetische Lebensmittel 
als Durchführungsverordnung zum Lebensmittel- 
gesetz vom 17. Januar 1936/21. Dezember 1958 
vorerst noch nicht zu erwarten ist und grundsätz- 
liche Bedenken gegen die Wettbewerbsregeln, 
die von einigen Gesundheitsbehörden erhoben 
waren, inzwischen zurückgenommen oder zu- 
rückgestellt wurden, konnte das Verfahren gegen 
Ende des Berichtsjahres fortgeführt werden. 

b) Der Fachverband des Deutschen Linoleumhan- 
dels e. V., Lübeck, hat seinen im Bundesanzeiger 
Nr. 125 vom 4. Juli 1958 bekanntgemachten An- 
trag zurückgenommen, weil das Bundeskartell- 
amt gegen einzelne Regeln auch in der vom 
Antragsteller inzwischen geänderten Fassung 
Bedenken geltend gemacht hatte. 

c) Die Wettbewerbsregeln, deren Eintragung der 
Börsenverein des Deutschen Buchhandels e. V., 
Frankfurt (Main), im Jahre 1959 beantragt hatte 


{Bundesanzeiger Nr. 139 vom 14. Juli 1959), 
waren Bestandteil der „Verkehrs- und Verkaufs- 
ordnung des deutschen Buchhandels" (WO), 
gegen die erhebliche rechtliche Bedenken beste- 
hen. Der Börsenverein hat daher im Berichtsjahr 
dem Bundeskartellamt eine Neufassung der WO 
zur kartellrechtlichen Prüfung eingereicht, in der 
Wettbewerbsregeln nicht mehr enthalten sind. 
Er hat gleichzeitig gebeten, die Bearbeitung sei- 
nes Eintragungsantrages so lange zurückzustellen, 
bis die kartellrechtliche Zulässigkeit der neuge- 
faßten WO geklärt ist. Von dem Ergebnis die- 
ser Prüfung will der Börsenverein die Entschei- 
dung darüber abhängig machen, ob er seinen 
Antrag nach § 28 Abs. 3 aufrechterhält. 

d) Ein weiterer, bereits im Jahre 1959 gestellter 
Antrag auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 
im Bereich der Elektroindustrie, in dem von den 
Herstellern verschiedener Erzeugnisse seit län- 
gerer Zeit inhaltlich gleiche Wettbewerbsregeln 
angewendet werden, ist auf Wunsch des Antrag- 
stellers auch im Berichtsjahr noch nicht bekannt- 
gemacht worden, da der Antrag noch geändert 
werden soll. 

Folgende Wirtschaftsverbände haben im Berichts- 
zeitraum Antrag auf Eintragung von Wettbewerbs- 
regeln in das Register gestellt: 

e) Die Wirtschaftsvereinigung Ziehereien und 
Kaltwalzwerke, Düsseldorf, am 18. Februar 1960. 
Die Wettbewerbsregeln sollen in Verbindung mit 
einem Preismeldesystem praktiziert werden. 
Dem Antrag, der im Bundesanzeiger Nr. 43 vom 
3. März 1960 bekanntgemacht ist, hat das Bun- 
deskartellamt durch Beschluß vom 30. Dezember 
1960 entsprochen, nachdem die Wirtschaftsver- 
einigung kartellrechtliche Bedenken durch Ände- 
rung der Fassung mehrerer Regeln berücksichtigt 
hatte ^). 

f) Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
am 4. Oktober 1960. Der Antrag ist im Bundes- 
anzeiger Nr. 221 vom 15. November 1960 be- 
kanntgemacht worden; seine Prüfung war am 
Ende des Berichtsjahres noch nicht abgeschlos- 
sen. 

g) Der Verband der Verleger von Kundenzeit- 
schriften e. V., München, am 5. November 1960. 
Die Wettbewerbsregeln befassen sich mit der 
Gestaltung und dem Vertrieb von Kundenzeit- 
schriften, die als Zugabe zugelassen sind. Die 
Bekanntmachung des Antrages wird in Kürze 
erfolgen ^). 

h) Ein Fachverband des Einzelhandels; der Antrag 
konnte wegen verschiedener formeller Mängel 
bisher noch nicht bekanntgemacht werden. 

i) Am Ende des Berichtszeitraumes hat der Ver- 
band Deutscher Werbeagenturen und Wer- 
bungsmittler die Eintragung von Berufsgrund- 


^) Die Eintragung in das Register für Wettbewerbs- 
regeln ist im Bundesanzeiger Nr. 34 vom 17. Februar 
1961 bekanntgemacht worden. 

2) Der Antrag ist im Bundesanzeiger Nr. 18 vom 26. Ja- 
nuar 1961 bekanntgemacht worden. 
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Sätzen für Werbungsmittler und Werbeagentu- 
ren beantragt^). 

2. Die in den Vorjahren entwickelten Rechtsgrund- 
sätze zum Institut der Wettbewerbsregeln (vgl. 1 
Tätigkeitsberichte 1958 S. 58 und 1959 S. 49 ff.) 
waren im Berichtsjahr für die Praxis des Bundes- 
kartellamtes bestimmend. Neue Gesichtspunkte 
ergab der Beschluß des Burwleskartellamtes vom 
30. Dezember 1960 über die Eintragung von Wett- 
bewerbsregeln der Wirtschaftsvereinigung Ziehe- i 
reien und Kaltwalzwerke. Diese Entscheidung ent- 
hält grundsätzliche Feststellungen, die für die an | 
der Einführung von Wettbewerbsregeln interessier- ^ 
ten Wirtschaftskreise allgemein von Bedeutung sein 
dürften. 

a) Das Bundeskartellamt hatte die Frage zu prü- 
fen, ob auch die — in der Präambel zu den j 
Wettbewerbsregeln erwähnte — Sicherung eines : 
„gesunden Leistungswettbewerbs" der gesetz- j 
liehen Zweckbestimmung der Wettbewerbsre- ; 
geln nach § 28 Abs. 2 entspricht. Nach dieser | 
Vorschrift sind Wettbewerbsregeln Bestimmun- j 
gen, die das Verhalten von Unternehmen im 
Wettbewerb regeln „zu dem Zweck, einem den 
Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs zuwider- | 
laufenden Verhalten im Wettbewerb entgegen- 
zuwirken und ein diesen Grundsätzen entspre- 
chendes Verhalten im Wettbewerb anzuregen". ; 
Das GWB verwendet den von ihm nicht definier- i 
ten Begriff „Grundsätze des lauteren Wettbe- : 
werbs", wie bereits im Tätigkeitsbericht 1959 : 
S. 50 ausgeführt worden ist, als den anerkann- ' 
ten Rechtsbegriff des allgemeinen Wettbewerbs- | 
rechts, „der seinen Sinn und Inhalt aus dem I 
Begriff der guten Sitten und der Beachtung der 
besonderen wettbewerbsrechtlichen Vorschrif- 
ten erhält". 

Die erwähnte Präambel ist trotz ihrer von der 
gesetzlichen Terminologie abweichenden Fas- | 
sung in das Register für Wettbewerbsregeln | 
eingetragen worden, da sie, bei entsprechender ' 
Auslegung, den gesetzlichen Zweck der Wett- j 
bewerbsregeln zutreffend kennzeichnet. Nach j 
der herrschenden Meinung im Schrifttum zum | 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb ist | 
der Begriff der Sittenwidrigkeit funktionsbezo- | 
gen und der sittlich-rechtliche Unwertcharakter 
einer Wettbewerbshandlung in gewissem Maße 
durch die Feststellung indiziert, ob und inwie- 
weit sie dem Leistungsprinzip als dem Sinnge- 
halt wirtschaftlichen Wettbewerbs widerspricht 
(Baumbach-Hefermehl, Wettbewerbs- und Wa- 
renzeichenrecht, 8. Aufl. Anm. 66 ff. Einl. UWG). 
Nach Ansicht des Bundeskartellamtes wird man 
daher bei der Beurteilung von Wettbewerbs- 
regeln ebenfalls davon ausgehen können, daß 
Bestimmungen, die geeignet sind, den Leistungs- 
wettbewerb zu fördern, im allgemeinen auch den 
Grundsätzen lauteren Wettbewerbs im Sinne des 
§ 28 Abs. 2 entsprechen und als Wettbewerbs- 
regeln die vom GWB geschützte Freiheit des 

Der Antrag ist im Bundesanzeiger Nr. 16 vom 24. Ja- 
nuar 1961 bekanntgemacht worden. 


Wettbewerbs nicht beeinträchtigen. Dieser An- 
sicht war auch der Ausschuß für Wirtschafts- 
politik des Bundestages; denn er hat „angesichts 
der weiten Auslegung des Wettbewerbsbegriifs" 
im GWB besondere, ergänzende Vorschriften 
über Wettbewerbsregeln für notwendig gehal- 
ten, die jeweils in einem bestimmten Wirt- 
schaftszweig eine positive Handhabe „insbeson- 
dere auch für die Anregung und Förderung des 
Leistungswettbewerbs" darstellen (Schriftlicher 
Bericht des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
zu Drucksache 3644 der 2. Wahlperiode ■ — zu 
§ 1 und Vorbemerkung zu Abschnitt IV a; Wett- 
bewerbsregeln). 

Das Bundeskartellamt verkennt dabei nicht die 
rechtliche und wirtschaftliche Problematik, die 
sich aus der Tatsache ergibt, daß eine allgemein 
anerkannte Definition des mehrdeutigen und in 
der Rechtsanwendung weitgehend vom Sinn und 
Zweck der Einzelnormen bestimmten Begriffs 
„Leistungswettbewerb" fehlt. Dennoch ist es 
möglich, den Begriff des Leistungswettbewerbs in 
seinem allgemeinen wettbewerbsrechtlichen We- 
sensgehalt so weit zu erfassen, daß er — ebenso 
wie für die Rechtspraxis bei der Anwendung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb — 
auch für die Kartellbehörden bei der Beurteilung 
der Wettbewerbsregeln nach §§ 28, 31 ein 
brauchbarer Maßstab sein kann; mit ihm lassen 
sich im Einzelfall unzulässige Beschränkungen 
des Wettbewerbs, „die seine Funktion hindern", 
von einer sachgerechten Regelung des funk- 
tionsfähigen Wettbewerbs, „die ihn in seiner so- 
zialen Ordnung vor Entartung und Verfälschung 
schützt" (Baumbach-Hefermehl, a. a. O., Anm. 9 
zu § 31 GWB), abgrenzen. 

b) Es erscheint allerdings nicht unbedenklich, als 
Zweck der Wettbewerbsregeln die Sicherung 
eines „gesunden" Leistungswettbewerbs zu be- 
zeichnen, weil Grund zu der Annahme besteht, 
daß die Beteiligten mit diesem Begriff mög- 
licherweise Vorstellungen über die Lauterkeit 
bzw. Unlauterkeit bestimmter Verhaltensweisen 
im Wettbewerb verbinden, die in den Vorschrif- 
ten und Grundsätzen des geltenden Wettbe- 
werbsrechts keine Stütze finden. 

Wettbewerbsregeln dienen der Verwirklichung 
lauterer, d. h. sittlich-rechtlicher Grundsätze im 
Wettbewerb, nicht aber unmittelbar der Durch- 
setzung wirtschaftspolitischer Ziele oder wirt- 
schaftlicher Interessen. Sie sollen die Spielregeln 
des anständigen kaufmännischen Verhaltens fest- 
legen, nach denen sich der freie Wettbewerb 
vollzieht, nicht aber die wirtschaftlichen Folgen 
dieses Wettbewerbs regeln und steuern. Siche- 
rung des „gesunden Leistungswettbewerbs" darf 
daher nicht so verstanden werden, daß damit 
eine Handhabe gegeben wäre, das wettbewerb- 
liche Verhalten der Beteiligten auf die Erhaltung 
gegebener struktureller Verhältnisse in ihrem 
Wirtschaftszweig auszurichten. Ebensowenig 
kann es Zweck der Wettbewerbsregeln sein und 
dem Sinngehalt des Leistungswettbewerbs ent- 
sprechen, kleineren Unternehmen einen wirt- 
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schaftlichen Schutz vor der Preiskonkurrenz stär- 
kerer Wettbewerber zu verschaffen, indem durch 
bestimmte Regelungen ungleiche wettbewerb- 
liche Startbedingungen ausgeglichen oder vor- 
handene Wettbewerbsvorteile ausgeschaltet wer- 
den, die allein durch die Größe, Struktur oder 
Marktstellung von Unternehmen bedingt sind. 
Insbesondere ist die Ausnutzung eines Kosten- 
vorsprungs auf Grund unterschiedlicher Unter- 
nehmensstruktur und -größe bei im übrigen ge- 
setzmäßigem Verhalten im Wettbewerb noch 
kein Verstoß gegen die Grundsätze lauteren 
Wettbewerbs. Der in den Kreisen der Wirtschaft 
wiederholt geäußerten gegenteiligen Ansicht hat 
das Bundeskartellamt nicht zugestimmt. Der Be- 
griff „gesunder Leistungswettbewerb" in Wett- 
bewerbsregeln entspricht vielmehr nur dem im 
Sinne des in Rechtsprechung und Schrifttum zur 
Erfassung des Unwertcharakters bestimmter 
Wettbewerbshandlungen verwandten Begriff 
eines „echten", „wahren" oder „unverfälschten" 
Leistungswettbewerbs, d. h. eines Wettbewerbs, 
in dem die Wettbewerber ihre eigene sachliche 
Leistung anbieten und zum Vergleich stellen. 

Ein derartiger, den Grundsätzen lauteren Wett- 
bewerbs entsprechender Leistungswettbewerb 
kann freilich unter Umständen bis zum Ausschei- 
den unterlegener Wettbewerber führen. Wett- 
bewerbsregeln sind jedoch nach geltendem 
Recht kein geeignetes Mittel, um wirtschaftliche 
Folgen dieser Art von vornherein abzuwehren, 
auch dann nicht, wenn sie aus besonderen wirt- 
schafts- oder strukturpolitischen Gründen uner- 
wünscht sein mögen. Der Kartellbehörde sind 
durch §§ 28, 31 Grenzen gesetzt, die sie nicht 
überschreiten kann, ohne den Grundsatz der Ge- 
setzmäßigkeit ihres Handelns zu verletzen. 

c) Im übrigen ließ sich das Bundeskartellamt bei 
der Beurteilung einzelner Wettbewerbsregeln 
von folgenden Erwägungen leiten: 

aa) Dem Grundsatz, daß jedes Unternehmen be- 
rechtigt ist, im Rahmen der Gesetze seine 
Preise und Verkaufsbedingungen frei und 
selbstverantwortlich zu bilden, kommt in 
Wettbewerbsregeln und im Hinblick auf et- 
waige zusätzliche Vereinbarungen eine be- 
sondere wettbewerbswirtschaftliche Bedeu- 
tung zu. Der Grundsatz der nur durch die 
Gesetze begrenzten Preisautonomie der Un- 
ternehmen kann durch Wettbewerbsregeln 
konkretisiert, aber nicht abgeschwächt oder 
eingeschränkt werden. 

bb) Das Gebot einer ordnungsmäßigen Kalku- 
lation zielt zwar ab auf eine kostengerechte 
Preisstellung, verbietet aber nicht einen 
Verkauf unter den Selbstkosten. Es ver- 
pflichtet nicht zu einer bestimmten Preis- 
stellung und enthält keinen im Einzelfall an- 
wendbaren Maßstab für die Bemessung der 
Preise oder die Feststellung einer Preis- 
schleuderei. Die Unternehmen sind danach 
lediglich gehalten, ordnungsmäßig, d. h. un- 
ter Beachtung anerkannter betriebswirt- 
schaftlicher Grundsätze, zu kalkulieren, wo- 


bei die Kalkulation als betriebsinterner Vor- 
gang ohne unmittelbare Außenwirkung auf- 
zufassen ist. Eine entsprechende Verpflich- 
tung hierzu ist kartellrechtlich unbedenklich, 
da sie keine Wettbewerbsbeschränkung im 
Sinne des § 1 darstellt. Es fragt sich jedoch, 
ob sie sich allgemein aus den Grundsätzen 
lauteren Wettbewerbs rechtfertigen läßt. 
Das Prinzip der Kostendeckung spielt bei 
der Frage, ob eine bestimmte Wettbewerbs- 
handlung sittenwidrig ist oder nicht, regel- 
mäßig keine Rolle. Die ordnungsgemäße 
Kalkulation aber kann in bestimmten Wirt- 
schaftszweigen eine wichtige Voraussetzung 
für eine marktwirtschaftlich „richtige" Preis- 
bildung sein und insofern die Wirksamkeit 
des Grundsatzes der freien und selbstver- 
antwortlichen Preisbildung erhöhen. Dar- 
über hinaus kann die allgemeine Kalkula- 
tionspflicht in einer Branche dazu beitragen, 
bestimmte, wettbewerbsrechtlich unzuläs- 
sige Formen des Preiswettbewerbs im In- 
teresse aller Beteiligten besser zu erkennen, 
zu verhindern und damit einem den Grund- 
sätzen lauteren Wettbewerbs zuwiderlau- 
fenden Verhalten im Wettbewerb entgegen- 
zuwirken. Aus diesen Gründen bestehen im 
Einzelfall keine Bedenken dagegen, eine 
Wettbewerbsregel einzutragen, die die be- 
teiligten Unternehmen zu einer ordnungs- 
mäßigen Kalkulation verpflichtet, wenn ihre 
Preisautonomie unangetastet bleibt. 

cc) Der in fast allen Wettbewerbsregeln zu fin- 
dende Grundsatz einer wirtschaftlichen 
Preisgestaltung, die „im Rahmen einer kauf- 
männisch vernünftigen und anständigen Un- 
ternehmensführung die Erfüllung der be- 
trieblichen Verpflichtungen" gewährleisten 
soll, enthält keine konkrete Preisregelung, 
sondern ein allgemeines — kaufmännisches 
und sittlich-rechtliches — Postulat. Eine 
Wettbewerbsregel dieses Inhalts berücksich- 
tigt die Tatsache, daß die Erfüllung der be- 
trieblichen Verpflichtungen in der Praxis 
allgemein kein Maßstab für die Bemessung 
der einzelnen Preise ist und daß sie regel- 
mäßig nur durch die gesamte Preisbildung 
— oder Preispolitik — im Rahmen der ge- 
samten Unternehmensführung gefährdet 
werden kann. Eine in diesem Sinne gefaßte, 
allgemeine Wettbewerbsregel ermöglicht es, 
ihre wettbewerbsrechtliche Beurteilung von 
den Tatbestandsvoraussetzungen des § 1 der 
Wettbewerbsverordnung vom 21. Dezember 
1934 (RGBl. I S. 1280) zu lösen, dem dieser 
Grundsatz der Preisgestaltung entnommen 
ist. Damit sind die Beteiligten zugleich der 
Notwendigkeit und besonderen Schwierig- 
keit enthoben, weitere, einschränkende, für 
die Kartellbehörde und die antragstellende 
Wirtschaftsvereinigung annehmbare Krite- 
rien zu finden, auf die nicht verzichtet wer- 
den kann, wenn die Erfüllung der Verpflich- 
tungen in Beziehung gesetzt wird zu der 
Bemessung der Einzelpreise. Denn in diesem 
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Fall wäre eine Fassung der Regel erforder- 
lich, die den Tatbestand der nach den 
Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs un- 
zulässigen Preisschieuderei richtig wieder- 
gibt. 

dd) Wettbewerbsregeln können, wie inzwischen 
allgemein anerkannt ist, nicht nur gesetz- 
widrige Wettbewerbstatbestände regeln, 
sondern der einzelnen Wettbewerbshand- 
lungen innewohnenden Tendenz zur Unlau- 
terkeit Vorbeugen und hierdurch die Vor- 
aussetzungen für einen lauteren Wettbe- 
werb schaffen. Dabei sind Handhabung und 
Auswirkungen der Regeln in ihrer Gesamt- 
heit sowie die besonderen Marktverhält- 
nisse zu berücksichtigen; denn die einzelne 
Wettbewerbsregel kann nicht abstrakt und 
ohne Würdigung des Gesamtzusammenhan- 
ges kartellrechtlich zutreffend beurteilt wer- 
den, da sie je nach den besonderen Umstän- 
den des Einzelfalles wettbewerbsneutral, 
möglicherweise aber auch wettbewerbsfremd 
oder wettbewerbsfördernd sein kann. Dies 
gilt auch für Wettbewerbsregeln, die sich 
mit der Verwendung von Preislisten befas- 
sen. Soweit im Einzelfall besondere Markt- 
verhältnisse vorliegen, können diese eine 
Regelung rechtfertigen, nach der ein einheit- 
licher Gebrauch von Preislisten den Anforde- 
rungen eines unverfälschten Leistungswett- 
bewerbs auf einem Markt eher gerecht wird 
als eine individuelle Verhaltensweise. Bei 
dieser Feststellung wird aber vorausgesetzt, 
daß der Grundsatz der freien und selbst- 
verantwartlichen Preisbildung im vollen 
Umfang gewahrt bleibt und von den Betei- 
ligten auch durchgeführt wird. 

ee) Dem anerkannten Grundsatz der Preisklar- 
heit und Preiswahrheit kann entnommen 
werden, daß die allgemein verlangten 
Preise eines Unternehmens mit seinen 
Preislisten im Einklang stehen sollen. Hier- 
durch wird der Grundsatz der freien und 
selbstverantwortlichen Preisbildung und ins- 
besondere das Recht der Unternehmen nicht 
berührt, von ihren Listenpreisen zugunsten 
bestimmter Abnehmer abzuweichen, soweit 
dem nicht besondere gesetzliche Vorschrif- 
ten oder besondere Umstände entgegen- 
stehen, die das Abweichen im Einzelfall als 
sittenwidrig erscheinen lassen. 

Das Bundeskartellamt teilt nicht die in Krei- 
sen der Wirtschaft teilweise vertretene Auf- 
fassung, daß Abweichungen — ungeachtet 
der Sittenwidrigkeit — von einem allgemein 
angekündigten Listenpreis „jedenfalls ge- 
gen die Grundsätze des Leistungswett- 
bewerbs verstoßen". Es geht vielmehr, wie 
bereits dargelegt, bei der kartellrechtlichen 
Beurteilung der Wettbewerbsregeln im Hin- 
blick auf § 28 Abs. 2 von einer Überein- 
stimmung zwischen den Grundsätzen laute- 
ren Wettbewerbs und denen des Leistungs- 
wettbewerbs aus; anderenfalls müßte das 


Leistungsprinzip als Maßstab für die Eintra- 
gungsfähigkeit von Wettbewerbsregeln aus- 
scheiden. Die gegenteilige Ansicht erstrebt, 
indem sie folgerichtig allgemein die ver- 
tragliche Bindung von Unternehmen an ihre 
Preislisten als Verwirklichung eines lei- 
stungsgerechten Wettbewerbs bezeichnet, 
offenbar mehr, nämlich die kartellrechtliche 
Zulässigkeit eines allgemeinen, vertrag- 
lichen Diskriminierungsverbots. Dieses ent- 
spricht jedoch nicht, wie das Bundeskartell- 
amt, gestützt auf die Rechtsprechung und 
die herrschende Meinung im Schrifttum, 
wiederholt erklärt hat, der geltenden Wett- 
bewerbsordnung, insbesondere nicht dem 
GWB (Tätigkeitsbericht des Bundeskartell- 
amtes 1959 S. 51). 

d) Sonstige mit der Verpflichtung nach § 29 zu- 
sammenhängende Vereinbarungen schließen, so- 
weit sie nach den kartellrechtlichen Vorschriften 
zulässig sind, die Eintragung der Wettbewerbs- 
regeln nicht aus. Das Bundeskartellamt legt aber 
aus Gründen der Rechtssicherheit Wert darauf, 
daß Vereinbarungen im Sinne des § 29 über die 
Einhaltung eingetragener Wettbewerbsregeln 
und sonstige Vereinbarungen, z. B. über ein 
Preismeldesystem, formal getrennt werden, da 
beide Regelungen kartellrechtlich unterschied- 
liche Voraussetzungen und Rechtswirkungen ha- 
ben. 

XXL Verfahrensfragen 

ln seinen Entscheidungen über Beiladungsanträge 
ging das Bundeskartellamt weiterhin von den bis- 
her erarbeiteten Grundsätzen aus, die im Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 52 ff. im einzelnen dargelegt 
worden sind. Die Beschwerde gegen die Einspruchs- 
entscheidung Kalisyndikat ■ — Beiladung Schutzbund 
der abbauberechtigten Grundeigentümer — wurde 
zurückgenommen. Das Bundeskartellamt hat in 
einem Verfahren nach § 46 den Beiladungsantrag 
eines Verbandes zurückgewiesen, weil in einem 
Verfahren wegen Verdachts einer Ordnungswid- 
rigkeit (Bußgeldverfahren) nicht beigeladen werden 
kann (Einspruchsentscheidung vom 17. März 1960). 

In seinem Beschluß vom 24. Juni 1960 (WuW/E 
OLG 346) hat das Kammergericht den § 65 VwGO, 
wonach die Beiladung nach Beendigung eines Ver- 
waltungsstreitverfahrens unzulässig ist, im V'er- 
waltungsverfahren nach dem GWB für entsprechend 
anwendbar erklärt. Die Rechtsbeschwerde wurde 
zugelassen, um dem BGH Gelegenheit zu geben, zu 
dieser Rechtsfrage und zu der weiteren Frage Stel- 
lung zu nehmen, ob in einer Entscheidung über die 
Beiladung eine Entscheidung in der Hauptsache 
i. S. des § 73 Abs. 1 zu sehen sei ^). 

ü Durch Beschluß vom 15. Dezember 1960, der erst nach 
Ablauf der Berichtszeit beim Bundeskartellamt ein- 
gegangen ist, hat der BGH ausgesprochen, daß der 
Beschluß eines Oberlandesgerichts über Fragen der 
Beiladung nicht als im Sinne des § 73 Abs. 1 in der 
Hauptsache erlassen anzusehen ist (WuW/E BGH 415; 
BB 1961 S. 155). 
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Zum Umfang der auf Grund des Gesetzes beste- 
hende Antragsrechte hat das Bundeskartellamt in 
der Einspruchsentscheidung vom 26. April 1960 
(WuW'E Bundeskartellamt 196) Stellung genom- 
men. Danach leitet sich über die jeweiligen im Ge- 
setz vorgesehenen Antragsrechte hinaus ein sol- 
ches Recht aus § 51 Abs. 1 und 2 Nr. 1 nicht ab, 
auch nicht für Personen, deren Interessen durch die 
von ihnen begehrte Entscheidung der Kartellbe- 
hörde erheblich berührt werden. So haben auch 
Marktbeteiligte, die durch angeblich mißbräuchliche 
Ausnutzung einer Marktbeherrschung benachteiligt 
sind, nach § 22 Abs. 4 kein Recht, eine Maßnahme 
der Mißbrauchsaufsicht gegen das marktbeherr- 
schende Unternehmen zu beantragen. Es ist ledig- 
lich eine entsprechende Anregung möglich, die mit 
einem Antrag auf Beiladung verbunden werden 
kann. 

Die Einspruchsabteilung sieht sich durch die Be- 
schwerde nach § 65, zumal wenn das Kammerge- 
rieht im Einverständnis mit den Beteiligten das 
Verfahren ruhen läßt, nicht an der Durchführung 
des Einpruchsverfahrens und anschließender Ent- 
scheidung gehindert. Dies wurde in der Entschei- 
dung vom 24. Februar 1960 (WuW/E Bundeskartell- 
amt 153) ausgeführt, die unanfechtbar geworden ist. 
Das Kammergericht hat in ständiger Praxis durch 
prozeßleitende Maßnahmen diese Rechtsauffassung 
bestätigt ^). 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör vor der Kar- 
tellbehörde umfaßt nicht das Recht auf Bekanntgabe 
des vollen Wortlautes eingcreichter Schriftsätze der 
Beteiligten; es genügt vielmehr eine Mitteilung 
ihres wesentlichen Inhalts. Dies entschied das Bun- 
deskartellamt durch Einspruchsentscheidung vom 
9. November 1960 (WuW/E Bundeskartellamt 261). 

Aus Gründen, die in den Besonderheiten der ent- 
schiedenen Fälle liegen und daher nicht verallge- 
meinert werden dürfen, hat das Bundeskartellamt 
in 3 Fällen auf einen Erlaubnisantrag nach § 6 
Abs. 2 die erbetene Erlaubnis auf Grund des § 3 
erteilt, weil die rechtliche Prüfung ergab, daß die 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 2 nicht gegeben wa- 
ren, während die des § 3 Vorlagen (WuW/E Bundes- 
kartellamt 186). 

Das Bundeskartellamt hat an einem Verfahren 
einer Landeskartellbehörde über die Anmeldung 
eines Energiewirtschaftsvertrages teilgenommen, in 
dem von einem Beteiligten die Rechtsauffassung 


0 so auch der Beschluß des Kammergerichts vom 
20. Januar 1961 (BB 1961 S. 232) 


vertreten wurde, daß für die Entgegennahme der 
Anmeldung nach § 9 Abs. 5 bei Verträgen, deren 
wettbewerbsbeschränkende Wirkung nicht über die 
Grenzen eines Bundeslandes hinausgeht, entgegen 
dem Wortlaut des § 9 Abs. 5 nicht das Bundeskar- 
tellamt, sondern die Landeskartcllbehörde zuständig 
sei. Das Bayerische Oberste Landesgericht hat im 
Beschwerdeverfahren mit Beschluß vom 31. Mai 1960 
(WuW/E OLG 344) die Auffassung des Bundeskar- 
tellamtes bestätigt, daß nach dem eindeutigen Wort- 
laut des § 9 Abs. 5 alle Anmeldungen beim Bundes- 
kartellamt zu bewirken sind, also auch solcher Ver- 
träge und Beschlüsse, deren wettbewerbsbeschrän- 
kende Wirkung nicht über das Gebiet eines Landes 
hinausreicht. 

Verfahren wegen des Verdachts von Submissions- 
absprachen bei internationalen Nato-Ausschreibun- 
gen, an denen sich Bauunternehmen aus verschie- 
denen Ländern beteiligt hatten, gaben aus Gründen 
der Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Bundeskar- 
tellamt und Länderkartellbehörden Anlaß, den rele- 
vanten Markt für die betreffenden individuellen 
Dienstleistungen und danach die Wirkung der 
Marktbeeinflussung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe d zu bestimmen. Im einzelnen wurden 
hierzu folgende Grundsätze entwickelt: 

Jedes einzelne Bauvorhaben ist in der Regel als 
besonderer Markt anzusehen, da normalerweise 
Bauleistungen nicht auf einem anonymen Markt 
erbracht werden, sondern auf die speziellen Wün- 
sche des betreffenden Bauherrn abgestellt und in- 
folge unterschiedlicher Bauverhältnisse und -Vor- 
schriften nur beschränkt vergleichbar und aus- 
tauschbar sind. 

Eine die Ausschreibung eines einzelnen Bauvor- 
habens betreffende wettbewerbsbeschränkende Ab- 
sprache beeinflußt nur den durch diese Ausschrei- 
bung geschaffenen Markt. 

Submissionsabsprachen im Rahmen eines Vertra- 
ges, der die fortlaufende Beeinflussung von Aus- 
schreibungen im Bundesgebiet z. B. durch „Null- 
Preis"-Vereinbarungen ’) und Schutzangebote zum 
Gegenstand hat, reichen kraft ihres sachlichen Zu- 
sammenhangs in ihrer marktbeeinflussenden Wir- 
kung über das Gebiet eines Landes hinaus. 


^) die vertragliche Festlegung des ■ — im Verhältnis zu 
den Angeboten der übrigen an der Absprache betei- 
ligten Unternehmen niedrigsten — Preises, zu dem 
das Unternehmen anbietet, das im Rahmen des in 
einem längeren Zeitraum alle Beteiligten berücksich- 
tigenden Verteilungsplanes den Zuschlag im konkre- 
ten Fall erhalten soll. 
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DRITTES KAPITEL 

Anwendung des EWG- Vertrages; internationale Zusammenarbeit 


1. Zu Artikel 85 bis 90 EWG-Vertrag 

1. Anwendung der Artikel 85, 86 durch das 
Bundeskartellamt 

Das Bundeskartellamt hält in Übereinstimmung mit 
der EWG-Kommission an seiner Ansicht fest, daß 
die Artikel 85 und 86 des EWG-Vertrags durch die 
Ratifizierung dieses Vertrages als geltendes Recht 
Bestandteil der Rechtsordnung jedes Mitgliedstaats 
geworden sind. Es geht ferner davon aus, daß die 
Verbote der Artikel 85 und 86 für jedes Unterneh- 
men des Gemeinsamen Marktes unmittelbar gelten, 
ohne daß es zu ihrer Wirksamkeit einer Entschei- 
dung der Kartellbehörde bedarf (Direktwirkung). 
Bis zum Inkrafttreten der in Artikel 87 EWG-Ver- 
trag vorgesehenen Durchführungsvorschriften zu 
Artikel 85 und 86 [vgl. hierzu unter 2. e)] werden 
nach Artikel 88 die Entscheidungen über die Zuläs- 
sigkeit von Wettbewerbsbeschränkungen im Ein- 
klang mit den Vorschriften des GWB und den Be- 
stimmungen der Artikel 85 und 86 getroffen. 

a) Förmliche Entscheidungen 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr in sechs 
Entscheidungen zur Vereinbarkeit von wettbewerbs- 
beschränkenden Vereinbarungen mit Artikel 85 
EWG-Vertrag ausdrücklich Stellung genommen. 
Vier der Verträge verstoßen nach Ansicht des Bun- 
deskartellamtes nicht gegen Artikel 85 Abs, 1, 
und zwar 

1. die Exportgemeinschaft Hauerwerke (BAnz. Nr. 
136 vom 21. Juli 1959 und Nr. 102 vom 28. Mai 
I960; WuW/E Bundeskartellamt 197), die nur 
nach Übersee exportiert, 

2. die Exportgemeinschaft der Kettenhebezeugher- 
steller (BAnz. Nr. 118 vom 23. Juni 1960 und Nr. 
144 vom 29. Juli 1960), deren Kartellvertrag 
nicht für Exporte in den EWG-Raum gilt, 
sowie 

3. der Verein der Thomasphosphatfabrikanten 
(BAnz. Nr. 138 vom 23. Juli 1958, Nr. 152 vom 
12. August 1959 und Nr. 96 vom 19. Mai I960; 
WuW/E Bundeskartellamt 211), 

4. die Deutsche Ammoniak-Vereinigung (BAnz. Nr. 
218 vom 12. November 1958, Nr. 18 vom 28. Ja- 
nuar 1959 und Nr. 42 vom 2. März 1960), deren 
Lieferungen in den EWG-Raum auf Grund von 
Verhältnissen, die nicht auf der Syndikatsbil- 
dung beruhen, praktisch unbedeutend sind. 

In einem fünften Fall hat das Bundeskartellamt 
dahingestellt gelassen, ob die Vereinbarung, ein 
Lizenzvertrag, mit Artikel 85 Abs. 1 EWG-Vertrag 


vereinbar ist, sie aber auf Antrag nach Artikel 85 
Abs. 3 von dem Verbot freigestellt, da jedenfalls 
die Voraussetzungen dieser Ausnahmevorschrift ge- 
geben waren. 

Bei der Entscheidung über den Erlaubnisantrag 
der Deutschen Terrazzo-Verkaufsgesellschaft (BAnz. 
Nr. 197 vom 14. Oktober 1958 und Nr. 208 vom 
27. Oktober I960; WuW/E Bundeskartellamt 241) ist 
das Bundeskartellamt davon ausgegangen, daß die- 
ses Kartell unter Artikel 85 Abs. 1 fällt. Das Syn- 
dikat, dem drei Unternehmen angehören, setzt seine 
Produktion nicht nur im Inland, sondern auch, aller- 
dings in geringem Umfange, in Ländern des Gemein- 
samen Marktes ab. Es ist nach Ansicht des Bundes- 
kartellamtes und der EWG-Kommission geeignet, 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beein- 
trächtigen und eine Einschränkung des Wettbewerbs 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes zu bewirken, 
weil den Abnehmern in den anderen EWG-Ländern 
statt der drei Unternehmen nur noch die gemein- 
same Verkaufsstelle als Anbieterin gegenübersteht 
und der Absatz in die anderen EWG-Länder fast 
die Hälfte des deutschen Gesamtexports in diese 
Länder ausmacht. 

Das Kartell wurde jedoch von dem Verbot des 
Artikels 85 Abs. 1 freigestellt, weil das Bundeskar- 
tellamt in Übereinstimmung mit der EWG-Kommis- 
sion die Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 3 
für gegeben hielt. Es konnte festgestellt werden, 
daß der Kartellvertrag zu einer Verbesserung der 
Warenerzeugung führt, weil das einzelne Kartell- 
mitglied durch den gemeinsamen Verkauf die Mög- 
lichkeit hat, statt ohne Rücksicht auf die Eignung 
seines Gesteinvorkommens das gesamte Terrazzo- 
Sortiment herzustellen, nur solche Körnungen zu 
produzieren, für die sich das in seinen Brüchen ge- 
wonnene Gestein am besten eignet. Der durch den 
Kartellvertrag ermöglichte Sortenaustausch und die 
Zusammenfassung der Liefermöglichkeiten bei Groß- 
aufträgen führen ferner zu einer Verbesserung der 
Warenverteilung. Die ausländischen Verbraucher 
werden „an dem entstehenden Gewinn" beteiligt, 
weil ihnen infolge der Andienungspflicht der betei- 
ligten Unternehmen der Vorteil einer Sorten-, men- 
gen-, qualitäts- und zeitgerechten Lieferung zugute 
kommt und weil sie durch das Syndikat frachtgün- 
stiger Großaufträge erteilen können, zu deren Aus- 
führung die beteiligten Unternehmen allein nicht in 
der Lage wären. Die Verbesserung der Warenerzeu- 
gung und -Verteilung und die angemessene Betei- 
ligung der Verbraucher am entstehenden Gewinn 
lassen sich nicht ohne eine Wettbewerbsbeschrän- 
kung im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 EWG-Vertrag 
oder durch eine schwächere Wettbewerbsbeschrän- 
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kung als die im Kartellvertrag vorgesehene errei- 
chen. Schließlich eröffnet der Vertrag auch nicht die 
Möglichkeit, für einen wesentlichen Teil der Ver- 
tragsware den Wettbewefb auszuschalten, da in den 
anderen EWG-Ländern außer dem Syndikat noch 
andere deutsche und ausländische Unternehmen 
anbieten. 

b) Sonstige Einzelfälle 

Wie bereits im Vorjahr konnten die an Kartellen 
im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 Beteiligten, soweit 
es sich um deutsche Unternehmen handelte, regel- 
mäßig dazu veranlaßt werden, die Kartellvereinba- 
rungen nicht mehr zu praktizieren oder sie mit den 
Vorschriften des EWG-Vertrages in Einklang zu 
bringen. 

Das Bundeskartellamt erhielt Kenntnis von Preis- 
und Gebietsabsprachen zwischen deutschen und nie- 
derländischen Unternehmen aus einem Teilbereich 
des Bergbaus. Es hat in diesen Vereinbarungen 
einen Verstoß sowohl gegen § 1 GWB als auch 
gegen Artikel 85 Abs. 1 EWG-Vertrag gesehen und 
die deutschen Unternehmen aufgefordert, von der 
weiteren Praktizierung dieser Absprachen Abstand 
zu nehmen. Die Unternehmen haben der Aufforde- 
rung des Bundeskartellamtes entsprochen. Zugleich 
hat das Bundeskartellamt die EWG-Kommission ge- 
beten, Entsprechendes bei den an den Absprachen 
beteiligten niederländischen Unternehmen zu ver- 
anlassen. 

Die im Tätigkeitsbericht 1959 S. 55, Spalte 1, Ab- 
satz 2 genannte Vereinigung von Unternehmen aus 
einem Teilbereich der chemischen Industrie hat nach 
eingehenden Verhandlungen einen der beiden an- 
gemeldeten Exportkartellverträge aufgehoben und 
den anderen dahin gehend eingeschränkt, daß er sich 
nicht auf die EWG-Länder bezieht. Damit haben die 
Vertragsbeteiligten ausdrücklich auch die ursprüng- 
lich von ihnen getroffene Vereinbarung aufgeho- 
ben, wonach die Bestimmungen dieses Vertrags, die 
den Kartellvorschriften des EWG-Vertrages wider- 
sprechen, erst außer Kraft treten sollten, wenn diese 
Bestimmungen in allen EWG-Ländern als geltendes 
Recht angesehen und behandelt werden. 

Bei 'der Entscheidung über den im Zweiten 
Kapitel unter VI. erwähnten Erlaubnisantrag der 
Holland-Exportgenossenschaft Beiers Vurenhout 
eGmbH (BAnz. Nr. 62 vom 30. März 1960) wird das 
Bundeskartellamt auch die Vereinbarkeit dieses 
Kartells mit Artikel 85 zu prüfen haben. Die 
Antragsteller, kleine und mittlere Sägewerke in 
Bayern, die gemeinsam durch eine Genossenschaft 
den Export von Holzerzeugnissen nach Holland be- 
treiben wollen, haben vorgetragen, daß sie in An- 
betracht der starken skandinavischen Konkurrenz 
ohne den Zusammenschluß ihre Erzeugnisse über- 
haupt nicht exportieren könnten. 

In Übereinstimmung mit der EWG-Kommission 
sowie mit dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Be- 
schluß vom 21. Oktober 1958, WuW/E OLG 262) und 
dem Landgericht Frankfurt/Main (Urteil vom 13. Fe- 
bruar 1959, WuW/E LG/ AG 137) ist das Bundes- 
kartellamt der Ansicht, daß das Verbot des Ar- 
tikels 85 Abs. 1 grundsätzlich auch für vertikale 


Verträge gilt. Daher prüft es auch solche Verträge 
auf ihre Vereinbarkeit mit dieser Vorschrift. So er- 
hielt es Kenntnis von vertikalen Absprachen in 
einem Teilbereich der elektrotechnischen Industrie, 
die möglicherweise gegen Artikel 85 Abs. 1 ver- 
stoßen. In diesem Bereich ist es üblich, den inländi- 
schen Abnehmern Exportverbote aufzuerlegen und 
den Export in die EWG-Länder über Alleinimpor- 
teure durchzuführen. Durch die Exportverbote soll 
verhindert werden, daß die Alleinimporteure in 
ihren Rechten durch Importe anderer Unternehmen 
beeinträchtigt werden. Es wird noch geprüft, ob in 
den mit Alleinvertriebsverträgen gekoppelten Ex- 
portverboten Vereinbarungen zu erblicken sind, die 
geeignet sind, den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten zu beeinträchtigen. 

Zu der Frage der Zulässigkeit von Reimportver- 
boten für Waren, die in andere EWG-Länder ex- 
portiert worden sind, hat das Bundeskartellamt in 
einem Rechtsstreit vor einem Oberlandesgericht 
nach § 90 Abs. 2 schriftlich Stellung genommen. Das 
Bundeskartellamt hat sich in dieser Frage entspre- 
chend den getroffenen Konsultationsvereinbarungen 
mit der EWG-Kommission und den Kartellsachver- 
ständigen der Regierungen der EWG-Mitgliedstaaten 
abgestimmt. Danach verstößt das Reimportverbot, 
das ein Hersteller eines elektrotechnischen Erzeug- 
nisses seinen ausländischen Abnehmern auferlegt 
hat, gegen Artikel 85 Abs. 1, weil es den Wett- 
bewerb auf dem Gemeinsamen Markt einschränkt 
und geeignet ist, den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten zu beeinträchtigen. Nach den dem Bundes- 
kartellamt vorliegenden Unterlagen ist der Anteil 
des Herstellers am deutschen Gesamtexport dieses 
Erzeugnisses so beträchtlich, daß die seinen aus- 
ländischen Abnehmern auferlegten Reimportverbote 
bereits für sich allein geeignet erscheinen, den 
zwischenstaatlichen Handel zu beeinträchtigen. Die 
Beeinträchtigung ergibt sich aber auch aus der Tat- 
sache, daß, soweit dem Bundeskartellamt bisher be- 
kannt, sämtliche deutschen Hersteller dieses Erzeug- 
nisses ihren ausländischen Abnehmern gleichartige 
Verbote auferlegen. Dadurch bewirken sie, daß der 
deutsche Markt für den Reimport dieses Erzeugnisses 
aus dem übrigen EWG-Raum abgeschlossen wird. 
Diese Abschließung ermöglicht es den deutschen 
Herstellern, auf dem deutschen Markt ein höheres 
Preisniveau als auf den Märkten der anderen EWG- 
Länder aufrechtzuerhalten. Der Reimport ist dagegen 
geeignet, zur Angleichung der nationalen Märkte 
und zur Beseitigung der vorhandenen Doppelpreise 
und damit zu einem gemeinsamen Markt beizutra- 
gen; auch der Rechtsgedanke des Artikels 91 Abs. 2 
wird zu berücksichtigen sein. Das Reimportverbot 
läßt sich auch nicht als Maßnahme zum Schutz der 
inländischen Preisbindung rechtfertigen, da § 16 
GWB eine Ausnahmebestimmung zu § 15 GWB, 
nicht aber zu Artikel 85 Abs. 1 ist. Es wird geprüft, 
ob eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 in Be- 
tracht kommt. Das Bundeskartellamt hat bei dem 
Gericht angeregt, nach Artikel 177 eine Vorabent- 
scheidung des Gerichtshofes der EWG einzuholen. 

Es wurde Übereinstimmung mit der EWG-Kom- 
mission dahin erzielt, daß auf wettbewerbsbe- 
schränkende Verträge landwirtschaftlicher Erzeuger- 
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betriebe i. S. von § 100 Abs. 1, die sich über das 
Gebiet der Bundesrepublik hinaus auf andere EWG- 
Länder auswirken, Artikel 85 EWG-Vertrag gemäß 
Artikel 42 — vorbehaltlich einer abweichenden 
Regelung in einer Verordnung — keine Anwendung 
findet, wenn sie die Produktion oder den Handel 
von solchen landwirtschaftlichen Erzeugnissen be- 
treffen, die in der als Anhang II dem EWG-Vertrag 
beigefügten Liste aufgeführt sind. 

Diese Freistellung von dem Verbot der Ar- 
tikel 85 ff. ist auch für andere wettbewerbsbeschrän- 
kende Verträge von Bedeutung. So hat in dem im 
Zweiten Kapitel unter XII. geschilderten Fall der 
vertikalen Preisbindung holländischer Blumenzwie- 
beln die rechtliche Prüfung ergeben, daß die Wett- 
bewerbsbestimmungen des EWG-Vertrages hier 
keine Anwendung finden, da in der genannten Liste 
auch Waren des Blumenhandels aufgeführt sind. 

2. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes 
mit der EWG-Kommission 

a) Konferenzen der Kartellsachverständigen der 
EWG-Mitgliedstaaten 

Die Zusammenarbeit mit der EWG-Kommission 
(Generaldirektion für Wettbewerb) und den Behör- 
den der anderen EWG-Mitgliedstaaten im Rahmen 
von Konferenzen der Kartellsachverständigen, bei 
denen das Bundeskartellamt neben dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft vertreten ist, wurde fort- 
gesetzt. Im Berichtsjahr fanden zwei Konferenzen 
und mehrere Arbeitsgruppensitzungen statt. Die 
Kartellsachverständigen befaßten sich u. a. mit Un- 
tersuchungen der Struktur bestimmter Wirtschafts- 
zweige, erörterten Einzelfälle und ein Memoran- 
dum der EWG-Kommission betreffend den Entwurf 
einer Verordnung nach Artikel 87 EWG-Vertrag. 

b) Dokumentation von Wettbewerbsbeschränkun- 
gen im Sinne der Artikel 85 und 86 

Die systematische Erfassung internationaler Kar- 
telle und marktbeherrschender Stellungen auf dem 
Gemeinsamen Markt wurde auf Wunsch der EWG- 
Kommission begonnen (vgl. Tätigkeitsbericht 1959 
S. 56). Das Bundeskartellamt hat in drei Fällen durch 
Übersendung von Aktenauszügen an die Kommis- 
sion und in drei weiteren Fällen durch listenmäßige 
Angaben zur Dokumentation von Wettbewerbsbe- 
schränkungen beigetragen. Ferner hat es sich an 
Strukturuntersuchungen für verschiedene Märkte 
beteiligt, in denen beherrschende Stellungen ver- 
mutet werden oder der Verdacht wettbewerbsbe- 
schränkender Absprachen besteht. Das Ergebnis der 
Untersuchungen, die im Hinblick auf marktbeherr- 
schende Stellung durchgeführt wurden, war eine 
synoptische Gegenüberstellung von Angaben über 
Unternehmen, die in den einzelnen Ländern der 
EWG das betreffende Erzeugnis herstellen. Da diese 
Angaben noch keine hinreichenden Schlußfolgerun- 
gen in bezug auf den Einfluß der einzelnen Unter- 
nehmen auf die Preisbildung erlauben, sollen zu- 
sätzlich vergleichende Untersuchungen über die 
Preisbewegung auf diesen Märkten durchgeführt 
werden. Die Kartellsachverständigen der Kommis- 
sion und der Mitgliedstaaten sind ferner übereinge- 
kommen, die Entwicklung des internationalen Han- 


dels und die Preisbewegungen für weitere Märkte 
im Hinblick auf wettbewerbsbeschränkende Verein- 
barungen zu untersuchen. Anhand dieser Unter- 
suchungen soll geprüft werden, ob es möglich ist, 
etwaige Abweichungen der Preisbewegungen vom 
Konjunkturverlauf auf Wettbewerbsbeschränkungen 
im Sinne der Artikel 85 und 86 zurückzuführen. 

c) Konsultation der EWG-Kommission bei Anwen- 
dung der Artikel 85 und 86 

Um einander widersprechende Entscheidungen bei 
Anwendung der Artikel 85 und 86 zu vermeiden, 
hatten die Regierungen der Mitgliedstaaten verein- 
bart, die Kommission vor allen durch die nationalen 
Behörden zu treffenden Entscheidungen zu konsul- 
tieren, die auf Artikel 85 und 86 beruhen oder in 
denen diese Artikel einer eingehenden Auslegung 
bedürfen. Das Einverständnis wurde unter dem Vor- 
behalt erklärt, daß die nach Artikel 88 zuständigen 
nationalen Behörden durch das Ergebnis der Kon- 
sultation weder rechtlich noch tatsächlich gebunden 
werden und daß die Konsultation das Verfahren vor 
den deutschen Kartellbehörden nicht verzögert. Die 
Verschwiegenheitspflicht der an dem Konsultations- 
verfahren Beteiligten ist gesichert. 

Eine Konsultation soll künftig in allen Fällen er- 
folgen, in denen eine nationale Behörde eine kartell- 
rechtliche Verwaltungsmaßnahme trifft, die wichtige 
Auslegungsfragen der Wettbewerbsvorschriften des 
EWG-Vertrages berührt. 

Auf Grund dieser Vereinbarungen hat das Bun- 
deskartellamt in sieben Fällen die Konsultation der 
EWG-Kommission eingeleitet und zwei Entscheidun- 
gen (Hansberg/Röper und Deutsche Terrazzo-Ver- 
kaufsgesellschaft) nach vorheriger Konsultation der 
Kommission erlassen. 

d) Amtshilfe- und Auskunft ersuchen der EWG- 
Kommission 

Die Zahl der Amtshilfe- und Auskunftersuchen der 
EWG-Kommission an das Bundeskartellamt hat sich 
auf 16 erhöht. 

e) Erlaß einer Ersten Durchführungsverordnung zu 
den Artikeln 85 und 86 des EWG-Vertrages 

Nach Übersendung des oben erwähnten Memo- 
randums an die Kartellsachverständigen der Mit- 
gliedstaaten hat die EWG-Kommission dem Rat der 
EWG den Vorschlag für eine Erste Durchführungs- 
verordnung zu den Artikeln 85 und 86 des EWG- 
Vertrages vorgelegt. Die deutschen Vertreter haben 
vor allem Bedenken gegen die unbefriedigende 
Regelung a) der Publizität, b) der Befugnisse der 
nationalen Behörden, c) der Rechte der von einem 
Kartell Betroffenen sowie d) gegen zu lange An- 
tragsfristen angemeldet. 


11. Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen und Behörden anderer Staaten 

1. Tätigkeit im Rahmen der OEEC/EPA 

Der Erfahrungsaustausch mit den Vertretern an- 
derer Länder im Rahmen der Europäischen Produk- 
1 tivitätszentrale (EPA) der OEEC wurde fortgesetzt. 
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In Berichtsjahr fanden zwei Sitzungen der Kartell- 
sachverständigen der OEEC-Staaten statt. In diesen 
Sitzungen berichteten die Vertreter der beteiligten 
Staaten über die kartellrechtliche Entwicklung in 
ihren Ländern und erörterten die vorgelegten Aus- 
arbeitungen über die Technik der Kartellregistrie- 
rung in den einzelnen OEEC-Staaten sowie kartell- 
rechtliche Probleme im Zusammenhang mit Patent- 
verwertungsverträgen. Es wurde vorgesehen, daß 
die Bundesrepublik, Dänemark und die Niederlande 
Untersuchungen über die Kontrolle marktbeherr- 
schender Unternehmen vorlegen. 

Drei Bände des im Tätigkeitsbericht 1959 S. 57 
genannten Sammelwerkes, das das Kartellrecht der 
OEEC-Staaten, der USA und Kanadas, der Montan- 
union und der EWG mit erläuternden Ausführungen 
und wichtigen kartellrechtlichen Grundsatzentschei- 
dungen von Gerichten und Verwaltungsbehörden 
umfaßt, sind in englischer und französischer Sprache 
erschienen. Das Werk wird durch Ergänzungsliefe- 
rungen auf dem laufenden gehalten und gibt da- 
durch jeweils den neuesten Stand des Kartellrechts 
der einzelnen Staaten und Staatengemeinschaften 
wieder. 

Im Juni 1960 hat beim Institut für Internationales 
und Ausländisches Wirtschaftsrecht der Universität 
Frankfurt/Main die im Tätigkeitsbericht 1959 S. 57 
angekündigte internationale Kartellrechtskonferenz 
stattgefunden. Das Bundeskartellamt hat an der 
Vorbereitung der Konferenz mitgewirkt. Der Präsi- 
dent des Bundeskartellamtes hat einen Vortrag über 
„Zweieinhalb Jahre Kartellpolitik in Deutschland" 
gehalten. In den Arbeitsgruppen („Das Problem der 
Wettbewerbsbeschränkungen in den Europäischen 
Gemeinschaften", „Unternehmenskonzentration und 
Kartellrecht", „Fragen des internationalen Kartell- 
rechts", „Mittel und Grenzen des Kartell verwal- 
tungsrechts") haben der Präsident des Bundeskartell- 
amtes Über „Die Problematik einer völkerrechtlichen 
Regelung internationaler Wettbewerbsbeschränkun- 
gen", der Vizepräsident des Bundeskartellamtes 
über „Das rechtliche Problem der Kartellaufsicht 
und der Fachaufsicht" gesprochen. 

2. Tätigkeit im Rahmen des GATT 

Als Vertreter der Bundesrepublik nahm der Prä- 
sident des Bundeskartellamtes an der vom 7. bis 
16. November 1960 in Genf abgehaltenen Sitzung 
des GATT-Ausschusses „Wettbewerbsbeschränkun- 
gen" (Restrictive Business Practices) teil. 

Die Vollversammlung des GATT hatte am 2. Juni 
1960 beschlossen, die Prüfung der Vorschläge der 
im Tätigkeitsbericht 1959 S. 57 f. genannten Exper- 
tengruppe diesem Ausschuß zu übertragen, in dem 
außer allen Staaten der Expertengruppe mit Aus- 
nahme der Schweiz noch 9 Entwicklungsländer ver- 
treten waren. Der Ausschuß sollte bei seiner Prü- 
fung Stellungnahmen und Vorschläge berücksichti- 
gen, zu deren Abgabe alle Vertragsparteien auf- 
gefordert worden waren. Derartige Stellungnahmen 
haben die Bundesrepublik, Norwegen, Neuseeland, 
Schweden, USA und Japan vorgelegt. 


Die Stellungnahme der Bundesrepublik unter- 
stützte den Mehrheitsvorschlag und legte ausführ- 
lich dar, daß es zwischen den beiden Möglichkeiten 
— nämlich einer Zentralinstanz mit den notwendi- 
gen Befugnissen, insbesondere zur Unterrichtung 
und zur Durchsetzung ihrer Entscheidungen, einer- 
seits und Konsultationen ohne Mitwirkung Dritter 
andererseits — keinen Mittelweg gäbe und daß 
wegen der Unmöglichkeit, heute schon eine starke 
Zentralinstanz zu schaffen, nur der Weg der gegen- 
seitigen Konsultationen gangbar sei. 

Nach dem in der norwegischen Stellungnahme 
enthaltenen neuen Vorschlag sollte die Experten- 
gruppe, der nach dem ursprünglichen Vorschlag der 
Minderheit eine Schiedsrichterrolle zukam, durch 
eine Kartellkommission ersetzt werden, in der nicht 
nur Industrieländer mit Erfahrungen auf dem Ge- 
biet des Kartellrechts, sondern auch Entwicklungs- 
länder vertreten sein sollten. 

Neuseeland und die USA unterstützten den bis- 
herigen Mehrheitsvorschlag, Schweden den Minder- 
heitsvorschlag, weil dieser die Möglichkeit böte, 
einen gewissen Druck zugunsten des benachteiligten 
Vertragsstaats auszuüben. 

Japan gab zu erwägen, ob der Minderheitsvor- 
schlag dadurch annehmbar gemacht werden könne, 
daß die Einschaltung von Experten als Beobachter 
in die Konsultationsverhandlungen von der Zustim- 
mung der Konsultationsparteien abhängig gemacht 
wird, stellte sich jedoch grundsätzlich auf die Seite 
des Mehrheitsvorschlages. 

Nach längeren Verhandlungen wurde eine Eini- 
gung auf der Basis des bisherigen Mehrheitsvor- 
schlages, jedoch unter Verzicht auf die Bildung der 
ursprünglich vorgesehenen Expertengruppe, erzielt. 
Danach soll die Vollversammlung allen Vertrags- 
parteien empfehlen, auf Ersuchen einer anderen 
Vertragspartei in Konsultationen über wettbewerbs- 
beschränkende Handelspraktiken einzutreten und 
die Ergebnisse dieser Konsultationen dem Sekreta- 
riat des GATT mitzuteilen. Das GATT-Sekretariat 
soll der Vollversammlung diese Mitteilungen zu- 
leiten. Dieser geänderte Vorschlag wurde daraufhin 
von der Vollversammlung des GATT am 18. No- 
vember 1960 angenommen. 

Im Berichtszeitraum haben noch keine Konsulta- 
tionsverhandlungen stattgefunden. 

3. Zusammenarbeit mit Kartellbehörden anderer 
Staaten 

Das Bundeskartellamt setzte den Erfahrungsaus- 
tausch mit Kartellbehörden anderer Staaten fort. 
Ausländische Besucher, u. a. der Präsident der finni- 
schen Kartellbehörde, ein leitender Beamter des 
norwegischen Lohn- und Preisdepartements, die Lei- 
terin der Hearing Section der japanischen Fair 
Trade Commission, der volkswirtschaftliche Berater 
der Prozeßabteilung der amerikanischen Federal 
Trade Commission sowie Professor Corwin D. Ed- 
wards, ehemaliger Leiter der volkswirtschaftlichen 
Abteilung der amerikanischen Federal Trade Com- 
mission, unterrichteten sich bei dem Bundeskartell- 
amt über dessen Tätigkeit. 
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VIERTES KAPITEL 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


Den einzelnen Abschnitten des Kapitels sind je- 
weils allgemeine Angaben über die Entwicklung in 
den Wirtschaftsbereichen vorangestellt, so daß Son- 
derbewegungen in den von Wettbewerbsbeschrän- 
kungen betroffenen Märkten erkennbar werden. 

1. Bergbauliche Erzeugnisse (21), 
Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe (22) 

Wesentliche Bereiche des Bergbaus unterliegen 
den Bestimmungen des Vertrages über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl; auf sie findet das GWB keine Anwendung, 
Die Produktion bergbaulicher Erzeugnisse nahm in 
der Berichtszeit insgesamt nur um 3,5 v. H. zu. Am 
stärksten stieg die Erdöl- und Erdgasgewinnung 
mit fast 9 v. H. sowie der Abbau von Kali- und 
Steinsalzen mit rund 8 v. H. 

Die Produktion von Mineralölerzeugnissen wies 
mit 22,4 V. H. eine besonders hohe Steigerung auf. 
Die Verarbeitungskapazitäten von Rohöl erreichten 
rund 40 Millionen Tonnen jährlich gegenüber etwa 
30 Millionen Tonnen im Vorjahr. Pläne für Neu- 
gründungen, die teilweise von mehreren Unterneh- 
men gemeinschaftlich durchgeführt werden sollen, 
lassen eine künftig stärkere Betätigung maßgeb- 
licher Unternehmen der Mineralölindustrie auf dem 
Gebiet der Petrochemie erkennen. Im gesamten Be- 
reich der Kohlenwertstoffe nahm die Produktion bei 
gleichzeitig noch stärker steigender Nachfrage um 
rund 6 v. H. ebenfalls zu. Die Nachfrage konnte 
selbst durch zusätzliche Einfuhren oftmals nicht ganz 
gedeckt werden. 

Die Preise für bergbauliche Erzeugnisse blieben 
im ganzen unverändert; für Erzeugnisse der Mine- 
ralölgewinnung und -Verarbeitung nahmen sie ge- 
genüber dem Niveau der vergleichbaren Vorjahres- 
zeit hingegen um rund 3 v. H. zu. 

Die Prüfung der im Tätigkeitsbericht 1959 erwähn- 
ten Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 und 3 für ver- 
schiedene Kohlenwertstoffe ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen haben in 
beiden Warengruppen keine besondere Bedeutung. 
Bei den Preisbindungen ergaben sich nur unwesent- 
liche Änderungen. Ein Hersteller von Siedesalz mel- 
dete für eine Verkaufseinheit eine Preisempfehlung 
an. 

1. Kali (21 50 00) 

Die Förderung absatzfähiger Kalisalze lag im 
Jahre 1960 um 7,6 v. H. über dem Niveau des Vor- 
jahres. Der Absatz erfolgt im In- und Ausland aus- 
schließlich durch die „Verkaufsgemeinschaft deut- 


scher Kaliwerke GmbH" in Hannover, für die im 
Vorjahr die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 erteilt 
wurde. Der Absatz blieb etwas hinter der Produk- 
tionszunahme zurück, wobei der Auslands- etwas 
stärker als der Inlandsabsatz zunahm, der vor allem 
durch die schlechten Witterungsverhältnisse im 
Herbst behindert wurde. 

Durch die Erhöhung der Ausiiahme-Tarife der 
Bundesbahn für Düngemittel ab 1. Dezember 1960 
sah sich die Kali-Industrie veranlaßt, beim Bun- 
desminister für Wirtschaft eine Erhöhung der zu- 
letzt am 21. April 1959 neu festgesetzten amtlichen 
Höchstpreise um durchschnittlich 2 bis 3 v. H. zu 
beantragen. Eine Entscheidung über die Neufestset- 
zung wurde bislang nicht getroffen. Den inländi- 
schen Kaliverbrauchern werden innerhalb der Gren- 
zen dieser amtlichen Höchstpreise saisonale Staffel- 
preise sowie Bezugsbedingungen von dem Ver- 
kaufssyndikat bekanntgegeben. 

2. Vergaserkraftstoff (22 14 31) 

Die Preise für Vergaserkraftstoff hatten Mitte Ja- 
nuar 1960 durch verschiedene Einflüsse im Wett- 
bewerb, insbesondere von seiten der freien Tank- 
stellen, den niedrigsten Stand seit Jahren erreicht. 
Dabei wurde zum angegebenen Zeitpunkt mit der 
Preissenkung gleichzeitig die Differenzierung der 
Preise nach Zonen in der Bundesrepublik aufgege- 
ben. Großunternehmen der Mineralölwirtschaft er- 
laubten sogenannte Kampftankstellen, individuelle 
Preisnachlässe bis zu 2 Pf je Liter zu gewähren. 
Gerichte kamen zu der Auffassung, daß die regional 
unterschiedlichen Preisermäßigungen eine gegen 
Mitkonkurrenten gerichtete unlautere Preisunter- 
bietung darstellten. Gegen verschiedene Urteile die- 
ser Art war Berufung eingelegt worden. Die Par- 
teien haben sich jedoch außergerichtlich geeinigt. 
Die örtliche Preisdifferenzierung wurde beseitigt. 
Die am 1. April 1960 in Kraft getretene Erhöhung 
der Mineralölsteuer wurde von den Produzenten 
einheitlich auf die Verbraucher abgewälzt. 

Es liegen verschiedene Eingaben vor, die sich ge- 
gen bestimmte wettbewerbsbeschränkende Maßnah- 
men, die angeblich von den Mineralölgesellschaften 
praktiziert werden, wenden. 

Ein Verband des Kraftfahrzeuggewerbes regte 
an, die in Tankstellenverträgen enthaltene Aus- 
schi ießlichk eit sverpfliditung nach § 18 für unwirk- 
sam zu erklären. Bei den Besonderheiten dieses 
Marktes und bei der Überwälzung der Risiken auf 
die Tankstelleninhaber wird die weitgehende Aus- 
schließlichkeitsbindung als eine unbillige Einschrän- 
kung der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit und als 
eine wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
angesehen. 
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In einem anderen Fall hatte eine Interessenge- 
meinschaft der Lagerhalter und Agenturen einer 
Mineralölgesellschaft ebenfalls angeregt, die im 
Agenturvertrag enthaltene Ausschließlichkeitsbin- 
dung, soweit sie sich auf Vergaserkraftstoff bezieht, 
für unwirksam zu erklären, Mitglieder der Inter- 
essengemeinschaft streben an, die Abwanderung 
ihrer Kunden durch Belieferung mit von anderen 
Mineralölgesellschaften angebotenem billigen 
Kraftstoff zu verhindern. 

Die Ermittlungen sind in beiden Fällen noch nicht 
abgeschlossen. 

3. Dieselkraftstoff (22 14 71) 

Bei Dieselkraftstoff besteht — ähnlich wie bei 
Vergaserkraftstoff — neben dem Tankstellenge- 
schäft das sogenannte Proper- oder Direktgeschäft, 
wobei jedoch das Tankstellengeschäft nur einen ge- 
ringen Umfang erreicht. Die Preise im Propergeschäft 
sind erheblich niedriger als im Tankstellensektor. 
Das Propergeschäft ist ein wenig transparenter Teil- 
markt, auf dem die Preise weitgehend individuell 
ausgehandelt werden. Vor allem aus diesem Grunde 
ist hier der Wettbeweb erheblich schärfer als im 
Tankstellengeschäft. 

Die oben unter Nr. 2 („Vergaserkraftstoff“) er- 
wähnten Beschwerden erstrecken sich zum Teil auch 
auf das Geschäft mit Dieselkraftstoff. 

4. Heizöl (22 17 00) 

Nach Kündigung des Kohle-Öl-Kartells im August 
1959 entwickelten sich die Heizölpreise zunächst 
rückläufig. Die ab 1. Mai 1960 in Kraft getretene 
Heizölsteuer in Höhe von 25 DM je Tonne für 
schweres und 10 DM je Tonne für leichtes Heizöl 
hatte jedoch zu einer entsprechenden Erhöhung der 
Heizölpreise geführt, die nunmehr etwas über dem 
Stand vom August 1959 liegen. 

Der Kohlenhandel wurde in zunehmendem Maße 
im Heizölgeschäft tätig. Dies kommt auch in der 
Umbenennung des „Bundesverbandes des deutschen 
Kohleneinzelhandels e. V.“ in „Bundesverband des 
deutschen Brennstoffhandels e. V." zum Ausdruck. 
Von maßgebenden Mineralölunternehmen wurde 
versucht, auch in diesem Handelszweig Agenturver- 
träge mit Ausschließlichkeitsbindung für Heizöl 
durchzusetzen. Es bestand der Verdacht unzulässiger 
Empfehlungen und Bindungen von Preisen für Heiz- 
öl sowie der Verdacht der Praktizierung eines nicht 
erlaubten Syndikatsvertrages mit weitgehenden Ab- 
lieferungspflichten und Vertriebsbindungen. Es 
konnte nicht festgestellt werden, daß die Empfeh- 
lungen befolgt oder eine unzulässige Bindung der 
Preise durchgesetzt worden ist. Die diesbzüglichen 
Ermittlungen sind deshalb eingestellt worden. 

Fragen der Marktbeherrschung sind ebenfalls Ge- 
genstand von Untersuchungen. 

5. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die Wa- 
rengruppe 21 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften^); 


aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

67 

3 433,1 

1959 

57 

3 102,6 


Veränderung 


- 10 

- 330,5 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

137 

127 

229.2 

252.3 

Veränderung 


- 10 

+ 23,1 


6. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die Wa- 
rengruppe 22 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften ^) : 
aa) Aktiengesellschaften 




Grundkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

11 

1 198,7 

1959 

13 

1 401,1 


Veränderung 


+ 2 

+ 202,4 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

63 

63 

103,4 

108,9 

Veränderung 


± 0 

+ 5,5 


II. Steine und Erden (25) 

Die Industrie der Steine und Erden, deren Beschäf- 
tigungsgrad wesentlich von der Entwicklung des ge- 
samten Baumarktes bestimmt wird, hat auch in der 
Berichtszeit am allgemeinen Wirtschaftsaufschwung 
teilgenommen. Bei etwas uneinheitlicher Entwick- 
lung in einzelnen Bereichen lag die Produktion um 
rund 7 v. H. über dem vergleichbaren Vorjahres- 
niveau. Die Produktionsausweilung wurde im we- 
sentlichen durch die Errichtung neuer Kapazitäten 
sowie durch Rationalisierungsmaßnahmen ermög- 
licht. Trotz der dadurch bedingten Kosten und der 
gestiegenen Löhne — die Bruttolohnsumme lag bei 
einem annähernd gleichgebliebenen Beschäftigungs- 
volumen um rund 27 v. H. über dem Vorjahres- 
niveau — blieben die Preise infolge der gleich- 
zeitig gestiegenen Produktivität annähernd kon- 
stant. 


9 BRD ohne Berlin (West) und Saarland 
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Die Ein- und Ausfuhr dieser Warengruppe ist 
von geringer Bedeutung. Immerhin stieg die Einfuhr 
gegenüber dem Vorjahr wertmäßig um etwa 
31 V. H., während die Ausfuhr eine Zunahme von 
ca. 10 V. H. aufwies. 

1. Basalt (25 11 00) 

Basalt wird z. Z. in rund 100 Betrieben gewonnen. 
Von der auf ca. 19 Millionen Tonnen für 1960 zu 
schätzenden und gegenüber dem Vorjahr um etwa 
5 V. H. gestiegenen Gesamtproduktion gehen etwa 
4 Millionen Tonnen als Bahn- und Gleisschotter an 
die Bundesbahn. Der andere Teil wird überwiegend 
für Straßen- und Wasserbauten verwendet. Als 
Substitutionsgüter für Basalt in seinen verschiede- 
nen Körnungen kommen vornehmlich Kies, Grau- 
wacke, Diabas, Kalkstein und Hochofenschlacke in 
Frage. 

Die Basaltindustrie ist infolge der hohen Fracht- 
kostenintensität bestrebt, den Vertrieb durch Ein- 
sparen von Frachtwegen zu rationalisieren. Gegen- 
wärtig werden die meisten Transporte mit Kraft- 
fahrzeugen abgewickelt, während früher der schie- 
nengebundene Verkehr überwog. Bei geringem Ab- 
satzradius können angesichts des zentralisierten 
Vertriebs leicht regionale Monopolstellungen ent- 
stehen. 

Die Erlaubnis zu dem Gesellschaftsvertrag der 
„Basalt-Union GmbH, Bonn", deren Anteil an dem 
inländischen Gesamtabsatz z. Z. etwa 21 v. H. be- 
trägt, wurde am 21. April 1960 nach § 5 Abs. 2 
und 3 für die Dauer von drei Jahren mit folgenden 
Auflagen erteilt: Änderungen der Verkaufs- und 
Zahlungsbedingungen sind dem Amt anzuzeigen; 
die Entwicklung der Preise (Durchschnittspreise so- 
wie vereinbarte Niedrigst- und Höchstpreise), ist 
— erstmalig für das Geschäftsjahr 1960 — nachzu- 
weisen. Nach Abschluß eines jeden Geschäftsjahres 
sind die bei den einzelnen Vertragsbeteiligten ge- 
troffenen Maßnahmen und Ergebnisse der Rationa- 
lisierung mitzuteilen und die hierdurch im Interesse 
der Allgemeinheit erzielten Vorteile aufzuzeigen. 
Zu diesem Zweck sind jeweils nach Abschluß des 
Geschäftsjahres die Bilanzen, Gewinn- und Verlust- 
rechnungen und Geschäftsberichte der Basalt-Union 
und der an ihr beteiligten Unternehmen vorzulegen; 
eine Durchschnittskalkulation der Gesellschafts- 
werke, bezogen auf 1 Tonne Bahnschotter, ist eben- 
falls einzureichen. 

Das gewonnene Basaltgestein ist nicht einheitlich. 
Es weist starke mineralogische Unterschiede auf. 
Nicht jedes Werk kann sämtliche von den Abneh- 
mern verlangten Körnungen herstellen. Durch die 
von Fall zu Fall durch das Syndikat vorgenommene 
Steuerung der Produktion wird eine Kostensenkung 
und eine erhöhte Lieferbereitschaft der Gemein- 
schaft erreicht; letztere gewinnt durch die steigen- 
den Anforderungen der Bauwirtschaft bei den Lie- 
ferzeiten, Liefermengen und Sortierungen ständig 
an Bedeutung. Nicht zuletzt wird auch durch die 
zentrale Verkaufssteuerung eine wesentliche Ko- 
stenentlastung der angeschlossenen Unternehmen zu 
erwarten sein. Die Vorteile der getroffenen Rege- 


lungen für den Straßenbau als größtem Abnehmer 
sind beträchtlich. 

Die im Gesellschaftsvertrag der Basalt-Union ent- 
haltenen Wettbewerbsbeschränkungen stehen in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem zu erwar- 
tenden Rationalisierungserfolg. Eine Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der an- 
geschlossenen Unternehmen wird durch die Ratio- 
nalisierung und Steuerung von Produktion und 
Vertrieb sowie durch Erfahrungsaustausch und die 
Beratung hinsichtlich marktgerechter Investitionen 
erwartet. 

Dem Gesellschaftsvertrag der „Nordbayerischen 
Basalt-Union GmbH, Würzburg" wurde nach § 5 
Abs. 2 und 3 mit den gleichen Auflagen wie bei der 
Basalt-Union am 25. April 1960 für die Dauer von 
drei Jahren ebenfalls die Erlaubnis erteilt. 

Die Nordbayerische Basalt-Union ist am inlän- 
dischen Gesamtbasaltumsatz mit ca. 4,5 v. H. betei- 
ligt. Die Gesellschafterwerke setzen ihre Erzeug- 
nisse nicht in dem Umfange wie die Basalt-Union 
GmbH Bonn über das Syndikat ab, sondern vertrei- 
ben etwa 50 v. H. frei außerhalb ihres eigentlichen 
Absatzgebietes. Beide Syndikate beliefern die Bun- 
desbahn nach einer besonderen Regelung. Die Er- 
laubnis zum Syndikat wurde erteilt, weil anzuneh- 
men war, daß schon ein erheblicher Absatz über das 
Syndikat geeignet sein dürfte, die Wirtschaftlichkeit 
und Leistungsfähigkeit der Unternehmen wesentlich 
zu heben. 

Das Absatzgebiet des Syndikats umfaßt Unter- 
franken sowie Teile von Ober- und Mittelfranken 
sowie Baden-Württemberg. Außer den sieben Syn- 
dikatsmitgliedern bieten noch acht Außenseiter Ba- 
salt an. Auch unter diesem Gesichtspunkt konnte 
die Erlaubnis zur Syndikatsbildung erteilt werden. 

2. Terrazzo (25 27 90) 

Der „Deutschen Terrazzo-Verkaufsgesellschaft", 
Ulm, wurde die Erlaubnis zu einem Kartellvertrag 
nach § 5 Abs. 2 und 3 am 23. August 1960 für die 
Dauer von drei Jahren mit einigen Auflagen erteilt. 
Die Auflagen dienen der Unterrichtung des Bundes- 
kartellamtes über Änderungen von geltenden Prei- 
sen sowie etwaigen Veränderungen der Verkaufs- 
und Lieferbedingungen. Darüber hinaus wird durch 
die Erfüllung der Auflagen die Feststellung ermög- 
licht, ob der angestrebte Rationalisierungserfolg 
tatsächlich eingetreten ist und ob, gegebenenfalls 
inwieweit, das Interesse der Allgemeinheit berück- 
sichtigt wird. 

Das bereits seit 1908 bestehende Syndikat ver- 
treibt die Erzeugnisse seiner Mitgliedsunternehmen 
gegen starke Konkurrenz im Inland und in allen 
westeuropäischen Ländern zu etwa 80 v, H. an die 
Verbraucher direkt, während der Rest über den 
Großhandel abgesetzt wird. 

Hauptsächlich werden Terrazzo- und Vorsatzma- 
terialien sowie Kalksteinmehl vertrieben, die im 
Verhältnis von etwa 68 zu 32 v. H. am Umsatz be- 
teiligt sind. Von den anfallenden Rohsteinen kön- 
nen nur etwa 15 bis 20 v. H. zur Terrazzofabrika- 
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tion, der andere Teil jedoch nur zur Fertigung von 
Bau- und Düngekalk verwendet werden. 

Durch die Syndizierung entfällt für den einzel- 
nen Gesellschafter die Herstellung des gesamten 
Sortiments an Terrazzo und Steinmehlen. Das Syndi- 
kat ist in der Lage, in gewissem Umfang die Produk- 
tion der Werke zu steuern und die Werkskapazitä- 
ten, insbesondere für Großaufträge, zusammenzu- 
fassen. Die wichtigsten Abnehmer der Erzeugnisse 
sind, neben den Terrazzounternehmen, Baustoff- 
händler, Futtermittelbetriebe, Straßenbauiinterneh- 
men und Glasfabriken. 

Es ist zu erwarten, daß das Syndikat durch die 
Rationalisierung imstande ist, Produktion und Ab- 
satz optimal aufeinander abzustimmen. 

3. Zement (25 31 00) 

Wie im Vorjahr bestanden Ende 1960 in der Bun- 
desrepublik 97 Klinker- und Zementwerke. Ein west- 
fälisches Werk wurde nach Übernahme stillgelegt. 
In Baden nahm ein neues Klinkerwerk die Produk- 
tion auf. Die Zementindustrie erzielte im Jahre 1960 
günstige Ergebnisse, wenn sich auch die außer- 
ordentliche Steigerung des Zementversandes des 
Jahres 1959 nicht in gleichem Maße fortsetzte. Der 
Gesamtversand ist für das Jahr 1960 auf etwa 25 
Millionen Tonnen zu veranschlagen, wovon 0,8 Mil- 
lionen Tonnen auf den Export entfallen dürften. An 
der Steigerung haben alle Zementwerke teilnehmen 
können. Für die Absatzzunahme waren die öffent- 
lichen Aufträge (Autobahnen, Flugplätze, Straßen, 
Brücken etc.) von erheblicher Bedeutung. Die Bun- 
desrepublik hat nach der Schweiz den höchsten 
Verbrauch von Zement in der Welt pro Kopf der 
Bevölkerung. 

Die Größe der einzelnen Zementunternehmen in 
der Bundesrepublik ist sehr unterschiedlich. Wäh- 
rend kleinere Einzelwerke, die besonders im west- 
fälischen Raum stark vertreten sind, nicht einmal 
einen Umsatzanteil von 0,4 v. H. am Gesamtver- 
sand erreichten, haben die bedeutendsten Produ- 
zenten, die jeweils über mehrere Werke verfügen, 
Marktanteile bis rund 18 v. H. (bezogen auf den 
Gesamtversand im Bundesgebiet) erzielt. Die be- 
triebswirtschaftlichen Untersuchungen der von den 
Zementwerken gestellten Anträge auf Erlaubnis 
eines Rationalisierungskartells nach § 5 Abs. 2 
und 3 wurden im Berichtsjahr abgeschlossen. 

a) Süddeutsches Zementkontor GmbH i. G., Mün- 
chen (17 Mitglieder mit 26 Zementwerken) 

Die Antragsteller sind seit 1945 nicht mehr syn- 
diziert. 

Der Anteil der süddeutschen Werke am Gesamt- 
versand der Bundesrepublik beträgt ca. 42 v. H. Das 
Absatzgebiet umfaßt den Raum etwa südlich der 
Linie Mosel — Lahn. Die Konzentration auf der An- 
gebotsseite nahm im süddeutschen Raum weiter zu. 
Auf drei große Anbieter entfielen hier am Ende 
des Berichtsjahres annähernd 80 v. H. des Absatzes. 
Acht weitere Zementhersteller, die am nördlichen 
und westlichen Rande des Kartellbereiches liegen 
und teilweise mit syndizierten Zementunternehmen 


finanziell verbunden sind, und das neue Klinker- 
werk in Baden sind an dem Kartellvertrag nicht 
beteiligt. 

Mit Ausnahme der Preise für die Bundesbahn 
wird der Zement einheitlich im gesamten süddeut- 
schen Raum zu übereinstimmenden Frankostations- 
preisen verkauft. Lediglich im nördlichen Absatz- 
bereich passen sich die süddeutschen Frankosta- 
tionspreise den niedrigeren Preisen der rheinisch- 
westfälischen Industrie an. In Verbindung mit der 
teiloligopolistischen Marktstruktur der süddeut- 
schen Zementanbieter haben die einheitlichen Fran- 
kostationspreise dazu beigetragen, daß der Entfal- 
tung des Wettbewerbs in der Vergangenheit ein 
verhältnismäßig enger Rahmen gesetzt war. 

Die im süddeutschen Raum geltenden Frankosta- 
tionspreise liegen etwas unter den höchsten Preisen 
für Zement in der Bundesrepublik. Die den einzel- 
nen Werken verbleibenden Nettoerlöse differieren 
vor allem aufgrund der unterschiedlichen Frachtbe- 
lastungen. 

b) Verkaufsbüro Westfälischer Zementwerke, Neu- 
beckum (27 Mitglieder mit 35 Zementwerken) 

c) Verkaufsbüro Rheinisch- Westfälischer Zement- 
werke GmbH i. G., Neubeckum (25 Mitglieder mit 
33 Zementwerken) 

Mit Ausnahme von zwei Unternehmen mit jeweils 
einem Werk sind die Antragsteller in den Fällen b) 
und c) die gleichen. Wird die Erlaubnis für beide 
Anträge erteilt, soll an die Stelle des bisher nach 
§ 106 Abs. 2 wirksamen Überläuferkartells unter b) 
das neue Syndikat unter c) treten. 

Der Anteil der im Antrag b) vertretenen Werke 
am Gesamtversand der Bundesrepublik beträgt ca. 
26 V. H. Das Absatzgebiet umfaßt etwa das Gebiet 
westlich der Weser und wird nach Süden durch das 
bereits dargestellte Verkaufsgebiet der süddeut- 
schen Zementindustrie begrenzt. Die Mehrzahl der 
antragstellenden Werke liegt in Westfalen, und 
zwar im Raum Lengerich— Beckum — Geseke — Pader- 
born. Es handelt sich hierbei um die größte Bal- 
lung von Zementfabriken innerhalb Europas. Wei- 
tere fünf angeschlossene Werke befinden sich ver- 
streut im nordrheinischen Raum. Die westfälischen 
Werke unterscheiden sich von diesen rheinischen 
Werken vor allem dadurch, daß 

1. es sich in der überwiegenden Mehrzahl um 
kleine und mittlere Unternehmen handelt, die 
finanziell nicht verflochten sind, 

2. sie aufgrund der im westfälischen Raum gegebe- 
nen starken Ballung von Zementkapazitäten und 
wegen des großen Absatzgebietes die höchsten 
Frachtaufwendungen im Bundesgebiet haben, 

3. sie aufgrund günstiger Rohstoffvorkommen und 
niedriger Kohlefrachten die niedrigsten Produk- 
tionskosten im Bundesgebiet aufweisen. 

Die Unterschiede zwischen den westfälischen und 
rheinischen Zementwerken kommen auch darin zum 
Ausdruck, daß letztere dem Verkaufsbüro Westfä- 
lischer Zementwerke und dem für die Zukunft beab- 
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sichtigten Verkaufsbüro Rheinisch-Westfälischer Ze- 
mentwerke in einer weniger straffen Form ange- 
schlossen sind. 

Im westfälischen Ballungsgebiet gehören drei 
Werke nicht dem Syndikat an und nehmen eine 
echte Außenseiterstellung ein. Acht weitere eben- 
falls nichtsyndizierte Werke liegen am Rande des 
Absatzgebietes [vgl. hierzu unter a)]. 

Mit Ausnahme der Preise für die Bundesbahn 
wird der Zement im gesamten Gebiet des westfäli- 
schen Verkaufsbüros zu nach Verbrauchssorten diffe- 
renzierten Frankostationspreisen verkauft, die vom 
Ausgangspunkt Geseke-Erwitte aus ansteigen. Die 
von den westfälischen Zementwerken durchschnitt- 
lich erzielten Preise liegen unter denen der übrigen 
Bereiche der Bundesrepublik. 

Die fünf nordrheinischen Werke gelangen weit- 
gehend in den Genuß der an der Peripherie des 
rheinisch-westfälischen Absatzgebietes geltenden 
höheren Preise und haben außerdem geringere 
Frachtaufwendungen. Sie können ihren höheren Er- 
lös zur Deckung ihrer höheren Gestehungskosten 
verwenden. 

d) Zementverkaufsstelle Niedersachsen GmbH, Han- 
nover (8 Mitglieder mit 12 Zementwerken) 

Der Anteil dieser Werke am Gesamtversand der 
Bundesrepublik beträgt etwas über 8 v. H. Das Ab- 
satzgebiet umfaßt den Raum östlich der Weser 
und wird im Süden etwa bei Fulda, im Norden 
durch die Orte Dannenberg — Lüneburg — Roten- 
burg — Bremen begrenzt. Eine vertragliche Abgren- 
zung des Liefergebietes mit anderen Syndikaten be- 
steht nicht, was auch für die übrigen Absatzgebiete 
der Zementindustrie in der Bundesrepublik gilt. Die 
Absatzgebiete der einzelnen Syndikate werden je- 
doch gegenseitig respektiert, ohne daß Einlieferun- 
gen in andere Syndikatsbereiche ausgeschlossen 
werden. 

Die Struktur der niedersächsischen Zementindu- 
strie ist unterschiedlich. Neben Einzelwerken ver- 
schiedener Größe besitzt ein Unternehmen fünf 
Werke mit einem Umsatzanteil von etwa 40 v. H. 
Außenseiter sind nicht vorhanden. 

Mit Ausnahme der Preise für die Bundesbahn 
wird der Zement im gesamten Gebiet der nieder- 
sächsischen Verkaufsstelle zu Frankostationspreisen 
verkauft. Diese sind im größten Teil des Verkaufs- 
gebietes einheitlich; lediglich in den Randgebieten 
nach Westen und Süden sind die Preise zum Zwecke 
der Anpassung an die niedrigeren Preise des Ver- 
kaufsbüros Westfälischer Zementwerke ermäßigt. 
Infolge der Erlöspoolung erhalten die einzelnen 
Werke wie in Westfalen gleiche Nettoerlöse. 

e) Zementkontor Unterelbe GmbH, Hamburg 

(5 Mitglieder mit 5 Zementwerken) 

Der Anteil dieser Werke am Gesamtversand der 
Bundesrepublik beträgt etwa 9 v. H. Das Absatz- 
gebiet umfaßt das Gebiet nördlich der Linie Dan- 
nenberg — Lüneburg — Rotenburg — Bremen, also das 
nördliche Niedersachsen, Hamburg und Schleswig- 
Holstein. Das Gebiet westlich der Weser nördlich 


der Linie Bremen — Oldenburg — Leer — Emden zählt 
sowohl zum Interessengebiet von Unterelbe wie 
auch von Westfalen. In diesem Bereich liefert Unter- 
elbe vor allem Hüttenzemente, Westfalen dagegen 
Portlandzemente. 

Bei den fünf Werken in Unterelbe handelt es sich 
um zwei reine Portlandzementwerke, zwei reine 
Hüttenzementwerke und ein Werk, das Portland- 
und Hüttenzemente herstellt. Es sind durchweg grö- 
ßere Werke, deren Marktanteil im Raum Unterelbe 
zwischen 16 und 25 v. H. liegt. Außenseiter sind 
nicht vorhanden. 

Mit Ausnahme der Preise für die Bundesbahn 
wird der Zement im gesamten Gebiet des Zement- 
kontors zu Frankostationspreisen verkauft. Dabei 
wird eine Preisdifferenzierung in zwei Preiszonen 
vorgenommen. Die Zone mit dem höheren Franko- 
stationspreis umfaßt das Gebiet Schleswig-Holstein 
und Hamburg. Die Zone mit dem niedrigeren Franko- 
stationspreis ist kleiner, betrifft das links der Elbe 
gelegene Gebiet und paßt sich somit dem niedrige- 
ren Preisniveau in den angrenzenden Bereichen 
Niedersachsen und Westfalen an. Die Zementpreise 
rechts der Elbe sind die höchsten im gesamten Bun- 
desgebiet, wenn man von den besonderen Verhält- 
nissen für Berlin absieht. 

f) Zementvertrieb Berlin GmbH, Berlin-Charlotten- 
burg (3 Gesellschafter) 

Die Zementvertrieb Berlin GmbH stellt insofern 
eine Besonderheit dar, als sie von den Verkaufs- 
stellen in Westfalen, Niedersachsen und Unterelbe 
zur Belieferung des Berliner Marktes gegründet 
wurde. Außerdem befaßt sich die Gesellschaft auch 
mit dem Verkauf von in der sowjetischen Besat- 
zungszone hergestelltem Zement. 

g) Hüttenzement- Verkaufsagentur Dr. H. Gilles, 

! Düsseldorf (7 Mitglieder mit 7 Zementwerken) 

Während von den übrigen Zementsyndikaten so- 
wohl Portland- als auch Hüttenzemente abgesetzt 
werden, vertreibt die Verkaufsagentur Dr. H. Gilles 
ausschließlich Hüttenzement von sieben Hüttenwer- 
ken im rheinisch-westfälischen bzw. angrenzenden 
Raum, dessen Ausgangsrohstoff die bei der Eisen- 
erzeugung anfallende Hochofenschlacke ist. 

Der Anteil dieser Werke am Gesamtversand der 
Bundesrepublik beträgt knapp 7 v. H. Das Absatz- 
gebiet umfaßt etwa das des rheinisch-westfälischen 
I Verkaufsbüros [siehe unter c)]. Bei den Antragstel- 
I lern handelt es sich durchweg um Unternehmen der 
j eisenschaffenden Industrie. Die in dem Absatzgebiet 
I der Hüttenzement- Verkaufsagentur bestehenden 
Außenseiter sind die gleichen wie unter c). Doch 
sind diese für die Hüttenindustrie nicht von glei- 
cher Bedeutung wie für die westfälische Portland- 
zementindustrie, da sie überwiegend Portland- 
zemente herstellen und vom Produktionszentrum 
der Hüttenindustrie weiter entfernt liegen. 


^) Ab 1. Januar 1961 firmiert die Hüttenzement-Verkaufs- 
agentur Dr. H. Gilles, Düsseldorf, unter dem Namen 
Montanzement Vertriebsgesellschaft m. b. H., Düssel- 
dorf. 
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Mit Ausnahme der Preise für die Bundesbahn 
wird der Zement im gesamten Gebiet der Hütten- 
zement-Verkaufsagentur zu nach Verbrauchssorten 
differenzierten Frankostationspreisen verkauft, die 
vom Ausgangspunkt Geseke-Erwitte aus ansteigen. 
Sie stimmen damit — abgesehen von einem für 
Hüttenzemente allgemein üblichen Preisabschlag — 
genau mit den Preisen des Verkaufsbüros West- 
fälischer Zementwerke überein. 

Die „Zement Rhein-West GmbH", Wiesbaden- 
Amöneburg, der 25 Zentmentwerke, darunter auch 
kleinere und mittlere angehören, hat einen Erlaub- 
nisantrag für ein Exportkartell nach § 6 Abs. 2 ge- 
stellt. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 

Durch den Kartellvertrag verpflichten sich die 
Mitglieder, ihren gesamten Export nur durch Ver- 
mittlung der GmbH abzuwickeln und die bei den 
Gesellschaftern direkt eingehenden Exportanfragen 
umgehend an die Gesellschaft zur Bearbeitung wei- 
terzuleiten. 

Die Ausfuhrmöglichkeiten für Zement haben sich 
durch den Ausbau der Zementindustrie insbesondere 
in den Entwicklungsländern stark verringert. Außer- 
dem unterliegt das Exportgeschäft einer starken 
Konkurrenz durch die übrigen europäischen Zement- 
industrien einschließlich der Ostblockländer. Die 
Wettbewerbsaussichten auf den Auslandsmärkten 
sollen nach Angabe der Antragsteller durch Ratio- 
nalisierung und Konzentration der Auslandsver- 
kaufsorganisation, durch die auch kleineren Werken 
die Möglichkeit am Export gegeben werden sollen, 
verbessert werden. 

4. Kalk (25 32 00) 

In der Kalkindustrie, die aus nur wenigen Groß- 
betrieben — sieben Betriebe setzen jährlich über 
500 000 t ab — besteht, hielt die wirtschaftliche Ent- 
wicklung im ersten Halbjahr 1960 mit dem allge- 
meinen Wirtschaftsaufschwung Schritt. Der Umsatz 
stieg gegenüber der vergleichbaren Vorjahreszeit 
um etwa 10 v. H. an. Wesentlich stiegen die Liefe- 
rungen an die Industrie; die Bau-Kalklieferungen 
bewegten sich etwa in dem gleichen Rahmen, ledig- 
lich der Absatz von Düngekalk lag um etwa 20 v. H. 
unter dem entsprechenden Vorjahreswert. Diese seit 
langem zu beobachtende Entwicklung dürfte im 
wesentlichen mit dem Wandel der Düngemethoden 
in der Landwirtschaft, vor allem mit zunehmendem 
Verbrauch von Voll- und Mischdünger, Zusammen- 
hängen. 

Mit Beschluß vom 20. Juli 1960 wurde der Liefer- 
gemeinschaft „Niedersächsische Kalkwerke", Hanno- 
ver, die Erlaubnis zu dem Liefergemeinschaftsver- 
trag nach § 5 Abs. 2 und 3 vom 23. April 1959 für 
die Dauer von drei Jahren mit einigen Auflagen er- 
teilt. Die Auflagen dienen dem Bundeskartellamt zur 
Unterrichtung über die geltenden Preise sowie über 
die Verkaufs- und Lieferbedingungen und der Fest- 
stellung, ob der angestrebte Rationalisierungserfolg 
tatsächlich eingetreten ist und ob das Kartell die 


h Das Kartell ist inzwischen wirksam geworden (BAnz. 
Nr. 49 vom 10. März 1961). 


Interessen der Allgemeinheit ausreichend berück- 
sichtigt. 

Dem Kartell gehören elf niedersächsische Kalk- 
werke an. Sie haben sich verpflichtet, ihre Erzeu- 
gung an Branntkalk nur durch das Syndikat abzu- 
setzen. Ausgenommen hiervon ist die Produktion 
von Düngekalk. 

Das Syndikat verkauft die Erzeugnisse seiner Mit- 
gliedsunternehmen nicht, wie bei anderen bisher 
erlaubten Rationalisierungskartellen üblich, zu ein- 
heitlichen Preisen und Rabatten. Die Preise der ein- 
zelnen Erzeugnisse sind vielmehr mit einer Aus- 
nahme von Unternehmen zu Unternehmen unter- 
schiedlich. Es treten Abweichungen bis zu 10 v. H. 
auf; die Rabatte stimmen zum Teil überein. Die Frei- 
heit in der Preis- und Rabattgestaltung wird aber 
durch den gemeinschaftlichen Absatz zumindest ab- 
geschwächt. Da die Kartellmitglieder insbesondere 
durch die Vereinbarung von Lieferrichtwerten damit 
rechnen können, ihre Produktion rationell abzu- 
setzen, sind sie — im Gegensatz zu einem selbstän- 
digen Vertrieb — einem weniger intensiven Preis- 
und Rabettwettbewerb ausgesetzt. 

Die Prüfung des Antrages von sieben in der „Kalk- 
verkaufsstelle Ibbenbüren" zusammengeschlossenen 
Unternehmen auf Erteilung der Erlaubnis für ein 
Rationalisierungskartell ist noch nicht abgeschlossen. 

Das „Kalkkontor Rheine" hat den Antrag auf Er- 
teilung der Erlaubnis zur Errichtung eines Ratio- 
nalisierungskartells zurückgenommen. 

5. Düngekalk (25 32 00) 

über die Anträge der „Mitteldeutschen Düngekalk- 
GmbH", Goslar, der „Westdeutschen Düngekalk- 
GmbH", Lethmathe, und der „Süddeutschen Dünge- 
kalk-GmbH", Herrlingen-Ulm, auf Erteilung der Er- 
laubnis für ein Rationalisierungskartell nach § 5 
Abs. 2 und 3 wurde noch nicht entschieden, da die 
'Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind. 

6. Steinzeug (25 42 00) 

Die — infolge des uneinheitlichen Rechnungs- 
wesens erschwerte — Erfüllung der mit der Erlaub- 
niserteilung verbundenen Auflagen für die Syndi- 
katsmitglieder konnte durch die Einführung eines 
einheitlichen Kontenrahmens erleichtert werden. 

Die Produktion von Röhren und anderen Stein- 
zeug-Waren lag in den ersten acht Monaten 1960 
um 13 V. H. über dem vergleichbaren Vorjahres- 
niveau; der Umsatz nahm in etwa gleichem Umfang 
zu. Die Industrie hat sich bemüht, durch Erhöhung 
der Kapazitäten den steigenden Bedarf zu decken. 
Es zeigt sich aber, daß bei Aufträgen von Rohr- 
weiten über 200 mm bereits Lieferzeiten von meh- 
reren Monaten in Kauf genommen werden mußten. 
Insbesondere bei Röhren über 600 mm zeigten sich 
vor der im Oktober eingetretenen Entspannung 
Engpässe, so daß die Neuinvestitionen im wesent- 
lichen auf den Bau entsprechender Öfen gerichtet 
waren. 

Der Auslandsumsatz war einerseits durch nied- 
rigere Preise, zum anderen infolge des starken In- 
landabsatzes zurückgegangen. 
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7. Unternehmenszusammenschlüsse 
im Sinne von § 23 und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

Bei zwei Zusammenschlüssen in den Bereichen 
Zement und feuerfeste Erzeugnisse wird geprüft, 
ob die Voraussetzungen des § 23 vorliegen. 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

78 

283,2 

1959 

72 

287,9 


Veränderung 


~ 6 

+ 4,7 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 




Stammkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 


1958 

971 

213,2 


1959 

968 

189,6 


Veränderung — 3 — 23,6 


III. Eisen und Stahl (27) 

Die bereits im zweiten Halbjahr 1959 feststellbare 
kräftige Belebung in der Eisen- und Stahlindustrie 
setzte sich 1960 fort. Die Produktion von Roheisen 
stieg gegenüber dem Vorjahr um 19,1 v. H. und die 
von Rohstahl um 20,3 v. H. 

Der Auftragsbestand der deutschen Stahlindustrie 
aus dem In- und Ausland erreichte im Jahre 1960 
den bisher höchsten Nachkriegsstand. 

Die Preise für Stahl und Stahlprodukte veränder- 
ten sich kaum. Die Erhöhung der französischen 
Stahlpreise zum 1. April 1960 milderte den Preis- 
druck besonders am süddeutschen Markt. 

Der größte Teil der von der Eisen- und Stahl- 
industrie hergesteltlen Erzeugnisse unterliegt den 
Bestimmungen des Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und ist somit dem GWB entzogen (§ 101 Nr. 3). Die 
Zahl der nachstehend behandelten Wettbewerbs- 
beschränkungen gibt daher keinen vollständigen 
Überblick; horizontale Wettbewerbsbeschränkungen 
überwiegen, vertikale Preisbindungen und Preis- 
empfehlungen wurden nicht angemeldet. 

1. Stahlrohre (27 15 60, 71 11 70) 

Die schon 1959 beginnende günstigere Entwick- 
lung des Röhrenabsatzes setzte sich 1960 fort, so 
daß Mitte dieses Jahres bereits Lieferfristen für 
nahtlose Rohre von vier bis sechs Monaten und für 
geschweißte Rohre von sechs bis acht Wochen ge- 
nannt wurden. Diese Entwicklung brachte zugleich 
eine Absatzsteigerung bei geschweißten Rohren, die 
im Jahre 1960 einen Anteil von ca. 45 v. H. an der 
Gesamtproduktion von Rohren erreicht haben. 


0 BRD außer Berlin (West) und Saarland 


Der Einfluß der Importe ist trotz der im Jahre 1960 
weiterhin leicht steigenden Einfuhrzahlen gering, da 
die derzeitige Entwicklung am Markt für Handels- 
rohre in der Bundesrepublik Deutschland auch in 
den westlichen Ländern zu beobachten ist. 

Eine Erschwerung des Absatzes für inländische 
Handelsrohre durch Importe aus den Ostblockstaa- 
ten konnte bisher nicht festgestellt werden. 

a) Das Herstellerkartell 

Gegen den im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnten 
Widerspruch gegen das Herstellerkartell für Han- 
delsrohre wurde im Berichtszeitraum Einspruch ein- 
gelegt. Der Einspruch wird im wesentlichen damit 
begründet, daß für Handelsrohre Wettbewerb mit 
Preisen (Außenseiter, Importe und individuelle 
Preisnachlässe), mit Konditionen (Skonti), mit Ser- 
vice (u. a. Lieferfristen), mit Substitutionsgütern 
(Kunststoffrohre u. a.) und mit der Qualität besteht. 
Dabei spiele der Wettbewerb zwischen nahtlosen 
und geschweißten Röhren eine besondere Rolle. 

b) Das Direkthändler-Kartell 

Dem schon im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnten 
Rabatt- und Konditionenkartellvertrag der Direkt- 
händler wurde in der Berichtszeit hinsichtlich der 
Rabattregelungen ebenfalls widersprochen. Der 
gegen den Widerspruch zunächst eingelegte Ein- 
spruch wurde zurückgenommen. Der Widerspruchs- 
beschluß ist damit unanfechtbar geworden. 

c) Marktgemeinschaft Stahlrohrhandel 

Nach erneuten Verhandlungen im Berichtsjahr 
zwischen den Vertretern des A- und des B-Röhren- 
Handels ^) ist jedoch ein neuer Vertrag über ein 
Konditionen- und Rabattkartell geplant. Träger die- 
ses Kartells soll die „Marktgemeinschaft Stahlrohr- 
handel e. V." in Düsseldorf sein, der sowohl A- 
Handel wie B-Handel angehören sollen. Damit 
wären auch die Pläne für ein besonderes B-Händler- 
Kartell überholt. 

d) Meldestelle für Stahlrohre 

Weil das Rabattkartell der Hersteller nicht prak- 
tiziert werden kann, sind Hersteller und Handel be- 
müht, die Verhältnisse auf dem Röhrenmarkt unter 
Kontrolle zu behalten. 

Diesen Absichten soll die geplante Errichtung 
einer Meldestelle für Handelsrohre dienen, an der 
die Hersteller sowie beide Gruppen von Röhren- 
händlern beteiligt sein sollen. Zweck dieser Melde- 
stelle soll die gegenseitige Unterrichtung des Han- 
dels Über die gewährten Preise und Rabatte sein, 
um das gegenseitige Ausspielen der einzelnen Händ- 
ler durch die Abnehmer zu verhindern und die 


Ü Der Röhrcn-A-Handel oder Röhrendirekthandel wird 
ausschließlich von den Herstellern beliefert. Er ist in 
drei Gruppen je nach Jahresbezugsmenge an Handels- 
rohren und tgoschweißten Siederohren eingeteilt. 

Der Röhren-B-Handel ist von der Direktbelieferung 
durch die Hersteller ausgeschlossen. Er bezieht vom 
A-Handel und ist ebenfalls in drei Gruppen je nach 
Jahresbezugsmenge an Handelsrohren und geschweiß- 
ten Siederohren eingeteilt. 
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Markttransparenz für die Händler zu erhöhen. Für 
Mengen bis zu 15 Tonnen ist bereits eine Melde- 
stelle eingerichtet. Das Bundeskartellamt hat um 
Aufklärung ersucht. 

2. Radsätze und Radreifen (27 47 00) 

Dem Antrag von acht in der „Deutschen Radsatz- 
und Radreifengemeinschaft e. V.", Essen, zusammen- 
geschlossenen Herstellern von Radsätzen und deren 
Einzelteilen wurde die Erlaubnis zu dem Kartellver- 
trag vom 9. Dezember 1958 in der Fassung vom 
23, August und 5. September 1960 für die Dauer 
von drei Jahren erteilt. 

Im Rahmen eines nur für Bundesbahnaufträge 
geltenden zentralen Bestellverfahrens verpflichten 
sich die Kartellmitglieder, die von der Geschäfts- 
stelle der Gemeinschaft vorgenommene Verteilung 
der Bundesbahnaufträge an die beteiligten Unter- 
nehmen grundsätzlich anzuerkennen und nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes hiervon abzu- 
weichen. Sie sind ferner zu einem einheitlichen Kal- 
kulationsschema, einem einheitlichen Preisangebot 
an die Bundesbahn und dazu verpflichtet, die von 
der Geschäftsstelle der Gemeinschaft mit der Bun- 
desbahn endgültig ausgehandelten Preise und Kon- 
ditionen zu akzeptieren. 

Die seit 1955 rückläufige Entwicklung dieses In- 
dustriezweiges hat sich im Jahre 1960 fortgesetzt. 
Die durchschnittliche Monatsproduktion ging im 
ersten Halbjahr 1960 um weitere rund 30 v. H. 
gegenüber den beiden Vorjahren zurück. Der Grund 
für diese Entwicklung ist vor allem die allmähliche 
Sättigung des Nachholbedarfs. 

IV. NE-Metalle und -Metallhalbzeug (28) 

In allen Zweigen der Metallindustrie setzte sich 
die Belebung aus dem Jahre 1959 im Jahre 1960 
fort. Die Produktion der Hütten- und Umschmelz- 
werke war um rund 15 v, H. höher als im Vorjahr. 
An der derzeitigen Metallproduktion sind die Um- 
schmelzwerke mit knapp einem Fünftel beteiligt. 

Die Preisentwicklung auf den westdeutschen NE- 
Metallmärkten war bei Kupfer, Blei, Zink und Alu- 
minium im ganzen beständig, während bei Zinn- 
und Aluminiumlegierungen sowie bei einzelnen 
Kupferarten Schwankungen zu verzeichnen waren. 

Die Erzeugung von NE-Metallhalbzeug erhöhte 
sich im Jahre 1960 um rund 18 v. H. und erreichte 
damit einen neuen Nachkriegshöchststand. Diese 
Entwicklung vollzog sich vor allem zugunsten von 
Leichtmetallhalbzeug, wobei sich eine allgemeine 
Strukturverschiebung von Schwer- zu Leichtmetall- 
halbzeug abzeichnete. 

Der Auftragseingang in der NE-Metallhalbzeug- 
industrie lag im Jahre 1960 um rund 9 v. H. über 
dem Vorjahresniveau; der Umsatz stieg um rund 
16 V. H. In dieser Industrie mit großem Arbeits- 
kräftebedarf führte der Mangel an Arbeitskräften 
trotz Rationalisierungsbestrebungen in zunehmen- 
dem Maße zu längeren Lieferfristen. Die Preise ent- 
wickelten sich unterschiedlich. Der Wettbewerbs- 
druck auf den einzelnen Märkten für Produkte der 
NE-Metallindustrie war verschieden stark. Er ver- 


schärfte sich vor allem auf einigen Auslands- 
märkten. 

Der Verdacht auf Preisabsprachen führte zu drei 
Untersuchungen. Für ein Exportkartell wurde An- 
trag auf Erlaubnis gestellt. Zwei Meldeverfahren 
werden noch überprüft. Vertikale Wettbewerbs- 
beschränkungen (Preisbindungen und Preisempfeh- 
lungen) wurden bisher aus der gesamten Waren- 
gruppe nicht angemeldet. 

1. Schwermetallhalbzeug (28 51 20) 

15 Hersteller von Schwermetallhalbzeug haben 
sich zu der „Export-Vereinigung Schwermetallhalb- 
zeug" in Düsseldorf zusammengeschlossen. Die Ver- 
einigung hat die Erteilung einer Erlaubnis für ein 
Exportkartell nach § 6 Abs. 2 beantragt (BAnz. Nr. 3 
vom 6. Januar 1961). 

Der Kartellvertrag ist auf die Dauer von einem 
Jahr abgeschlossen und verlängert sich stillschwei- 
gend jeweils um ein weiteres Jahr, falls er nicht 
vorher gekündigt wird. 

Die Kartellmitglieder haben bei Einschaltung von 
Exporteuren diese zu verpflichten, Vertragsware 
unter den vom Kartell festgesetzten Mindestpreisen 
weder anzubieten noch zu verkaufen. Außerdem 
sind die vom Kartell festgelegten Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen anzuwenden und auch den 
Abnehmern keinerlei Vorteile unmittelbar oder mit- 
telbar zu versprechen oder zu gewähren. Die Ver- 
tragsbestimmungen gelten nicht für Lieferungen 
nach den EWG-Ländern. 

2. Messing- und Aluminiumhalbzeug (28 00 00) 

Hersteller von Messing- und Aluminiumhalbzeug 
haben in Düsseldorf eine Meldestelle zur Hand- 
habung eines Open-Price-Systems errichtet. Die 
Partner verpflichten sich durch Vertrag, die Preise 
und Konditionen aller von ihnen abgegebenen An- 
gebote und erhaltenen Aufträge der Meldestelle be- 
kanntzugeben. Das Meldeverfahren wird ebenso 
wie ein von den Aluminiumwalzwerken praktizier- 
tes Meldeverfahren noch darauf untersucht, ob es 
unter § 1 fällt. Nach den Angaben der Beteiligten 
sollen diese Meldungen lediglich dazu dienen, den 
Anbietern eine bessere Übersicht dadurch zu ver- 
schaffen, daß die Meldestelle jedem von ihnen in 
neutralisierter Form Auskünfte über Konkurrenz- 
angebote gibt. 

3. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

1 Zusammenschluß im Bereich Metallhalbzeug 

b) Kapitalgesellschaften ^) ; 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 

1958 24 298,1 

1959 23 303,3 

Veränderung “1 + 5,2 


h BRD ohne Berlin (West) und Saarland 
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bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 
Jahr Zahl (Mio DM ) 

1958 140 105,5 

1959 133 107,1 

Veränderung ~ 7 +1,6 


V. Gießereierzeugnisse (29) 

Die Eisen-, Stahl- und Tempergießereien konnten 
ihre Produktion im Jahre 1960 gegenüber dem Vor- 
jahr um rund 14 v. H. erhöhen. Der Produktions- 
zuwachs bei den NE-Metallgießereien betrug im 
gleichen Zeitraum im Durchschnitt rund 26 v. H. Die 
Produktionssteigerung in der gesamten Gießerei- 
industrie hat den Marktanteil der kleineren Unter- 
nehmen fast unverändert gelassen; der Marktanteil 
der mittleren Unternehmen ging hingegen um 
6 V. H. zugunsten der Großunternehmen zurück. 

Der Auftragseingang ist im Jahre 1960 um rund 
4 V. H. gestiegen. Die Lieferfristen lagen im Jahre 
1960 bei sechs und mehr Monaten, u. a. weil in zahl- 
reichen Gießereien freie Betriebskapazitäten wegen 
Arbeitskräftemangel nicht genutzt werden konnten. 

Die Ausfuhr von Gußartikeln stieg im Jahre 1960 
um 16,6 V. H. Die Einfuhr von Gußartikeln ist be- 
deutungslos. 

Infolge dieser Entwicklung sind Preiserhöhungen 
vorgenommen worden, die allerdings auch mit er- 
höhten Lohnkosten und den angestiegenen Preisen 
für Schrott und Gußbruch begründet wurden. 

Es sind bisher nur wenige Wettbewerbsbeschrän- 
kungen aus dem Bereich der Gießereiindustrie be- 
kanntgeworden. Vertikale Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (Preisbindungen und Preisempfehlungen) 
spielen keine Rolle. 

Für Kanalguß (Stahl- und Grauguß) wurde eine 
Gütezeichensatzung von der „Güteschutz Kanalguß 
e. V." Köln vorgelegt. Gegen sie bestehen keine Be- 
denken mehr, nachdem durch eine vom Bundeskar- 
tellamt angeregte Änderung klargestellt wurde, daß 
nicht alle von den Mitgliedern der Gütezeichen- 
gemeinschaft hergestellten Erzeugnisse, sondern nur 
die mit Gütezeichen versehenen dem Güteschutz- 
verfahren unterliegen. 


VI. Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 
werke und der Stahlverformung (30) 

Die im zweiten Halbjahr 1959 begonnene Belebung 
setzte sich mit einem Produktionsvolumen, das um 
rund 15 v. H. über dem des Vorjahres lag, sowie 
höheren Auftragsbeständen und Umsätzen auch im 
Jahre 1960 fort. Die Lieferfristen betrugen im Durch- 
schnitt etwa drei bis sechs Monate. Die Gesamtent- 
wicklung vollzog sich bei etwas steigenden Preisen, 
die bei Erzeugnissen der Ziehereien und Kaltwalz- 
werke um sechs Punkte und bei Erzeugnissen der 


Stahlverformung um vier Punkte über dem ver- 
gleichbaren Vorjahrsniveau lagen. 

Auch der Export stieg weiter an und erreichte 
rund 14 v. H. des Gesamtversandes. Bei Draht- 
erzeugnissen machte sich eine Stabilisierung der 
Absatz- und Preisverhältnisse bemerkbar. Nur die 
Großhandelspreise für Baustahlgewebe waren einem 
gewissen Druck durch die Bauunternehmen ausge- 
setzt. Die Händler sind bemüht, mit der „Baustahl- 
gewebe GmbH." in Düsseldorf als Vertreterin der 
Hersteller zu einer Vereinbarung über Rabatte zu 
gelangen. 

Der Anteil der konzerngebundenen Unternehmen 
an der Gesamtproduktion von Draht und Draht- 
erzeugnissen ging von rund 58 auf 52 v. H. zugun- 
sten des Anteils der kleineren und mittleren Unter- 
nehmen zurück. 

Bei den bekanntgewordenen horizontalen Wett- 
bewerbsbeschränkungen überwogen Exportkartelle 
auf Grund der starken Exportintensität bestimmter 
Erzeugnisse dieser etwas heterogenen Warengruppe. 

Vertikale Preisbindungen spielen bei dieser 
Warengruppe keine wesentliche Rolle. Die Zahl der 
angemeldeten Verkaufseinheiten und die Absatz- 
wege sowie Preise und Rabatte blieben bei den 
lediglich für Erzeugnisse der Stahlverformung ange- 
meldeten Preisbindungen gegenüber dem Vorjahre 
gleich. Preisempfehlungen wurden nicht angemeldet. 

Im einzelnen sind folgende Wettbewerbsregeln 
und -beschränkungen bekanntgeworden: 

1. Blankstahl (30 1110), Kaltband (30 11 40), Präzi- 
sionsrohre (30 11 70) und Draht (30 15 10) 

Die Wirtschaftsvereinigung Ziehereien und Kalt- 
walzwerke in Düsseldorf, der vier Fachverbände an- 
gehören, hat einen Antrag auf Eintragung von Wett* 
bewerbsregeln gestellt, die in Verbindung mit 
einem Preismeldesystem die früher zum Teil prakti- 
zierten Nichtdiskriminierungsverträge ersetzen sol- 
len. Dem Antrag wurde in geänderter Fassung durch 
Beschluß vom 30. Dezember 1960 stattgegeben. 

Nach den vorgesehenen Wettbewerbsregeln, die 
einem den Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs 
zuwiderlaufenden Verhalten entgegenwirken und 
einen gesunden Leistungswettbewerb sicherstellen 
sollen, ist jedes Unternehmen berechtigt, im Rah- 
men der gesetzlichen Vorschriften und der Wett- 
bewerbsregeln seine Verkaufspreise frei und selbst- 
verantwortlich zu bilden. Die Preisgestaltung soll 
auf der Grundlage ordnungsgemäßer Kalkulation 
erfolgen und dem Grundsatz der Preisklarheit und 
Preiswahrheit entsprechen. 

Weicht ein Unternehmen allgemein von seiner 
Preisliste ab, so soll es diese — dem Grundsatz der 
Preisklarheit und Preiswahrheit entsprechend — än- 
dern. Ein Abweichen von den Listenpreisen ist dann 
nicht gestattet, wenn Abnehmer hierdurch in sitten- 
widriger Weise getäuscht werden oder darauf abge- 
zielt wird, durch Ausnutzung eigenen oder fremden 
Rechtsbruchs einen Wettbewerbsvorsprung vor ver- 
tiagstreuen Mitbewerbern zu erlangen. Die Wer- 
bung darf keine unrichtigen oder irreführenden An- 
gaben enthalten. 
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In zwei ergänzenden Vereinbarungen verpflich- 
ten sich die Vertragspartner, einerseits die Wett- 
bewerbsregeln einzuhalten, zum anderen ständig 
Preislisten mit allen Preisen und Konditionen zu 
führen, die Preislisten jeweils nach Inkrafttreten so- 
fort der Treuhandstelle einzureichen und ein Ab- 
weichen im Einzelfall unverzüglich zu melden. Der 
Treuhandstelle sind laufend die Kopien aller Auf- 
tragsbestätigungen und Rechnungen sowie deren 
Änderungen einzusenden. Auch alle nicht aus der 
Rechnung ersichtlichen Nachlässe oder Zugeständ- 
nisse sind hierbei anzugeben. 

2. Bandstahl kaltgewalzt, blankhart (30 1 1 40) 

Der „Verein für Marktbeobachtung von Kaltband" 
in Düsseldorf praktiziert ein Meldeverfahren. Dieses 
Verfahren ähnelt den übrigen im Bereich der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke praktizierten Meldesyste- 
men. Jedoch sind die Mitglieder nach dieser Verein- 
barung verpflichtet, von den gemeldeten Preisen, 
Konditionen und Rabatten nicht abzuweichen, es sei 
denn, es sind neue Preise, Rabatte und Bedingungen 
eingereicht. Der Meldestelle sind Kopien von allen 
Auftragsbestätigungen und Rechnungen einzusen- 
den. 

Das Bundeskartellamt prüft dieses Verfahren auf 
seine Zulässigkeit. 

3. Blankstahl (30 11 10) 

Der Kartellvertrag der Blankstahl-Exportgemein- 
schaft, für den das Bundeskartellamt Ende 1958 eine 
Erlaubnis nach § 6 Abs. 2 erteilt hat, ist Anfang 
1960 geändert worden. Nach der Änderung dürfen 
die Kartellmitglieder den Exporteuren nur einheit- 
liche Rabatte und Konditionen gewähren. In der Be- 
richtszeit sind dem Kartell weitere drei Unterneh- 
men beigetreten, so daß sich die Zahl der Kartell- 
mitglieder auf 21 erhöht hat. Für die Änderung des 
Kartellvertrages und den Beitritt der drei neuen 
Mitglieder hat der Kartellvertreter einen Antrag auf 
Erlaubnis gestellt, über den noch nicht entschieden 
worden ist. 

Die wirtschaftliche Lage ist durch eine starke Er- 
höhung der Auftragseingänge aus dem In- und Aus- 
land gekennzeichnet. Der Auslandsversand nahm 
gegenüber dem vergleichbaren Zeitraum des Vor- 
jahres um etwa 20 v. H. zu. Im Verlauf des zweiten 
Halbjahres führten die Auftragsbestände zu Liefer- 
zeiten von vier bis sechs Monaten. Die auf den Aus- 
landsmärkten 1959 noch üblichen Preiszugeständ- 
nisse unterblieben. 

4. Hauer (30 24 44) 

Für das Exportkartell der „Exportgemeinschaft 
der Hauerwerke" wurde die Erlaubnis nach § 6 
Abs. 2 für die Dauer von drei Jahren erteilt; jedoch 
wurde die Erlaubnis insoweit versagt, als sich die 
Kartellmitglieder verpflichtet haben, ihren Expor- 
teuren einheitliche Rabatte zu gewähren. Diese 
Rabattregelung wurde nicht als „notwendig" im 
Sinne von § 6 Abs. 2 angesehen, um die erstrebte 
Regelung des Wettbewerbs auf den Auslandsmärk- 
ten sicherzustellen, weil die schon nach dem Vertrag 
vorzunehmende Bindung der Exporteure an die 


Preise und Bedingungen des Kartells eine ausrei- 
chende rechtliche Handhabe darstellt, Unterbietun- 
gen durch die Exporteure zu verhindern. 

Die gesamte Produktion wird nach überseeischen 
Ländern ausgeführt. Der Wettbewerb auf den Ex- 
portmärkten hat sich 1960 weiter dadurch verschärft, 
daß Hauer nunmehr zum Teil auch in den wichtig- 
sten Abnehmerländern selbst hergestellt und von 
den Ostblockstaaten dn steigendem Maße an- 
geboten werden. 

5. Sensen (30 29 21) 

über den Erlaubnisantrag der Sensenindustrie für 
ein Strukturkrisenkartell nach § 4 konnte noch nicht 
entschieden werden, da die Vereinigung längere 
Zeit mit der Änderung des Vertrages befaßt war. 

Produktion und Absatz entwickelten sich weiter 
rückläufig. 

6. Oberflächenveredelter Bandstahl (30 29 00) 

Die „Exportvereinigung öberflächenveredelter 
Bandstahl" in Bochum stellte einen Antrag auf Er- 
teilung einer Erlaubnis für ein Exportkartell nach 
§ 6 Abs. 2. Der Vereinigung gehören 17 Unterneh- 
men an, die galvanische und tauchveredelte Band- 
stähle als Vertragswaren hersteilen. Der Antrag 
wurde später zurückgenommen. 

7. Weitere horizontale Wettbewerbsbeschränkungen 

In vier Fällen werden auf Grund gleichförmigen 
Verhaltens von Unternehmen, insbesondere auf 
dem Gebiet der Preis- und Rabattgestaltung, Ermitt- 
lungen wegen Verdachts eines Verstoßes gegen § 1 
durchgeführt. Die Verfahren sirid noch nicht abge- 
schlossen. Einem Lizenzvertrag für Grubenstempel 
nach § 20 Abs, 3 wurde auf Antrag die Erlaubnis 
erteilt. 

8. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppen 27, 29 und 30 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften 1): 
aa) Aktiengesellschaften 


Grundkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

76 

2 637,7 

1959 

69 

3 408,7 


Veränderung 


- 7 

+ 771,0 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

283 

274 

226,9 

273,1 

Veränderung 


- 9 

+ 6,2 


BRD außer Berlin (West) und Saarland 
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VIL Stahlbauerzeugnisse (31) 

Im Jahre 1960 setzte sich der in der zweiten Jah- 
reshälfte 1959 begonnene Aufschwung fort. Das Pro- 
duktionsvolumen stieg gegenüber dem Vorjahr um 
10,4 V. H. Die Zunahme der Auftragsbestände war 
vor allem auf das Steigen der Auslandsaufträge zu- 
rückzuführen. Der Anteil der Ausfuhr betrug etwa 
12 V. H. am Gesamtumsatz dieser Warengruppe. 
Einzelne Bereiche, wie der Waggon- und der Wei- 
chenbau, blieben demgegenüber aber zurück. Im 
Waggonbau konnten bei nur geringfügig gestiege- 
nen Auftragseingängen die vorhandenen Produk- 
tionskapazitäten nicht voll ausgenutzt werden, Die 
Produktion an Weichen ging infolge geringerer Auf- 
träge der Deutschen Bundesbahn, die etwa 80 v. H. 
der Produktion abnimmt, zurück. 

Die Produktionskosten stiegen infolge Lohn- 
erhöhungen in diesem lohnintensiven Fertigungs- 
zweig an; die Preise zeigten ebenfalls eine leicht 
steigende Tendenz. 

Im In- und Ausland werden Aufträge überwiegend 
von Öffentlichen Auftraggebern im Wege der Aus- 
schreibung erteilt. 

Der Wettbewerb auf den Auslandsmärkten ver- 
schärfte sich 1960 u. a. auf Grund des erhöhten An- 
gebots aus den Ostblockländern. Außerdem deckten 
die Entwicklungsländer zunehmend ihren Bedarf 
selbst. 

Aus dem Bereich der Stahlbauindustrie wurden im 
Berichtsjahr mehrere statistische Meldeverfahren 
und eine Vereinbarung über die Abfassung einheit- 
licher Gütebedingungen bekannt; sie werden noch 
geprüft. 

Unternehmenszusammenschlüsse im Sinn von § 23 
GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse; keine 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

30 

151,0 

1959 

26 

137,3 


Veränderung 


- 4 

- 13,7 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

359 

376 

115,9 

123,3 

Veränderung 


+ 17 

+ 7,4 


VIIL Maschinenbauerzeugnisse (32) 

Im Berichtszeitraum setzte sich die außerordent- 
liche Belebung im Maschinenbau fort. Die Produk- 
tion lag im Jahre 1960 um 13,2 v. H. über dem Vor- 

BRD außer Berlin (West) und Saarland 


jahresniveau. Die Auftragseingänge erreichten eine 
in der Nachkriegszeit bisher noch nicht verzeichnete 
Zuwachsrate. Die Erzeugung von Nähmaschinen, 
Textilmaschinen, Feuerlöschgeräten und Maschinen 
für die Gummiverarbeitung nahm überdurchschnitt- 
lich zu. Dagegen war das Produktionswachstum von 
Bergwerkmaschinen, Landmaschinen, Ackerschlep- 
pern und Hebezeugen geringer. 

Die Zahl der Beschäftigten nahm im Jahre 1960 
um 7,8 V. H. zu. Bei den arbeitsintensiven Fertigun- 
gen stand vor allem der Mangel an Facharbeitskräf- 
ten trotz erhöhter Rationalisierung einer weiteren 
Ausweitung der Produktion entgegen. In der zwei- 
ten Hälfte des Berichtsjahres betrugen die Liefer- 
fristen acht bis elf Monate, in einzelnen Zweigen, 
vor allem bei Werkzeugmaschinen, sogar bis zu 16 
Monaten. 

Die Exportumsätze übertrafen im Jahre 1960 jene 
des Vorjahres um 17,7 v. H. Der Anteil der Maschi- 
nenausfuhr am Gesamtumsatz der Maschinenindu- 
strie betrug 30 v. H. Das Schwergewicht der Aus- 
fuhr lag nach wie vor bei Werkzeug-, Land-, Textil- 
und Büromaschinen. 

Demgegenüber stieg die Maschineneinfuhr in der 
gleichen Zeit um rund 42 v. H. Den stärksten Anteil 
an der Einfuhr hatten wiederum Werkzeug-, Textil- 
und Büromaschinen. 

Der Preisindex stieg binnen Jahresfrist bei unter- 
schiedlicher Entwicklung in den einzelnen Fachzwei- 
gen um rund 2,8 v. H. 

Bei den bekanntgewordenen horizontalen Wett- 
bewerbsbeschränkungen überwogen Export und Li- 
zenzverträge. » 

Für 19 Lizenzverträge mit wettbewerbsbeschrän- 
kenden Bestimmungen wurden Anträge auf Erlaub- 
nis nach § 20 Abs. 3 gestellt. 

Im Bereich der vertikalen Preisbindungen erhöhte 
sich die Zahl der anmeldenden Unternehmen um 
vier und die Zahl der Verkaufseinheiten um 412; 
der Schwerpunkt lag nach wie vor bei Armaturen, 
Preisempfehlungen wurden nur von vier Unterneh- 
men für insgesamt 150 Verkaufseinheiten angemel- 
det, insbesondere für landwirtschaftliche Spezial- 
fahrzeuge einschließlich Zubehörteilen. 

1. Fräsen (32 11 00) 

Zwei Unternehmen für den Werkzeugmaschinen- 
bau haben sich zu einer Arbeitsgemeinschaft zu- 
sammengeschlossen und für ihren Vertrag Antrag 
auf Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 gestellt. Der Vertrag 
bezweckt eine bessere Ausnutzung der bei den Ge- 
sellschaftern vorhandenen Fertigungseinrichtungen 
und damit eine wirtschaftlichere Herstellung von 
Langfräsmaschinen. 

Dieses Ziel soll durch eine Aufteilung des Typen- 
programms unter den beiden Vertragspartnern so- 
wie durch Zusammenarbeit bei der technischen Wei- 
terentwicklung und der gegenseitigen kostenlosen 
Überlassung konstruktiver Neuerungen erreicht 
werden. 

Der Antrag wird noch geprüft. 
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2. Betonstahlbiegemaschinen (32 12 15) 

Die „Gütegemeinschaft Betonstahlbiegemaschinen 
e. V.", Köln, verfolgt unter Verwendung des Güte- 
zeichens RAL-R G 740, das durch eine neutrale Prüf- 
stelle verliehen wird, den Zweck der Gütesicherung 
von Betonstahlbiegemaschinen und -Handbiegege- 
räten einschließlich Zubehör. 

Die Gütesicherung wird nach den in den Satzun- 
gen der Gemeinschaft niedergelegten Gütebedingun- 
gen und Prüfvorschriften geregelt. 

3. Pressen mit hydraulischem Antrieb (32 12 30) 

Der von zwei Herstellern von Pressen mit hydrau- 
lischem Antrieb für die Verformung von Kunststof- 
fen nach § 5 Abs. 2 gestellte Antrag auf Erlaubnis 
für eine Rationalisierungsvereinbarung wird noch 
geprüft. 

Die Antragsteller wurden aufgefordert, ihre 
Marktanteile bei den Vertragswaren, die Art der 
beabsichtigten Produktionsbeschränkungen sowie 
den Umfang des erwarteten Rationalisierungserfol- 
ges anzugeben. 

Die Vertragspartner, deren Umsätze im letzten 
Geschäftsjahr weiter Zunahmen, stellen außer Ver- 
tragswaren auch noch Spritzgußmaschinen, Strang- 
ziehpressen und andere Werkzeugmaschinen her. 

4. Bootsmotore (32 22 31) 

Ein Hersteller von preisgebundenen Außen- und 
Seitenbord-Ottomotoren hat für die vier von ihm 
angemeldeten Verkaufseinheiten die Funktions- 
rabatte für den Handel und die Endverbraucher- 
preise erhöht. 

5. Klimageräte (32 32 70) 

Ein Hersteller von Klimageräten in Truhen-, 
Schrank- oder Kastenform hat im Berichtszeitraum 
für vier Verkaufseinheiten (Geräte und Zubehör) 
Preisempfehlungen angemeldet. 

6. Haushaltskühlschränke über 250 Liter (32 33 21) 
und Gefriertruhen (32 33 20) 

Bei den Preisbindungen für Haushaltskühlschrän- 
ke über 250 Liter hat sich die Zahl der anmeldenden 
Unternehmen und der angemeldeten Verkaufsein- 
heiten geringfügig verringert. Von zwei Unterneh- 
men wurden für je eine Verkaufseinheit sowie 
für Kühltruhen und Zubehör Preissenkungen, von 
einem Unternehmen für acht Verkaufseinheiten 
Preisempfehlungen angemeldet. 

7. Heizungsumwälzungspumpen (32 34 41) 

Im Berichtszeitraum wurden von drei Unterneh- 
men für insgesamt 279 Verkaufseinheiten Preisbin- 
dungen, davon 35 für Zubehör, angemeldet. Die ge- 
bundenen Erzeugnisse werden über den Großhan- 
del sowie an Großverbraucher (Industrie, Fernheiz- 
werke) und Heizungsinstallateure direkt abgesetzt. 
Die Großhandelsspanne beträgt 30 v. H., wovon der 
Großhandel 15 v. H. an seine Abnehmer weitergibt. 


8. Raupenschlepper und Erdbaugeräte (32 36 80) ; 

Landmaschinen (32 41 00); 

Ackerschlepper (32 44 00) 

Ein Hersteller von Erdbaugeräten, der im Vorjahr 
Preisbindungen für sieben Verkaufseinheiten ange- 
meldet hatte, nahm für fünf Verkaufseinheiten die 
Anmeldungen zurück. Die im Vorjahr festgesetzten 
Preise und Rabatte blieben für die restlichen Preis- 
bindungen unverändert. Ein Hersteller von Raupen- 
schleppern hat die Preisbindungen für drei Ver- 
kaufseinheiten zurückgenommen und hierfür sowie 
für drei weitere Verkaufseinheiten (Zubehörteile) 
Preisempfehlungen angemeldet. Preise, Absatzwege 
und Rabatte der Preisempfehlungen gleichen jenen 
der Preisbindungen. 

Ein Hersteller von Vierradschleppern hat die 
Preisbindung für sieben Verkaufseinheiten aufge- 
hoben. Für 24 Ackermaschinen und für 88 Zubehör- 
geräte wurden von zwei Unternehmen Preisemp- 
fehlungen angemeldet. 

9. Kettenhebezeuge (32 56 10) 

Die „Exportgemeinschaft Kettenhebezeugherstel- 
ler" hat eine Erlaubnis für ein Exportkartell nach 
§ 6 Abs. 2 beantragt. Vertragswaren sind hier Stirn- 
radflaschenzüge mit Handkettenantrieb, Laufkatzen 
mit eingebauten Flaschenzügen und Laufkatzen 
ohne Flaschenzüge. Nach den Vertragsbedingungen 
sollen die von den Herstellern für den Direktexport 
einheitlich vereinbarten Preise und Konditionen als 
vertragliche Verpflichtung auch von den selbstän- 
digen Exporteuren oder von den auf eigenes Risiko 
kaufenden Vertretern anerkannt werden, wenn sie 
von den Kartellmitgliedern Vertragswaren bezie- 
hen. Eine Lieferung von Teilen in das Ausland so- 
wie Lohnarbeiten sind nur dann gestattet, wenn für 
das Endprodukt der festgesetzte Exportpreis erzielt 
wird. 

Dem Kartell wurde die Erlaubnis für die Dauer 
von drei Jahren mit der Auflage erteilt, die gefaß- 
ten Beschlüsse über die Regelung der Preise für 
selbständige Exporteure sowie Reversmuster ein- 
zureichen. 

10. Büromaschinen und Zubehör (32 64 00); 

Lichtpausgeräte (32 64 41) 

Die Zahl der Unternehmen für preisgebundene 
Büromaschinen blieb im Berichtszeitraum unverän- 
dert, während die der gebundenen Verkaufseinhei- 
ten um neun zurückging. Ein Unternehmen hatte 
für zwei preisgebundene Verkaufseinheiten die 
Preise geringfügig erhöht. Sonstige Veränderungen 
wurden nicht bekannt. Ein Hersteller von Licht- 
pausgeräten hat für 17 Verkaufseinheiten Preisbin- 
dungen angemeldet. 

11. Nähmaschinen (32 67 10) 

Ein Unternehmen hat die Preisbindungen für 
Haushaltsnähmaschinen zurückgezogen und für 
einen Teil Preisempfehlungen angemeldet. 

12. Armaturen (32 73 00) 

Die Prüfung des im Tätigkeitsbericht 1959 er- 
wähnten Rationalisierungskartells nach § 5 Abs. 2 
und 3 von sechs Armaturenherstellern, die sich zur 
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„Vereinigten Arnidturen GmbH" (VAG), Mann- 
heim, zusammengeschlossen haben, ist noch nicht 
abgeschlossen. Wesentliche Teile des Kartellvertra- 
ges, nämlich eine gemeinsame Vertriebsstelle und 
gemeinsame Auslieferungslager, sind das Ergebnis 
einer über Jahrzehnte reichenden Zusammenarbeit. 
Die Anhörung der durch eine Entscheidung berühr- 
ten Außenseiter und Abnehmer ist noch nicht been- 
det. 

Die Vertriebsstelle handelt als Agent der Gesell- 
schafter, ausnahmsweise auch als Eigenhändler. Zum 
Zwecke der in der Branche üblichen Sortimentser- 
gänzung wird Handelsware auch von Außenseitern 
bezogen. Ebenso werden zur Sortimentsergänzung 
Produkte der sechs Gesellschafter an Außenseiter 
abgegeben. Wegen einer angeblichen Rabattdiskri- 
minierung eines Außenseiters ist zwischen diesem 
und der Vertriebsstelle ein Zivilrechtsstreit an- 
hängig. 

Ferner sind Bestrebungen von acht Herstellern 
der gleichen Branche — sechs davon gehören der 
VAG an — bekanntgeworden, ein Rabatt- und Kon- 
ditionenkartell zu bilden. 

Bei sechs Herstellern von Feuerlöscharmaturen 
wurden für die vergleichbaren Verkaufseinheiten 
gleiche Preise und Rabatte festgestellt. Es wird ge- 
prüft, wie es zu diesem Verhalten gekommen ist. 

Die Zahl der Unternehmen, die Preisbindungen 
für Armaturen angemeldet haben, blieb im Be- 
richtszeitraum unverändert. Für 23 der angemel- 
deten Verkaufseinheiten wurden die Preisbindungen 
zurückgenommen und für 208 Verkaufseinheiten neu 
angemeldet. Drei Unternehmen haben die Preise 
für 1203 Verkaufseinheiten um 5 bis 7 v. H. und für 
14 Verkaufseinheiten um 6 bis 30 v. H. erhöht. Bei 
917 Verkaufseinheiten wurden die Preise um 1,9 
bis 6 v. H. gesenkt. Von den Preisänderungen wa- 
ren etwa 75 v. H. der angemeldeten Verkaufsein- 
heiten betroffen. 

Preisempfehlungen wurden bisher für Armaturen 
nicht angemeldet. 

13. Erzeugnisse der Ölhydraulik und Pneumatik 
(32 73 95) 

Drei Hersteller von Ölhydraulikanlagen haben 
sich zu einer „Gesellschaft für Hydraulikanlagen*' 
zusammengeschlossen. Für den Vertrag wurde ein 
Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis für ein Ratio- 
nalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 gestellt. Die Ver- 
tragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen 
Überlassung der gegenwärtigen und künftigen tech- 
nischen Kenntnisse und Erfahrungen bei der Her- 
stellung von Ölhydraulikanlagen und deren Einzel- 
teilen. Die Konstruktionen, Leistungen und Maße 
sollen weitgehend vereinheitlicht, die gemeinsam 
erarbeiteten Konstruktionen in das gemeinsame 
Produktions- und Vertriebsprogramm unter dem 
Verbandszeichen „Hydraulikring" aufgenommen 
werden. Für die Beteiligten sind keine Produktions- 
und Vertriebsbeschränkungen vorgesehen. Die Er- 
laubnis wurde für die Dauer von drei Jahren mit 
bestimmten Auflagen erteilt, die eine Prüfung er- 
möglichen sollen, ob die erwartete Verbesserung 


der Bedarfsbefriedigung künftig auch tatsächlich 
eintritt. 

Die durch den Vertrag bezweckte Vereinheit- 
lichung und technische Verbesserung von Hydrau- 
likanlagen ermöglicht den Abnehmern eine Ratio- 
nalisierung ihrer Betriebe. Infolge zunehmender 
Austauschbarkeit der Hydraulikanlagen wird deren 
Wartung und Lagerhaltung vereinfacht. Risiken, die 
durch Lieferschwierigkeiten bei einzelnen Kartell- 
mitgliedern auftreten, können verringert werden. 
Die Abnehmer sind in der Lage, auf andere Kartell- 
mitglieder auszuweichen. Sie haben sich zu dem 
Kartellvertrag ausnahmslos positiv geäußert. 

14. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

3 Zusammenschlüsse in den Bereichen Armatu- 
ren, Warenautomaten und Flüssigkeitspumpen 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

149 

918,8 

1959 

140 

919,6 


Veränderung 

— 9 

+ 0,8 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

'Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

1572 

653,7 

1959 

1629 

843,0 


Veränderung + 57 + 189,3 


IX. Landfahrzeuge (33) 

In dieser Warengruppe, deren Entwicklung im 
wesentlichen durch den Kraftfahrzeugbau bestimmt 
wird, lagen in der Berichtszeit die Produktion um 
rund 22 v. H., die Umsätze um 17,6 v. H. und die 
Auftragseingänge um rund 5 v. H. über dem Niveau 
des Vorjahres. 

Der Aufschwung, den die Automobil-Industrie 
seit Jahren zu verzeichnen hatte, setzte sich mit 
einer Zunahme der Produktion von 19,7 v. H. fort. 
Die Personenkraftwagen erreichten mit einer Zu- 
wachsrate von 25,9 V. H. einen Anteil von rund 
78 V. H. an der Gesamterzeugung von Kraftfahr- 
zeugen. Im wesentlichen veranlaßt durch die gestie- 
genen Masseneinkommen verlagerte sich die Nach- 
frage auf Wagen der höheren Hubraumklassen. Die 
Produktion paßte sich weitgehend dieser Nach- 
frageumschichtung an. Während der Produktions- 
anteil der Wagen in den Hubraumklassen bis 
0,5 Liter und auch der Kombi-Wagen sich verrin- 
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gerte, stieg der Anteil vor allem der Wagen von 
1 bis 2 Liter und über 2 Liter Hubraum an. Die Pro- 
duktion der Wagen über 2 Liter Hubraum nahm 
um mehr als das Doppelte zu. 

Bei Lastkraftwagen (einschließlichLiefer- und Kom- 
binationskraftwagen sowie Zugmaschinen) stieg die 
Produktion um 5,7 v. H. gegenüber dem Vorjahres- 
niveau. Durch die Klärung der rechtlichen Bestim- 
mungen über die Lkw-Abmessungen sowie durch 
den zunehmenden Transportraum-Bedarf erhöhte 
sich die Nachfrage nach schweren Lastkraftwagen, 
die in den beiden letzten Jahren unter Absatz- 
schwierigkeiten litten. 

Die Kapazitäten wurden wesentlich erweitert. Die 
Beschäftigungen im Kraftfahrzeugbau nahmen um 
rund 20 v. H. zu. Die Kapazitätserweiterungen, Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen und die teilweise Ab- 
satzverlagerung vom Export- zum Inlandsmarkt 
führten zu einer erheblichen Verkürzung der Lie- 
ferfristen. 

Die Ausfuhr fabrikneuer Kral'twagen und Stra- 
ßenzugmaschinen lag im Jahre 1960 um rund 14 v. H. 
über dem Niveau des Vorjahres. Der Exportanteil 
an der Gesamtproduktion verringerte sich. Auf die 
EWG-Länder entfielen 18,4 v. H. und auf die EFTA- 
Länder 30,9 v. H. des Kraftwagenexports. 

Die Einfuhr von Kraftfahrzeugen ging in der Be- 
richtszeit um 20,5 V. H. zurück. Hiervon waren vor 
allem Personenkraftwagen betroffen, auf die der 
größte Anteil der Einfuhr entfiel. Allerdings er- 
höhte sich die Einfuhr von teueren Sportfahrzeu- 
gen. Auf die EWG-Länder entfielen rund 84 v. H. 
der Gesamteinfuhr von Kraftfahrzeugen, der Anteil 
der EFTA-Länder betrug hingegen 12 v. H. 

Auch in den anderen Bereichen des Fahrzeugbaus 
konnte eine Belebung festgestellt werden. So lag 
die Produktion von Krafträdern einschließlich Fahr- 
rädern um 12,8 V. H. über dem Niveau des Vor- 
jahres. 

Die Preise blieben in der Berichtszeit ziemlich kon- 
stant; erst im dritten Quartal 1960 zogen sie gering- 
fügig an. Preiserhöhungen erfolgten vor allem für 
Spezialfahrzeuge und Zweiräder sowie in geringem 
Umfang für Personenkraftwagen. Trotz dieser Erhö- 
hungen lag der Preisindex für Krafwagen im Jahre 
1960 bei 99 (1950 - 100). 

Das Schwergewicht der Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in dieser Warengruppe lag nach wie vor 
bei vertikalen Preisbindungen. Bei einem gering- 
fügigen Rückgang der Zahl der preisbindenden Un- 
ternehmen nahm die Zahl der Verkaufseinheiten 
für Fahrzeuge um 58 und die für Ersatzteile um 
2346 zu. Von drei Unternehmen wurden für 3704 
Verkaufseinheiten (vor allem für Ersatzteile) Preis- 
empfehlungen angemeldet. 

In einigen Fällen von Bindungen im Sinne des 
§ 18 wurden wegen Verdachts eines Mißbrauchs 
Verfahren eingeleitet. 

1. Kraftwagen (33 10 00) 

Bei unveränderter Unternehmenszahl nahm die 
Zahl der preisgebundenen Verkaufseinheiten um 
drei zu. Für 26 Kraftwagentypen wurden im Berichts- 


zeitraum die Preise um 0,2 bis 10,1 v. H. gesenkt 
und für 30 Kraftwagentypen um 0,8 bis 14,9 v. H. 
erhöht. Die Absatzwege sowie Art und Höhe der 
Rabatte blieben dabei unverändert. 

Preisempfehlungen wurden von drei Unternehmen 
für 63 Verkaufseinheiten (Personenkraftwagen, 
Kleinbusse und Lastkraftwagen) angemeldet. 

2. Krafträder, Mopeds (33 17 00), 

Fahrräder (33 51 00) 

Aus dem Bereich der Zweiradindustrie wurden 
ausschließlich vertikale Preisbindungen bekannt. 
Der Schwerpunkt der angemeldeten Verkaufsein- 
heiten lag bei Mopeds. Bei fast unveränderter Zahl 
der anmeldenden Unternehmen nahm die Zahl der 
angemeldeten Verkaufseinheiten um 52 zu. Für 23 
Verkaufseinheiten wurden die Preise um 0,75 bis 
11,3 V. H. erhöht und für 18 Verkaufseinheiten um 
1,6 bis 10,1 V. H. gesenkt. Vertriebswege und Rabatte 
blieben unverändert, 

3. Fahrgestelle mit Motor für PKW, LKW und Drei- 
radfahrzeuge (33 10 10), Zubehör, Ersatzteile und 
Bremsbeläge (33 31 00) 

I Auf die Kraftfahrzeugteile-, Ersatzteile- und Zu- 
! behörindustrie entfällt der größte Teil der Unter- 
! nehmen der Kraftfahrzeugindustrie. Fachlich ist sie 

■ je nach Art der hergestellten Waren entweder der 
Kraftfahrzeug-, EBM- oder Elektroindustrie zuzu- 
rechnen. Der überwiegende Teil der Industrie ist je- 
doch Mitglied des Verbandes der Deutschen Auto- 
mobilindustrie. Vom Produktionszuwachs der Kraft- 
fahrzeugindustrie profitierte auch die Teileindustric. 
Im Berichtszeitraum nahmen Produktion und Absatz 
weiter zu. Der Anteil des Exportes an der Gesamt- 
produktion von Kfz-Teilen und Zubehör stieg nur 
um einen Punkt auf 128 (1950 = 100). Dabei dürften 
die Preise im Ersatzgeschäft stärker als im Erst- 
ausstattungsgeschäft gestiegen sein. 

Kfz-Hersteller haben Händler und Reparaturwerk- 
stätten verpflichtet, nur „OriginaF'-Ersatzteile und 
„OriginaF'-Zubehör zu verwenden oder auch Ersatz- 
teile und Zubehör nur von ihnen selbst oder von 
Vertragshändlern zu beziehen. Da durch solche Bin- 
dungen möglicherweise die Wettbewerbsfähigkeit 
derjenigen Fach(groß)händler, die nicht Vertrags- 
händler eines Autoherstellers sind, ohne zureichen- 
den Grund eingeschränkt wird, hat die EWG-Kom- 
mission gebeten, die Tatbestände zu ermitteln und 
Stellung zu nehmen. 

Die sonst bekanntgewordenen Wettbewerbsbe- 
schränkungen sind fast ausschließlich vertikale 
Preisbindungen. Der Schwerpunkt lag bei Ersatz- 
teilen. Bei unverändert gebliebener Unternehmens- 
zahl nahm die Zahl der Verkaufseinheiten durch 
5378 Neuanmeldungen bei 13 017 Rücknahmen um 
7639 ab. Sieben Unternehmen meldeten für 3516 
j Verkaufseinheiten Preisänderungen an, wobei die 
Zahl der Senkungen und Erhöhungen in etwa gleich 

■ war. Bei den Vertriebswegen, Rabatten und Kondi- 
tionen wurden hingegen keine Veränderungen an- 
gemeldet. 
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X. Wasserfahrzeuge (34), Luftfahrzeuge (35) 

Aus beiden Warengruppen wurden weder hori- 
zontale noch vertikale Wettbewerbsbeschränkungen 
bekannt. 

1. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 und Kapitalgesellschaften für die Waren- 
gruppen 33 und 35 

a) Untern ehmenszusammenschlüsse: 

1 Zusammenschluß im Bereich Flugmotoren und 
-triebwerke 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

17 

495,2 

1959 

17 

535,2 


Veränderung 


± 0 

+ 40,0 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

280 

289 

240,3 

470,7 

Veränderung 


+ 9 

+ 230,4 


2. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppe 34 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 


Jahr 

Zahl 

Grundkapital 
(Mio DM) 

1958 

14 

110,2 

1959 

12 

120,4 


Veränderung 

- 2 

+ 10,2 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

54 

34,4 

1959 

52 

31,8 


Veränderung — 2 — 3,6 


XI. Elektrotechnische Erzeugnisse (36) 

Die elektrotechnische Industrie hatte an dem all- 
gemeinen konjunkturellen Aufschwung besonderen 
Anteil. Die Produktion lag im Jahre 1960 um fast 
16 V. H. über dem Niveau des Vorjahres. Vor allem 
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stieg die Nachfrage nach elektrotechnischen Investi- 
tionsgütern, die von dem steigenden Bedarf des 
Nachrichtenwesens, der Elektrifizierung der Bundes- 
bahn, der Erhöhung der Kraftfahrzeugproduktion 
und der Bautätigkeit lebhafte Impulse empfing. Da- 
gegen ließ die Nachfrage nach elektrotechnischen 
Gebrauchsgütern nach. 

Die Produktionssteigerung führte zu einer. Er- 
höhung der Belegschaftsstärke um rund 70 000 Be- 
schäftigte gegenüber dem Vorjahr. Kostenerhöhun- 
gen (insbesondere Lohnerhöhungen) wirkten sich 
bisher in den Preisen der Investitionsgüter kaum 
aus, während bei den Gebrauchsgütern die Preis- 
entwicklung unterschiedlich war. Bei höherwertigen 
Gebrauchsgütern konnten eindeutig sinkende Preise 
festgestellt werden, während bei Kleingeräten und 
Zubehörteilen die Preise leicht anzogen. 

Horizontale und vertikale Wettbewerbsbeschrän- 
kungen wurden fast ausschließlich im Bereich der 
elektrotechnischen Gebrauchsgüter bekannt. Aus 
diesem breiten Bereich sind bisher nur wenige Ra- 
battkartelle (für Rundfunk- und Fernsehgeräte und 
für Installationsmaterial) und Wettbewerbsregeln 
nur für Installationsmaterial angemeldet worden. Es 
gibt jedoch Anzeichen dafür, daß eine Reihe weite- 
rer Wettbewerbsbeschränkungen, und zwar vorwie- 
gend Gesamtumsatzrabattsysteme, seit Jahren prak- 
tiziert werden. Die Untersuchungen in dieser Rich- 
tung sind noch nicht abgeschlossen. 

Bei den vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen 
machte sich eine leichte Auflockerung bemerkbar. 
So hat sich die Zahl der preisbindenden Unterneh- 
men um drei auf 90 verringert, während gleichzeitig 
die Zahl der gebundenen Verkaufseinheiten um 
rund 6 v. H. gegenüber dem Vorjahr zurückging. 
Eine große Rolle spielt die Preisbindung unverän- 
dert bei Glühlampen, Rundfunk- und Fernseh- 
geräten sowie Schallplatten. 

Von 13 Unternehmen wurden 147 Preisempfeh- 
lungen für Elektrowaschmaschinen, Geschirrspül- 
maschinen, Rasierapparate, Heißwasserbereiter, 
Leuchtstofflampen, Kaffeemühlen u. a. angemeldet; 
der Schwerpunkt der Anmeldungen liegt bei Wasch- 
maschinen. Einige dieser Unternehmen haben so- 
wohl Preisbindungen wie Preisempfehlungen ange- 
meldet. 

1. Installationsmaterial (36 23 10), (36 23 30), 

(36 23 70) 

In diesem Bereich der Elektroindustrie sind drei 
Gesamtumsatzrabattkartelle wirksam geworden, und 
zwar für Schalter und Steckdosen, für Fassungen 
undfürD-Schmelzeinsätze (== Porzellansicherungen). 

Abgesehen von wenigen Großunternehmen han- 
delt es sich bei den Kartellmitgliedern um Unter- 
nehmen mittlerer Größe. Ein weiteres Merkmal die- 
ser Branche ist die Spezialisierung des Produktions- 
programms auf eine der drei Erzeugnisgruppen. So 
firmieren die Unternehmen zum großen Teil als 
„Elektrotechnische Spezialfabrik". Gerade diese 
Spezialisierung dürfte bei der vorherrschenden 
Größenordnung gute Voraussetzungen für die Wett- 
bewerbsfähigkeit bieten. 
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Gemessen am Jahresumsatz ist das Rabattkartell 
„Schalter und Steckdosen" das bedeutendste. 16 Her- 
steller haben sich zu diesem Kartell zusammen- 
geschlossen. Daneben gibt es noch einige Außen- 
seiter mit einem geringen Marktanteil. Dem Ge- 
samtumsatzrabattkartell unterliegt nicht das ge- 
samte Sortiment an Schaltern und Steckdosen. Im 
Gegensatz zu manchen anderen Gesamtumsatz- 
rabattkartellen kommt die Rabattstaffel nur gegen- 
über dem wichtigsten Erstabnehmer, dem Elektro- 
großhandel, zum Tragen und wird nicht zur zweiten 
Stufe, dem Installationshandwerk, „durchgerechnet". 
Während die Großhandelspreisbildung frei ist, 
geben die Hersteller für die Installateure unver- 
bindliche Bruttopreislisten heraus. Bruttopreise und 
Geschäftsbedingungen der Kartellmitglieder stim- 
men weitgehend überein, doch ist ein gewisser 
Qualitätswettbewerb vorhanden. Seit Jahren besteht 
bei der „Fachabteilung für Installationsmaterial im 
Zentralverband der Elektrotechnischen Industrie" 
eine Preismeldestelle. Die Mißbrauchsaufsicht wird 
infolgedessen darauf achten müssen, ob ein funk- 
tionsfähiger Wettbewerb gewährleistet ist. 

Der Umsatzgröße nach folgt an zweiter Steile das 
Gesamtumsatzrabattkartell für „Fassungen", dem 
sich sechs Hersteller angeschlossen haben. Dem Kar- 
tellvertrag unterliegen nur Fassungen für Leucht- 
stofflampen und Metallfassungen sowie Zubehör für 
diese Fassungen, nicht jedoch Porzellan- und Iso- 
lierstoffassungen. Zwei nahmhafte Hersteller von 
Isolierstoffassungen, die dem Kartell nicht angehö- 
ren, haben inzwischen ein Mißbrauchsverfahren 
nach § 12 angeregt. Sie behaupten, daß Isolierstoff- 
fassungen den gleichen Verwendungszweck erfüll- 
ten wie Metallfassungen und daß die Außenseiter 
infolgedessen durch die Gesamtumsatzrabattstaffel 
benachteiligt seien. Sie halten eine Mitzählung ihrer 
Umsätze für gerechtfertigt, über diese Frage ist 
noch nicht entschieden worden. Hauptabnehmer von 
Fassungen (über 90 v. H. des Absatzes) ist die 
Leuchtenindustrie. Fassungen für den Ersatzbedarf 
werden über den Elektrogroßhandel abgesezt. Unter 
Berücksichtigung dieser Absatzstruktur sieht das 
Kartell zwei voneinander abweichende Gesamtum- 
satzrabattstaffeln vor. 

Hinsichtlich der Wettbewerbsverhältnisse liegen 
ähnliche Bedingungen bei bei Schaltern und Steck- 
dosen vor. Auch hier dient die Fachabteilung Instal- 
lationsmaterial als Preismeldestelle. 

Dem Gesamtumsatzrabattkartell „D-Schmelzein- 
sätze" (= Porzellansicherungen) gehören 11 Her- 
steller an. Bei einigen Unternehmen besteht eine 
enge Verbindung zur Porzellanindustrie. Wenn 
auch, wie bei den beiden anderen Gesamtumsatz- 
rabattkartellen, gleiche Preise und Konditionen vor- 
liegen und ein Preismeldeverfahren praktiziert wird, 
sind D-Schmelzeinsätze doch einem beachtlichen 
Substitutionswettbewerb durch automatische Siche- 
rungen ausgesetzt. 

Von verschiedenen Herstellergruppen wird ferner 
eine Reihe von inhaltlich übereinstimmenden Wett- 
bewerbsregeln praktiziert. Zunächst wurde die Ein- 
tragung von Wettbewerbsregeln, die für nahezu 
alle Hersteller von Sicherheits-Automaten Geltung 


haben sollen , durch den Zentralverband der Elek- 
trotechnischen Industrie e. V. beantragt. Eine Ände- 
rung der vorgelegten Wettbewerbsregeln ist ange- 
kündigt. Der Antrag wird noch geprüft. 

2. Haushaltskühlschränke (36 38 00) 

Auf dem Markt für Haushaltskühlschränke be- 
stehen sowohl horizontale wie vertikale Wett- 
bewerbsbeschränkungen. Das bereits im Tätigkeits- 
bericht 1959 erwähnte, von den 11 führenden Her- 
stellern in Zusammenhang mit der Preisbindung 
praktizierte, aber nicht angemeldete Gesamtumsatz- 
rabattsystem ist zur Zeit Gegenstand eines Ermitt- 
lungsverfahrens. Die Hersteller sind der Ansicht, 
daß es sich um ein nicht anmeldebedürftiges Ge- 
samtumsatzmeldeverfahren handele, das auf einer 
Reihe von Einzelverträgen der jeweiligen Hersteller 
mit der Meldestelle beruhe. Ungeachtet der recht- 
lichen Seite dieses Verfahrens bleibt die Möglich- 
keit bestehen, daß damit der Rabattwettbewerb 
zwischen den Herstellern ausgeschlossen wird. 

Bei den Preisbindungen waren die Rücknahmen 
häufiger als die Neuanmeldungen. Von den 12 Un- 
ternehmen, die 1959 Preisbindungen angemeldet 
hatten, nahmen zwei ihre Anmeldungen zurück. Die 
Zahl der angemeldeten Verkaufseinheiten verrin- 
gerte sich um zehn. 

Im großen und ganzen wurden die Preisbindun- 
gen seltener durchbrochen als im Vorjahr. Hierzu 
dürfte die Anpassung der gebundenen Preise an die 
niedrigeren Preise der meist über den Versandhan- 
del und die Warenhäuser vertriebenen nicht gebun- 
denen Geräte wesentlich beigetragen haben. Preis- 
empfehlungen wurden bisher nur von zwei Unter- 
nehmen, die für einen Teil ihrer Erzeugnisse auch 
Preisbindungen angemeldet haben, für 14 Verkaufs- 
einheiten einschließlich Zubehör angemeldet. Ra- 
batte, Konditionen und Vertriebswege sind dabei 
die gleichen wie für die preisgebundenen Erzeug- 
nisse. 

3. Glühlampen (36 44 00) 

Das bereits im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnte 
Gesamtumsatzrabattverfahren der Glühlampenher- 
steller wird untersucht. Die Hersteller behaupten, 
daß es nicht auf Vereinbarungen beruhe. 

Das Gesamtumsatzrabattverfahren bei Allge- 
brauchsglühlampen, das von 9 der insgesamt 11 Her- 
steller Über eine gemeinsame Meldestelle (Neutrale 
Zählstelle Elektrische Lampen, Bonn) abgewickelt 
wird, besteht bereits seit dem Jahre 1954. Vor die- 
ser Zeit bestand bei gleichen Bruttolistenpreisen ein 
heftiger Rabattwettbewerb. Die Einhaltung der von 
drei führenden Herstellern seinerzeit dem Bundes- 
wirtschaftsministerium gegenüber abgegebenen Er- 
klärung, ihre Marktanteile, die zusammen 88 v. H. 
betrugen, nicht zu erhöhen, wird von der Zählstelle 
des Gesamtumsatzrabattsystems überwacht. 

Mit dem Übergang zu Gesamtumsatzrabatten 
wurde auch die Preisbindung eingeführt und die 
schon zuvor gleichen Bruttolistenpreise auf Kosten 
der Handelsrabatte gesenkt. 
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Für den Groß- und Einzelhandel gelten jeweils 
gleiche Rabattsätze und Bezugswertgrenzen, wäh- 
rend Großverbraucher und Energieversorgungsunter- 
nehmen besondere Rabatte und Umsatzstaffeln er- 
halten. Außerdem gewähren die kleineren Unter- 
nehmen Zusatzrabatte (Margen). 

Von den beiden Außenseitern erreicht nur einer 
einen Marktanteil von wenigen Prozent. Die Bezüge 
bei diesen Außenseitern, bei den Importeuren und 
den ausländischen Herstellern werden bei dem Ge- 
samtumsatzrabattverfahren mitgezählt, wenn sie 
ebenfalls Rabatte nach Gesamtumsätzen gewähren. 
Die Rabatte der inländischen Außenseiter liegen 
etwas Über denen der übrigen Hersteller. 

Da die vorhandenen Qualitätsunterschiede nur 
gering sind, ist es zweifelhaft, ob sie einen Einfluß 
auf den Wettbewerb haben. Die Konditionen der 
Hersteller sind gleich. In den letzten beiden Jahren 
blieben Preise, Rabatte und Konditionen unver- 
ändert. 

Bei dem starken Teiloligopol auf diesem Markt 
erscheint ein Preiswettbewerb fraglich. Die gering- 
fügig höheren Rabatte der kleinen Hersteller führen 
zwar bei gleichen Bruttopreisen zu einer gewissen 
Differenzierung der Herstellerabgäbepreise; sieblei- 
ben aber in den Grenzen, die das Gruppeninteresse 
des Teiloligopols der drei großen Unternehmen er- 
laubt. 

Auf Glühlampen entfallen rund 59 v. H. aller im 
Bereich der elektrotechnischen Erzeugnisse ange- 
meldeten Preisbindungen. Gegenüber 1959 hat sich 
die Anzahl der Verkaufseinheiten dadurch etwas 
verringert, daß ein ausländisches Unternehmen und 
ein Importeur die Preisbindung für alle Verkaufs- 
einheiten zurückgenommen haben. 

4. Rundfunk- und Fernsehgeräte (36 61 00) 

Die im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnten Bestre- 
bungen, zu einer einheitlichen Rabattregelung zu 
gelangen, führten am 4. Januar 1960 zur Anmel- 
dung eines Rabattkartells durch 11 Hersteller von 
Rundfunk- und Fernsehgeräten, dem noch während 
der Widerspruchsfrist das auf diesem Markt füh- 
rende Unternehmen beitrat. Die 12 Kartellmitglieder 
verfügten im Jahre 1959 über einen Marktanteil 
von rund 80 v. H. Die Laufzeit des Rabattbeschlus- 
ses ist bis 30. Juni 1961 befristet, während der Kar- 
tellvertrag unbefristet abgeschlossen ist. 

Für die Gewährung der Rabatte sind die Gesamt- 
umsätze der Abnehmer an Rundfunk- und Fernseh- 
geräten (außer Autoempfängern) maßgebend. Han- 
delsmarkenbezüge werden bei der Berechnung be- 
rücksichtigt. Der Großhandel erhält von einer be- 
stimmten Bezugsgrenze an einen einheitlichen Funk- 
tionsrabatt von 4 V. H. — jedoch nur für Umsätze 
mit Einzelhändlern. Die Rabatte gelten auch die 
Garantieleistung ab — eine durch das Kartell neu 
Gingeführte Bestimmung. Im allgemeinen sind die 
dem Handel gewährten Spannen niedriger als vor- 
her bei der individuellen Rabattierung. Dadurch 
wurde eine Senkung der Endverbraucherpreise er- 
möglicht, die — soweit die Geräte vergleichbar ge- 
blieben sind — zwischen 2,4 v. H. und 17 v. H. 
betrug. 


Nach wie vor sehen sich die Kartellmitglieder, die 
alle ihre Erzeugnisse — von sogenannten Auslauf- 
modellen abgesehen — preisgebunden haben, unter 
dem Preisdruck der Außenseiter. Diese bieten ihre 
meist ebenfalls preisgebundenen Geräte zum Teil 
zu stark herabgesetzten Preisen an, wobei die von 
ihnen dem Handel gewährten Spannen oft über 
denen der Mitglieder des Rabattkartells liegen. Die 
Preissenkungen der Außenseiter liegen zwischen 
5,8 und 21,3 v. H. und sind damit in vielen Fällen 
größer als die Preissenkungen der Kartellmitglieder. 

Neben vier Außenseitern, die ihre Geräte preis- 
gebunden haben, vertreiben weitere Unternehmen 
nichtpreisgebundene Geräte preisgünstiger vorwie- 
gend über den Versandhandel und die Waren- 
häuser. 

Seit dem Herbst bestand für Fernsehgeräte ein 
ausgeprägter Käufermarkt, der dadurch gekennzeich- 
net war, daß erhebliche Lagerbestände, insbesondere 
bei Geräten mit der 53-cm-Bildröhre, aufgelaufen 
waren. Die beteiligten Wirtschaftskreise führten die 
Kaufenthaltung in erster Linie auf die Unklarheiten 
über den Beginn des zweiten Fernsehprogramms 
zurück. Sie waren der Ansicht, daß die Geräte ab- 
fließen würden, sobald das zweite Programm gesen- 
det wird. Unabhängig davon wurde geprüft, ob nicht 
in Anbetracht der hohen Lagerbestände die Preis- 
bindung ein Sinken der Preise auf ein der Markt- 
lage angemessenes Niveau verhindert und als miß- 
bräuchlich im Sinne von § 17 zu bewerten ist^). 

Die Anzahl der preisbindenden Unternehmen ist 
I mit insgesamt 16 gegenüber dem Vorjahre unver- 
ändert geblieben. Dagegen hat sich die Zahl der 
angemeldeten Verkaufseinheiten um fast 30 v. H. 
erhöht. 

Von der Möglichkeit, Preisempfehlungen anzu- 
melden, machten bisher nur zwei Unternehmen mit 
25 Verkaufseinheiten Gebrauch. Die gleichen Unter- 
nehmen haben daneben für gleichartige Erzeugnisse 
auch Preisbindungen angemeldet. 

5. Bespielte Schallplatten (36 63 81) 

Auch auf dem Markt für bespielte Schallplatten 
bestehen sowohl vertikale wie horizontale Wett- 
bewerbsbeschränkungen. Neben ' Preisbindungen 
handhaben die führenden Hersteller ein Mengen- 
rabattsystem, das nach dem Stand der Untersuchun- 
gen einem Gesamtumsatzrabattsystem gleichzuset- 
zen sein dürfte. Die Prüfung ist eingeleitet. 

Insgesamt haben sieben Unternehmen Preisbin- 
dungen angemeldet. Sowohl Hersteller wie auch 
Vertriebsgesellschaften treten als Preisbinder auf. 
Da einige Vertriebsgesellschaften (z. B. Schallplat- 
tenringe) ihre Schallplatten von den führenden Her- 
stellern beziehen, ist zu vermuten, daß gleiche Plat- 


9 Für den überwiegenden Teil der Fernsehgeräte mit 
der 53-cm-Bildröhre wurde die Preisbindung inzwi- 
schen von Amts wegen mit der Begründung aufge- 
hoben, sie mache die Bildung eines marktgerechten 
Preises für die Verbraucher unmöglich. Die nach der 
Unwirksamkeitserklärung vom Einzelhandel vorge- 
nommenen Preissenkungen betrugen bis zu 25 v. H. 
vom gebundenen Bruttopreis. 
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ten zu verschiedenen Preisen gebunden werden. Die 
Zahl der in Preisgruppen angemeldeten Verkaufs- 
einheiten hat um 55 gegenüber dem Vorjahre bei 
vier Rücknahmen zugenommen. Preisempfehlungen 
wurden bisher nicht angemeldet. 

Bei Schallplatten gibt es mehrere Preisgruppen, 
jedoch sind alle Unternehmen auf Grund ihres 
unterschiedlichen Produktionsprogramms in jeder 
Preisgruppe vertreten. In der Berichtszeit blieben 
die Preise — abgesehen von der Erhöhung eines 
Erzeugnisses bei einem Unternehmen und einer 
leichten Senkung in der unteren Preisklasse bei 
einem anderen Unternehmen — unverändert. 

Die Handelsspannen der Schallplattenunterneh- 
men sind annähernd gleich. Sie liegen für den Groß- 
handel um 14 V. H. und für den Einzelhc\ndel um | 
30 V. H. vom Endverbraucherpreis. Dazu gewähren 
die führenden Unternehmen für alle Markenplatten 
einen Gesamtumsatzrabatt, der sich für den Einzel- 
handel einheitlich von 1,4 bis 8,4 v. H. staffelt, wäh- 
rend er für den Großhandel bei den einzelnen Unter- 
nehmen unterschiedlich von 0,9 bis 5,6 bzw. bis 
4,2 V. H. gestaffelt ist. 

Diese Unterschiedlichkeit ist zum Teil in der Ver- 
schiedenheit der Vertriebswege begründet; einige 
Unternehmen bevorzugen überwiegend den Direkt- 
absatz an den Einzelhandel. Hieraus dürften sich 
auch Unterschiede in den Konditionen der Hersteller 
erklären, soweit diese aus den Preisbindungsreser- 
ven zu entnehmen sind. 

Kennzeichnend für die Marktstruktur ist eine 
Spaltung in einen Markt für den Fachhandel und in 
einen für Schallplattenringe sowie -Clubs, die auf 
Grund ihrer höheren Abnahmemengen günstigere 
Einkaufspreise erzielen, die sie an ihre Mitglieder 
entsprechend weitergeben. Während im Vorjahr nur 
ein führendes Unternehmen Liefervereinbarungen 
mit einem Schallplattenring abgeschlossen hatte, 
sind in der Berichtszeit zwei weitere Großunterneh- 
men zu Sondervereinbarungen mit Schallplattenrin- 
gen übergegangen. Ein anderes Unternehmen ist als 
Tochtergesellschaft eines führenden Schallplatten- 
ringes ohnehin weitgehend auf die Lieferung an 
diesen Ring ausgerichtet. 

Die Handelsspannen der sogenannten „Betreuer- 
Firmen" für die Schallplattenringe sind je nach der 
bei ihnen eingetragenen Mitgliederzahl unetrschied- 
lich. 

6. Übrige Erzeugnisse 

Für preisgebundene Kaffeemühlen und Entsafter 
wurden Preissenkungen zwischen 7,7 und 25,3 v. H. 
angemeldet. Dagegen wurden für Mixgeräte die 
Preise zum Teil erheblich erhöht. Im ganzen gese- 
hen sind jedoch für die übrigen preisgebundenen 
elektrotechnischen Gebrauchsgüter keine nennens- 
werten Änderungen bei Preisen, Rabatten, Kondi- 
tionen und Vertriebswegen festzustellen. 

7. Untemehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Untemehmenszusammenschlüsse: 

3 Zusammenschlüse in den Bereichen Nach- 
richtentechnische Geräte und Einrichtungen, 


Rundfunk-, Fernseh-, elektro-akustische Ge- 
räte und Einrichtungen, Elektrische Meß-, 
Prüf-, Steuerungs-, Regelgeräte und Einrich- 
tungen. 

Bei einem Zusammenschluß im Bereich Haus- 
halts-Wäschegeräte wird geprüft, ob die Vor- 
aussetzungen des § 23 vorliegen. 

b) Kapitalgesellschaften^); 

aa) Aktiengesellschaften 


Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

55 

1324,8 

1959 

53 

1358,2 

Veränderung 

- 2 

+ 33,4 

Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung 



Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

713 

372,7 

1959 

749 

484,9 

Veränderung 

-1- 36 

1- 112,2 


XII. Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
einschließlich Uhren (37) 

In der feinmechanischen und optischen Industrie 
setzte sich die Aufwärtsentwicklung des Jahres 1959 
in der Berichtszeit fort. Die Produktion lag im Jahre 
1960 um rund 12 v. H. über dem Vorjahrsniveau und 
entsprach damit etwa der Zuwachsrate in der Ge- 
samtindustrie. Gleiche Tendenzen zeigen sich auch 
in der Umsatzentwicklung. Die Zahl der Beschäftig- 
ten nahm um 7000 zu. Mit einem Lohnanteil von 
rund 32 v. H. an den gesamten Produktionskosten 
ist dieser Industriezweig relativ lohnkostenempfind- 
lich. Die wachsende Einfuhr preisgünstiger Erzeug- 
nisse erschwert den Herstellern jedoch die Mög- 
i lichkeit, gestiegene Kosten in den Preisen weiter- 
: zugeben. Der V/ettbewerbsdruck der Importe wird 
, allerdings dadurch etwas gemildert, daß die Quali- 
tät der eingeführten Erzeugnisse oft das deutsche 
1 Niveau nicht erreicht. Trotz der wachsenden inter- 
nationalen Konkurrenz bestreitet die feinmecha- 
j nische und optische Industrie der Bundesrepublik 
Deutschland fast h'3 des Welthandels mit diesen Er- 
zeugnissen. 

Der Index der Erzeugerpreise stieg trotz der 
Lohnerhöhungen im Jahre 1960 vor allem infolge des 
Importdrucks um zwei Punkte gegenüber dem Vor- 
jahr. Am stärksten zogen die Preise der von den 
Importen weniger berührten medizinmechanischen 
Erzeugnisse an, deren Preisindex 1960 auf 152 
(1950 ^ 100) gegenüber 143 im Vorjahr anstieg. 

Abgesehen von bisher nicht angemeldeten inter- 
nationalen Vereinbarungen zwischen Unternehmen 
über Rationalisierungsmaßnahmen liegt der Schwer- 
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punkt der Wettbewerbsbeschränkungen bei den ver- 
tikalen Preisbindungen. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen er- 
höhte sich um 4, die der angemeldeten Verkaufs- 
einheiten um 2411. Rund 53 v. H. aller Preisbindun- 
gen in dieser Warengruppe entfallen auf Uhren. 

Die Zahl der Preisempfehlungen hat sich in der 
Berichtszeit erheblich verändert. Von insgesamt 942 
Empfehlungen — angemeldet von 7 Unternehmen — 
blieben nur 455 bestehen, von denen 89 v. H. allein 
auf Uhren entfallen, 

1. Optische Erzeugnisse (37 10 00) 

In diesem Bereich nahm nu^ bei Ferngläsern die 
Zahl der preisbindenden Unternehmen um zwei und 
die Zahl der angemeldeten Verkaufseinheiten um 
123 zu. Der überwiegende Teil dieser Neuanmel- 
dungen entfällt auf Zubehör. Gegenüber den im 
Tätigkeitsbericht 1959 dargelegten Absatzbedingun- 
gen ergaben sich in der Berichtszeit keine Ände- 
rungen. 

Der Druck preisgünstiger Auslandswaren auf den 
Inlandmarkt hält an. Zwar sind die „ Jedermann" - 
Einfuhren aufgrund einschränkender Maßnahmen 
zurückgegangen, jedoch wurden gleichzeitig die 
Globalkontingente für die Einfuhr wesentlich erhöht. 
Die inländischen Hersteller reagierten mit dem An- 
gebot neuer, verbilligter Erzeugnisse, die sie dem 
Handel fast durchweg ohne Preisbindungen über- 
lassen, so daß dieser gegenüber dem Auslandsange- 
bot beweglicher wird. 

Die Preise der gebundenen Erzeugnisse blieben 
im ganzen unverändert. Nur bei Feldstechern erfolg- 
ten bei einigen Verkaufseinheiten Preiserhöhungen 
zwischen 1,9 und 3,9 v. H. 

Preisempfehlungen wurden nur von einem Unter- 
nehmen für zwei Verkaufseinheiten angemeldet. 

2. Fototechnische Erzeugnisse (37 20 00) 

Horizontale Wettbewerbsbeschränkungen konn- 
ten in diesem Bereich bisher nicht festgestellt wer- 
den. Es bestehen Bestrebungen, ein Konditionen- 
kartell für Fotogrossisten zu gründen. 

Die Zahl der Preisbindungen für fototechnische 
Erzeugnisse hat sich leicht erhöht. Die Zahl der 
bindenden Unternehmen nahm um vier zu, während 
bei den Verkaufseinheiten 199 Rücknahmen 597 
Neuanmeldungen gegenüberstehen. Bei den Ver- 
triebswegen und Handelsspannen ergaben sich 
keine Änderungen. 

Die Industrie ist offenbar bemüht, den wachsen- 
den und qualitativ verbesserten (vorwiegend japa- 
nischen) Importen mit dem Angebot preisgünstiger 
Erzeugnisse entgegenzuwirken. So wurden z. B. 
Preisbindungen für neue Fotoapparate in der Preis- 
klasse zwischen 37 DM und 70 DM angemeldet. 
Auch für höherwertige Kameras wurden trotz zahl- 
reicher technischer Verbesserungen nur begrenzt 
Preiserhöhungen festgestellt. Daneben wurden bei 
Kameras und Zubehörteilen allerdings auch Preis- 
senkungen zwischen 5,8 und 25,6 v. H. bekannt. 


Bei Stehbildwerfern und Schmalfilmgeräten, und 
zwar vorwiegend bei Zubehörteilen wurden Preis- 
änderungen nur bei etwa 5 v. H. aller angemeldeten 
Verkaufseinheiten angemeldet. Hier überwiegen 
Preiserhöhungen um 3 bis 36,4 v. H., denen einige 
wenige Preissenkungen zwischen 15,5 und 27,1 v. H. 
gegenüberstehen. 

Preisempfehlungen meldeten nur drei Hersteller 
von Fotozubehör und Ersatzteilen von Fotogeräten 
für 50 Verkaufseinheiten an. Die Handelsspannen 
und Vertriebswege sind die gleichen wie bei preis- 
gebundenen Erzeugnissen. 

3. Feinmechanische und medizinmechanische Erzeug- 
nisse (37 50 00 37 60 00) 

Preisbindungen für feinmechanische und medizin- 
mechanische Erzeugnisse sind selten. Beide Erzeug- 
nisgruppen haben einen gegenüber Massenkonsum- 
gütern begrenzten Absatzbereich und sind zudem 
kaum einem Importdruck ausgesetzt. Die Zahl der 
angemeldeten Verkaufseinheiten und die Preise und 
Handelsspannen haben sich gegenüber dem Vor- 
jahre nicht geändert. Preisempfehlungen wurden 
nicht angemeldet. 

4. Uhren (37 70 00) 

Die deutsche Uhrenindustrie, die, von wenigen 
Großunternehmen abgesehen, aus Klein- und Mittel- 
betrieben besteht, exportiert etwa 40 v. H. der 
Kleinuhren und 59 v. H. der Großuhren. Daher ist 
die Entwicklung auf dem Weltmarkt für diesen 
Industriezweig von hoher Bedeutung. Die Herstel- 
ler sehen sich hier vor allem dem Vordringen japa- 
nischer und neuerdings auch russischer Erzeugnisse 
gegenüber, die auf einer hochrationalisierten Mas- 
senfertigung basieren. Billige amerikanische Uhren 
drücken ebenfalls auf den Auslandsabsatz der deut- 
schen Erzeugnisse. 

In der Berichtszeit wurden zwischen deutschen 
und französischen Herstellern Abkommen über 
einen Erfahrungsaustausch und über Prüfung von 
Rationalisierungsmöglichkeiten abgeschlossen. Beide 
Gruppen stehen schon seit Jahrzehnten durch den 
Austausch von Zubehörteilen in engem Kontakt. 

Die Zahl der Unternehmen, die Preisbindungen 
angemeldet haben, blieb gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. Für 287 Verkaufseinheiten wurde die 
Preisbindung aufgehoben, für 1727 neu angemeldet. 
Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Her- 
steller vielfach in den Jahren 1958 und 1959 ange- 
meldete Erzeugnisse, die aber inzwischen nicht mehr 
produziert werden, nicht aus der Preisbindung ent- 
lassen haben. Die beim Handel noch vorhandenen 
Auslaufmodelle sollten dadurch geschützt werden. 
Die Zahl der Preisbindungen läßt daher nur bedingt 
Rückschlüsse auf ein erweitertes Angebot von preis- 
gebundenen Uhren zu. 

Die angemeldeten Funktionsrabatte blieben mit 
12 bis 16 V. H. der Verbraucherpreise für den Groß- 
handel und 35 bis 41 v. H. für den Einzelhandel 
nahezu unverändert. Einige der anmeldenden Her- 
steller gewähren dem Einzelhandel bei Direktbezug 
Zusatzmengenrabatte oder Jahresboni. Wenn man 
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diese Mengenrabatte einbezieht, ergeben sich Ein- 
zelhandelsspannen, die zwischen 35 und rund 
52 V. H. liegen und in Einzelfällen maximal 62,5 v. H. 
erreichen können. Maßgebliche Verbände des 
Uhrenhandwerks und des Uhreneinzelhandels hal- 
ten Einzelhandelsspannen nur in einer Höhe für 
vertretbar und angemessen, die nennenswert unter 
den bei einzelnen preisgebundenen Erzeugnissen 
erreichbaren Gesamthandelsspannen liegt. Eine ent- 
sprechende Untersuchung wurde eingeleitet 

Ein ausländisches Unternehmen gibt dem impor- 
tierenden Einzelhandel Handelsrabatte von rund 
61 V. H., gilt jedoch mit dieser Spanne auch die 
Importeurleistung (Fracht, Zoll und Umsatz-Aus- 
gleichsteuer) ab. 

Die Preise blieben im ganzen stabil. Nur eines 
der preisbindenden Unternehmen erhöhte für einen 
Teil seiner Erzeugnisse die Preise um 2,4 bis 
11,4 V. H. und senkte sie für andere um 5,7 bzw. 
6,3 V. H. 

Von den zunächst von drei Unternehmen ange- 
meldeten 821 Preisempfehlungen wurden nur 334 
aufrechterhalten. Vertriebswege und Handelsspan- 
nen sind etwa die gleichen wie bei preisgebundenen 
Erzeugnissen. 

5. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften : 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

21 

79,6 

1959 

20 

87,9 


Veränderung 


1 

+ 8,3 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 




Stammkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 


1958 

291 

66,0 


1959 

309 

67,9 

Veränderung 


+ 18 

+ 1,9 


XIII. Eisen-, Blech- und Metallwaren (38) 

Die EBM-Industrie hat den Rückschlag des Jahres 
1958 weitgehend überwunden; die Produktion lag 
im Jahre 1960 um 15,4 v. H. über dem Niveau des 
Vorjahres. Bei einem allgemein steigenden Auf- 
tragsbestand wurden vor allem höhere Auftragsein- 
gänge für Werkzeuge, Schlösser und Beschläge 
festgestellt. Schneidwaren hatten hingegen nur 
geringere Zunahmen zu verzeichnen. 

Die Anpassung der Produktion an die gestiegene 
Nachfrage führte zu einer fast vollständigen Aus- 
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nutzung der vorhandenen Kapazitäten. Trotz Ar- 
beitskräftemangel konnten neue Beschäftigte ein- 
gestellt werden. Allerdings blieb die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt nicht ohne Wirkung auf Kosten und 
Preise. Hinzu kamen Preiserhöhungen bei Vor- 
materialien. 

Die Kostensteigerungen führten je nach der Inten- 
sität der Nachfrage zu unterschiedlichen Preis- 
erhöhungen. Am stärksten zogen die Preise bei 
Schlössern und Beschlägen an, während das gesamte 
Preisniveau der Warengruppe nur geringfügig an- 
stieg. 

Außer den bereits im letztjährigen Tätigkeitsbe- 
richt erwähnten horizontalen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen wurden bislang keine neuen Vereinbarun- 
gen angemeldet. 

Bei den vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen 
hat sich die Zahl der Preisbindungen leicht erhöht. 
Der Schwerpunkt liegt nach wie vor mit 27,5 v, H. 
der Verkaufseinheiten bei Öfen. Hier ergaben sich 
auch die meisten Änderungen gegenüber dem Vor- 
jahr, während bei den anderen Erzeugnissen die Ab- 
satzwege, Handelsspannen und Preise weitgehend 
gleich blieben. 

Preisempfehlungen wurden nur für Tisch- und 
Taschenfeuerzeuge (191 Verkaufseinheiten) und für 
Beschneidemaschinen für Fotopapiere (vier Ver- 
kaufseinheiten) von je einem Unternehmen ange- 
meldet. 

1. Öfen (38 31 11/12) 

Die Einspruchsabteilung hat auf den Einspruch 
der Marktgemeinschaft Öfen e. V. (s. Tätigkeits- 
bericht 1959 S. 74 f.) den Widerspruch gegen das 
Rabatt- und Konditionenkartell aufgehoben, nach- 
dem die Marktgemeinschaft durch umfangreiche 
Änderungen der Rabattregelung die in Rabattunter- 
schieden liegenden Diskriminierungen verschiedener 
Abnehmergruppen ausgeräumt hatte. Die Marktge- 
meinschaft hat im Oktober 1960 einen Beschluß an- 
gemeldet, durch den das bis zum 31. Januar 1961 
befristete Kartell um ein Jahr verlängert worden 
ist. Das Anmeldeverfahren läuft noch^). 

Bei den Preisbindungen für Öfen ergaben sich die 
meisten Änderungen innerhalb der gesamten 
Warengruppe. Den rund 442 Rücknahmen standen 
524 Neuanmeldungen gegenüber, wobei zwei Unter- 
nehmen alle Anmeldungen für Kohle- und Ölöfen 
Zurücknahmen. 

Für ein Drittel der Kohleöfen wurden Preiser- 
höhungen zwischen 0,5 und 10,2 v. H. und für etwa 
2,2 V. H. Preissenkungen in etwa dem gleichen 
Umfang angemeldet. 

Bei Ölöfen wurden für jeweils rund 7 v. H. der 
Verkaufseinheiten Preiserhöhungen zwischen 0,9 
und 20 V. H. und Preissenkungen zwischen 0,9 und 
19,5 V. H. angemeldet. 


9 Der Verlängerungsbeschluß ist nach Fristablauf wirk- 
sam geworden, nachdem das Kartell in der Satzung 
(Großhändlerbestimmung) zwei Streichungen vorge- 
nommen hatte (BAnz. Nr. 26 vom 7. Februar 1961). 
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2. Herde und sonstige Kochanlagen (38 31 20/30) 

Von der Industrie ist ein Konditionen- und Rabatt- 
kartell für Herde, für das das Ofenkartell als Muster 
dienen soll, geplant. Es konnte offenbar innerhalb 
der betroffenen Wirtschaftsstufen über den Ver- 
tragsinhalt bisher keine Einigung erzielt werden, 
so daß eine Anmeldung noch nicht erfolgte. 

Die preisgebundenen Verkaufseinheiten nahmen 
um 26 V. H. zu. Die Preisbewegungen glichen jenen 
der Öfen. Rabatte und Vertriebswege blieben hin- 
gegen gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

3. Gas-Wasserheizer (38 31 83) 

Die vier Mitglieder des wirksam gewordenen 
Konditionen- und Rabattkartells der „Marktgemein- 
schaft Gas-Wasser-Heizer" haben die beschlossene 
Senkung der Handelsspannen zunächst geringfügig 
in den Preisen weitergegeben. Wie bereits vor dem 
Wirksamwerden des Kartells differierten jedoch 
auch die gesenkten Preise in der Weise, daß sich 
die Preisrelationen zwischen den Erzeugnissen der 
einzelnen Unternehmen nicht veränderten. Mitte 
August 1960 haben die Kartellmitglieder ihre Preise 
gleichzeitig und einheitlich um rund 5 v. H. erhöht. 
Dabei blieben die früheren Preisrelationen zwischen 
den Erzeugnissen der einzelnen Unternehmen wie- 
derum erhalten. Die Preise sind nach wie vor nach 
der Größe der Unternehmen gestaffelt. Den kleine- 
ren wurden gerade soviele Vorteile eingeräumt, 
wie es das Gruppeninteresse erlaubt. Dies zeigt z. B. 
die Gegenüberstellung der Endverbraucherpreise für 
den gleichen Gerätetyp bei den drei führenden 
Unternehmen, die zusammen einen Anteil von rund 
85 V. H. am Gesamtumsatz haben: 


Unternehmen 

A 

B 

C 


DM 

DM 

DM 

Preise nach Wirksam- 
werden des Kartells 

146,— 

145,— 

144,— 

Preiserhöhung 
im August 1960 

153 — 

152,— 

151,— 

Das Verhalten des 

Handels 

gegenüber den 


Bruttopreislisten der Hersteller ist gleichgeblieben. 
Obwohl weder Preisbindungen noch Preisempfeh- 
lungen angemeldet sind, werden sie vom Handel in 
der Regel eingehalten, so daß die Bruttopreise prak- 
tisch wie gebundene Preise wirken. 

4. Verzinktes Blechgeschirr (38 41 116) 

Für verzinktes Blechgeschirr, das einer wachsen- 
den Substitutionskonkurrenz der Kunststofferzeug- 
nisse ausgesetzt ist, wird ein Rabattkartell bzw. der 
Abschluß eines Strukturkrisenkartells erwogen. 
Offenbar konnte bisher noch keine Übereinstimmung 
der Hersteller über den Kartellvertrag erzielt wer- 
den; vor allem beim Handel scheinen erhebliche Be- 
denken zu bestehen. Eine Anmeldung ist bisher 
nicht erfolgt. 

Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen wurden 
für verzinktes Blechgeschirr nicht angemeldet. 

5. Verkehrszeichen (38 31 87) 

Ein Erlaß des Bundesministers für Verkehr, nach 
dem Verkehrszeichen auf Bundesstraßen künftig das 
Gütezeichen der „Gütegemeinschaft Verkehrs- 


zeichen e. V." tragen müssen, gab Anlaß zu einer 
Überprüfung dieser Gemeinschaft. Es war vor allem 
zu untersuchen, ob die Verleihung des Gütezeichens 
I von anderen Voraussetzungen als der Erhaltung der 
! Gütebedingungen abhängig gemacht wurde. Die 
I Überprüfung ergab keine Anhaltspunkte für einen 
j Verstoß gegen die Vorschriften des GWB. 

I 

6. Eiserne Fässer und Gefäße (38 43 11) 

Zu dem Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 
! und 3 der „Rationalisierungsgemeinschaft eiserne 
! Fässer und Gefäße" ist durch Beschluß vom 5. Mai 
: 1960 die Erlaubnis für drei Jahre mit einigen Auf- 
lagen erteilt worden. Diese sehen u. a. vor, daß die 
Antragsteller jedes Jahr die Rationalisierungser- 
folge nachweisen müssen. Ferner ist der Preisstand 
für alle Vertragswaren, die in den ersten vier 
Monaten des Jahres verkauft wurden, mitzuteilen. 

! Auswirkungen der Kartellvereinbarungen konn- 
i ten vor allem wegen der kurzen Laufzeit bisher 
1 nicht festgestellt werden. Die, Marktbeobachtung 
! wird zudem wesentlich dadurch erschwert, daß die 
I Vertragswaren in den amtlichen Statistiken nicht 
1 hinreichend ausgewiesen werden. 

I Die Arbeiten der Rationalisierungsgemeinschaft 
' scheinen sich offenbar zunächst noch auf die Klärung 
: von Vorfragen zur Bestimmung der Standardtypen 
i und auf die Behandlung technischer Neuerungen zu 
I beschränken, ohne daß bereits greifbare Ergebnisse 
^ erzielt wurden. Aus den mitgeteilten Preisen erga- 
ben sich für die ersten vier Monate 1960 keine 
Änderungen gegenüber dem Vorjahr. 

1 Die Typenbeschränkung für eiserne Fässer und 
I Gefäße auf internationaler Ebene wurde auf einer 
j Sitzung der Europäischen Faß-Industrie, an der die 
Bundesrepublik, Belgien, Frankreich, die Nieder- 
lande und Österreich teilnahmen, ebenfalls angeregt; 

I sie soll sich im wesentlichen an die Beschlüsse der 
I „DeutschenRationalisierungsgemeinschaft für eiserne 
i Fässer und Gefäße" anlehnen und von einem euro- 
' päischen Verband koordiniert werden. Feste Be- 

I Schlüsse wurden jedoch bisher nicht gefaßt. 

I 

I 7. Konservendosen (38 49 10) 

! Bei dem im Vorjahr wirksam gewordenen Rabatt- 
! karteil für Konservendosen ergaben sich in der 
Berichtszeit keine wettbewerbsrelevanten Ände- 
rungen. Es bleibt aber noch zu prüfen, inwieweit 
; das von den Herstellern vereinbarte Open-Price- 
I System sich wettbewerbsbeschränkend auswirkt. 

I Der Gesamtumsatz an Konservendosen, an dem 
i die Kartellmitglieder einen Anteil von etwa 70 v. H. 

; haben, erhöhte sich in der Berichtszeit sowohl 
mengen- wie wertmäßig gegenüber dem Vorjahr. 

i Die Konservendosenindustrie profitierte vor 
allem von der zunehmenden Umstellung des Han- 
: dels auf die Selbstbedienung, die auch zu einer ver- 
I stärkten Nachfrage nach in Dosen verpackten 
1 Waren führte. Ungelöst scheint nach wie vor die 
zwar angestrebte, aber bisher offenbar immer noch 
I unbefriedigende Normung der Dosen zu sein. 

I Allein für Fleischwaren sollen etwa 500 verschie- 
I dene Dosentypen hergestellt werden. Eine Be- 
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Schränkung dieser Typenvielzahl könnte dazu bei- 
tragen, die gestiegenen Lohnkosten aufzufangen, 
rlie zusammen mit einer Verteuerung der Vormate- 
rialien zu einer leichten Erhöhung der Dosenpreise 
führten. 

8. Türschlösser (38 54 00) 

Nach vorliegenden Berichten und Meldungen in 
der Fachpresse sollen sich Anfang des Jahres zu- 
nächst 25 Hersteller von Türschlössern zu einer 
„Marktgemeinschaft Türschlösser i. G.“ zusammen- 
geschlossen und einen Vertrag für ein Gesamt- 
umsatzrabatt-Kartell ausgearbeitet haben. Neben 
Einsteckschlössern sollen auch eine Reihe von 
Spezialschlössern bei den Gesamtbezügen des Han- 
dels gezählt werden. Die Konditionen, die ohnehin 
im ganzen einheitlich sind, sollen vorerst in den 
Vertrag nicht einbezogen werden. Eine Anmeldung 
des Kartells ist bisher nicht erfolgt. Das Bundes- 
kartellamt prüft zur Zeit, ob eine Marktgemein- 
schaft im Sinne der Presseinformationen vorliegt. 

Einstecktürschlösser werden sowohl direkt an die 
Bauwirtschaft und die Möbelindustrie, als auch 
über den Handel abgesetzt. Die nicht gebundenen 
Preise sind für gleiche Typen bei allen Herstellern 
gleich. Sie werden dem Handel durch Bruttopreis- 
listen niitgeteilt und von diesem in der Regel ein- 
gehalten. Die Bruttopreise wurden mehrfach, zuletzt 
im Juli 1960, einheitlich erhöht. Die Prüfung ist 
noch nicht abgeschlossen. 


9. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

2 Zusammenschlüsse in den Bereichen Blech- 
waren, Blechkonstruktionen und Feinblech- 
packungen und Kraftrad-Einzelteile und -Zu- 
behör 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

68 

139,6 

1959 

62 

140,5 


Veränderung 


- 6 

+ 0,9 

bb) Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung 


Jahr 

Zahl 

Stammkapital 
(Mio DM) 


1958 

1959 

1065 

1085 

235.4 

242.4 

Veränderung 


-f 20 

-f 7,0 


BRD ohne Berlin (West) und Saarland 


! XIV. Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und 
! Sportgeräte, Schmuckwaren, bearbeitete 
1 Edelsteine (39) 

1 

Das Produktionsvolumen lag im Jahre I960 um 
10 V. H. über dem Niveau des Vorjahres. An dem 
bisherigen Produktionsanstieg waren alle Zweige 
dieser etwas heterogenen Warengruppe in fast 
gleichem Umfang beteiligt. 

i Bei einem annähernd konstanten Beschäftigungs- 
Volumen stiegen die Löhne in etwa gleichem Um- 
fang wie in der gesamten Verbrauchsgüterindustrie. 
Die Lohnsteigerungen wurden vor allem in den 
Preisen der Schmuckwaren weitergegeben, deren 
Preisindex um sechs Punkte anstieg gegenüber 
einer Erhöhung des Preisindex der gesamten 
Warengruppe um drei Punkte. Diese unterschied- 
liche Preisentwicklung dürfte vor allem durch 
unterschiedliche Wettbewerbsverhältnisse beein- 
flußt sein. Während z. B. die Hersteller von Musik- 
instrumenten trotz zunehmender Produktion noch 
immer im Absatz ihrer Erzeugnisse durch die Ent- 
■ Wicklung von Rundfunk und Fernsehen sowie durch 
I den Gebrauch von Phonogeräten gehemmt sind und 
I Spielwaren teilweise im Wettbewerb mit preis- 
I günstigeren ausländischen Erzeugnissen stehen, ist 
' ein ähnlicher Wettbewerbsdruck bei Schmuckwaren 
nicht feststellbar. 

j An horizontalen Wettbewerbsbeschränkungen 
I sind lediglich Bestrebungen zum Abschluß von 
' Rabatt- und Konditionenkartellen einzelner Zweige 
> dieser Warengruppe bekanntgeworden. Jedoch wur- 
den noch keine Anmeldungen eingereicht. 

Bei den Preisbindungen ergaben sich gegenüber 
dem Vorjahr nur geringfügige Veränderungen. 
Zwei Unternehmen zogen ihre Anmeldungen 
zurück; trotzdem nahmen die angemeldeten Ver- 
kaufseinheiten um 210 zu. Der Schwerpunkt der 
Preisbindung lag bei den Blech- und Metallspiel- 
waren, auf die rund 26 v. H. der angemeldeten Ver- 
kaufseinheiten entfielen. 

Preisempfehlungen wurden von zwei Unter- 
nehmen für 14 Verkaufseinheiten angemeldet. 

1. Spielwaren (39 30 00) 

Bei Spielwaren erfolgten die meisten Änderungen 
der Preisbindungen. Zwei Unternehmen zogen ihre 
Anmeldungen zurück, während bei den Verkaufs- 
einheiten 203 Rücknahmen 431 Neuanmeldungen 
gegenüberstanden. Bei Absatzwegen, Funktions- 
und Mengenrabatten ergaben sich gegenüber dem 
Vorjahr keine Änderungen. 

Das Preisniveau blieb weitgehend stabil; nur bei 
etwa 12 V. H. aller angemeldeten Verkaufsein- 
heiten wurden Preisänderungen angemeldet. Dabei 
überwogen Preiserhöhungen von jeweils rund 2,5 
bis 15 V. H., denen eine geringere Zahl von Preis- 
senkungen in etwa gleichem Ausmaß gegenüber- 
standen. Nur in Ausnahmefällen wurden auch stär- 
kere Preiserhöhungen angemeldet. 

Preisempfehlungen meldete nur ein Unternehmen 
für drei Verkaufseinheiten an. Dieses Unternehmen 
beliefert den Einzelhandel direkt; die Spannen sind 
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in etwa die gleichen wie bei preisgebundenen Er- 
zeugnissen. 

2. Tum- und Sportgeräte (39 40 00) 

Die Zahl der Anmeldungen erhöhte sich um 31 
Verkaufseinheiten. Die Spannen und Absatzwege 
der preisgebundenen Waren blieben gegenüber dem 
Vorjahr gleich. Preissenkungen und -erhöhungen 
von jeweils rund 10 v. H. wurden nur von einem 
Unternehmen für einige Verkaufseinheiten an- 
gemeldet. 

Eine Anmeldung von Preisempfehlungen erfolgte 
nicht. 

3. Schmuckwaren (39 50 00) 

Bei Schmuckwaren entfallen rund 60 v. H. der 
preisgebundenen Verkaufseinheiten auf Uhrenarm- 
bänder aus edlen und unedlen Metallen, die sich 
um 14 Verkaufseinheiten — geringfügig — er- 
höhten. Nur ein Unternehmen nahm für einen Teil 
seiner angemeldeten Uhrenarmbänder eine Preis 
erhöhung um 11 bis 14 v. H. vor. 

Von 'der Möglichkeit, Preisempfehlungen anzu- 
melden, machte nur ein Unternehmen für elf Ver- 
kaufseinheiten Gebrauch. 

Spannen und Vertriebswege, die für preisgebun- 
dene und preisempfohlene Schmuckware in der Re- 
gel gleich sind, blieben gegenüber dem Vorjahr un- 
verändert. Eine Untersuchung der Handelsspannen 
im Uhren- und Schmuckwarenhandel ergab, daß die 
Spannen für Metalluhrenarmbänder an der oberen 
Grenze der Spannen aller preisgebundenen Artikel 
liegen. Offensichtlich werden Spannen und Preise 
unter dem Schutz der Preisbindung wesentlich von 
der auf diesem Markt feststellbaren Preisführer- 
schaft eines Unternehmens bestimmt. Es ist anzu- 
nehmen, daß sich ohne die weitgehende Preisbin- 
dung auf diesem Markt Preis- und Spannenherabset- 
zungen ergeben würden. Ob daraus die nach § 17 
GWB gebotenen Folgerungen gezogen werden müs- 
sen, wird z. Z. geprüft. 

4. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 

1958 5 13,2 

1959 5 13,2 

Veränderung ±0 ±0 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 

1958 96 22,1 

1959 98 21,9 

Veränderung +2 ~ 0,2 


’) BRD ohne Berlin (West) und Saarland 


XV. Chemische Erzeugnisse (40) 

In der Chemischen Industrie, die schon in den vor- 
ausgegangenen Jahren hohe Zuwachsraten aufwies, 
setzte sich 1960 die Aufwärtsentwicklung fort. Die 
Produktion (einschließlich Kohlenwertstoff-Industrie 
und Chemiefasern) lag im Jahre 1960 um 15,3 v. H. 
über dem Vorjahrsniveau. Träger dieser Entwicklung 
waren alle Bereiche der Chemischen Industrie, vor 
allem aber die kunststofferzeugende und die Che- 
miefaser-Injdustrie,die gerade in den letzten Jahren 
überdurchschnittliche Zuwachsraten hatten. Die tech- 
nische Entwicklung bei Kunststoffen und Chemie- 
fasern sowie ihr Vordringen in weitere Verwen- 
dungsbereiche führte auch zu einer teilweisen Ver- 
lagerung der Investitionen auf die genannten bei- 
den Gruppen. Bei der Aufwärtsentwicklung in der 
Chemischen Industrie handelte es sich überwiegend 
um eine Mengen-Konjunktur. Der Index der Erzeu- 
gerpreiser blieb im Jahre 1960 ziemlich konstant 
und lag geringfügig unter dem Niveau des Vor- 
jahres. 

An der bereits im Tätigkeitsbericht 1959 erwähn- 
ten Vielfalt der horizontalen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen änderte sich auch im Berichtszeitraum nichts. 
Neben den dort aufgezählten Anträgen auf Ertei- 
lung einer Erlaubnis für Rationalisierungskartelle 
für Schwefelsäure, Stickstoffdüngemittel, Superphos- 
phat, Tho^pasphosphat sowie Acetylen sind die neu 
gestellten Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis 
nach § 5 Abs. 2 und 3 sowie nach § 6 Abs. 2 
der Vereinigung Deutscher Zinkweißfabrikanten und 
des Deutschen Bleiweißverbandes zu nennen. Den 
Anträgen des Vereins der Thomasphosphatfabrikan- 
ten und der Deutschen Ammoniak- Vereinigung 
(DAV) wurde inzwischen die Erlaubnis mit bestimm- 
ten Auflagen erteilt. Den Anträgen auf Erteilung 
einer Erlaubnis für drei Kartellvereinbarungen meh- 
rerer Hersteller von Chemiefasern nach § 6 Abs. 2 
wurde unter Beurteilung der Verträge nach § 3 ent- 
sprochen. 

Der Anmeldung eines Rabattkartells für Kupfer- 
kunstseide wurde nicht widersprochen. 

Mit Lizenzverträgen, vor allem für Pharmazeutika 
und für Körperpflegemittel, hatte sich das Bundes- 
kartellamt in größerem Umfang zu befassen. 

Im Bereich der vertikalen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen war im Berichtszeitraum eine Zunahme der 
preisbindenden Unternehmen um rund 2 v, H. und 
eine etwas stärkere ider Verkaufseinheiten um etwa 
4,3 V. H. festzustellen. Vertikale Preisempfehlungen 
wurden bislang nur von einigen Unternehmen für 
rund 340 Verkaufseinheiten angemeldet. Das 
Schwergewicht der angemeldeten Preisbindungen 
lag nach wie vor bei chemisch-technischen Erzeug- 
nissen, Kunststoffen, Pharmazeutika; das gleiche 
gilt auch für die Preisempfehlungen. 

1. Stickstoff-Düngemittel (41 34 10) 

Der Deutschen Ammoniak-Vereinigung (DAV) 
wurde die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 zu dem 
Vertrag über den gemeinsamen Vertrieb von Stick- 
stoff-Düngemitteln durch die Organgesellschaft 
Ruhr-Stickstoff AG in Bochum mit einigen Auflagen 
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erteilt. Dem Kartellvertrag der DAV gehören 52 auf 
der Grundlage des Koksofengases arbeitende Stick- 
stofferzeuger (in der Hauptsache Kokereien und 
einige synthetische Werke) an. Schwefelsaures 
Ammoniak wird aus den bei der Verkokung der 
Kohle als Kuppelprodukt zwangsläufig anfallenden 
Kokereigasen erzeugt. Es fällt bei zahlreichen Mit- 
gliedsunternehmen nur in geringem Umfange an, so 
daß erst der gemeinschaftliche Absatz durch das 
Syndikat einen wirtschaftlichen Vertrieb der Ver- 
tragsware ermöglicht. Die Hersteller von syntheti- 
schem Stickstoff sind außerdem durch einen engen 
betrieblichen Verbund mit den Kokereien in das 
Syndikat mit einbezogen, da durch sie erst eine 
rationellere Verwertung des im Kokereigas enthal- 
tenen Wasserstoffs und schließlich auch des Rest- 
gases ermöglicht wird. 

Die von den Kokereien und synthetischen Werken 
hergestellten Düngesalze werden von der Ruhr- 
Stickstoff AG nur über den Großhandel vertrieben. 
Die Ruhr-Stickstoff AG steht mit anderen markt- 
starken Herstellern von Stickstoff-Mischdünger — 
wie Badische Anilin- und Sodafabrik AG und Farb- 
werke Hoechst AG — im Wettbewerb. Außerdem 
sind die Stickstoffmisch-Düngemittel der Konkur- 
renz von Herstellern anderer gleichartiger Misch- 
dünger ausgesetzt. 

Durch Verordnung des Bundesministers für Wirt- 
schaft sind für stickstoffhaltige Düngemittel Höchst- 
preise festgesetzt, die saisonal gestaffelt sind. Die 
wettbewerbspolitische Problematik des von der 
Geschäftsstelle angewandten Franko-Stationspreis- 
Systems brauchte nicht überprüft zu werden, da es 
als Berechnungsgrundlage in der Preisverordnung 
des Bundesministers für Wirtschaft für Stickstoff- 
Düngemittel zugelassen und der Festsetzung der 
amtlichen Höchstpreise zugrunde gelegt ist. Das 
Syndikat und die Außenseiter unterscheiden seit 
Juni 1960 um rund 5 v. H. die durch Preisverord- 
nungen des Bundesministers für Wirtschaft zugelas- 
senen Höchstpreise für stickstoffhaltige Düngemittel 
und tragen die sich aus der Erhöhung der Fracht- 
tarife für stickstoffhaltige Düngemittel vom 1. De- 
zember 1960 ergebenden Mehrbelastungen selbst. 

Die erteilten Auflagen sollen eine Ausdehnung 
des Kartells auf andere Unternehmen, eine Auswei- 
tung der Geschäfte der gemeinsamen Geschäftsstelle 
der DAV auf andere Erzeugnisse und eine Beschrän- 
kung der Abnehmer im Export verhindern sowie 
schließlich die Überwachung der Tätigkeit der Kar- 
tellmitglieder und ihrer Verkaufsstellen durch das 
Bundeskartellamt erleichtern. 

2. Thomasphosphat (41 34 40) 

Dem Verein der Thomasphosphatfabrikanten, in 
dem sich sämtliche Thomasstahl erzeugenden Hüt- 
tenwerke des Ruhr- und Saargebietes und das Hüt- 
tenwerk Salzgitter zusammengeschlossen haben, 
wurde auf drei Jahre die Erlaubnis zu einem Ratio- 
nalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 erteilt, wo- 
bei die Erlaubnis mit einer Reihe von Auflagen 
verbunden wurde. Zwei kleinere Hüttenwerke — 
die Ilseder Hütte und die Maximilians-Hütte — ge- 
hören nicht dem Rationalisierungskartell an. Beide 


Unternehmen können jedoch nicht als mit dem Kar- 
tell im Wettbewerb stehende vollwertige Außen- 
seiterbetrachtet werden. Sie verkaufen ihr gesamtes 
Thomasphosphat zu den gleichen Preisen und Be- 
dingungen lediglich an die umliegende Landwirt- 
schaft. 

Der durch den Zusammenschluß bewirkte Rationa- 
lisierungseffekt wird vor allem darin erblickt, daß 
durch die Bildung des Syndikats der Vertrieb we- 
sentlich vereinfacht und verbilligt sowie die Lei- 
stungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der einzelnen 
Unternehmen durch Verbesserung der Lieferfähig- 
keit und Verminderung der Kosten erheblich ge- 
hoben wird. Außerdem wird dadurch noch erreicht, 
daß die bei der Thomasstahl-Produktion zwangs- 
läufig als Kuppel- bzw. Nebenprodukt anfallende 
Thomasschlacke — die lediglich zu mahlen ist — 
kontinuierlich abgesetzt wird und damit wiederum 
die Unternehmen von einer kostspieligen Lagerhal- 
tung befreit werden. 

Die wettbewerbspolitische Problematik der Fracht- 
basenregelung Aachen-Rothe Erde brauchte nicht 
überprüft zu werden, weil sie als Berechnungs- 
grundlage in der Preisverordnung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft für Thomasphosphat zugelassen 
und der Festsetzung der amtlichen Höchstpreise zu- 
grunde gelegt ist. 

Die mit der Erlaubniserteilung verbundenen Auf- 
lagen setzen vorwiegend dort ein, wo sich das Kar- 
tell auf Bereiche erstreckt, die über den Rahmen 
einer Regelung des Vertriebs von Thomasphosphat 
hinausgreifen. Die gemeinsame Geschäftsstelle kon- 
trolliert bei dem bisherigen Zustand zusätzlich den 
Im- und Export, womit sie den westdeutschen Tho- 
masphosphatmarkt praktisch in ihrer Hand hat und 
nur einem gewissen Wettbewerb des weit weniger 
bedeutsamen Superphosphats und Glühphosphats — 
neuerdings auch des Volldüngers — ausgesetzt ist. 
Der Alleinvertrieb der Importware soll nach Ablauf 
einer übergangsfrist wegfallen. Die Beschlußabtei- 
lung erwartet dadurch eine Auflockerung des Mark- 
tes in Richtung auf einen sich belebenden Wett- 
bewerb. Insbesondere im Hinblick auf den Import 
dürfte diese Auflockerung von Bedeutung sein. 
Reichlich ein Fünftel des Thomasphosphat-Bedarfs 
wird durch Zufuhren aus Belgien und Luxemburg 
gedeckt Hinfort darf das Syndikat nicht mehr die 
Einfuhren der neun Importfirmen — seit Jahren 
stets die gleichen Unternehmen — übernehmen, so 
daß diese Firmen die Importware eigenhändig, ver- 
kaufen müssen, wozu sie auf Grund ihrer gleich- 
zeitigen Geschäftstätigkeit als Düngemittelgroß- 
händler in der Lage sein dürften. Ferner sollen sich 
neun Kartellmitglieder von ihrer Mehrheitsbeteili- 
gung von 51 V. H. aa 'der Thomasmehlgesellschaft 
mbH trennen, der bei weitem größten der neun 
Importfirmen. Diese Gesellschaft wickelt zugleich 
sämtliche Exporte des Kartells ab und ist auch noch 
ein namhafter Thomasphosphatdüngemittel-Groß- 
händler am Inlandsmarkt. Künftig darf nach den 
Auflagen jeder Düngemittelhändler exportieren. Die 
Zurückdrängung der Kartellmitglieder aus der Han- 
delsstufe verfolgt ebenfalls den Zweck, die Ausdeh- 
nung der Machtposition des Kartells von der Her- 
steller- auf die Handelsstufe zu verhindern. 
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Gegen die meisten mit der Erlaubnis des Rationa- 
lisierungskartells verbundenen Auflagen wurde 
Einspruch eingelegt, und zwar sowohl von der An- 
tragstellerin wie von den Importfirmen, über diesen 
Einspruch ist noch nicht entschieden worden. 

3. Pharmazeutika (43 00 00) 

Gegenüber dem Vorjahr nahmen sowohl die 
preisbindenden Unternehmen als auch die angemel- 
deten Verkaufseinheiten geringfügig zu, da die 
Neuanmeldungen die Rücknahmen überwogen. Das 
Schwergewicht der Preisbindungen lag nach wie vor 
bei den human-pharmazeutischen Spezialitäten, auf 
die rund 92 v. H. der angemeldeten Verkaufsein- 
heiten entfielen. 

Bei den preisgebundenen pharmazeutischen Er- 
zeugnissen, die schon im Tätigkeitsbericht 1959 be- 
handelt wurden, ergaben sich nur vereinzelte Ver- 
änderungen der Preise, Rabatte und Konditionen. 
Einige Unternehmen haben für 171 Verkaufseinhei- 
ten die Preise um 1,1 bis 37,2 v. H. gegenüber dem 
Vorjahr erhöht. Diesen Preiserhöhungen stehen 
Preissenkungen für 14 Verkaufseinheiten zwischen 
1,2 bis 36,2 v. H. und für vier Verkaufseinheiten 
zwischen 28,4 bas 65,3 v. H. gegenüber. 

Bei den Neuanmeldungen von 117 Verkaufsein- 
heiten durch sieben Unternehmen bewegen sich die 
Funktionsrabatte beim Absatz über den Groß- und 
Einzelhandel für den Großhandel zwischen 10 bis 
13,3 V. H. und für den Einzelhandel zwischen 30,1 
bis 42 V. H. der Endverbraucherpreise. Es werden 
jedoch noch verschiedene Zusatzrabatte gewährt, so 
daß sich die Gesamthandelgsspannen für sämtliche 
Absatzwege noch erhöhen. 

Preisempfehlungen wurden von nur sechs Unter- 
nehmen für rund 53 Verkaufseinheiten angemeldet. 
Das Schwergewicht entfiel auf Drogen sowie Ex- 
trakte pflanzlicher und tierischer Herkunft. Die 
preisempfohlenen Waren werden in der Regel über 
den Groß- und Einzelhandel, aber nur in einem 
Einzelfall über den Einzelhandel direkt abgesetzt. 
Die Funktionsrabatte für den Großhandel liegen 
zwischen 9 bis 12 v. H. und für den Einzelhandel 
zwischen 34 und 40,5 v. H. Außerdem werden noch 
Zusatzrabatte gewährt. 

4. Lithopone (44 11 00) 

Fünf deutsche und ein niederländisches Unterneh- 
men haben um eine Erlaubnis für ein Exportkartell 
nach § 6 Abs. 2 nachgesucht. Die Vereinbarung gilt 
für den gemeinsamen Export von Lithopone mit 
einem Gehalt an Zinksulfid (ZnS) von mindestens 
15 v. H. und für den Export der von einem deut- 
schen Unternehmen hergestellten Spezialerzeug- 
nisse durch ein Verkaufskontör. 

Auch inländische Exporteure können Ware für 
das Exportgeschäft nur über das Verkaufskontor 
erhalten. Sie müssen die Vertragswaren nunmehr 
vom Exportkontor zu einem einheitlichen Preis und 
zu einheitlichen Geschäftsbedingungen beziehen, 
während ihnen bislang mehrere deutsche Anbieter 
gegenüberstanden. 

Lithopone gehört zur Gruppe der Weißpigmente 
und ist einer starken Substitutionskonkurrenz durch 


andere Weißpigmente wie Titandioxyd, Bleiweiß 
und Zinkweiß ausgesetzt. 

Lithopone findet Verwendung vor allem als 
: deckendes Pigment im gesamten Anstrichsgebiet. In 
zahlreichen Industriezweigen (z. B. Farben-, Ze- 
, ment-, Gummi-, Kunststoff- und Linoleum-Industrie) 

; wird es außerdem zur Füllung und Aufhellung be- 
; nutzt. Lithopone wird von sechs Unternehmen her- 
' gestellt; fünf Unternehmen verkaufen ihre Standard- 
; erzeugnisse im Inland über das 1926 gegründete 
i „Lithopone-Kontor GmbH" in Köln. Nur Spezial- 
j erzeugnisse eines dieser Unternehmen werden auch 
I im Inland durch den Hersteller direkt abgesetzt. Das 
I Unternehmen, das seine Waren nicht über das Litho- 
! pone-Kontor in Köln vertreibt, ist auch nicht Ver- 
i tragspartner für das Verkaufskontor in Amsterdam. 

I Sein Anteil dürfte bei etwa 10 v. H. der inländi- 
j sehen Produktion liegen. 

j 5. Zinkweiß und Zinkoxyd (44 1 1 30) 

Sieben Hersteller von Zinkweiß und Zinkoxyd 
haben sich zu der Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts „Vereinigung Deutscher Zinkweiß-Fabrikan- 
ten (VDZ)" in Oberhausen (Rhld.) zusammenge- 
schlossen und für den zwischen ihnen vereinbarten 
Kartellvertrag die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 
beantragt. 

Zweck der VDZ ist, den einheitlichen Verkauf der 
Vertragsprodukte Zinkweiß und Zinkoxyd der be- 
teiligten Unternehmen im In- und Ausland zu er- 
j möglichen sowie die Unternehmen in gemeinsamen 
1 wirtschaftlichen Angelegenheiten zu fördern. Aus- 
j genommen von der Regelung ist die Ausfuhr in die 
I EWG-Länder. Der Absatz der Produktion der Ver- 
I tragserzeugnisse richtet sich nach den Marktantei- 
j len der einzelnen Hersteller. Es wurde zudem ein 
Risiko- und Erlösausgleich vereinbart. Für die Liefe- 
rungen wird eine einheitliche Erlösspannen-Abrech- 
nung vorgenommen, die jedem Unternehmen die 
gleiche Ab-Werk-Erlösspanne je 100 kg Ware zu- 
kommen läßt. 

Das Kartell geht im wesentlichen auf die Zeit 
zwischen den beiden Weltkriegen zurück. Die Bin- 
dung wurde nach 1945 durch die alliierten Dekar- 
tellisierungsbestimmungen zeitweilig unterbrochen. 

Die Vertragswaren Zinkweiß und Zinkoxyd wer- 
den als Weißfarben und als Füllstoff in der Gummi- 
Industrie verwendet. Die Antragsteller führten aus: 
Der Anteil von Zinkweiß am gesamten Weißfarben- 
sektor beläuft sich gegenwärtig auf etwa 9 v. H. 
Zinkweiß und sei einer starken Substitutionskonkur- 
renz durch andere Weißfarben wie Titandioxyd und 
Lithopone ausgesetzt. Zudem sei der Anteil von Zink- 
weiß als Füllstoff in den letzten Jahren stark rück- 
läufig, da hierfür mehr Gasruß verwendet werde, 
j Schließlich sei die Konkurrenz ausländischer Erzeug- 
I nisse sowie die bedeutender Außenseiter auf dem 
' Inlandsmarkt zu beachten. Der Exportanteil bei den 
I Vertragswaren sei relativ hoch. Die volle Ausnut- 
j zung der vorhandenen Produktionskapazität und 
ein stabiles inländisches Preisniveau seien aber nur 
durch die Aufrechterhaltung des hohen Export- 
anteils möglich. Die Prüfung ist noch nicht abge- 
schlossen. 
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6. Bleiweiß (44 11 41) 

Acht Unternehmen haben sich zu der Gesellschaft 
,, Deutscher Bleiweiß-Verband" in Düsseldorf zusam- 
mengesdilossen und die Erlaubnis für den zwischen 
ihnen vereinbarten Kartellvertrag gemäß § 5 Abs. 2 
und 3 beantragt. Die Gesellschaft hat den Zweck, 
den einheitlichen Verkauf von Bleiweiß und Blei- 
weiß-Mischpigmenten im In- und Ausland zu er- 
möglichen. Gleichzeitig soll sie die Beteiligten in 
gemeinsamen wirtschaftlichen Angelegenheiten för- 
dern. Von der Regelung ausgenommen ist die Aus- 
fuhr in die EWG-Länder. Der Absatz der Produktion 
erfolgt nach den Marktanteilen der einzelnen Her- 
steller. Es wurde ein Risiko- und Erlösausgleich ver- 
einbart, d. h., daß die Beteiligten nach Maßgabe der 
Marktanteile das Delkredere sowie alle aus der 
Lieferung sich ergebenden Risiken tragen und daß 
eine einheitliche Erlösspannenabrechnung erfolgt. 

Die Zusammenarbeit der Antragsteller geht auf 
die Jahrhundertwende zurück. Bleiweiß gehört zu 
der Gruppe der Weißpigmente und wird im wesent- 
lichen gegenwärtig als Außenanstrichfarbe, vor 
allem als Schutzanstrich für Bauteile aus Holz, 
Eisen und Putz verwendet. Die Produktion und der 
Marktanteil von Bleiweiß am gesamten Markt für 
Weißpigmente sind seit Jahrzehnten durch die 
starke Substitutionskonkurrenz anderer preisgünsti- 
gerer Weißpigmente (Lithopone, Titandioxyd und 
Zinkweiß) stark rückläufig. Gegenwärtig produzie- 
ren in der Bundesrepublik nur noch vier kleinere 
Unternehmen gegenüber rund 35 um die Jahrhun- 
dertwende Bleiweiß. Der relativ hohe Bleiweißpreis 
wird im wesentlichen durch den weitgehend vom 
Weltmarkt abhängigen Bleipreis bestimmt, da je 
Sorte der Bleigehalt bis zu 83 v. H. an dem Bleiweiß 
ausmacht. 

Die Prüfung des Antrages ist noch nicht abge- 
schlossen. 

7. Kunststoffe (45 00 00) 

Auf Kunststoffe entfielen nach wie vor die mei- 
sten Preisbindungen in der chemischen Industrie. 
Die preisgebundenen Verkaufseinheiten nahmen um 
rund 6 v. H. zu. Das Schwergewicht der Preisbindun- 
gen lag nach wie vor bei den fotochemischen Er- 
zeugnissen wie Filme, Fotopapier und sonstige Film- 
entwicklungs- sowie Fotomaterialien. Auf die Foto- 
papiere entfielen mit 41 v. H. die meisten Preis- 
bindungen innerhalb der fotochemischen Erzeug- 
nisse. Die Preisänderungen wurden gegenüber dem 
Vorjahr am häufigsten bei Packfilmen sowie bei 
Roll- und Kleinbildfilmen angemeldet. Bei Pack- 
filmen senkten drei Unternehmen die Preise für sie- 
ben Verkaufseinheiten zwischen 7,7 bis 25 v. H., bei 
Roll- und Kleinbildfilmen wurden die Preise eben- 
falls von drei Unternehmen für 21 Verkaufseinhei- 
ten zwischen 5,1 bis 20 v. H. gesenkt. In Einzelfäl- 
len kam es auch zu geringfügigen Senkungen der 
Handelsspannen. 

' Von der Möglichkeit, Preisempfehlungen anzu- 
melden, machten bei Kunststoffen nur zwei Unter- 
nehmen für rund 150 Verkaufseinheiten, vor allem 
für Fotoplatten und verschiedene Arten von Filmen 
sowie Filmentwicklungsmaterialien Gebrauch. Ab- 


satzwege, Preise und Konditionen sind etwa die 
gleichen wie bei preisgebundenen Waren. 

Die von einem Unternehmen angemeldete Preis- 
bindung für Roll- und Kleinbildfilme (schwarz-weiß) 
wurde insoweit für unwirksam erklärt, als durch 
sie der Barzahlungsrabatt nach § 2 des Gesetzes 
über Preisnachlässe (Rabattgesetz) vom 25. Novem- 
ber 1933 und die Zugabe nach § 1 Abs. 2 lit. a und 
d bis f der Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze der Wirtschaft vom 9. März 1932 — Zu- 
gabe-VO — ausgeschlossen worden sind. Der Aus- 
schluß des Barzahlungsrabattes und der Zugaben 
wurde als eine mißbräuchliche Handhabung im 
Sinne des § 17 Abs. 1 Nr. 2 angesehen. Das Unter- 
nehmen hatte gegen den Beschluß Einspruch erho- 
ben. Der Einspruch wurde jedoch zurückgewiesen. 
Beschwerde ist eingelegt. 

8. Chemisch-technische Erzeugnisse (46 00 00) 

Auf chemisch-technische Erzeugnisse entfielen 
nach Kunststoffen die meisten Preisbindungen der 
Warengruppe chemische Erzeugnisse. Die Zahl der 
preisbindenden Unternehmen blieb fast konstant. 
Die Zahl der Verkaufseinheiten nahm gegenüber 
dem Vorjahr um rund 7 v. H. zu. Das Schwer- 
gewicht der Preisbindungen lag nach wie vor bei 
Körperpflegemitteln. Fast alle Absatzwege und Ra- 
batte blieben unverändert. Einige Unternehmen ha- 
ben Preisänderungen für einen Teil ihres Sortiments 
angemeldet. 

Preiserhöhungen haben insgesamt neun Unter- 
i nehmen angemeldet, und zwar für 336 Verkauf sein- 
j heiten zwischen 1,1 bis 37 v. H.? für drei Verkaufs- 
i einheiten zwischen 56 bis 68 v. H. Preissenkungen 
I wurden von fünf Unternehmen zwischen 4 bis 37,5 
I V. H. für 13 Verkaufseinheiten angemeldet. Einige 
Unternehmen änderten auch die Handelsspannen; 
die Senkungen und Erhöhungen hielten sich etwa 
die Waage. 

Bei Seifen- und Waschmitteln, der zweitwichtig- 
sten Gruppe innerhalb der preisgebundenen che- 
misch-technischen Erzeugnisse, nahmen die Ver- 
kaufseinheiten um rund 9 v. H. bei vereinzelten Er- 
höhungen der Handelsspannen zu. Acht Unterneh- 
men erhöhten die Endverbraucherpreise für rund 
13 Verkaufseinheiten zwischen IJ bis 20 v. H. 

Preisempfehlungen wurden für chemisch-tech- 
nische Erzeugnisse nur von neun Unternehmen für 
insgesamt 188 Verkaufseinheiten angemeldet; auf 
Seifen- und Waschmittel sowie auf Körperpflege- 
mittel entfielen zu fast gleichen Teilen etwas mehr 
als die Hälfte aller angemeldeten Empfehlungen. In 
einigem Abstand folgen Reinigungs- und Putzmittel 
aller Art sowie Autopflegemittel. Absatzwege, Han- 
delsspannen und Preise sind etwa die gleichen wie 
bei preisgebundenen Waren. 

9. Chemische Fasern (49 00 00) 

Für die bereits im Tätigkeitsbericht 1959 erwähn- 
ten Erlaubnisanträge für Textil-Reyon, Zellwolle 
und Acetat-endlos wurde inzwischen die Erlaubnis 
erteilt, jedoch nicht wie ursprünglich beantragt nach 
§ 6 Abs. 2, sondern unter rechtlicher Beurteilung des 
Vertrages als eines solchen nach § 3. Der Anmel- 
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düng eines Rabattkartells nach § 3 für Kupfer- 
Kunstseide wurde nicht widersprochen; das Kartell 
wurde inzwischen wirksam. In allen vier Verträgen, 
an denen jeweils alle Hersteller der betreffenden 
Chemiefasern beteiligt sind, wurde die Gewährung 
von verbilligten Nachbezugsrechten (Preisnachlässe) 
an die Weiterverarbeiter für nachweislich expor- 
tierte Erzeugnisse aus den Vertragswaren nach be- 
stimmten, in Richtlinien festgesetzten Sätzen ver- 
einbart. 

Die Produktion der Vertragswaren lag 1960 um 
rund 21 v. H. über dem Vorjahresniveau. Von die- 
sem Zuwachs profitierten vor allem die vollsynthe- 
tischen Fasern und Fäden, während die Produktion 
der Fasern auf Zellulosebasis nur geringfügig über 
dem Vorjahresniveau lag. Die In- und Auslands- 
umsätze (diese trotz steigender ausländischer Kon- 
kurrenz) erhöhten sich. 

10. Untemehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse : 

1 Zusammenschluß im Bereich Radium und 
Radiumsalze. Bei zwei Zusammenschlüssen in 
den Bereichen Farben und Lacke sowie chemische 
Fasern wird geprüft, ob die Voraussetzungen des 
§ 23 vorliegen. 

b) Kapitalgesellschaften^): 


aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 



Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 


1958 

1959 

100 

93 

2653,5 

2790,0 

Veränderung 


- 7 

+ 136,5 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

1357 

1394 

929,9 

1030,7 

Veränderung 


+ 37 

+ 100,8 


XVI. Feinkeramische Erzeugnisse (51) 

Die Produktion der feinkeramischen Industrie lag 
im Jahre 1960 bei unterschiedlicher Entwicklung in 
den einzelnen Bereichen um 7,3 v. H. über dem Ni- 
veau des Vorjahres. Während der Absatz von Bau- 
keramik und Schleifmitteln im allgemeinen gut, der 
von Geschirr- und Zierkeramik zufriedenstellend 
war, blieb der Absatz von Sanitärkeramik hinter 
der allgemeinen Entwicklung dieser Warengruppe 
etwas zurück. 

Der Abschluß neuer Tarifverträge führte zu Lohn- 
erhöhungen für die Geschirr- und Elektrokeramik- 
industrie um durchschnittlich 8 v. H., während die 
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Lohnsteigerungen für die Fliesen- und Sanitär- 
keramikindustrie 10 bis 11 V. H. betrugen. In den 
lohnintensiven Fertigungen waren Preissteigerun- 
gen ab August 1960 die Folge. Das gesamte Preis- 
niveau erhöhte sich 1960 jedoch nur geringfügig. 
Am stärksten zogen die Preise für Porzellangeschirr 
an; für Sanitärkeramik lagen sie trotz bestehenden 
Rabattkartells infolge verbleibenden Preis- und 
Qualitätswettbewerbs noch immer unter dem Ni- 
veau von 1950. 

Es sind Ermittlungen über ein bisher nicht an- 
gemeldetes Gesamtumsatzrabatt-System der Porzel- 
lanindustrie eingeleitet worden. Bei den vertikalen 
Wettbewerbsbeschränkungen, die in diesem Bereich 
nach wie vor keine besondere Bedeutung haben, 
wurden für Preisbindungen nur geringfügige Ände- 
rungen angemeldet. Auf Zierkeramik entfallen noch 
immer rund 73 v. H. aller angemeldeten Verkaufs- 
einheiten. Preisempfehlungen wurden in der Be- 
richtszeit nicht angemeldet. 

1. Geschirr- und Zierporzellan (51 00 00) 

In der Porzellangeschirrindustrie wird seit Jahren 
ein Gesamtumsatzrabattverfahren gehandhabt. Nach 
Angäben der Hersteller ist die Meldestelle auf Ini- 
tiative der Abnehmer eingerichtet worden; ihre Ko- 
sten werden von den Abnehmern getragen. Die 
Meldestelle errechnet nach den Angaben der Ab- 
nehmer die Gesamtumsätze und teilt sie den Her- 
stellern mit. 

Bemessungsgrundlage der Gesamtumsatzrabatte 
ist der Wert der Abnahmen von Porzellangeschirr 
bei allen deutschen Herstellern. Bezugswertgrenzen 
und Höhe der Gesamtumsatzrabatte sind einheitlich; 
jedoch werden Gesamtumsatzrabatte nur von einem 
Teil der Hersteller und nur an bestimmte Abneh- 
mergruppen gegeben. Das Gesamtumsatzrabattver- 
fahren wird im wesentlichen in der gleichen Weise 
durchgeführt wie die Gesamtumsatz-Rabattverein- 
barung der Hersteller, welche bis 1945 als Teil der 
umfassenderen Wettbewerbsregelung des „Verban- 
deis Deutscher Porzellangeschirrfabriken GmbH" in 
Berlin wirksam war. Eine Änderung ist nur insofern 
eingetreten, als heute bei gleicher Rabattstaffelung 
höhere Bezugswertgrenzen gelten. Die Prüfung ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Die Preisbindungen der angemeldeten Verkaufs- 
einheiten nahmen bei gleichgebliebener Zahl der 
anmeldenden Unternehmen um 4 v. H. zu. Die Ab- 
satzwege sind für die einzelnen Erzeugnisse unter- 
schiedlich. Während Zierkeramik nur über den Ein- 
zelhandel vertrieben wird, der eine Handelsspanne 
von etwa 45,5 v. H. erhält, wird Haushaltsgeschirr 
z. T. auch über den Großhandel abgesetzt. Dieser er- 
hält eine Handelsspanne von rund 12 v. H. Die Han- 
delsspanne des Einzelhandels liegt hier zwischen 
32,7 und 36,7 v. H. ohne Berücksichtigung der durch 
das GUR-System oder individuell gewährten Men- 
genrabatte. Preiserhöhungen bei den preisgebunde- 
nen Waren wurden bislang nicht angemeldet. 

2. Kaffeefilter aus Porzellan (51 11 00) und Stein- 
zeug (51 32 00) 

Im Jahre 1959 wurde die Absatzbindung in einem 
Werklieferungsvertrag zwischen den Melitta-Wer- 
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ken Bentz & Sohn und den Porta-Werken J. Brauers 
durch Beschluß insoweit für unwirksam erklärt, als 
den Porta-Werken verboten war, Kaffee- und Tee- 
filter in Verbindung mit Papierfiltern auch dann 
herzustellen und zu vertreiben, wenn sie sich 
wesentlich von der Form der Melitta-Filter unter- 
scheiden. Unterdessen sind die Porta-Werke in Kon- 
kurs geraten. Melitta hat den Betrieb von Porta er- 
worben und ihn auf die Produktion eigener Erzeug- 
nisse umgestellt. Da die Porta-Werke am Markt für 
Kaffee- und Teefilter nicht mehr beteiligt sind, und 
eine derartige Beteiligung in der nächsten Zukunft 
nur in einem solchen Umfang möglich erscheint, 
der nicht mehr als wesentlich im Sinne von § 18 
angesprochen werden kann, wurde der Beschluß 
aufgehoben. 

Mit dem Konkurs der Porta- Werke schied der ein- 
zige potentielle Wettbewerber für Melitta auf 
dem Markt für vergleichbare Kaffee- und Teefilter 
aus. Damit dürfte Melitta ihre marktbeherrschende 
Stellung auf diesem Markt entscheidend gefestigt 
haben. Nur zwei Unternehmen stellen gegenwärtig 
noch vergleichbare Filter aus Porzellan und Stein- 
zeug her. Das eine Unternehmen liefert seine Er- 
zeugnisse jedoch ausschließlich in die Schweiz; das 
andere stellt sogenannte Filterkaffeekannen (Kaf- 
feekannen mit Filteraufsatz) her. Dieses Erzeugnis 
sowie die Blech- und Kunststoffilter und schließlich 
die Kaffeemaschinen, deren Angebot von unter- 
geordneter Bedeutung ist, dürften zwar als mög- 
liche Substitutionsgüter für Melitta-Filter, jedoch 
nicht als gleichartige Waren im Sinne des § 16 an- 
gesehen werden können. Es wird zu prüfen sein, ob 
die Voraussetzungen des § 16 für die Preisbindung 
von Melitta-Filtern noch vorliegen. 

Zu den Filtern aus Porzellan und Steinzeug ver- 
treibt Melitta auch die passenden Filtertüten aus 
Papier. In der Berichtszeit hat sich Melitta durch 
den Bau einer eigenen Papierfabrik von Zulieferern 
weitgehend unabhängig gemacht. Damit wird die 
Bedeutung des Absatzes von Filtertüten für das Un- 
ternehmen unterstrichen. 

Wesentlich beim Absatz von Filtertüten sind, ge- 
messen an deren Herstellungswert, die Vertriebs- 
kosten. Melitta hat bei Filtertüten insofern einen 
unangefochtenen Vorsprung vor etwa denkbaren 
Mitbewerbern, als sie zum überwiegenden Teil in 
Verbindung mit Filtern abgesetzt werden, so daß 
für einen Teil des Absatzes zusätzliche Betriebs- 
kosten kaum entstehen dürften. Außer Hausrat- 
geschäften beliefert Melitta aber auch Papier- 
geschäfte und eröffnet sich so einen zweiten Absatz- 
weg. Durch die allgemeine Werbung für den Melitta- 
Filter verläuft auch der Absatz von Filtertüten an 
die Papiergeschäfte ohne Schwierigkeiten. Diesen 
Vorsprung im Vertrieb können mit gleichen Her- 
stellungskosten belastete Wettbewerber im allge- 
meinen nicht ausgleichen. Filtereinsätze aus Nylon, 
Perlon und Kunststoffen sind zwar als Substitutions- 
güter für Melitta-Filtertüten anzusehen; es erscheint 
jedoch zweifelhaft, ob von einem Wettbewerb mit 
gleichartigen Waren gesprochen werden kann. Wie 
bei Filtern aus Porzellan und Steinzeug ist somit 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen des § 16 für die 
Preisbindung von Melitta-Filtertüten noch vorliegen. 


3. Dental-Porzellan (51 20 00) 

Die Zahl der Preisbindungen für Dental-Porzellan 
erhöhte sich um neun Verkaufseinheiten. Bei den 
Vertriebswegen, Konditionen und Rabatten traten 
keine nennenswerten Änderungen ein; Preiserhö- 
hungen wurden für etwa 9 v. H. aller Verkaufs- 
einheiten zwischen 9 und 26 v. H. angemeldet. 

Der Absatz von Dentalwaren weicht etwas von 
den üblichen Absatzwegen in der Porzellanindustrie 
ab. Sie werden generell über den Großhandel an 
Zahnärzte und Laboratorien geliefert. Nur bei sehr 
hohen Bezügen von z. B. über 300 Zähnen beliefern 
die Hersteller auch unmittelbar. Die Handelsspannen 
der Händler liegen bei künstlichen Zähnen zwischen 
43,5 und 56 v. H., bei Dentalmassen zwischen 20 und 
40 V. H. und bei keramischen Werkzeugen bei 33,3 
V. H. 

4. Sanitär-Keramik (51 50 00) 

Bei dem bereits wirksam gewordenen Rabatt- 
kartell der „Marktgemeinschaft der Sanitär-Keramik- 
Industrie" ist noch zu prüfen, ob es mit Artikel 85 
des EWG-Vertmges vereinbar ist, daß die Bezüge 
aus den Mitgliedstaaten der EWG bei der Berech- 
nung des Gesamtumsatzrabattes nicht mitgezählt 
werden. 

Von dieser Regelung dürften insbesondere die Im- 
porte aus Belgien und den Niederlanden betroffen 
sein. Die Hersteller haben jedoch darauf hingewie- 
sen, daß auch in diesen beiden Ländern GUR- 
Kartelle bestehen, welche die Importe unberücksich- 
tigt lassen. Außerdem scheint in beiden Ländern 
durch besondere Vereinbarungen zwischen Herstel- 
lern und Abnehmern der Absatz von Auslandswaren 
erschwert zu sein. Die Beurteilung nach Art. 85 des 
EWG-Vertrages dürfte daher wesentlich von der 
Klärung der Wettbewerbssituation im EWG-Raum 
mitbestimmt werden. 

Der Absatz sanitärkeramischer Erzeugnisse gestal- 
tete sich vor allem wegen etwas zögernder Dis- 
positionen des Handels nicht immer ganz reibungs- 
los. Bei den Herstellern ergaben sich zeitweilig 
Lagerbestände etwa in Höhe einer Monatsproduk- 
tion. Offenbar wurde der Inlandsabsatz von zuneh- 
menden Importen beeinflußt, die preisgünstig auf 
den deutschen Markt kamen, obwohl -die Preise der 
einheimischen sanitärkeramischen Erzeugnisse in 
der Berichtszeit im Gegensatz zu anderen kerami- 
schen Waren nur unwesentlich stiegen und als ein- 
zige in dieser Warengruppe noch immer unter denen 
des Jahres 1950 liegen. 

5. Wand- und Bodenfliesen (51 71 00) 

Nach dem Wirksamwerden des Rabattkartells der 
„Interessengemeinschaft der deutschen keramischen 
Wand- und Bodenfliesenwerke'' deuteten Bestrebun- 
den der Hersteller darauf hin, das Rabattkartell zu 
einer umfassenden Marktregelung, in die auch die 
Abnehmer einzubeziehen wären, auszubauen. Eine 
ähnliche Regelung bestand bekanntlich schon bis 
zum Ende des zweiten Weltkrieges. 

Von den Herstellern wird als Handelsstufe nur 
der Facheinzelhandel anerkannt. Die Zahl der Fach- 
händler bei Wandfliesen sank in den letzten Jahren 
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um etwa 8 v. H. bei einer annähernden Verdoppe- 
lung der Gesamtumsätze. Von dieser Entwicklung 
wurden jedoch nur die kleinen Händler, die den 
unteren Rabattklassen angehörten, betroffen. Der 
Schwerpunkt des Absatzes verlagerte sich auf die 
mittleren und insbesondere auf die großen Händler. 

Eine ähnliche, wenn auch nicht so stark ausge- 
prägte Verlagerung zu Gunsten der mittleren und 
großen Händler zeichnete sich auch bei Bodenfliesen 
ab. Jedoch blieb deren Absatzsteigerung anschei- 
nend infolge einer starken Substitutionskonkurrenz 
durch andere Fußbodenbeläge, vor allem aus Kunst- 
stoffen, hinter der Absatzerhöhung von Wandfliesen 
zurück. Der Anteil von Bodenfliesen am Gesamt- 
umsatz beider Erzeugnisse erreichte, nur rund 37 
V. H. gegenüber 44 v. H. in vorhergehenden Jahren. 

Gleichzeitig mit dieser Schwergewichtsverlagerung 
entstand ein Fliesengroßhandel, ohne daß die Her- 
steller bislang diese Entwicklung bei ihren Rabatt- 
regelungen genügend berücksichtigten. Die großen 
Fachhändler beliefern die kleinen Fachhändler und 
geben an die letzteren ihre höheren Rabatte teil- 
weise weiter. Die kleineren Händler kommen da- 
durch in den Genuß höherer Rabattsätze, als sie 
durch Direktbezug bei den Herstellern erhalten wür- 
den, während die großen Händler durch diese Zwi- 
schenlieferungen höhere Umsätze und damit auch 
höhere Rabatte erhalten. Die Folge dessen ist, daß 
die Hersteller steigende Rabattleistungen zu erbrin- 
gen haben. 

6. Schleifscheiben und Schleifkörper (51 91 00) 

Bei dem wirksam gewordenen Gesamtumsatz- 
rabatt-Kartell für Schleifscheiben und Schleifkörper, 
deren Gesamtproduktion im Jahre 1960 gegenüber 
dem Vorjahre um rund 25 v. H. anstieg, ergab die 
laufende Marktbeobachtung keine besonderen Ver- 
änderungen der Wettbewerbssituation. Die Anmel- 
dungen zur Preisbindung erhöhten sich um 14 auf 
68 Verkaufseinheiten. 


XVII. Glas und Glaswaren (52) 

Zwei Haupterzeugnisgruppen (jeweils einschließ- 
lich der Glasverarbeitung und der -Veredlung) wer- 
den in der Glasindustrie unterschieden: Flachglas 
mit einem Anteil von etwa einem Drittel und Hohl- 
glas mit einem Anteil von zwei Drittel an der gesam- 
ten Glaserzeugung. Während die Erzeugnisse der 
Hohlglasindustrie im wesentlichen im Bereich der 
Verbrauchsgüterindustrie und an die Endverbraucher 
abgesetzt werden, liegt der Schwerpunkt des Ab- 
satzes für Flachglas in der Bauwirtschaft, der Kraft- 
fahrzeugindustrie (in veredeltem Zustand, z. B. als 
Sicherheitsglas), der Rundfunk- und Fernseh- sowie 
der Möbelindustrie. Die Produktion von Flachglas 
lag im Jahre 1960 um 7,9 v. H. und die von Hohl- 
glas um 14,4 V. H. über dem Vorjahresniveau. 

Die angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt und 
neue Tarifverträge führten auch in der Glasindu- 


strie zu Lohnerhöhungen, die ab August 1960 eine 
leichte Erhöhung des bis dahin ziemlich konstanten 
Preisniveaus zur Folge hatten. 

An horizontalen Wettbewerbsbeschränkungen 
wurde nur ein Rabattkartell für Fenster- und Dick- 
glas angemeldet, dem jedoch widersprochen wurde. 
Verschiedene bekanntgewordene gleichförmige Ver- 
haltensweisen werden zur Zeit noch überprüft. 

Bei den Preisbindungen ergaben sich keine nen- 
nenswerten Änderungen. Das Schwergewicht liegt 
nach wie vor bei Hohlglas-Erzeugnissen für Labora- 
torien und Krankenpflege, auf die rund 93 v. H. aller 
Anmeldungen entfallen. Vertriebswege, Rabatte und 
Konditionen blieben gegenüber dem Vorjahr unver- 
ändert. Preisänderungen wurden bisher nur für 
Haushaltskonservengläser angemeldet. Dabei wur- 
den die Preise für etwa 60 v. H. der angemeldeten 
Verkaufseinheiten um rund 6 v. H. erhöht. Für zwei 
Verkaufseinheiten betrugen die Preiserhöhungen 
allerdings 24 v. H. 

Preisempfehlungen wurden bislang nicht ange- 
meldet. 

1. Fensterglas (52 11 10) 

Drei Glashütten haben sich zu der „Interessen- 
gemeinschaft deutscher Fensterglashütten" zusam- 
mengeschlossen und ein Rabattkartell für Fenster- 
und Dickglas angemeldet. Dem Kartell wurde wider- 
sprochen. Gegen den Widerspruch wurde Einspruch 
eingelegt; der Einspruch wurde zurückgewiesen, Be- 
schwerde ist eingelegt. 

Der Kartellvertrag sollte die Gewährung einer 
einheitlichen Lager- und einer gestaffelten Umsatz- 
prämie für Fensterglas sowie die Gewährung einer 
gestaffelten Umsatzprämie für Dickglas für die ge- 
samten Bezüge der Flachglasgroßhändler und -groß- 
veredler bei allen Herstellern regeln. 

In der Bundesrepublik stellen vier Unternehmen 
Fenster- und Dickglas her. Nur ein Unternehmen mit 
einem sehr geringen Marktanteil ist Außenseiter. 
Die Importe sind unbedeutend und werden außer- 
dem überwiegend von den Kartellmitgliedern ge- 
tätigt. Das Angebot an Fenster- und Dickglas hat mit 
nur vier Anbietern, von denen die drei Kartellmit- 
glieder einen Marktanteil von über 95 v. H. haben, 
die Struktur eines Oligopols hohen Reifegrades. 
Dieser Umstand läßt vermuten, daß ein wirksamer 
Angebotswettbewerb nicht vorhanden ist. 

Der Widerspruch erfolgte, weil zwischen den Mit- 
gliedern der Interessengemeinschaft historisch nach- 
weisbar kein funktionsfähiger Preis-, Konditionen- 
und Service-Wettbewerb und infolge der geringen 
Qualitätsunterschiede auch kein wirksamer Quali- 
tätswettbewerb besteht. Nur noch ein Rabattwett- 
bewerb scheint in beschränktem Umfang möglich zu 
sein. Die Zulassung des Rabattkartells hätte daher 
zur Ausschaltung der letzten Wettbewerbsmöglich- 
keit und damit zur völligen Erstarrung dieses Mark- 
tes führen müssen. 
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2. Sicherheitsglas (52 41 10) 

Für die Herstellung von Sicherheitsglas haben 
ausländische Unternehmen mit deutschen Herstel- 
lern, die zum überwiegenden Teil ihre Tochter- 
gesellschaften sind, Lizenzverträge abgeschlossen. 
Zur Überwachung der Lizenzbedingungen wurde 
eine gemeinsame Vertriebsorganisation aller Lizenz- 
nehmer geschaffen. Die syndikatähnliche Angebots- 
weise der Vertriebsorganisation führt bei Einschei- 
bensicherheitsglas zu einem monopolähnlichen Ver- 
halten. Bei Mehrscheibensicherheitsglas kommt die 
Stellung der Organisation einer Marktführerschaft 
sehr nahe. 

Sicherheitsglas wird von acht Unternehmen vor- 
wiegend an Weiterverarbeiter geliefert. Hauptab- 
nehmer sind die Kraftfahrzeug- und die Fernseh- 
Industrie, in geringerem Umfang auch die Bauwirt- 
schaft, der Maschinenbau und Werkstätten. Der Ab- 
satz erfolgt partieweise, wobei Nettopreise und 
Konditionen jeweils ausgehandelt werden. Der an 
sich bei dieser Art der Geschäftsabwicklung mög- 
liche Preiswettbewerb wird aber entscheidend durch 
die lizenzbedingte Vertriebsorganisation eingeengt. 
Für rund 70 v. H. der Gesamterzeugung, die über 
die Vertriebsorganisation geleitet werden, sind die 
Richtpreise und die Konditionen gleich. Eine fühl- 
bare Beeinflussung des Wettbewerbs durch Substitu- 
tionsgüter ist nicht mit Sicherheit festzustellen. 

Weder für die Lizenzverträge noch für die Ver- 
triebsorganisation wurden bislang Erlaubnisanträge 
gestellt. Die Prüfung der Wettbewerbsbeschränkun- 
gen ist noch nicht abgeschlossen. 

3. Getränkeflaschen (52 21 10) 

Die Hersteller von Getränkeflaschen gewähren 
ihren Abnehmern einheitliche Gesamtumsatzrabatte, 
ohne daß eine besondere Meldestelle bisher fest- 
gestellt werden konnte. Preisänderungen erfolgen, 
soweit bisher ermittelt, gleichzeitig und in gleicher 
Höhe. So wurden in letzter Zeit die Preise für Ge- 
tränkeflaschen von den Herstellern einheitlich um 
5 V. H. erhöht. Das Angebot von Getränkeflaschen 
wird überwiegend von zwei Großunternehmen be- 
stimmt, neben denen einige kleinere Unternehmen 
mit nur regionaler Bedeutung stehen. Die Ermitt- 
lungen darüber, ob die bekanntgewordenen gleich- 
förmigen Verhaltensweisen auf diesem Markt auf 
Absprachen oder auf einer Marktführerschaft eines 
der beiden Großunternehmen beruhen oder aber 
Ausfluß einer Marktktruktur des Angebots sind, die 
Kennzeichen eines Teiloligopols hohen Reifegrades 
trägt, sind noch nicht abgeschlossen. 

Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen wurden für 
Getränkeflaschen nicht angemeldet. 

4. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppe 51 und 52 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

1 Zusammenschluß im Bereich Hohlglas. Bei 
einem Zusiammenschluß im Bereich Haushalts- 
geräte aus Porzellan wird geprüft, ob die Vor- 
aussetzungen des § 23 vorliegen. 


b) Kapitalgesellschaften'); 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

46 

149,9 

1959 

43 

147,8 


Veränderung 

- 3 

“ 2,1 

bb) Gesellschaften mit beschränker Haftung 

Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

251 

87,0 

1959 

246 

91,5 


Veränderung ~ 5 + 4,5 


XVIII. Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
bearbeitetes Holz (53), Holz waren (54), Holz- 
schliff, Zellstoff, Papier und Pappe (55), Papier- 
und Pappe waren (56), Druckereierzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte Waren (57) 

Auf dem Markt für Rund- und Schnittholz war vor 
allem infolge der lebhaften Bautätigkeit ein gegen- 
über den Vorjahren stärkerer Aufschwung bei etwa 
gleichgebliebenen bzw. sogar z. T. geringfügig rück- 
läufigen Preisen festzustellen. Die holzverarbeitende 
Industrie und — hier vor allem die Möbelindustrie 
— ■ hatte ebenfalls hohe Zuwachsraten zu verzeich- 
nen. Jedoch zogen die Erzeugerpreise infolge der 
höheren Lohn- und Materialkosten an. 

Ein etwas stärkerer wirtschaftlicher Aufschwung 
war vor allem in der Holzschliff-, Zellstoff-, Papier- 
und Pappeindustrie festzustellen. Im Jahre 1960 lag 
die Produktion in dieser Warengruppe um fast 9 v. H. 
über dem Vorjahresniveau. Zunahmen waren bei 
Holzschliff, Zellstoff sowie vor allem bei Druck- und 
Schreibpapieren zur verzeichnen, während bei Zei- 
tungsdruckpapier die Produktion geringfügig rück- 
läufig war. Die Gesamtentwicklung vollzog sich bei 
vor allem seit dem 2. Quartal 1960 ansteigenden 
Preisen. Der Wettbewerbsdruck importierter Erzeug- 
nisse verhinderte jedoch einen allzu starken Preis- 
anstieg. Wie in allen anderen Warengruppen mach- 
ten sich auch hier die Verknappungen auf dem Ar- 
beitsmarkt bemerkbar; eine Erhöhung der Lohn- und 
Gehaltskosten war die unmittelbare Folge. 

Mit einem Produktionszuwachs von rund 17 v. H. 
gegenüber dem Vorjahr — sowie hohen aus in- und 
ausländischen Bestellungen resultierenden Auftrags- 
beständen — nahm die Produktion von Papier- und 
Pappewaren ebenfalls an dem allgemeinen wirt- 
schaftlichen Aufschwung in der Berichtszeit teil. 
Kapazitätserweiterungen waren z. T. die Folge der 
überaus günstigen Entwicklung, die sich bei einem 
leicht ansteigenden Preisniveau vollzog. Der Index 
der Erzeugerpreise lag mit rund 128 (1950 = 100) 
um vier Punkte über dem Jahresdurchschnitt 1959. 


0 BRD ohne Berlin (West) und Saarland 
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In den fünf Warengruppen wurde in der Berichts- 
zeit nur eine horizontale Wettbewerbsbeschränkung 
bekannt; es handelt sich um den nachstehend er- 
läuterten Antrag einiger bayerischer Sägewerke 
nach § 6 Abs. 2 für die Förderung und Vermittlung 
des Exportes von Holz und Holzwaren nach den Nie- 
derlanden. In der Verwaltungssache der Buchenfaser- 
holz-Kollegenhilfe (Tätigkeitsbericht 1959, Seite 27) 
wurde der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zu 
einem Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 zu- 
rückgewiesen. 

Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen haben in 
diesen fünf Warengruppen keine große Bedeutung. 
Bei einer leichten Zunahme der Preisbindungen ge- 
genüber dem Vorjahr — das Schwergewicht lag nach 
wie vor bei Holzwaren — haben nur vier Unter- 
nehmen für rund 70 Verkaufseinheiten Preisempfeh- 
lungen angemeldet. Auch hier lag das Schwergewicht 
der Anmeldungen bei Holzwaren (Kinder-Bett- 
stellen). Außerdem wurden vereinzelt Preisempfeh- 
lungen für Sperrholzplatten, Erzeugnisse der Lohn- 
und Verlagsbuchbinderei sowie für Briefpapier- 
packungen angemeldet. 

In den Warengruppen Schnittholz, Sperrholz und 
sonstiges bearbeitetes Holz (53), Holzschliff, Zell- 
stoff, Papier und Pappe (55) und Druckerzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte Waren (57) blieb in der 
Berichtszeit der sachliche Umfang der Preisbindun- 
gen (Preise, Absatzwege, Rabatte und Konditionen) 
im Gegensatz zu der leicht fluktuierenden Zahl der 
anmeldenden Unternehmen und der angemeldeten 
Verkaufseinheiten unverändert. Stärkere Verände- 
rungen wurden bei der Warengruppe Holzwaren (54) 
festgestellt. Jedoch glichen sich Neuanmeldungen 
und Rücknahmen etwa aus, so daß die Zahl der an- 
gemeldeten Verkaufseinheiten nahezu unverändert 
blieb. Von einem Unternehmen wurden Preisände- 
rungen — in der Mehrzahl Preissenkungen — für 
74 Verkaufseinheiten angemeldet und nur vereinzelt 
auch die Rabatte bei sonst gleichgebliebenen Ver- 
triebswegen und Konditionen geändert. 

Den meisten Veränderungen der Preisbindungen 
unterlag die Warengruppe Papier- und Pappe- 
waren (56). Hier nahm die Zahl der angemeldeten 
Verkaufseinheiten in der Berichtszeit um rund 
10 V. H. gegenüber dem Vorjahr (vor allem bei 
Geschäftsbüchern und Bürohilfsmitteln) zu. Trotz- 
dem rangierten die — hinsichtlich des sachlichen 
Umfangs ihrer Preisbindungen unverändert geblie- 
benen — Schnittmuster mit rund 60 v. H. aller an- 
gemeldeten Verkaufseinheiten dieser Warengruppe 
nach wie vor an erster Stelle. Hingegen wurden die 
Preise der Geschäftsbücher und Bürohilfsmittel für 
83 V. H. bzw. 79 v. H. der Verkaufseinheiten von je- 
weils dem gleichen Unternehmen erhöht und im 
geringen Umfang auch Änderungen der Handels- 
spannen angemeldet. Diese Senkungen und Erhöhun- 
gen glichen sich nahezu aus. 

1. Buchenfaserholz (53 12 00) 

Der Antrag der Buchenfaserholz-Kollegenhilfe auf 
Erteilung einer Erlaubnis für ein Rationalisierungs- 
kartell nach § 5 Abs. 2 wurde zurückgewiesen, da 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Erlaubnis 


nicht gegeben waren. Die Antragsteller, die bereits 
im Herbst 1959 die Handhabung der getroffenen 
Vereinbarung aufgegeben hatten, haben gegen den 
Beschluß keinen Einspruch erhoben. 

Durch den Vertrag verpflichteten sich die Kartell- 
mitglieder, den Import von Buchenfaserholz zu för- 
dern. Für die Kartellmitglieder hatten sich Buchen- 
faserholz-Einzugsgebiete herausgebildet, wodurch 
jedes Unternehmen die Marktstellung eines Nach- 
frage-Teilmonopolisten erlangte und einen ent- 
scheidenden Einfluß auf die inländischen Holzpreise 
ausüben konnte. Da nicht alle Kartellmitglieder 
gleich günstige Standortbedingungen haben, bestand 
zwischen ihnen ein Ausgleichsystem. Die standort- 
ungünstigen Unternehmen erhielten über eine Aus- 
gleichkasse von den standortgünstiger gelegenen 
Unternehmen Prämienbeträge, die zwar die Preis- 
differenz zu den teueren Importhölzern nicht aus- 
glichen, aber immerhin die Importe verbilligten. 
Durch diese Ausgleichkasse wurde die Einfuhr von 
Holz subventioniert und damit indirekt ein Druck 
auf die Preise inländischer Hölzer ausgeübt. 

Auch die von den Antragstellern in den Vorder- 
grund gestellte Frachtentflechtung konnte nicht als 
Rationalisierungszweck anerkannt werden. Zwar 
kann in einer Frachtentflechtung eine Rationalisie- 
rung wirtschaftlicher Vorgänge dann liegen, wenn 
durch sie Transportumwege verhindert werden. Die 
Vertragsbestimmungen standen jedoch einer Fracht- 
entflechtung eindeutig entgegen, weil die „Einzugs- 
gebiete“ kürzeste Frachtwege versperrten und weil 
subventionierte Importe vielfach geradezu unratio- 
nelle Frachtwege erzwangen. 

2. Holz und Holzwaren (53 16 00) 

26 Unternehmen (zum größten Teil oberbayerische 
Sägewerke, aber auch einige Holzhändler) haben 
sich zu der „Holland-Exportgenossenschaft Beiers 
Vurenhout e. G. m. b. H.“ in München zusammen- 
geschlossen und beantragten die Erteilung einer Er- 
laubnis für ein Exportkartell nach § 6 Abs. 2. Gegen- 
stand des Vertrages ist die Förderung und Vermitt- 
lung der Exporte von Holz und Holzwaren nach den 
Niederlanden. Der Export soll ausschließlich über 
die Genossenschaft erfolgen. 

Die Mitglieder, die ausschließlich Fichten- und 
Tannenholz exportieren, sind überwiegend mittlere 
und kleineren Unternehmen; sie beschäftigen im 
Jahre 1959 zwischen 4 und 52 Arbeitskräfte. Der 
Anteil des Exportes der Genossenschaft an der wert- 
mäßigen Gesamtausfuhr der Bundesrepublik nach 
den Niederlanden in den Vertragswaren belief sich 
auf rund 22 v. H. Auf den Gesamtumsatz der Ge- 
nossenschaftsmitglieder in Schnittholz bezogen, be- 
trug der Anteil ihrer Exporte nach den Niederlanden 
etwa 9 V. H. 

Von den Antragstellern wurde ausgeführt, daß 
erst der Zusammenschluß sie in die Lage versetze, 
im nennenswerten Umfange Holz nach den Nieder- 
landen zu exportieren und daß seit der Gründung 
der Genossenschaft die Exporte nach den Nieder- 
landen stark angestiegen seien, ohne daß hierdurch 
Importe aus dem EWG-Raum beeinträchtigt werden. 


94 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2734 


Von den niederländischen Interessenten wird auf 
dem deutschen Markt nur Holz in genau angegebe- 
nen Abmessungen auf Grund von Baulisten (sog. 
Bestecklisten) verlangt. Dafür werden fast aus- 
schließlich sehr lange und einwandfreie Hölzer be- 
nötigt. Wegen der sehr differenzierten und präzisen 
Abnehmerwünsche können diese Waren von den 
deutschen Lieferanten nicht auf Vorrat geschnitten 
und gehalten werden. Die Hauptlieferanten für Holz 
nach den Niederlanden sind zudem die skandinavi- 
schen Länder, die Massenwaren und, nicht wie die 
Kartellmitglieder, genau zugeschnittene Waren lie- 
fern. Bei der Preisbildung müssen die deutschen 
Lieferanten sich jedoch eng an die Preise der nordi- 
schen Massenwaren anlehnen, da es sonst für die 
Abnehmer lohnend werde, die gewünschten Spezial- 
größen aus nordischen Hölzern selbst herauszu- 
schneiden. 

Die Prüfung des Antrags ist noch nicht abge- 
schlossen. 

3. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppen 53 und 54 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: 

1 Zusammenschluß im Bereich Holzspulen 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 



Jahr 

Zahl 

Grundkapital 
(Mio DM) 


1958 

38 

51,3 


1959 

34 

49,5 

Veränderung 


- 4 

- 1,8 


bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 



Jahr 

Zahl 

Stammkapital 
(Mio DM) 


1958 

664 

100,7 


1959 

652 

94,5 

Veränderung 

, 

- 12 

“ 6,2 


4. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppen 55, 56 und 57 

a) Unternehmenszusammenschlüsse : 

1 Zusammenschluß im Bereich Papier und Pappe. 

Bei einem Zusammenschluß im Bereich Zeitun- 
gen und Zeitschriften wird geprüft, ob die Vor- 
aussetzungen des § 23 vorliegen. 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 


Jahr 

Zahl 

Grundkapital 
(Mio DM) 

1958 

61 

299,1 

1959 

58 

351,3 

Veränderung 

- 3 

+ 52,2 
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bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 

1958 928 175,7 

1959 923 199,9 

Veränderung —5 -f 24,2 


XIX. Kunststofferzeugnisse (58) 

Die Produktion von Kunststofferzeugnissen lag in 
der Berichtszeit um 24 v. H. über dem Niveau des 
Vorjahres. Die Kapazitäten reichten teilweise nicht 
aus, um die steigende Nachfrage aus dem In- und 
Ausland in gleicher Weise zu befriedigen. Geplante 
Kapazitätserweiterungen konnten vor allem infolge 
Lieferschwierigkeiten der Investitionsgüterindustrie 
nur zum Teil ausgeführt werden. Bei der überaus 
starken Aufwärtsentwicklung der kunststoffverar- 
beitenden Industrie handelte es sich überwiegend 
um eine Mengenkonjunktur. Die Preise blieben trotz 
Kostensteigerungen konstant. Die Beschäftigungs- 
zahl nahm geringfügig zu. 

Neue horizontale Wettbewerbsbeschränkungen 
wurden im Berichtszeitraum nicht bekannt, sondern 
nur Änderungen zu dem bereits im vorjährigen Tä- 
tigkeitsbericht erwähnten Rabatt- und Konditionen- 
kartell für Polyesterlichtplatten und -bahnen. Offen- 
bar strebt die Industrie die Einführung eines Güte- 
zeichens für Kunststofferzeugnisse an. Das Güte- 
zeichen soll dem Verbraucher eine gleichmäßigere 
Qualität gewährleisten. Bisher dürften 15 Unterneh- 
men mit einem Anteil von rund 60 v. H. an der 
Gesamtkapazität von Konsumkunststoffwaren zur 
Führung des Gütezeichens berechtigt sein, über die 
Anwendung des Gütezeichens und über die Organi- 
sation der Gütezeichengemeinschaft wird zwischen 
der kunststofferzeugenden und der kunststoffverar- 
beitenden Industrie noch verhandelt. 

Bei den Preisbindungen haben die Anmeldungen 
um rund 14 v. H. zugenommen. Der Schwerpunkt lag 
nach wie vor bei Haushaltsbedarfsartikeln und Kon- 
fektionsmaterial. Preise, Rabatte, Konditionen und 
Absatzwege blieben im ganzen unverändert. 

Preisempfehlungen wurden nur von zwei Unter- 
nehmen für vier Verkaufseinheiten angemeldet. 

1. Polyesterlichtplatten und -bahnen (58 78 38) 

Die im Berichtszeitraum angemeldeten Änderun- 
gen zu dem Rabatt- und Konditionenkartell betrafen 
eine Neufestlegung der Standardabmessungen und 
eine zusätzliche Neuregelung über Laderabatte. 
Außerdem meldeten die Kartellmitglieder eine Än- 
derung der Skonti an und eine Vereinbarung, nach 
der die Mitzählung der Umsätze bei den Außensei- 
tern davon abhängig gemacht wird, daß diese oder 
ihre Abnehmer sich an den Kosten der Meldestelle 
beteiligen. Da diese beabsichtigte Regelung offen- 
sichtlich schädliche Wirkungen für die nicht dem 
Kartell angehörenden Unternehmen hat und darüber 
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hinaus zu einer mißbräuchlichen Handhabung des 
Kartellvertrages führen würde, hat die Beschluß- 
abteilung dieser Änderung widersprochen. 

2. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften ; 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

7 

23,4 

1959 

6 

20,4 


Veränderung 

- 1 

- 3,0 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

304 

40,7 

1959 

350 

48,1 


Veränderung +46 + 7,4 


XX. Gummi- und Asbestwaren (59) 

Die bereits im Vorjahr feststellbare Aufwärtsent- 
wicklung der Kautschuk und Asbest verarbeitenden 
Industrie setzte sich im Jahre 1960 in verstärktem 
Umfang fort. Die Produktion nahm um 14,1 v. H. 
gegenüber dem Vorjahre zu. Das Schwergewicht 
verlagerte sich weiter auf die Erzeugung von tech- 
nischen Gummiwaren, deren Anteil an der Gesamt- 
produktion sich um fast 1 v. H. auf 48,3 v. H. er- 
höhte. Dagegen verringerte sich der Anteil der Er- 
zeugung von Bereifungen trotz einer Produktions- 
Steigerung von 18 V. H. um 3,6 v. H. auf 38,9 v. H. 
Das war im wesentlichen auf die zunehmende Ver- 
wendung technischer Gummiartikel in weiten Berei- 
chen der Wirtschaft, vor allem im Bauwesen und 
im Kraftfahrzeugbau, zurückzuführen. Der Umfang 
der Auftragseingänge entsprach im allgemeinen der 
Produktion. Lieferschwierigkeiten traten nicht auf. 
In einzelnen Zweigen konnten Lagerbestände weit- 
gehend geräumt werden. 

Die Naturkautschukpreise gingen bei etwa gleich- 
gebliebenen Preisen für Synthesekautschuk zurück. 
Die Preise für die Fertigerzeugnisse stiegen in die- 
ser Warengruppe vor allem infolge etwa achtpro- 
zentiger Lohn- und anderer Kostenerhöhungen im 
Durchschnitt um 3,5 v. H. an. Die Preissteigerungen 
für Hart- und Weichgummiartikel waren mit 5,4 v. H. 
die stärksten gegenüber solchen von nur 2,6 v. H. 
für Bereifungen. Die Preise für Gummi-Asbestwaren 
blieben dagegen unverändert. Die Zahl der Beschäf- 
tigten nahm um rund 6 v. H. auf über 100 000 zu. 
Trotzdem war vor allem in der Reifenproduktion ein 
Mangel an Arbeitskräften festzustellen. 


0 BDR ohne Berlin (West) und Saarland 


Die Ausfuhr von Gummiwaren lag um rund 18 v.H. 
über dem Vorjahresniveau; an ihr sind maßgeblich 
Bereifungen beteiligt, obwohl ihr Anteil an der Ge- 
samtauslühr von Gummiwaren zugunsten der tech- 
nischen Gummiwaren leicht zurückging. Die Einfuhr 
von Gummiwaren nahm um 31,9 v. H. zu. Der größte 
Anteil entfällt zwar nach wie vor auf Bereifungen, 
jedoch blieb dieser insgesamt unverändert, während 
bei technischen Gummiwaren eine leichte Zunahme 
zu verzeichnen war. 

Als horizontale Wettbewerbsbeschränkung wurde 
das angemeldete Gesamtumsatzräbattkartell für Kfz- 
Reifen wirksam; dem Jahresumsatzprämienkartell 
für technische Gummiwaren, welches auch Keilrie- 
men erfaßt, wurde ebenfalls nicht widersprochen. 
Außerdem wurde ein Gesamtumsatzrabattkartell für 
Keilriemen angemeldet, das noch geprüft wird. Alle 
drei Kartelle bedienen sich einer gemeinsamen Treu- 
handstelle zur Ermittlung der Gemeinschaftsrabatte. 

Bei den vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen 
nahmen die Preisbindungen — in erster Linie für 
Bereifungen und Keilriemen — • geringfügig zu. 
Preiserhöhungen wurden fast nur für Bereifungen 
angemeldet. Die Vertriebswege, Rabatte und Kondi- 
tionen blieben unverändert. 

Ein Unternehmen hat für drei Verkaufseinheiten 
Preisempfehlungen angemeldet. 

1. Kraftfahrzeugreifen (59 10 00) 

Die Wettbewerbslage auf dem Markt für Kraft- 
fahrzeugreifen ist durch horizontale und vertikale 
Wettbewerbsbeschränkungen gekennzeichnet. Das 
bereits Ende 1959 angemeldete Rabattkartell sämt- 
licher Reifenhersteller wurde in der Berichtszeit 
wirksam. Der Kartellvertrag sieht für das Ersatz- 
geschäft (Lieferung von Ersatzreifen) die Gewäh- 
rung eines gestaffelten Jahresbonus — neben den 
sonstigen Rabatten — an die Abnehmer von Ver- 
tragswaren vor. Als Vertragswaren gelten alle Ar- 
ten von Kraftfahrzeugreifen außer Roller-, Motorrad- 
und Mopedreifen. 

Die von den 10 Herstellern angemeldeten Preis- 
bindungen für Kraftfahrzeugreifen wurden nach § 17 
mit sofortiger Wirkung für unwirksam erklärt. Die 
Unwirksamkeitserklärung wurde damit begründet, 
daß die preisgebundenen Reifen nicht im Preiswett- 
bewerb stünden, wobei runderneuerte Reifen nicht 
als gleichartige Waren i. S. des § 16 angesehen wur- 
den; die Sache ist in der Beschwerde anhängig. 

Kraftfahrzeugreifen werden gegenwärtig von 10 
Unternehmen hergestellt. Bei der Untersuchung und 
Beurteilung des Marktes für Ersatzreifen wurde fol- 
gendes beobachtet bzw. erwogen: Der Markt weist 
eine oligopolistische Angebotsstruktur mit entspre- 
chenden Verhaltensweisen der Herstellemnterneh- 
men auf. Die Marktanteile der Anbieter sind wäh- 
rend längerer Zeit gleich geblieben. Aus der auf 
Märkten mit oligopolistischer Angebotsstruktur an- 
fänglich zwischen den Wettbewerbern bestehenden 
Unsicherheit, ob nicht einer der Mitbewerber durch 
unvermittelte Preiskämpfe das labile Spannungsver- 
hältnis zwischen den Anbietern stört, entwickelt sich 
im Zeitablauf oft eine Gruppensolidarität, die nicht 
selten zu Kartellvereinbarungen und/oder zur Her- 
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ausbildung und Anerkennung einer Preisführerschaft 
gewisser Unternehmen führt. Auf 'dem Ersatzreifen- 
markt ist beides zu beobachten. Neben dem Rabatt- 
kartell besteht offenbar eine zwischen drei Unter- 
nehmen wechselnde Preisführerschaft, die eine Preis- 
einheitlichkeit zwischen den gleichartigen Erzeug- 
nissen aller Anbieter bewirkt. Diese Angebotslage 
läßt sich als ,, reifes Oligopol" charakterisieren. 
Preisänderungen erfolgen hier regelmäßig nur dann, 
wenn der Preisführer mit großer Sicherheit damit 
rechnen kann, daß seine Mitbewerber — sei es nach 
Abstimmung oder stillschweigend — folgen werden. 
Je länger eine derartige Oligopolstruktur besteht 
und je mehr die Anbieter ihre Verhaltensweisen 
darauf einstellen, desto mehr gleicht das Angebot 
dem kartellierter Unternehmen; um so mehr muß 
aber auch für die Zukunft mit einem kartellgleichen 
Verhalten gerechnet werden. 

Die typische Verhaltensweise eines „reifen Oligo- 
pols" ist für die Hersteller von Kfz-Reifen historisch 
nachweisbar. Die ersten Anfänge der langjährigen 
Kartellgeschichte reichen bis in das Jahr 1910 zu- 
rück. Auch nach Auflösung der Kartelle durch die 
Pesatzungsmächte wirkte die langjährige Kartell- 
tradition fort. Bereits seit 1950 wurde das seit 1932 
angewendete GesamtumsatzraJbattsystem fortgesetzt; 
seit 1953 sind die Preise für Kfz-Reifen aller Her- 
steller gebunden, wobei gleiche Reifenarten und 
-‘dimensionen verschiedener Hersteller gleiche Preise 
haben. 

Die Preisentwicklung für Reifen ist seit Jahren 
durch das Einhalten gleicher Preise und durch die 
Anerkennung der Preisführerschaft des führenden 
Unternehmens bzw. der führenden Gruppe gekenn- 
zeichnet. Die Preise für Reifen werden stets gleich- 
zeitig geändert und sind zum Stichtag immer in 
gleicher Höhe gültig. Die kurzfristig auf dem Markt 
auftretenden Preisunterschiede jeweils vor dem 
Gültigkeitstermin der neuen Preise können vor al- 
lem dann nicht als Preiswettbewerb angesehen wer- 
den, wenn zwischen den Terminen der Preisände- 
rung die Preise oftmals über Jahre bei allen Her- 
stellern gleich und unverändert geblieben sind. 

Die Untersuchung der Vertrrebsbindungen ergab 
ebenfalls keinerlei Anhaltspunkte für das Bestehen 
eines Preiswettbewerbs im Ersatzgeschäft. Die Kon- 
ditionen aller Reifenhersteller sind seit Jahren 
gleich. Sie stimmen sogar im Wortlaut und Schrift- 
bild überein. Damit wird von den Reifenherstellern 
eine Konditionenregelung gehandhabt, wie sie nur 
durch Anmeldung eines Konditionenkartells zu er- 
reichen wäre. Ebenso sind die dem Handel gewähr- 
ten Rabatte durch die Preisbindungen bei allen Her- 
stellern gleich. 

Das „reife Oligopol" der Kfz-Reifenhersteller steht 
außerdem mit seiner stets kollektiven Preispolitik 
im Ersatzgeschäft einer atomistischen Nachfrage ge- 
genüber. Schließlich ist zu erwähnen, daß die Nach- 
frage unelastisch ist, weil ein Ersatzreifen nach 
einer gewissen Verschleißzeit entsprechend den Ver- 
kehrsbestimmungen angeschafft werden muß. 

Der Handel mit runderneuerten und Importreifen 
bewirkt keinen Preiswettbewerb im Sinne von § 16. 
Die Beschlußabteilung ist davon ausgegangen, daß 


runderneuerte Reifen und Neureifen keine gleich- 
artigen Waren sind. Importreifen — soweit sie nicht 
von den inländischen Tochtergesellschaften auslän- 
discher Muttergesellschaften importiert und eben- 
falls preisgebunden auf den Markt kommen — 
werden zwar vom Handel zu einem niedrigeren 
Preis als die inländischen Markenreifen angeboten; 
sie führen jedoch nicht zu einem Preiswettbewerb, 
weil sich ihre Bruttopreise im Schattendes Oligopols 
der inländischen Reifenhersteller bilden. Ein Zwang 
zur Anpassung der inländischen Reifenpreise an die 
effektiven Handelspreise für Importreifen konnte 
bislang nicht festgestellt werden. 

Läßt bereits die oligopolistische Angebotsstruktur 
und die relativ geringe Nachfrageelastizität im Er- 
satzgeschäft einen Preiswettbewerb nicht zu, so ha- 
ben die einheitlichen Konditionen, Rabatte und 
Preisbindungen der Hersteller zusammen mit dem 
jahrzehntelangen GUR-Kartell jede Möglichkeit 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs ausgeschaltet. 

Im Berichtszeitraum wurden 502 Verkaufseinhei- 
ten als Decken, Schläuche und Bänder neu zur Preis- 
bindung angemeldet, denen 160 Rücknahmen gegen- 
überstanden. Von allen Herstellern wurden die 
Preise für den überwiegenden Teil der angemelde- 
ten Verkaufseinheiten für jeweils die gleichen Di- 
mensionen und Arten zum gleichen Stichtag und im 
gleichen Umfange erhöht. Die sonstigen Vertriebs- 
bedingungen blieben unverändert. 

2. Technische Gummi waren (59 21 00) 

46 Hersteller von technischen Gummiwaren haben 
einen Kartellvertrag über die Gewährung eines Ge- 
samtumsatzrabattes angemeldet. Er ist nach Ablauf 
der Widerspruchsfrist wirksam geworden. Der Ver- 
trag gilt für rund 25 Artikelgruppen. Lieferungen in 
i Sekundaware, indirekte Export- und Freihafenliefe- 
I rungen, Lieferungen für die Bundesbahn und den 
1 Truppenbedarf sowie im Erstausstattungsgeschäft 
' werden — im Gegensatz zu den Bezügen der Händ- 
I 1er bei Außenseitern — nicht mitgezählt. 

I Die Jahresumsatzprämie beginnt bei einem Ge- 
samtumsatz von mindestens 30 000 DM mit 1 v. H. 
und ist bis zu 4 v, H. bei einem Umsatz von min- 
destens 500 000 DM gestaffelt. Die Westberliner 
: Händler erhalten für versandte Waren nach Berlin 
j bereits bei Erreichen eines Drittels der vereinbarten 
I Umsätze die angeführten Prozentsätze. 

Etwa 170 Unternehmen stellen Vertragswaren her. 
Außerdem produziert eine Vielzahl kleinerer Unter- 
nehmen einen Teil der Vertragswaren aus Kunst- 
stoffen. Der Hauptanteil der Produktion entfällt je- 
doch auf die Kartellmitglreder, von denen keiner 
alle Vertragswaren herstellt. Wegen der z. Z. ver- 
schiedenen technischen Eigenschaften und der Ver- 
wendungszwecke müssen die Vertragswaren einer 
Vielzahl von Märkten zugerechnet werden, auf de- 
nen durch die unterschiedliche Angebotsstruktur die 
wettbewerbsmäßigen Auswirkungen des wirksam 
gewordenen Rabattkartells verschieden sein dürf- 
ten. 

Preisbindungen für technische Gummiwaren wur- 
den von insgesamt 13 Unternehmen, davon von 
neun Kartellmitgliedern, angemeldet. Die Zahl der 
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anmeldenden Unternehmen sowie die Zahl der an- 
gemeldeten Verkaufseinheiten blieb unverändert. 
Die Mehrzahl der Preisbindungen für technische 
Gummiwaren entfällt auf Keilriemen. Die gesamten 
Vertriebsbedingungen blieben in der Berichtszeit 
unverändert. 

3. Keilriemen (59 21 50) 

Für Keilriemen, die zu den technischen Gummi- 
waren gehören, wurde von sieben Herstellern ein 
GUR-Kartell für endlose Gummikeilriemen ange- 
meldet. Darin verpflichten sich die Kartellmitglieder, 
den Händlern bei ihren Bezügen von endlosen Giim- 
mikeilriemen einen Gemeinschaftsumsatzrabatt zu 
vergüten. Die Bezüge bei Außenseitern werden nicht 
mitgezählt. Die Rabattstaffel umfaßt elf Stufen. In 
der niedrigsten Stufe wird ein Rabatt von 2 v. H. 
bei einem Gesamtumsatz von mindestens 10 000 DM 
und in der höchsten Stufe ein Rabatt von 12 v. H. 
bei einem Gesamtumsatz von mindestens 300 000 DM 
gewährt. Diesem Kartell gehört der bedeutendste 
Hersteller von Keilriemen, der gleichzeitig der ein- 
zige Außenseiter ist, nicht an; seine Funktionsra- 
batte sind um 2,5 v. H. niedriger, während seine Um- 
satzstaffel mit der des Kartells identisch ist. 

Die Kartellmitglieder und der Außenseiter sind 
auch an dem Gesamtumsatzrabattkartell für tech- 
nische Gummiwaren beteiligt. 

Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen^). 

Alle Kartellmitglieder und der Außenseiter haben 
lür endlose Keilriemen Preisbindungen angemeldet. 
Die Verbraucherpreise und Konditionen der Kartell- 
mitglieder und des Außenseiters sind gleich. Die 
Zahl der Verkaufseinheiten sowiedie gesamten Ver- 
triebsbedingungen blieben im Berichtszeitraum un- 
verändert. 

4, Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften 2) : 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 



Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 


1958 

23 

254,1 


1959 

22 

243,1 

Veränderung 


- - 1 

- 11,0 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 


1958 

121 

53,9 


1959 

124 

67,8 

Veränderung 


3 

- 13,9 


0 Das Karleil ist inzwischen wirksam geworden (BAnz. 
Nr. 59 vom 24, Marz 1961). 
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XXL Leder (61), Lederwaren und Schuhe (62) 

Die Produktionsentwicklung verlief in beiden 
Warengruppen in der Berichtszeit gegensätzlich. Die 
starke Substitutionskonkurrenz durch die verschie- 
denen Lederaustauschstoffe und die zunehmenden 
Einfuhren führten zu einem Rückgang der Leder- 
produktion um fast 9 v. H. gegenüber dem Vor- 
jahresniveau und zu teilweisen Kapazitätsstillegun- 
gen. Gleichzeitig nahm ein Teil der Gerbereien die 
Produktion von Substitutionsgütern (vor allem von 
Kunststofferzeugnissen) auf. Während die Häute- 
preise fast konstant blieben, gingen die Lederpreise 
in Anbetracht der Marktlage leicht zurück. 

Die Produktion von Lederwaren und Schuhen 
nahm hingegen um 7,4 bzw. 7,6 v. H. gegenüber dem 
vergleichbaren Vorjahresniveau zu. Es waren Preis- 
steigerungen von rund 3 v. H. bei Lederwaren und 
von 5,4 V. H. bei Schuhen zu verzeichnen. 

Horizontale Wettbewerbsbeschränkungen wurden 
in beiden Warengruppen nicht bekannt. Vertikale 
Wettbewerbsbeschränkungen haben in den beiden 
Warengruppen keine große Bedeutung. Bei den aus- 
schließlich für Lederwaren und Schuhe angemel- 
deten Preisbindungen nahm die Zahl der anmelden- 
den Unternehmen nur um vier zu; die Zahl der 
angemeldeten Verkaufseinheiten nahm jedoch um 
12 V. H. ab. Der Anteil der Schuhe blieb fast unver- 
ändert. 

Bei sonst gleichgebliebenen Absatzwegen, Rabat- 
ten und Konditionen wurde in einem Einzelfall für 
Feinsattlerwaren der Endverbraucherpreis erhöht. 
Preisempfehlungen wurden von vier Unternehmen 
für 146 Verkaufseinheiten angemeldet. Davon ent- 
fielen rund 90 v. H. auf Schuhe. Die Vertriebsbin- 
dungen sind in etwa die gleichen wie bei den preis- 
gebundenen Erzeugnissen. 

1. Schuhe (62 50 00) 

Der Schuh-Einzelhandel wünscht nach Meldungen 
der Fachpresse ein Konditionenkartell der Schuh- 
industrie. Sein wichtigstes Anliegen ist dabei eine 
Regelung der Auftragserteilung an die Hersteller 
nach Monatsdekaden — der Handel disponiert ge- 
genwärtig monatlich — sowie eine Regelung der 
Skonti und Frachtenberechnimg. 

Es bestehen auf der Nachfrageseite sieben von- 
einander unabhängige Einkaufsgenossenschaften, 
auf die ungefähr ein Drittel des Gesamtumsatzes an 
Schuhen entfallen dürfte. Diese marktstarke Nach- 
frage, auch wenn sie nicht geschlossen auftritt, kann 
sich für einzelne Hersteller nachteilig auswirken. 
Es ergaben sich jedoch bisher keine Anzeichen da- 
für, daß die Tätigkeit der Einkaufsgenossenschaften 
zu Schäden für die Hersteller geführt hat. 

Die angemeldeten Preisbindungen für Schuhe ent- 
fielen überwiegend auf einen Hersteller. Einen 
wesentlichen Teil seines Sortiments meldete dieser 
jeweils nach Abschluß der Saison bei sonst gleich- 
gebliebenen Vertriebsbedingungen aus höheren in 
die nächstniedrigeren Preisklassen um. Gleichzeitig 
nahm er auch Anmeldungen zurück, die durch Neu- 
anmeldungen teilweise wieder ersetzt wurden. 


98 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2734 


Für Schuhbestandteile aus Leder und Einlege- 
sohlen wurden von zwei Unternehmen Preiserhö- 
hungen für zwei und eine Preissenkung für eine 
Verkaufseinheit angemeldet. 

2. Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften 

a) Unternehmenszusammenschlüsse; keine 

b) Kapitalgesellschaften^): 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

37 

149,7 

1959 

34 

146,4 


Veränderung 

“ 3 

- 3,3 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

262 

94,0 

1959 

257 

93,4 


Veränderung — 5 — 0,6 


XXII. Textilien (63) 

Die sich bereits 1959 abzeichnende Belebung in 
der Textilindustrie hielt auch im Jahre 1960 mit 
einem Produktionsanstieg von fast 7 v. H. gegen- 
über dem Niveau der vergleichbaren Vorjahreszeit 
an. Eine besondere Produktions- und Absatzsteige- 
rung erfuhren die sogenannten Heimtextilien. Hier- 
bei trat eine immer stärker werdende Verarbeitung 
von synthetischen Fasern in Erscheinung. 

Die Zunahme der Beschäftigung lag im Durch- 
schnitt bei etwa 3 v. H. Die Preise lagen im Jahre 
1960 im Durchschnitt um rund 8 v. H. höher als im 
Jahre 1959. 

Das im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnte System 
von Kartellverträgen zur einheitlichen Anwendung 
nahezu gleichlautender Konditionen wurde in der 
Berichtszeit weiter vervollständigt. Vier Kartelle 
meldeten für ihren Bereich Konditionen an, die bis 
auf einzelne Zusätze bzw. Sonderregelungen über- 
einstimmen. Daneben wurde ein Konditionenkartell 
angemeldet, das, ähnlich wie das Kartell der Baum- 
wollspinner, an den früheren Deutschen Garn- 
kontrakt anknüpft. Wie im Vorjahr, beanstandete 
das Bundeskartellamt bei einigen Verträgen ein- 
zelne Regelungen, weil sie sich auf Preise und Preis- 
bestandteile im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 bezogen. 
Mehrere Kartelle meldeten als Ergänzung ihrer 
schon wirksamen Verträge Festpreisklauseln an, 
denen das Bundeskartellamt nicht widersprochen 
hat (vgl. Zweites Kapitel, Abschnitt II). Vier Kartell- 
verträgen aus dem Bereich der Lohnveredelungs- 
industrie wurde die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 
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' versagt. Neben diesen horizontalen Wettbewerbs- 
beschränkungen bestehen in großem Umfange ver- 
tikale Preisbindungen. Im Vergleich zum Vorjahr 
blieb die Zahl der preisbindenden Unternehmen 
etwa konstant, die Zahl der preisgebundenen Ver- 
kaufseinheiten hat sich jedoch um rund ein Viertel 
erhöht. 

i Etwa 90 V. H. der preisgebundenen Textilien der 
i Warengruppe 63 entfallen auf Wirk- und Strick- 
waren, wobei Damenoberbekleidung an erster Stelle 
steht, gefolgt von Herrenoberbekleidung und 
Damenleibwäsche, die im letzten Jahr an erster 
Stelle stand. Die Preisbindungen nahmen im wesent- 
lichen bei diesen Erzeugnissen zu. Diese Zunahme 
ist zum Teil darin begründet, daß neben neu ange- 
meldeten Sortimenten noch vielfach frühere Anmel- 
dungen weiterlaufen; andererseits melden insbeson- 
dere große Unternehmen ihre Erzeugnisse nur für 
die Dauer der jeweiligen Saison an. Bei den Han- 
delsspannen haben sich gegenüber dem Vorjahr 
keine nennenswerten Änderungen ergeben. In we- 
nigen Fällen, wie z. B. bei Leibwäsche, sind die 
Gesamthandelsspannen geringfügig gestiegen, in 
wenigen anderen Fällen waren Spannensenkungen 
verbunden mit Preiserhöhungen. 

Preisänderungen wurden für etwa 9 v. H. der 
registrierten Verkaufseinheiten angcmcldet. Hierbei 
handelte es sich überwiegend um Preiserhöhungen, 
die sich auf 6,4 v. H. der Preisbindungen erstreckten, 

I und zu 2,6 v. H. um Preissenkungen. 

I Der Hauptteil der Preiserhöhungen verteilte sich 
in etwa gleichem Umfange auf Näh- und Stopfmittel, 
Strick- und Handarbeitsgarne sowie Schnüre, Bind- 
fäden, sonstige Spinnstoffwaren und schließlich ge- 
wirkte und gestrickte Bade- und Strandbekleidung. 
Bei den Garnen lagen Erhöhungen der Endverbrau- 
cherpreise zwischen 2,5 und 12,5 v. H., in Ausnahme- 
fällen zwischen ca. 20 und 25 v. H. vor. Bei Schnü- 
ren und Bindfäden zeigte sich das gleiche Bild; 
Preissteigerungen von über 20 bis 28 v. H. bei Haar- 
und Einziehsocken sind Ausnahmen. Bei etwa einem 
Fünftel der Preisbindungen für Bade- und Strand- 
bekleidung wurden die Preise um rund 6,5 bis 
13,5 v. H. heraufgesetzt. Bei gewirkter und gestrick- 
ter Herrenoberbekleidung wurden Preise in einer 
breiten Streuung von 1 bis maximal 30 v. H. herab- 
gesetzt, bei gewirkter und gestrickter Damenober- 
bekleidung um ca. 1 bis 18 v. H. Für andere Erzeug- 
nisse wurden Preissenkungen nur vereinzelt ange- 
meldet. 

Ein Unternehmen hat neben Preisbindungen auch 
Preisempfehlungen angemeldet. Ein weiteres Unter- 
nehmen hat seine Preisbindungen zurückgezogen 
und an ihrer Stelle Preisempfehlungen angemeldet. 
Insgesamt haben 10 Unternehmen Preisempfehlun- 
gen für rund 400 Verkaufseinheiten angemeldet. 

1. Textilveredlung (63 05 10, 63 05 11, 63 05 15) 

a) 

Den im Tätigkeitsbericht 1959 auf S. 87 erwähnten 
Kartellen 

Verein der Deutschen Baumwollstückveredeler 
e. V., Frankfurt (Main), (38 Kartellmitglieder) 
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Textilveredelung, Geschäftsstelle West, Krefeld 
e. V., (107 Kartellmitglieder) 

Bergischer Färber- und Bleicherverband e.V., Tex- 
tilveredlung Wuppertal, (28 Kartellmitglieder) 

Vereinigung der Seidenstückveredeler e. V., Düs- 
seldorf, (15 Kartellmitglieder) 

ist nach § 5 Abs. 2 und 3 die Erlaubnis versagt wor- 
den. Gegen diese Entscheidungen wurde Einspruch 
eingelegt. Preisabreden • — ■ das Kernstück dieser 
Verträge — , die lediglich den Erlös der beteiligten 
Unternehmen verbessern können und nicht das 
Kosten-Ertrag-Verhältnis mit innerbetrieblichen, 
vom einzelnen Unternehmen beherrschten Mitteln 
verbessern, sind keine Rationalisierung im Sinne 
des § 5 Abs. 2. Dieser Begriff umfaßt nur die Ratio- 
nalisierung durch und bei Einzelunternehmen, nicht 
aber überbetriebliche, strukturpolitische und allge- 
mein wirtschaftspolitische Maßnahmen. 

Die neben den Preisabreden in dem umfassenden 
Vertragswerk dieser vier Kartelle vereinbarten Re- 
gelungen stellen nicht Rationalisierungen im Sinne 
des § 5 Abs. 2 dar, so daß die Preisabreden -auch 
nicht nach § 5 Abs. 3 in Verbindung mit Rationali- 
sierungsmaßnahmen im Sinne von § 5 Abs. 2 erlaubt 
werden konnten. 

Da in § 5 Abs. 2 die Tatsache, daß es unvoll- 
kommene Märkte gibt, auf denen die schwächere 
Marktseite schutzbedürftig sein kann, nur soweit 
berücksichtigt ist, als Wettbewerbsbeschränkungen 
zur Stützung von Rationalisierungen durch Einzel- 
unternehmen zugelassen sind, mußte die Frage un- 
berücksichtigt bleiben, ob und gegebenenfalls wie 
sehr die Lohnveredlungsindustrie ihren Auftrag- 
gebern strukturell unterlegen ist. Strukturschutz an 
sich ist noch nicht Rationalisierung. 

Im ersten Halbjahr 1960 ist der Wert der gesam- 
ten Lohnveredlung gegenüber der gleichen Vor- 
jahreszeit um etwa 13 v. H. gestiegen. 

b) Eisengarn (63 37 90) 

Uber den im Tätigkeitsbericht 1959 S. 87 erwähn- 
ten Erlaubnisantrag nach § 5 Abs. 2 und 3, den 
zehn Eisengarnfabrikanten gestellt hatten, konnte 
noch nicht entschieden werden. Der Kartellvertrag 
enthält ebenso wie die Verträge der unter a) er- 
wähnten Verbände als Kernstück einer Preisabrede. 

2. Stoffdruck (63 07 00) 

Die Stoffdruck-Konvention hat für ihre 21 Mit- 
glieder ein Konditionenkartell angemeldet. Die 
Konditionen stimmen mit den neuen Einheitsbedin- 
gungen der Textilindustrie überein. Für einige 
dieser Konditionen wurden Zusatzbestimmungen 
angemeldet. Gegen zwei dieser Zusatzbestimmun- 
gen bestanden Bedenken. Die Bestimmung, daß 
„Fehlwaren" erst gegen Saisonschluß geliefert wer- 
den würden, wurde von der Konvention gestrichen, 
weil das Bundeskartellamt in ihr mehr als nur eine 
Beschränkung des Konditionenwettbewerbs sah. 
Einer anderen Zusatzbestimmung über die Lieferung 
unsortierter Teilmengen wurde unter dem ausdrück- 
lichen Vorbehalt, evtl. Mißbräuche zu überprüfen, 
nicht widersprochen. 


Der Konvention gehören nur „Eigendrucker" an, 
nach deren Angaben die Mitglieder einen Anteil 
von 92 V. H. am Umsatz der 29 dem Verband der 
Stoffdrucker angeschlossenen Unternehmen für das 
Jahr 1959 haben. Seit 1959 ist in diesem Wirtschafts- 
zweig eine Belebung — auch des Exports — zu be- 
obachten. Die Wettbewerbslage auf dem Inlands- 
markt und den Auslandsmärkten erschwerte die 
Weitergabe von Kostensteigerungen. 

3. Baumwollzwirne (63 39 10) 

24 Unternehmen haben das Konditionenkartell 
der deutschen Baumwollzwirnerei (Fabrikations- 
zwirne) angemeldet. Die Konditionen lehnen sich 
im wesentlichen an die der Baumwollspinnereien 
an. Mitglieder können alle Unternehmen werden, 
die Baumwollzwirne, Zellwollzwirne und Zwirne 
aus synthetischen Fasern sowie Mischgarnen her- 
steilen oder verkaufen. 

4. Tuche und Kleiderstoffe (63 72 00) 

Die „Deutsche Tuch- und Kleiderstoffkonvention" 
hat in der Berichtszeit als Zusatz zu den bereits 1959 
wirksam gewordenen Konditionen Bedingungen 
über die Lieferung und Berechnung von Mustern 
angemeldet. Einige dieser Bestimmungen mußten 
gestrichen bzw. geändert werden, weil sie sich auf 
Preise und Preisbestandteile im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 2 bezogen. „Mustervereinbarungen", wie sie 
hier vorliegen, . wurden schon in der Vorkriegszeit 
praktiziert. Außerdem meldete die Konvention als 
Ergänzung ihrer Konditionen eine Festpreisklausel 
an. 

5. Baumwollgewebe (63 72 00) 

Auch die Konvention der Baumwollwebereien und 
verwandter Industrien hat in der Berichtszeit eine 
Festpreisklausel angemeldet; der Anmeldung ist 
nicht widersprochen worden. 

6. Futterstoffe (63 72 40) 

Das im vergangenen Jahr wirksam gewordene 
Konditionenkartell für Futterstoffe ist in „Konven- 
tion deutscher Futterstoffwebereien" umbenannt 
worden. Zu den bisherigen 11 Kartellmitgliedern 
sind weitere 14 hinzugetreten, so daß — nach Ab- 
gabe der Konvention — jetzt 95 v. H. der Pro- 
duktion an „Verbandsware" auf das Kartell ent- 
fallen. Die Gesamtproduktion an Futterstoffen ist 
in der Bundesrepublik im ersten Halbjahr 1960 
gegenüber der gleichen Vorjahreszeit mengenmäßig 
um knapp 2,5 v. H. gestiegen, wertmäßig jedoch 
praktisch unverändert geblieben. 

7. Seidenstoffe und Samte (63 72 00, 63 76 00) 

Die Konvention der Deutschen Seidenstoff- und 
Samtfabrikanten hat gleichfalls eine Festpreis- 
klausel angemeldet. Im Berichtszeitraum sind dem 
Kartell noch weitere 28 Unternehmen beigetreten, 
so daß sich die Mitgliederzahl nunmehr auf 39 be- 
läuft. Nach Angaben der Fachorganisation sind 
damit etwa 87 v. H. der Gesamtproduktion an Ver- 
bandsware im Kartell zusammengefaßt. 
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8. Schirmstoffe (63 77 00) 

Neun Hersteller von Schirmstoffen haben unter 
dem Namen „Konvention der Deutschen Schirm- 
stoffwebereien" ein Konditionen- und Rabattkartell 
angemeldet, mit dem neben Zahlungs- und Liefe- 
rungsbedingungen ein Gesamtumsatzrabattverfah- 
ren festgelegt worden ist. Das Kartell ist wirksam 
geworden. Dieses Rabattverfahren wurde bereits 
vor dem Kriege gehandhabt und später wieder von 
der Vereinigung deutscher Schirmstoffabrikanten, 
der Vorgängerorganisation der Konvention, über- 
nommen. Die Bezugswertgrenzen gehen von über 
20 000 DM bis zu 500 000 DM jährlich, die Rabatt- 
sätze von 1 bis 6 v. H. 

Nach Angaben der Konvention betrug der Markt- 
anteil der neun anmeldenden Hersteller etwa 
92 V. H. des Inlandsumsatzes von ca. 17,4 Mio DM 
im Jahre 1959 und dürfte, nachdem noch 12 weitere 
Unternehmen der Konvention beigetreten sind, 
nahezu den gesamten Inlandsabsatz umfassen. 

17 Abnehmer mit 79 v. H. des Inlandsabsatzes 
sind mit den beiden höchsten Rabattsätzen einge- 
stuft. Die lang anhaltende Schlechtwetterperiode 
im Jahre 1960 wirkte sich günstig auf die Auftrags- 
und Umsatzentwicklung aus. Importe haben in 
dieser Branche nur untergeordnete Bedeutung; die 
Ausfuhr erreichte im Jahre 1959 22 v. H. der Pro- 
duktion. 

9. Teppich-, Möbel- und Dekorationsstoffe 
(63 76 00, 63 78 00, 63 79 00) 

Die Konditionenvereinigung der „Deutschen Tep- 
pich-, Möbel- und Dekorationsstoffindustrie e. V." 
wurde von zunächst 17 Unternehmen angemeldet. 
Weitere Unternehmen planen ihren Beitritt. Die An- 
meldung der Kartell-Konditionen gilt noch nicht für 
die Möbelstoffindustrie, die noch mit Abnehmer- 
gruppen verhandelt. 

Abgesehen von kleinen Abweichungen in der 
Skontoregelung stimmen die Konditionen dieses 
Kartells mit den neuen Einheitsbedingungen der 
Textilindustrie überein. In allen diesen Sparten 
zeigte sich im ersten Halbjahr 1960 eine Belebung 
der Produktion. Die Preise waren steigend. 

10. Wirk- und Strickwaren (63 90 00) 

Dem bereits im Tätigkeitsbericht 1959 erwähnten 
Konditionenkartell der Deutschen Wirker- und 
Strickerkonvention, Stuttgart, dem ebenfalls die 
neuen Einheitsbedingungen der Textilindustrie zu- 
grunde liegen, ist nicht widersprochen worden. 

XXIII. Bekleidung (64) 

In dieser Warengruppe setzte sich ebenfalls im 
Jahre 1960 die im Jahre 1959 wiederbegonnene 
Aufwärtsentwicklung mit einer Zunahme der Pro- 
duktion um rund 7 v. H. und der Umsätze um etwa 
12,5 V. H. gegenüber dem Vorjahresniveau bei 
etwas unterschiedlichen Erfolgen in den einzelnen 
Branchen fort. Die Beschäftigung stieg um rund 
5 V. H. Auch die Preise stiegen leicht an; erstmalig 


im 3. Quartal 1960 wurde das Preisniveau von 1950 
geringfügig überschritten. 

Die aus der Bekleidungsindustrie in der Berichts- 
zeit angemeldeten acht Konditionenkartelle haben 
die neuen Einheitsbedingungen der Textilindustrie 
übernommen. Am Ende der Berichtszeit sind also 
insgesamt auf 16 Märkten der Textil- und der Be- 
kleidungsindustrie übereinstimmende Konditionen 
festgelegt. Allen acht Konditionenkartellen der Be- 
kleidungsindustrie gehören zunächst nur wenige 
Mitglieder an; mit dem Beitritt weiterer Unterneh- 
men ist zu rechnen. 

1. Fachkartell Herren- und Knabenoberbekleidungs- 
industrie (64 11 00) mit zunächst 11 Mitgliedern. 

2. Fachkartell Damenoberbekleidungsindustrie (Bun- 
desgebiet) (64 12 00) mit zunächst 7 Mitgliedern. 

3. Fachkartell Damenoberbekleidungsindustrie (Ber- 
lin-West) (64 12 00) mit zunächst 17 Mitgliedern. 

4. Kartellverband Berufs- und Sportbekleidungs- 
industrie (64 14 00) mit zunächst 8 Mitgliedern. 

5. Fachkartell der Wäsche- und weiblichen Berufs- 
bekleidungsindustrie (64 20 00) mit zunächst 
7 Mitgliedern. 

6. Fachkartell der Mieder- und Leibbindenindustrie 
(64 25 00) mit zunächst 7 Mitgliedern. 

7. Wirtschaftliche Vereinigung Deutscher Krawat- 
tenfabrikanten (64 41 00) mit zunächst 9 Mitglie- 
dern. 

8. Fachkartell Hosenträger und Gürtelindustrie 
(64 44 00) mit zunächst 3 Mitgliedern. 

Die acht Fachkartelle sind zusammen mit der Kar- 
tellvereinigung Bekleidungsindustrie angemeldet 
worden, die als Dachkartell für die Einheitlichkeit 
der Konditionen bei den einzelnen Mitgliedskartel- 
len sorgen soll. 

Bei den Preisbindungen für Bekleidung hat sich 
gegenüber dem Vorjahr die Zahl der angemeldeten 
Verkaufseinheiten nur geringfügig erhöht, wobei 
das Schwergewicht bei Bade- und sonstiger Strand- 
und Sportbekleidung liegt. Für etwa die Hälfte der 
angemeldeten Verkaufseinheiten — es handelte sich 
überwiegend um modische Erzeugnisse — erfolgten 
Neuanmeldungen und Rücknahmen. Bei Bekleidung 
erfolgten Preiserhöhungen bei rund 33 v. H. und 
Preissenkungen bei 1,5 v. H. der angemeldeten Ver- 
kaufseinheiten. Fast die gesamten Preiserhöhungen 
— mit Steigerungen von rund 2 bis 15 v. H. — 
wurden für Miederwaren angemeldet. Bei Schirmen 
wurden ebenfalls die Preise um rund 1 bis 19 v. H. 
für etwa 85 v. H. der angemeldeten Verkaufseinhei- 
ten erhöht. Die Preissenkungen betrafen Bade-, 
Strand- und Sportbekleidung, Miederwaren und 
Schirme; bei Bade- und Strandbekleidung wurden 
die Preise bis zu 19 v. H. gesenkt, bei den übrigen 
Erzeugnissen lag die obere Grenze der Preissenkun- 
gen bei etwa 9 v. H. Die Handelsspannen zeigen 
gegenüber dem Vorjahre nur geringe Verände- 
rungen. 

Vertikale Preisempfehlungen haben nur drei Un- 
ternehmen für insgesamt 182 Verkaufseinheiten an- 
gemeldet. Wie bei Textilien hat ein Unternehmen 
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sowohl Preisbindungen als auch Preisempfehlungen 
angemeldet; ein Unternehmen hat seine Anmel- 
dungen zurückgezogen und durch Preisempfehlun- 
gen ersetzt. 

Unternehmenszusammenschlüsse im Sinne von § 23 
GWB und Kapitalgesellschaften für die Waren- 
gruppen 63 und 64 

a) Unternehmenszusammenschlüsse: keine 

b) Kapitalgesellschaften ^): 
aa) Aktiengesellschaften 


Grundkapital 
Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

182 

881,8 

1959 

179 

901,1 


Veränderung 


- 3 

+ 19,3 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

1630 

1586 

363,8 

366,3 

Veränderung 


- 44 

+ 2,5 


XXIV. Erzeugnisse der Ernährungs- 
industrie (68) 

Produktion und Umsätze der Ernährungsindustrie 
lagen im Jahre 1960 um 6,7 bzw. 4,5 v. H. über dem 
Niveau des Vorjahres. Die Beschäftigten nahmen 
um rund 2,8 v. H. zu. Trotz Lohn- und anderer Ko- 
stenerhöhungen blieben die Erzeugerpreise in dieser 
Warengruppe konstant. 

Der Wandel der Verbrauchergewohnheiten führte 
vor allem zu einer weiteren Zunahme des Ver- 
brauchs von hochwertigen Nahrungsmitteln, wäh- 
rend der Konsum von Grundnahrungsmitteln — wie 
Brot und Mehl ■ — zurückging. 

Die Einfuhr nahm wertmäßig um 9,5 v. H. gegen- 
über dem Vorjahre zu. An der Steigerung waren im 
wesentlichen Gemüsekonserven und Getränke, in 
geringerem Umfang Back- und Zuckerwaren betei- 
ligt; die Einfuhr von Fleischwaren und Kakao- 
erzeugnissen nahm hingegen ab. Die wertmäßige 
Ausfuhr hauptsächlich von Zucker und Zuckerwaren, 
Kakaoerzeugnissen, Gemüsekonserven und Geträn- 
ken stieg um etwa 8 v. H. Der zunehmende Wett- 
bewerb vor allem im EWG-Raum verhinderte in ein- 
zelnen Bereichen der Ernährungsindustrie eine stär- 
kere Zunahme der Ausfuhr. 

Als horizontale Wettbewerbsbeschränkungen 
sind die bereits im Tätigkeitsbericht 1959 behan- 
delten Erlaubnisanträge aus dem Mühlengewerbe zu 
erwähnen. In der Berichtszeit hat sich außerdem die 
Mühlenkonvention Saarland gebildet und ihre Ein- 
beziehung in das laufende Kartellverfahren der 
Mühlen beantragt. 


0 BDR ohne Berlin (West) und Saarland 


' Bei den Preisbindungen nahm die Zahl der anmel- 
! denden Unternehmen und der Verkaufseinheiten 
i um jeweils 9 v. H. zu. Zucker und Süßwaren stan- 
den nach wie vor an erster Stelle. Veränderungen 
wurden in der Regel bei den Preisen angemeldet, 
während die Absatzwege und idie sonstigen Ver- 
triebsbedingungen fast unverändert blieben. 

Preisempfehlungen wurden von 53 Unternehmen 
für fast 650 Verkaufseinheiten angemeldet. Damit 
entfielen auf die Ernährungsindustrie mit rund 
44 V. H. die höchste Zahl von Unternehmen, die 
Preisempfehlungen anmeldeten. Demgegenüber be- 
trug der Anteil angemeldeter Verkaufseinheiten der 
Ernährungsindustrie an den insgesamt angemelde- 
ten Verkaufseinheiten nicht ganz 10 v. H.; sie ran- 
gierte hinter der Warengruppe Landfahrzeuge an 
zweiter Stelle. Hauptsächlich wurden Empfehlungen 
für Süßwaren und Erzeugnisse der Zuckerindustrie 
mit rund 57 v. H. d«r Verkaufseinheiten angemeldet; 
es folgten in einigem Abstand die Spirituosen. 

1. Mehl- und Schälmühlenerzeugnisse (68 11 00) 

Das Kartellverfähren der Mühlen, von dem ge- 
genwärtig 16 Mühlenkonventionen erfaßt werden, 
konnte auch im Berichtsjahr noch nicht abgeschlos- 
sen werden. 

Die Marktentwicklung führte im Vorjahr zu einer 
faktischen Aufhebung der Konventionspreise, zu 
erheblichen Differenzen zwischen den Mitgliedern 
der Haupt- und Gebietskonventionen wegen unter- 
schiedlicher Quotenfestsetzungen und damit zu einer 
schweren — durch Kündigungserklärungen maßge- 
bender Unternehmen gekennzeichneten — Krise des 
Kartells. 

Dennoch gelang es im Februar 1960 durch Harmo- 
nisierung der Quotenrogelung, Einführung einer Ge- 
nehmigungspflicht zur Übertragung von Quoten, 
strenge Bestimmungen über Vermahlungsbegren- 
zung und insbesondere durch die Festsetzung neuer 
Konventionspreise das Kartell zu restabilisieren. 
Die Preise wurden bis zu den zulässigen Höchst- 
preisen angehoben, wenngleich auch zunächst noch 
in gewissem Umfang Preisnachlässe gewährt wer- 
den mußten, die mit dem Ende des Berichtsjahres 
ganz fortfielen. Damit gelang den Konventionen, 
diese Preise auf dem Markt durchzusetzen und dem 
erheblichen Preisverfall des Vorjahres Einhalt zu 
gebieten. Diese Preise werden jedoch von der Kon- 
vention wegen der seit 1957 stark gestiegenen 
Kosten nicht mehr als kostendeckend angesehen. 
Aus diesem Grunde wurde der Antrag auf eine all- 
gemeine Erhöhung der zulässigen Kartellhöchst- 
preise gestellt, über den noch nicht entschieden ist. 

Noch nicht gelöst werden konnte das Problem 
des Kapazitätsabbaus. Nach endgültigem Fristab- 
lauf gemäß § 7 des Mühlengesetzes waren am 
31. Januar 1960 etwa 8000 t Tagesleistung stillge- 
legt, der gesetzliche Höchstsatz von 10 000 t wurde 
nicht erreicht. Es besteht in allen beteiligten Krei- 
sen Einigkeit darüber, daß das bisherige Ergebnis 
der gesetzlichen Maßnahmen nicht ausgereicht hat, 
die strukturelle Kapazitätskrise des Mühlen- 
gewerbes durch Anpassung der Kapazität an den 
Bedarf zu beseitigen. 
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Nach dem Abschluß der Stillegung beträgt die ge- | 
Samte Mahlleistung des Mühlengewerbes in der ' 
Bundesrepublik etwa noch 3v5 000 t täglich bei einem | 
Bedarf von etwa 28 000 t. Die Schätzungen über die I 
weiter durch gesetzliche Maßnahmen stillzulegen- 
den Kapazitäten auf Grund eines zur Zeit im Bun- 
destag vorliegenden Antrages zu einer zweiten 
Verlängerung des Mühlengesetzes, nach dem der 
Stillegungstermin auf den 30. September 1961 ver- 
legt werden soll, schwanken zwischen 3000 und 
7000 t. Dabei soll, einer Forderung des Bundeskar- 
tellamtes entsprechend, der auf gesetzlicher Grund- 
lage fortgesetzte Abbau weiterer Kapazitäten durch 
geeignete Maßnahmen der Konventionen ergänzt 
und gefördert werden. 

Am 28. Juni 1960 haben die in der Mühlenkon- 
vention Saarland zusammengeschlossenen Mühlen 
die Genehmigung der Vereinbarung der saarländi- 
schen Mühlenkonventionen unter Einbeziehung in 
das laufende Gesamtverfahren beantragt. Die Prü- 
fung des Antrages ist noch nicht abgeschlossen. 

Mit dem Fortfall der französischen Getreidemarkt- 
ordnung sowie der Preis- und Mengenregulierung 
auf dem Mehlmarkt wurde auch die im Saarland 
vorhandene Übersetzung der Mühlenkapazitäten 
voll wirksam. Deshalb richtet sich der Hauptzweck 
des Kartellvertrages auf den Abbau der Überkapa- 
zitäten. Dem Kartell gehören 23 Mitgliedsmühlen, 
meist größere Handelsmühlen, an. Im Saarland 
arbeiten gegenwärtig 136 Mühlen mit einer Tages- 
kapazität von 778 t. Der Bedarf liegt jedoch nur bei 
350 bis 400 t, so daß eine Überkapazität von ca. 
80 bis 100 V. H. besteht. Auf Grund des auch im 
Saarland eingeführten Mühlengesetzes sind etwa 
150 t Tagesleistung zur Stillegung angemeldet. Die 
Auswirkungen dieser Aktion können noch nicht be- 
urteilt werden. 

Bei sonst nur geringfügigen Veränderungen mel- 
deten vier preisbindende ünternehmen für drei Ver- 
kaufseinheiten Preiserhöhungen um 3,1 bis 20 v, H. 
und für zwei weitere Verkaufseinheiten Preissen- 
kungen um 4,3 bis 6,7 v. H. an. 

Neun ünternehmen meldeten für 27 Verkaufs- 
einheiten Preisempfehlungen an. Der Funktions- 
rabatt für den Großhandel liegt zwischen 7 und 
9,4 V. H., der für den Einzelhandel zwischen 15 und 
20,3 V. H. Die Maximalspanne beträgt etwa 29,7 v.H. 

2. Nährmittel (68 13 00) 

Eine Entscheidung über die Eintragung von Wett- 
bewerbsregeln des „Verbandes der diätetischen Le- 
bensmittelindustrie" war wegen des Fehlens einer 
gesetzlichen Begriffsbestimmung über diätetische 
Lebensmittel, und weil die vom Verband vorge- 
schlagene Formulierung nicht die Zustimmung der 
beteiligten Stellen fand, zurückgestellt. Eine gesetz- 
liche Regelung ist in absehbarer Zeit nicht zu erwar- 
ten. Auf Anregung des Bundeskartellamtes hat der 
Verband eine Neufassung der Begriffsbestimmung 
vorgelegt, so daß das Verfahren am Ende der Be- 
richtszeit wieder aufgenommen werden konnte. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen blieb 
konstant, die Zahl der Verkaufseinheiten nahm 
geringfügig zu. 20 ünternehmen erhöhten die Preise 


für 207 Verkaufseinheiten um 2,9 bis 25 v. H. und 
für sechs Verkaufseinheiten um 25 bis 43 v. H. Damit 
wurden für fast 26 v. H. der angemeldeten Ver- 
kaufseinheiten die Preise erhöht. Die sonstigen Ver- 
triebsbedingungen blieben im wesentlichen unver- 
ändert. 

Sechs ünternehmen meldeten für 19 Verkaufsein- 
heiten Preisempfehlungen an. Nährmittel werden in 
der Regel über Groß- und Einzelhandel abgesetzt. 
Die Funktionsrabatte des Großhandels liegen zwi- 
schen 9,5 und 12 v. H., die des Einzelhandels zwi- 
schen 20 und 24,7 v. H. Die Maximalspannen reichen 
bis zu 36 V. H. 

3. Stärke und Kartoffeltrocknungsergebnisse 
(68 15 00) 

Ein ünternehmen hat die Preisbindung aufgeho- 
ben. Preisbindungen für fünf Verkaufseinheiten 
wurden neu angemeldet. 

Drei ünternehmen meldeten Preisempfehlungen 
für acht Verkaufseinheiten an. Die Erzeugnisse wer- 
den ebenfalls über den Groß- und Einzelhandel ab- 
gesetzt. Die Funktionsrabatte des Großhandels lie- 
gen etwa zwischen 13 und 16 v.H., die des Einzel- 
handels zwischen 25 und 31 v.H., die Maximal- 
spanne beträgt 45,5 v. H. 

4. Backwaren (68 17 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen nahm 
geringfügig zu; bei den Verkaufseinheiten standen 
neun Zugänge zwölf Rücknahmen bei sonst gleich- 
gebliebenen Vertragsbedingungen gegenüber. 

5. Erzeugnisse der Zuckerindustrie (68 21 00) 

Eine Reihe von Zuckerfabriken in Niedersachsen 
beabsichtigt durch Zusammenschluß zu einem Ver- 
kaufssyndikat den Absatz ihrer Erzeugnisse zu ver- 
einheitlichen. Konkrete Beschlüsse oder Satzungs- 
entwürfe sind dem Bundeskartellamt noch nicht be- 
kanntgeworden. 

Die angemeldeten Preisbindungen blieben nach 
der Zahl sowohl der anmeldenden Unternehmen als 
auch der angemeldeten Verkaufseinheiten gegen- 
über dem Vorjahr unverändert. Auch die Vertriebs- 
bedingungen änderten sich nicht. 

6. Verarbeitetes Obst und Gemüse (68 24 00) 

Vier Unternehmen meldeten Preisbindungen neu 
an, während drei Unternehmen ihre Preisbindungen 
aufhoben. Die Zahl der preisgebundenen Verkaufs- 
einheiten stieg um rund 84 v.H. an. Die Neuanmel- 
dungen erstreckten sich hauptsächlich auf Gemüse- 
säfte. Für sechs Verkaufseinheiten wurden die Preise 
um 6,4 bis 25,1 v.H. bei sonst gleichgebliebenen 
Vertriebsbedingungen erhöht. 

Sieben Unternehmen meldeten für 62 Verkaufs- 
einheiten Preisempfehlungen an. Die Absatzwege 
führen im wesentlichen über den Groß- und Einzel- 
handel. Die Funktionsrabatte des Großhandels lie- 
gen zwischen 9,5 und 11,3 v.H., die des Einzelhan- 
dels zwischen 20 und 24,6 v. H. Ein Unternehmen 
ist von der Preisbindung zur Preisempfehlung über- 
gegangen. 
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7. Süßwaren (68 27 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen stieg 
um zehn, die Zahl der angemeldeten Verkaufsein- 
heiten hingegen um 330. Die meisten Zunahmen 
entfielen auf Schokoladenerzeugnisse. Für elf Ver- 
kaufseinheiten wurden bei Dauerbackwaren die 
Preise um 9,1 bis 37,4 v. H. erhöht, für 14 um 6,7 
bis 16,6 V. H. gesenkt. Bei Sdiokoladenerzeugnissen 
wurden für sieben Verkaufseinheiten die Preise um 
12,5 bis 25 v. H. bei sonst im wesentlichen gleich- 
gebliebenen Vertriebsbedingungen erhöht. 

Für Kakao- und Schokoladenerzeugnisse meldeten 
sechs Unternehmen insgesamt für 194 Verkaufsein- 
heiten Preisempfehlungen an. Die Absatzwege füh- 
ren über den Groß- und Einzelhandel sowie in einem 
Einzelfall über den Einzelhandel direkt. Die Funk- 
tionsrabatte des Großhandels liegen zwischen 10,5 
und 14 V. H., die des Einzelhandels zwischen 25 und 
30 V. H. Die Maximalspanrie beträgt 42,9 v. H. 

Für Zuckerwaren meldeten fünf Unternehmen 
Preisempfehlungen für 152 Verkaufseinheiten an. 
Die Erzeugnisse werden über den Groß- und Einzel- 
handel sowie über den Einzelhandel direkt abge- 
setzt. Die Funktionsrabatte für den Großhandel be- 
tragen 14 V. H., für den Einzelhandel 30 v. H., die 
mögliche Maximaispanne beträgt hingegen 48,7 v. H. 

8. Milch, Butter und Molkereikäse (68 31 00) 

Gegen den Versuch eines Genossenschaftsverban- 
des, durch Aufstellung von Leitsätzen und Empfeh- 
lungen an die ihm angeschlossenen Verbände und 
Marktzentralen auf dem Wege genossenschaftlicher 
Selbsthilfe den Absatz von Milcherzeugnissen durch 
straffe Regulierungen zu rationalisieren, hatte der 
Butter- und Fettwarengroßhandel Einspruch erho- 
ben. Daraufhin ist die Durchführung der Leitsätze 
und Empfehlungen bis zum Abschluß der inzwischen 
eingeleiteten Prüfung ausgesetzt worden. 

Hiermit in Zusammenhang steht die ebenfalls 
noch nicht abgeschlossene Prüfung der Aufgaben 
einer Ausgleichskasse in der westfälisch-lippischen 
Milchwirtschaft. Durch die an diese Kasse von den 
Molkereien abgeführten Beiträge von 0,05 DM je 
kg Milch sollen marktregulierende Maßnahmen 
finanziert werden. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen und 
der angemeldeten Verkaufseinheiten änderte sich 
nur geringfügig bei sonst gleichgebliebenen Ver- 
triebsbedingungen. 

9. Dauermilch und Milchpräparate, Schmelzkäse und 
Kasein (68 35 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen und 
der angemeldeten Verkaufseinheiten nahm jeweils 
nur um zwei zu. Die gesamten Vertriebsbedingun- 
gen blieben im wesentlichen unverändert. 

Fünf Unternehmen meldeten für 26 Verkaufsein- 
heiten Preisempfehlungen an. Die Absatzwege füh- 
ren im wesentlichen über den Groß- und Einzelhan- 
del. Funktionsrabatte des Großhandels liegen 
zwischen 6 und 11,7 v. H., die des Einzelhandels 
zwischen 12 und 22 v. H. Die Maximalspanne be- 
trägt fast 34 V. H. Warenhäusern wird ein Zusatz- 
mengenrabatt von 0,6 bis 1,5 v. H. gewährt. 


10. Fleisch und Fleischwaren (68 51 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen stieg 
um eines, die Zahl der Verkaufseinheiten um 16 bei 
sonst im wesentlichen gleichgebliebenen Vertriebs- 
bedingungen. 

11. Fische (68 55 00) 

Die Bemühungen um eine bessere Absatzregelung 
der von der Dampferhochseefischerei angelandeten 
Fische haben in Berichtsjahr neue Formen an- 
genommen. Am 1. Juli 1960 nahm die Seefisch- 
absatzgesellschaft mbH (SAG) ihre Tätigkeit auf. 
Mitglieder sind sämtliche westdeutschen Hochsee- 
fischdampferreedereien. Während bislang vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in Verbindung mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft im Rahmen des Fischgesetzes ein Min- 
destsatz für Frischfisch und Hering festgesetzt 
wurde, um bei übermäßig großen Anlandungen ein 
für diesen Wirtschaftszweig volkswirtschaftlich 
nicht mehr vertretbares Absinken der Fischpreise 
zu verhindern (besonders starke Abhängigkeit von 
den Naturgegebenheiten), werden nunmehr von 
der SAG die Mindestpreise, die als „Von-Preise" 
den Ausgangspunkt und die untere Preisgrenze bei 
den Fisdiauktionen bilden, selbst bestimmt. Die 
rechtliche Grundlage hierzu eröffnete die Aus- 
nahmevorschrift des § 100 Abs. 1. Ein derartiger Zu- 
sammenschluß nach § 100 Abs. 1 darf nicht den 
Wettbewerb ausschließen. Während die SAG im 
Heringsgeschäft dem Wettbewerb der „Großen 
Herings-(Logger)Fischerei", der „Kleinen Hochsee- 
und Küstenfischerei" sowie umfangreichen Import- 
lieferungen ausgesetzt ist, nimmt sie bei einer 
Reihe von Frischfischsorten eine beherrschende 
Marktstellung ein. Aufgabe der vom Bundeskarteil- 
amt nach § 104 auszuübenden Mißbrauchsaufsicht 
wird es sein, darauf zu achten, daß diese Markt- 
macht nicht mißbraucht wird. 

Auch bei der jetzigen Regelung obliegt der Ver- 
kauf den Seefischauktionen an den vier Seefisch- 
märkten Bremerhaven, Cuxhaven, Hamburg und 
Kiel. Im Auftrag der SAG verauktionieren die 
Marktverwaltungen die Anlandungen; diese sind 
jedoch daran gebunden, den Zuschlag nicht unter 
dem Mindestpreis zu erteilen. 

Um dem Bundeskartellamt die Mißbrauchsaufsicht 
nach § 104 zu ermöglichen, ist die SAG gehalten, 
Veränderungen der Mindestpreise zu meiden. Mit 
Beginn ihrer Tätigkeit setzte sie, abweichend zur 
früheren Regelung (nur vier Mindestpreise, und 
zwar für Frischfisch: Größenklasse I und 11, Hering: 
A- und B-Ware), Mindestpreise für 28 verschiedene 
Fischarten und -Sorten fest und hob gleichzeitig die 
Mindestpreise für Frischfische an. Eine zweite Preis- 
anhebung für die Hauptkonsumfischsorten wurde 
am 5. Dezember 1960 wirksam. Die Mindestpreise 
für Heringe wurden seit dem 1. Juli 1960 bereits 
fünfmal, letztmalig am 13. Dezember 1960 geändert. 
Diese Änderungen waren in erster Linie auf den 
Importwettbewerb zurückzuführen. Die jetzigen 
Mindestpreise für Heringe liegen — im Gegensatz 
zu den Frischfischpreisen — unter dem bis zum 
30. Juni 1959 gültigen, amtlich festgesetzten Min- 
destsatz. 
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Im Hinblick auf die vertretbare Höhe der Min- 
destpreise für Frischfisch und Hering stellt das 
Bundeskartellamt die gleichen Anforderungen wie 
bislang im Rahmen des Fischgesetzes. Die Mindest- 
preise sollen etwa 80 v. H. der Gestehungskosten 
decken. Gerade im Jahre 1960 hat die Dampferhoch- 
seefischerei infolge der schlechten Heringssaison 
(40 V. H. weniger Anlandungen als 1959) einen 
Rückschlag hinnehmen müssen, der zwangsläufig 
zu Kostenerhöhungen führte. Des weiteren hat die 
SAG allmonatlich über eine Reihe von Marktdaten 
(Anlandungsmengen, Auktionspreise, Vorwegent- 
nahmen, nicht absetzbare, stehengebliebene Fische) 
zu berichten. 

In Verbindung mit der SAG laufen Absprachen 
der Reedereien über eine Qualitätsverbesserung 
der zur Auktion gestellten Ware. Ferner besteht 
eine Fangvereinbarung (Aufteilung der Flotten auf 
Herings- und Frischfischfang). Alle drei geschilder- 
ten Maßnahmen verfolgen den Zweck, die starken 
Preisausschläge an den Seefischauktionen (bis zu 
100 V. H.) einzudämmen und dabei insbesondere 
den mittelständischen Reedereien einen »gewissen 
Schutz zu bieten. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen nahm 
geringfügig zu. Bei den Verkaufseinheiten standen 
24 Zugänge 10 Rücknahmen bei sonst gleichgeblie- 
benen Vertriebsbedingungen gegenüber. 

Zwei Unternehmen meldeten für 13 Verkaufsein- 
heiten Preisempfehlungen an. Großhandels- und 
Einzelhandelsrabatt betragen 7,8 bzw. 25,2 bis 32,4 
V. H., die Maximalspanne 36 v. H. 

12. Kaffee, Tee und ähnliche Erzeugnisse (68 65 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen nahm 
um fünf zu. Bei fünf Rücknahmen erhöhte sich die 
Zahl der Verkaufseinheiten insgesamt um 103. Drei 
Unternehmen senkten die Preise für elf Verkaufs- 
einheiten um 2,2 bis 23d v. H. bei sonst gleichge- 
bliebenen Vertriebsbedingungen. 

13. Bier und Nebenprodukte des Biers (68 71 00) 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen für 
Flaschenbier nahm geringfügig um zwei, die der 
Verkaufsoinheiten um sieben bei sonst gleichgeblie- 
benen Vertriebsbedingungen zu. 

14. Spirituosen (68 75 00) 

Fünf Unternehmen meldeten Preisbindungen neu 
an, während ein Unternehmen seine Anmeldungen 
zurückzog. Die Zahl der Verkaufseinheiten nahm 
um 33 zu. Sieben Unternehmen erhöhten die Preise 
für drei Verkaufseinheiten um 1,5 bis 7,6 v. H. und 
senkten sie bei 18 Verkaufseinheiten um 2 bis 20,4 
V. H. bei sonst gleichgebliebenen Vertriebsbedin- 
gungen. In neun Fällen wurden Verfahren zur Über- 
prüfung der Preisbindungen bei Spirituosen einge- 
leitet. 

Acht Unternehmen meldeten für 77 Verkaufsein- 
heiten Preisempfehlungen an. Die Absatzwege füh- 
ren meist über den Groß- und Einzelhandel sowie 
über den Einzelhandel direkt. Die Funktionsrabatte 
des Großhandels liegen zwischen 11,6 und 16 v. H., 
die des Einzelhandels zwischen 20 und 25 v. H. Der 


Einzelhandel erhält außerdem Sofort-, Abschluß- 
und Sonderrabatte sowie Boni. 

15. Verarbeitete Weine (68 77 00) 

In der Schaumweinindustrie hielt der Aufschwung 
mit einer Zuwachsrate des Absatzes von rund 
18 V. H. in der Berichtszeit gegenüber dem Vorjahr 
an. Der Durchschnittserlös der Herstellerfirmen ging 
allerdings infolge des stärkeren Anteils des Konsum- 
sekts am Gesamtverbrauch geringfügig zurück. 

Auf dem Markt für Markensekt entfallen auf die 
beiden Unternehmen des bereits im Jahre 1958 ge- 
bildeten Rabattkartells etwa 65 bis 70 v. H. der Pro- 
duktion. Sie verfügen damit über eine unbestrittene 
Preis- und Marktführerschaft. Außerdem sind sie 
auch Hersteller von Konsumsekt und haben für 
ihren Markensekt Preisbindungen angemeldet. Die 
Herstellerabgabe- und Endverbraucherpreise, die 
Funktions- und Umsatzrabatte sind durch die hori- 
zontalen und vertikalen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen hei beiden Kartellmitgliedern gleich. Die Außen- 
seiter haben die gesamten Vertriebsbedingungen für 
ihre Markensekte denen der beiden führenden Her- 
steller angepaßt. 

Die Prüfung der von der Deutschen Landwirt- 
schaftsgesellschaft verliehenen Gütezeichen „Deut- 
sches Weinsiegel" und „Exportweinsiegel" ist noch 
nicht abgeschlossen. Vom wirtschaftlichen Stand- 
punkt aus dürfte die Einführung dieser Gütezeichen 
sinnvoll und auch eine Beschränkung des Wettbe- 
werbs nicht zu befürchten sein. Es ist vielmehr an- 
zunehmen, daß diejenigen Unternehmen zum Quali- 
tätswettbewerb angeregt werden, denen die Siegel 
bisher nicht verliehen wurden. Außerdem werden 
die mit dem Gütezeichen ausgezeichneten Weine 
höheren Anforderungen entsprechen als denen des 
deutschen Weingesetzes und sich deshalb in dem 
kommenden Wettbewerb mit den Weinen des EWG- 
Marktes besser behaupten können. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen nahm 
um vier, die Zahl der angemeldeten Verkaufseinhei- 
ten um 21 zu. Drei Unternehmen erhöhten die Preise 
für 16 Verkaufseinheiten um 5,9 bis 12,5 v. H. und 
deklarierten Preisnachlässe für zwei Verkaufsein- 
heiten um 10,7 bzw. 21,7 v. H. bei sonst gleichge- 
bliebenen Vertriebsbedingungen. Preisempfehlun- 
gen wurden von zwei Unternehmen für vier Ver- 
kaufseinheiten angemeldet. 


XXV. Tabakwaren (69) 

Die Produktion der gesamten tabakverarbeiten- 
den Industrie nahm im Jahr 1960 im Bundesgebiet 
(ohne Westberlin und Saarland) um 3,7 v. H. gegen- 
über dem Vorjahr ab, da die bereits 1959 begon- 
nene Verlagerung vor allem der Zigarettenherstel- 
lung aus dem Bundesgebiet nach Westberlin in ver- 
stärktem Umfang fortgesetzt wurde. Von diesem 
Rückgang waren schwächer die Zigaretten- und Zi- 
garren-, etwas stärker jedoch die Rauchtabakher- 
stellung betroffen. Bei Einbeziehung der Berliner 
Ergebnisse ergibt sich jedoch bei Zigaretten eine 
starke Produktionszunahme gegenüber dem Vor- 
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jahr, während die Abnahme bei Rauchtabak etwas 
abgeschwächt wird. 

Die Verbraucherpreise der Tabakwaren blieben 
in der Berichtszeit unverändert. Die Lohne sind um 
2,3 V. H. gestiegen. 

Gegenüber dem Vorjahr wurden keine neuen 
horizontalen Wettbewerbsbeschränkungen bekannt. 
Die Zahl der preisbindenden Unternehmen, die nur 
die Großhandelsstufe gebunden haben, blieb fast 
konstant; die Zahl der preisgebundenen Verkaufs- 
einheiten erhöhte sich geringfügig. Der Schwer- 
punkt der vertikalen Preisbindungen liegt unver- 
ändert bei Zigaretten; vertikale Preisempfehlungen 
wurden nicht angemeldet. 

1. Zigaretten (69 11 00) 

Die Produktion der Zigarettenindustrie (ohne 
Saarland, aber einschließlich Westberlin) im Jahre 
1960 stieg gegenüber dem Vorjahr mengenmäßig 
um etwa 8,5 v. H. Einige Unternehmen verlagerten 
im Berichtszeitraum Teile ihrer Produktion aus dem 
Bundesgebiet nach Westberlin. Es werden gegen- 
wärtig weit über 200 verschiedene Marken ange- 
boten; auf sechs bis sieben Marken allein entfallen 
ca. 75 V. H. des Gesamtabsatzes. Der Anteil der 
8V3-Pf-Zigaretten blieb ziemlich konstant bei ca. 
85 V. H. des Absatzes, der Anteil der 7V2-Pf-Ziga- 
retten stieg auf rund 6 v. H. 

Der Außenhandel mit Zigaretten ist unerheblich 
(ca. 0,01 V. H. der Produktion der BRD). Amerika- 
nische Großunternehmen (z. B. British Tobacco und 
Reynolds) bereiteten ihre spätere Einflußnahme auf 
dem Gemeinsamen Markt durch Produktionsauf- 
nahme in der Bundesrepublik oder durch kapital- 
mäßige Beteiligungen vor. 

Die Wettbewerbsverhältnisse in der Zigaretten- 
industrie sind von einem seit Jahrzehnten zu beo- 
bachtenden Konzentrationstrend bestimmt. Im Jahre 
1925 arbeiteten im Deutschen Reich 619 Zigaretten- 
hersteller, 1938 gab es 125 Unternehmen. In der 
Bundesrepublik Deutschland sank die Zahl der Zi- 
garettenhersteller von 53 im Jahre 1952 auf 24 im 
Jahre 1960. Schon seit den zwanziger Jahren haben 
wenige Großunternehmen einen Marktanteil von 
zusammen etwa 85 bis 90 v. H. Diese Konzentration 
ist in der Zigarettenindustrie durch die besonderen 
Möglichkeiten der Massenfertigung und gleichzeitig 
durch eine umfassende und moderne Werbung be- 
dingt, die nur von wenigen großen Unternehmen 
finanziert werden kann. Neben dieser Konzentra- 
tion haben sich in der Zigarettenindustrie immer 
wieder Kartelle gebildet, die überwiegend als Kon- 
troll- und Steuerungsinstrument der marktstarken 
Unternehmen dienten. Auch beeinflussen das Tabak- 
steuergesetz und seine Durchführungsbestimmungen 
über die Preisfixierung die Wettbewerbsmöglich- 
keiten auf dem Zigarettenmarkt. 

Die Ermittlungen über die bereits im Tätigkeits- 
bericht 1959 erwähnte „Zigaretten-Umsatz-Vergü- 
tungsstelle (ZUV)" ergaben, daß das von dieser 
Stelle geübte Verfahren im wesentlichen einem Ge- 
samtumsatzrabatt-Kartell der Zigarettenhersteller 
gleichkommt, durch das der Rabattwettbewerb stark 


beschränkt wird. Bei den preisbindenden Unterneh- 
men konnten überdies eine vollkommene Überein- 
stimmung der Handelsspannen und eine weit- 
gehende Übereinstimmung der allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen festgestellt werden. Das Bun- 
deskartellamt hat die Beteiligten aufgefordert, das 
Gesamtumsatzrabattverfahren entweder in Form 
eines Rabattkartells nach § 3 anzumelden oder die 
bisherige Praktizierung aufzugeben. 

Bei den Preisbindungen waren die Neuanmeldun- 
gen zahlreicher als die Rücknahmen. Ein Unterneh- 
men nahm seine beiden Preisbindungen, zwei wei- 
tere nahmen je eine Preisbindung zurück, und fünf 
Unternehmen meldeten 11 Preisbindungen neu an. 

Die angemeldeten Funktionsrabatte und Boni für 
den Groß- und Einzelhandel haben sich gegenüber 
dem Vorjahr nicht verändert. Für die ßVs-Pf-Sorten 
ergibt sich beim Absatz über den Groß- und Einzel- 
handel eine durchschnittliche Gesamthandelsspanne 
von 14 V. H. Die maximale Gesamtspanne ein- 
schließlich Boni beträgt 19,8 v. H. für Groß- und Ein- 
zelhandel. Diese Spannen liegen an der unteren 
Grenze der beim Bundeskartellamt angemeldeten 
Spannen. Sie sind weniger durch Marktmacht der 
Hersteller bedingt als durch die hohe Umschlags- 
geschwindigkeit bei Zigaretten. 

2. Rauch-, Kau- und Schnupftabak (69 71 00) 

Das angemeldete Rabattkartell auf Gesamtum- 
satzbasis der Gemeinschaft der Deutschen Rauch- 
und Kautabak-Hersteller wurde nach Ablauf der 
Widerspruchsfrist wirksam. Vor der Eintragung in 
das Kartellregister war auf Verlangen des Bundes- 
kartellamtes der Kartellbeschluß dahingehend er- 
gänzt worden, daß sowohl bei Rauch- wie auch bei 
Kautabak die von den Außenseitern bezogenen 
Mengen bei der Ermittlung der Gesamtbezugsmenge 
mitgezählt werden. Außerdem wurde den Kartell- 
mitgliedern ausdrücklich freigestellt, außer den im 
Kartellbesdiluß geregelten Rabatten individuelle 
Rabatte zu gewähren. 

Durch diese Regelung soll erreicht werden, daß 
der Preiswettbewerb wenigstens auf der Hersteller- 
ebene erhalten bleibt. Auch hier bleibt im übrigen 
noch ein gewisser Spielraum für den Wettbewerb 
durch Qualität bzw. Geschmacksdifferenzierung. 

Durch den Beitritt von 52 Herstellern erhöhte sich 
die Zahl der Kartellmitglieder auf gegenwärtig 87. 
Damit sind etwa zwei Drittel aller Produzenten, die 
etwa 99,76 v. H. des Gesamtumsatzes für die Ver- 
tragswaren auf sich vereinigen sollen, vom Kartell 
erfaßt. 

Mit Rücksicht auf eine von 10 mittleren Unter- 
nehmen gegen die größte Herstellerin von Rauch- 
und Kautabak wegen unterlassener Anmeldung 
eines bestimmten Bonus im Rahmen der Anmeldung 
einer vertikalen Preisbindung nach § 16 Abs. 4 er- 
hobene Klage aus § 1 UWG und § 35 in Verbin- 
dung mit § 16 GWB hatten das beklagte Unterneh- 
men und 13 weitere Hersteller mit zusammen etwa 
50 V. H. des Gesamtumsatzes die Kartellmitglied- 
schaft zwar vorsorglich zum 30. Juni 1960 gekün- 
digt; diese Kündigung ist aber noch vor dem 
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30. Juni 1960 wieder rückgängig gemacht worden. 
Nachdem das beklagte Unternehmen die Bonus- 
gewährung beim Bundeskartellamt angemeldet 
hatte, hat das zuständige Gericht das Ruhen des 
Verfahrens bis zum 31. Dezember 1960 angeordnet. 
Die Prozeßparteien streben eine gütliche Einigung 
innerhalb dieser Frist an. 

In der Berichtszeit hatte eines der beiden preis- 
bindenden Unternehmen acht vertikale Preisbindun- 
gen für Rauchtabak neu angemeldet; die Gesamt- 
handelsspannen blieben unverändert. Vertikale 
Preisempfehlungen sind nicht angemeldet worden. 

Für Kautabak wurden weder Preisbindungen 
noch Preisempfehlungen angemeldet. 


3. Untemehmenszusammenschlüsse im Sinne von 
§ 23 GWB und Kapitalgesellschaften für die 
Warengruppen 68 und 69 

a) Unternehmenszusammenschlüse: 

1 Zusammenschluß im Bereich Zigaretten, 


Bei zwei Zusammenschlüssen in den Bereichen 
Bier, Limonaden und Tabakwaren wird geprüft, 
ob die Voraussetzungen des § 23 vorliegen. 

b) Kapitalgesellschaften : 
aa) Aktiengesellschaften 

Grundkapital 


Jahr 

Zahl 

(Mio DM) 

1958 

316 

742,6 

1959 

302 

715,7 


Veränderung 


- 14 

- 26,9 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Stammkapital 

Jahr 'Zahl (Mio DM) 


1958 

1959 

1498 

1490 

767,3 

940,9 

Veränderung 


- 8 

+ 173,6 


0 BRD außer Berlin (West) und Saarland 


FÜNFTES KAPITEL 

Konzentration, Preisbindung 


I. Konzentration 

Das Konzentrationsproblem ist auch im Jahre 
1960 in seiner Gesamtheit und in Einzelfragen in 
zahlreichen Veröffentlichungen und Diskussionen 
behandelt worden. Dabei hat sich unter anderem 
folgendes ergeben; 

a) Als „technische Betriebskonzentration" ist die 
Konzentration Folge und Begleiterscheinung des 
technischen Fortschritts, der Massenerzeugung 
und des Massenbedarfs; sie ist Ausdruck der In- 
dustrie Wirtschaft und unabhängig von einem 
bestimmten Wirtschaftssystem: Die technische 
Betriebskonzentration hemmen, hieße den indu- 
striellen Fortschritt erschweren. 

b) Das Wachstum des Betriebes geht mit dem 
Wachstum des Unternehmens Hand in Hand. 
Eine der Möglichkeiten des Unternehmenswachs- 
tums ist der Zusammenschluß von Unternehmen 
in den verschiedensten Formen. Solche Zusam- 
menschlüsse sollten nicht allgemein verhindert 
werden, weil sonst die notwendige technische 
Betriebskonzentration beeinträchtigt wird. Um 
die Voraussetzungen für eine funktionsfähige 
Marktwirtschaft sicherzustellen, wird aber der 
Gesetzgeber Mittel zur Verfügung stellen müs- 
sen, die marktwirtschaftlich unerwünschte Kon- 
zentrationen verhindern. 

c) Ständige Beobachtung der mit der Konzentration 
verbundenen Steigerung der Marktmacht eines 
oder mehrerer Unternehmen zu Lasten anderer 


ist erforderlich. Führt diese Marktmacht zum 
Verlust der wettbewerblichen Grundlage und zur 
Beseitigung der Tendenz zum wirtschaftlichen 
Gleichgewicht, dann muß die Marktmacht durch 
Verhinderung dieses Konzentrationsvorganges 
verringert bzw. eingedämmt werden. 

Das Instrumentarium der sonstigen Einflußnah- 
men auf Konzentrationsvorgänge ist vielfältig, hin- 
sichtlich Intensität und Reichweite aber noch wenig 
erprobt. Sein gezielter Einsatz ist erst möglich, 
wenn über Umfang und Ausmaß der Konzentration 
und über die Marktstellung der Unternehmen und 
Unternehmensverbindungen Klarheit gegeben und 
die Frage beantwortet ist, welche Änderungen in 
den Zahlen- und Größenverhältnissen von kleinen, 
mittleren und großen Unternehmen eingetreten sind 
und inwieweit sich hierdurch die Wettbewerbs Ver- 
hältnisse wesentlich verändert haben. Die Beobach- 
tung der mit der Konzentration verbundenen Stei- 
gerung einer Marktmacht darf sich nicht nur auf die 
laufenden Vorgänge beschränken, sondern muß sich 
auch auf die gegenwärtige Marktstellung der Unter- 
nehmen und Unternehmensverbindungen in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen erstrecken. Der Stand 
dieser Erkenntnisse ist z. Z. noch sehr beschränkt, 
weil die Statistiken bisher kein deutliches Bild dar- 
über ergeben. Um so notwendiger ist es deshalb, 
sich sowohl vom Konzentrationsprozeß der west- 
deutschen Wirtschaft in den vergangenen Jahren 
als auch vom gegenwärtigen Zustand der Markt- 
anteile und Verhältnisse auf den einzelnen Märkten 
»(Konzentrationsgrad) ein umfassendes Bild zu ver- 
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Zahl und Kapital der Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der 
Bundesrepublik Deutschland (außer Berlin und Saarland) in den Jahren 1958 und 1959, nach 

Wirtschaftsbereichen gegliedert*) 


Aktiengesellschaften Gesellschaften m. b. H. 


1958 : 1959 1958 1959 


Nr. des Stat. 
Warenver- 
zeichnisses 

Wirtschafts- 

bereich 

Zahl 

Grund- 

kapital 

Millionen 

DM 

Zahl 

Grund- 

kapital 

Millionen 

DM 

Zahl 

Stamm- 

kapital 

Millionen 

DM 

Stamm- 
T, , , , kapital 

^ Millionen 

i DM 

1 

21 

Bergbauliche 

Erzeugnisse . . 

67 

3 433,1 

57 

3 102,6 

137 

229,2 

127 

252,3 

22 

Mineralölerzeug- 
nisse und Kohlen- 
wertstoffe . . . 

11 

1 198,7 

13 

1 401,0 

63 

103,4 

63 

108,9 

25 

Steine und Erden . 

78 

283,2 

72 

287,9 

971 

213,2 

968 

189,6 

27, 29, 30 

Eisen und Stahl, 
Gießereierzeug- 
nisfie, Erzeugnisse 
der Zieher eien 
und Kaltwalz- 
werke .... 

76 

2 637,7 

69 

3 408,7 

283 

266,9 

274 

273,1 

28 

NE-Metalle und Me- 
tallhalbzeug . . 

24 

298,1 

23 

303,3 

140 

105,5 

133 

107,1 

3il 

Stahlbauerzeug- 
nisse 

30 

151,0 

26 

137,3 

359 

115,9 

376 

123,3 

32 

Masdiinenbau- 
erzeugnisse , . 

149 

918,8 

140 

919,6 

1 572 

653,7 

1 629 

843,0 

33, 35 

Landfahrzeuge, 
Luftfahrzeuge . . 

17 

495,2 

i 

17 

535,2 

280 

240,3 

289 

470,7 

34 

Wasserfahrzeuge 

14 

110,2 

12 

120,4 

54 

34,4 

52 

31,8 

36 

Elektrotechnische 
Erzeugnisse . . 

55 

1 324,8 

53 

1 358,2 

^ 713 

372,7 

1 749 

484,9 

37 

Feinmechanische 
und optische Er- 
zeugnisse . . , 

21 

79,6 

20 

i 

! 87,‘9 

291 

66,0 

309 

67,9 

38 

Eisen-, Blech-, Me- 
tallwaren . . . 

68 

139,6 

1 62 

140,5 

1 065 

235,4 

1 085 

242,4 

39 

Musikinstrumente, 
Spielwaren usw. . 

5 

13,2 

5 

13,2 

96 

22,1 

98 

21,9 

40 

Chemische Erzeug- 
nisse 

100 

2 653,5 

93 

2 790,0 

1357 

929,9 

1394 

1 030,7 

51, 52 

i 

Feinkeramische Er- 
zeugnisse, Glas 
und Glaswaren . 

46 

149,9 

43 

147,8 

251 

87,0 

i 

246 

91,5 

53,54 

Holz und Holzwaren 

38 

51,3 

34 

49,5 

664 

100,7 

652 

94,5 


Übertrag 

! 

799 

13937,9! 

i 

739 ; 

14 803,1' 

8 296 i 

3 776,3 

8 444 

4 433,6 


*) unter Zugrundelegung der Statistischen Jahrbücher für die BRD 1959 und 1960 
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Aktiengesellschaften 


Gesellschaften m. b. H. 

Nr. des Stat. 
Warenver- 
zeichnisses 



1958 


1959 


1958 

1959 

Wirtschafts- 

bereich 

1 

Zahl 

Grund- 

kapital 

Millionen 

DM 

Zahl 

Grund- 
i kapital 
Millionen 
DM 

Zahl 

Stamm- 

kapital 

Millionen 

DM 

Zahl 

Stamm- 

kapital 

Millionen 

DM 


Übertrag 

799 

13 937,9 

739 

14 803,1 

8 296 

3 776,3 

8 444 

4 433,6 

55, 56, 57 

Holzschliff, Zellstoff, 
Papier und Pappe, 
Papier- und Pappe- 
waren usw. . . . 

61 

299,1 

58 

351,3 

928 

175,7 

923 

199,9 

58 

Kunststofferzeug- 
nisse 

7 

23,4 

6 

20,4 

304 

40,7 

350 

48,1 

59 

Gummi- und 

Asbestwaren . . 

23 

254,1 

22 

243,1 

121 

53,9 

124 

67,8 

61,62 

Leder, Lederwaren 
und Schuhe . . . 

37 

149,7 

34 

146,4 

262 

94,0 

257 

93,4 

63, 64 

Textilien, Be- 
kleidung . . . 

182 

881,8 

179 

901,1 

1 630 

363,8 

1 586 

366,3 

68, 69 

Erzeugnisse der Er- 
nährungsindustrie 
Tabakwaren . . . 

316 

742,6 

302 

715,7 

1 498 

767,3 

1 490 

940,9 


Bauwirtschaft . . . 

34 

82,0 

34 

81,7 

1 308 

214,6 

1 406 

223,9 


Handel und Han- 
delshilfsgewerbe . 

148 

488,3 

141 

541,5 

10 936 

1 300,1 

11 325 

1 343,4 


Dienstleistungen 

305 

4 433,8 

288 

3 190,6 

^ 4 772 

1 606,5 

4 896 

1 780,7 


Land- und Forstwirt- 
schaft, Fischerei . 

13 

39,1 

13 

39,1 

j 134 

25,5 

138 

26,1 


Verkehrswesen . . 

151 

793,8 

148 

901,3 

1 1 509 

514,0 

1 549 

503,3 


Geld-, Bank- und , 

Börsenwesen . . 

125 

1 296,2 

127 

1 491,8 

165 

93,1 

172 

104,3 


Versicherungen . . 

135 

380,7 

139 

409,9 

218 

4,3 

229 

4,6 


Wasser- und Ener- 
gieversorgung, 
sonstige wirt- ! 

schaftliche Betäti- 
gung der öffent- 
lichen Hand . . 

148 

3 056,7 

149 

3 217,9 

1 366 

609,9 

1 445 

919,9 


Kapitalgesellschaf- ^ 
ten zusammen 

2 484 

26 859,1 

2 379 

27 054,9 33 447 

9 639,7 

34 334 

1 1 056,2 


j 

Veränderungen 
gegenüber Vor- 
jahr absolut . . 



- 105 

+ 195,8 


1 

+ 887 

f 1 416,5 


in V. H. . . 

— 


' - 4,2 

+ 0,73 

— 

— 

+ 26 

f 14,7 


109 


Drucksache 2734 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


schaffen. Die auf Grund des Gesetzes vom 31. De- 
zember 1960 (BGBl. 1961 I S. 9) durchzuführende 
Untersuchung über die Konzentration der deutschen 
Wirtschaft (Konzentrationsenquete) wird darüber 
hinaus ergeben, welche Auswirkungen die Konzen- 
tration auf die Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs 
hat und welche Motive und Methoden einer fest- 
stellbaren Konzentration ermittelt werden können. 

Das GWB hat dem Bundeskartellamt bisher nur 
die Möglichkeit der Beobachtung von Zusammen- 
schlüssen gegeben, wenn bei diesen einer der in 
§ 23 aufgezählten Tatbestände festzustellen ist. Das 
ist nicht mehr als eine punktuelle Erfassung der Zu- 
sammenschlüsse, die zu einer Beobachtung der ge- 
samten Konzentration nicht ausreicht. Rückschlüsse 
auf Wachstum und Konzentration der Unternehmen 
können daher z. Z. nur aus vergleichenden statisti- 
schen Unterlagen wie z. B. der Tabelle „Zahl und 
Kapital der Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung in der BRD" gewonnen 
werden. 

Die Aufstellung zeigt bei Zunahme des Grund- 
kapitals um 196 Mio DM ein Absinken der Zahl 
der Aktiengesellschaften um 105 (vgl. Wirtschaft 
und Statistik 1960, Seite 165 ff.). Diese Zahl setzt 
sich aus 49 Zugängen und 154 Abgängen zusammen. 
Für eine Beurteilung der Konzentration kommt vor 
allem die Zahl der Abgänge von 154 Aktiengesell- 
schaften in Frage; sie ist für die vorliegende Be- 
trachtung noch um die Zahl der Konkurse und der 
Eröffnung der Liquidation (insgesamt 5) zu ver- 
mindern. Somit ergeben sich im Jahre 1959 (ohne 
West-Berlin und Saarland) 149 Abgänge vonAktien- I 
gesellschaften durch Umwandlungen und Zusam- j 
menschlüsse. | 

Die Höhe dieser Zahl ist auch aus der Anwen- 
dung des Über das Jahr 1959 hinaus geltenden Um- 
wandlungsgesetzes vom 12. Oktober 1956 und des , 
Umwandlungssteuergesetzes vom 11. November | 
1957, das mit Ende des Jahres 1959 auslief, zu er- 
klären. Sinn des Umwandlungsgesetzes war eigent- 
lich, Verzerrungen, die sich im Laufe der Jahre 
zwischen der rechtlichen Organisationsform und der 
wirtschaftlichen Struktur eines Unternehmens erge- 
ben hatten, zu beseitigen und die Umwandlungen 
steuerlich zu begünstigen. 

Es ist also zu unterscheiden, ob bei den Aktien- 
gesellschaften die Umwandlung und der Zusammen- | 
Schluß (Verschmelzung) nach den Bestimmungen des 
Aktienrechts (§§ 257 ff. und §§ 233 ff.) oder nach 
denen des Umwandlungsgesetzes von 1956 voll- 
zogen worden sind. 

Nach dem Aktiengesetz fanden 
48 Umwandlungen, sämtlich in GmbH, und 
6 Verschmelzungen statt. 

Nach dem Umwandlungsgesetz fanden 
109 Umwandlungen statt, davon 

5 durch Übertragung des Vermögens auf eine 
Einzelfirma oder auf einen einzelnen Aktionär, 

37 durch Übertragung auf eine neu errichtete Ge- 
sellschaft, 


67 durch Übertragung auf eine bereits bestehende 
Gesellschaft. 

Von den 37 auf neu errichtete Gesellschaften um- 
gewandelten Aktiengesellschaften wurden 

3 auf kurz vorher gegründete Aktiengesellschaften, 
32 auf die Rechtsform der Kommanditgesellschaft, 

1 auf die Rechtsform der OHG, 

1 auf die Rechtsform der eGmbH überführt. 

Von den 67 auf bereits bestehende Gesellschaften 
umgewandelten Aktiengesellschaften wurden 

38 auf andere Aktiengesellschaften, 

1 6 auf Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 
13 auf Personengesellschaften überführt. 

Der Schwerpunkt der auf Grundlage des Umwand- 
lungsgesetzes beruhenden Umwandlungswelle liegt 
in der Überführung von 38 Aktiengesellschaften auf 
andere Unternehmen der gleichen Rechtsform. Das 
Grundkapital dieser Gesellschaften betrug vor der 
Umwandlung 1422 Mio DM = 94 v. H. des insge- 
samt durch Verschmelzung umgewandelten Kapitals. 
In den Bereich dieser „verschmelzenden Umwand- 
lungen" gehören Vorgänge der Grundstoffindustrie, 
die den durch die alliierten Dekartellierungsbestim- 
mungen herbeigeführten Zustand änderten und sich 
dem früheren Status teilweise wieder annäherten. 

Die Umwandlungswelle reicht noch in das Jahr 
1960 hinein; das Umwandlungs-Steuergesetz vom 
11. November 1957 setzt zwar für eine steuerbegün- 
stigte Umwandlung den Beschluß der Hauptver- 
sammlung bis zum 31. Dezember 1959 voraus; je- 
doch bleibt für die statistische Erfassung die Ein- 
tragung im Handelsregister maßgebend. 

Bei den Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
stand im Jahre 1959 [ohne Berlin (West) und Saar- 
land] einem Zugang (einschließlich drei RM-Kapital- 
umstellungen) von 3069 Gesellschaften ein Abgang 


gegenüber durch 

Liquidation 472 

Konkurs 118 

Umwandlung und Zusammenschluß . . . 1196 

sonstige Abgänge 396 

von insgesamt 2182. 


Der Nettozugang betrug mithin 887 Gesellschaften 
i mit einem Kapital von 1417 Mio DM. 

, Von den Abgängen machten die durch Umwand- 
j lung und Zusammenschluß auch in bezug auf das 
I Kapital den Hauptanteil aus, nämlich 371 Mio DM = 

I 83 V. H. des gesamten abgehenden Kapitals in Höhe 
I von 448 Mio DM. 

Das Wachstum der Gesellschaften, gesehen in der 
Zunahme des Grund- und Stammkapitals, kann her- 
rühren aus Gesellschaftsmitteln über den Weg der 
Umwandlung von Rücklagen in Nennkapital und 
aus normaler Kapitalerhöhung über den Weg von 
neuen Aktien und Stammanteilen. 
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Kapitalerhöhungen aus Gesellschaftsmitteln sind 
im Jahre 1959 nicht zu verzeichnen, weil die hierzu 
notwendigen Gesetze — „Gesetz über die Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die Ge- 
winn- und Verlustrechnung" sowie „Gesetz über 
steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Über- 
lassung von eigenen Aktien an Arbeitnehmer" — 
erst in den letzten Tagen des Jahres 1959 erlassen 
worden sind. Sie haben im Jahre 1960 eine erheb- 
liche Rolle gespielt. Der Umwandlungswelle des 
Jahres 1959 ist somit 1960 eine „Berichtigungs- 
welle" gefolgt. In den ersten sieben Monaten seit 
Inkrafttreten des Gesetzes wurden 257 Kapitalbe- 
richtigungen beschlossen mit einer Erhöhung des 
Nennkapitals um 1053 Mio DM. 

Im Jahre 1959 fanden Kapitalerhöhungen statt bei 

238 Aktiengesellschaften mit 

einem Zuwachs von 1902 Mio DM 

1171 Gesellschaften mbH mit 

einem Zuwachs von 1423 Mio DM 

Ein großer Teil dieser Erhöhungen steht im Zu- 
sammenhang mit den oben gekennzeichneten Um- 
wandlungen, 

Von dem Zuwachs in Höhe von 1902 Mio DM 
entfielen bei 38 Kapitalerhöhungen allein 1596 Mio 
DM — 84 V. H. auf solche in der Größenordnung von 
10 Mio DM und mehr. 

Diese Tatsache bestätigt das bekannte Bild, daß 
bei den Aktiengesellschaften der Schwerpunkt bei 
den zahlenmäßig relativ wenigen Großunternehmen 
mit über 10 Mio DM Grundkapital liegt, wie fol- 
gende Aufstellung zeigt: 

353 = 14,9 v. H. AG über 10 Mio DM Grundkapital mit 22 939 Mio DM =85,0 v. H. 

1 003 = 42,2v. H. AG von 1 bis 10 Mio DM Grundkapital mit 3 617 Mio DM =13,3 v.H. 

1 023 = 42,9 V. H. AG bis 1 Mio DM Grundkapital mit 499 Mio DM = 1,7 v.H. 

2 379 = lOOv. H. AG mit einem Grundkapital von 27 055 Mio DM = 100 v.H. 

Aus den bisher gewonnenen Erkenntnissen läßt 
sich wohl die Folgerung ziehen, daß das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen Zusammen- 
schlüsse nicht eindämmen konnte. Das Gesetz bietet 
nämlich keine ausreichende Handhabe zur Verhin- 
derung^ personeller und kapitalmäßiger Zusammen- 
schlüsse. § 23 sieht lediglich eine Anzeigepflicht für 
bestimmte Zusammenschlußformen vor und bietet 
nur beschränkte Möglichkeiten zur Beobachtung von 
Konzentrationsvorgängen. Verschiedene Formen der 
Konzentration, wie 

1. der Erwerb von Anteilen durch Nichtunterneh- 
men (Einzelpersonen); 

2. Rechtsgeschäfte, durch die Mitglieder der Ge- 
schäftsführung eines Unternehmens (Mitglieder 
des Vorstandes, Geschäftsführer, Mitglieder des 
Aufsichtsrates, leitende Angestellte) Mitglieder 
der Geschäftsführung eines anderen Unterneh- 
mens werden; 

3. die Bildung von Interessengemeinschaften, wie 
Einkaufs-, Verkaufs-, Gewinngemeinschaften, 

Partnerverträgen mit ausländischen Kapitalge- 
sellschaften, 
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werden von der Meldepflicht überhaupt nicht erfaßt. 
Außerdem läßt sich eine Anzeigepflicht, die von 
dem relativen Begriffsmerkmal „Marktanteil von 
20 vom Hundert" abhängig gemacht wird, wegen 
der Schwierigkeiten bei der Marktabgrenzung nur 
unzureichend handhaben. Wie ein solcher Anteil zu 
messen ist, legt das Gesetz nicht fest. Er kann im 
Interesse einer einheitlichen Gesetzesanwendung 
auch nicht allein an Hand der Angaben der am Zu- 
sammenschluß beteiligten Unternehmen bestimmt 
werden. Hinzu kommt, daß neben einer sachlichen 
eine räumliche Marktabgrenzung (Gesamt- und Re- 
gionalmarkt) vorzunehmen ist, für die es keine 
allgemeinen Maßstäbe gibt, und daß die Ein- und 
Ausfuhr zu berücksichtigen ist. Um Zusammen- 
schlüsse ausreichend erfassen zu können, müssen zu 
dem relativen Begriffsmerkmal Marktanteil noch 
absolute Kriterien hinzukommen, die sich leicht und 
eindeutig bestimmen lassen. Als solche bieten sich 
an: Kapital, Beschäftigtenzahl, Produktion und Um- 
satz. 

Diese Kriterien erscheinen ausreichend, um Kon- 
zentrationsvorgänge festzustellen, die den Wettbe- 
werb wesentlich beeinträchtigen können. Das Kri- 
terium Kapital erfaßt die anlageintensiven, das 
Kriterium Beschäftigtenzahl die lohnintensiven Un- 
ternehmen; beide Angaben werden ergänzt und in 
gewisser Weise bereinigt durch die Produktions- 
oder Umsatzgröße, bei der durch weite Ausdehnung 
der Referenzperiode verhindert werden muß, daß 
die sich zusammenschließenden Unternehmen die 
Produktionszahl oder den Umsatz manipulieren 
können. 

Die Anzeigepflicht für Zusammenschlüsse übt aber 
noch keine hemmenden Wirkungen auf die Konzen- 
tration aus. Bereits in früheren Tätigkeitsberichten 
wurde über die Möglichkeiten berichtet, durch Vor- 
schriften die Konzentration einzudämmen und zu er- 
schweren. Dieses Ziel kann nicht allein durch Vor- 
schriften im Rahmen des GWB erreicht werden; es 
muß in gleicher Weise durch gesellschafts- und 
steuerrechtliche Bestimmungen angestrebt werden. 
Durch wettbewerbsrechtliche Maßnahmen könnte so- 
wohl auf bestehende Konzentrationszustände einge- 
wirkt, wie auch auf laufende Konzentrationsprozesse 
Einfluß genommen werden. 


II. Die Preisbindungen für Markenwaren 

Das Bundeskartellamt war wie in den vorausge- 
gangenen Jahren auch 1960 laufend mit Fragen be- 
faßt, die sich aus der Zulassung der vertikalen 
Preisbindung durch das GWB ergeben. Die dabei 
gemachten Beobachtungen und gesammelten Erfah- 
rungen bieten Anlaß, in Form einer vergleichenden 
Untersuchung die wesentlichen Vor- und Nachteile 
der Preisbindung gegenüberzustellen. 

A. 

Zugunsten der Preisbindung wurden von den Be- 
fürwortern folgende Vorteile vorgetragen: 

1. Die Preisbindung verbessere trotz der als Folge 
der Markierung zunehmenden Waren-Heterogenität 


die Überschaubarkeit der Märkte für konkurrierende 
Hersteller, für Handel und Verbraucher, indem sie 
die Zahl der möglichen Preisrelationen zwischen den 
konkurrierenden Waren vermindere. Die oft schwer 
überschaubare Warenfülle auf einzelnen Märkten 
werde daher zumindest im Hinblick auf die Preise 
übersichtlicher. 

2. Die Tatsache, daß preisgebundene Markenwaren 
überall und über einen größeren Zeitraum hinweg 
zu gleichen Preisen erhältlich seien, führe zu einer 
Festigung des Goodwill von Ware und Hersteller, 
insbesondere weil die Hersteller bemüht seien, 
durch unmittelbar an den Verbraucher gerichtete 
Werbung einen Zusammenhang zwischen gleich- 
bleibender Qualität und festen Preisen herauszu- 
stellen. 

Daneben erleichtere die Preisbindung für den Ver- 
braucher den Einkagf, weil er für die preisgebun- 
denen Ware nicht mehr den preiswertesten Anbieter 
zu suchen brauche. 

3. Die vertikale Preisbindung gestattet den Her- 
stellern mittels Preissetzung für die gebundenen 
Waren auf allen Absatzstufen eine autonome Ab- 
satzpolitik und durch Veränderung der Mengen- 
Preis-Relation eine Marktstrategie. 

Dieser Umstand ermögliche den Herstellern die 
Schaffung von Teilmärkten sowie eine optimale 
Aufwands- und Ertragsgestaltung. 

4. Die Preisbindung ermögliche eine langfristigere 
Preispolitik und damit eine Stabilisierung der Un- 
ternehmensdispositionen bei Herstellern und Han- 
del und trage so zu einer Kontinuität der unter- 
nehmerischen Wirtschaftspläne bei. 

5. Da die Kalkulation der Warenpreise nur noch 
in größeren Zeitabschnitten erforderlich sei, könne 
die vertikale Preisbindung die Kalkulation bei den 
Herstellern vereinfachen und verbilligen. Bedeut- 
sam sei die Übernahme der Preiskalkulation durch 
die Hersteller insbesondere für kleine Händler. Sie 
könne jedoch die übrige Unternehmenskalkulation 
der kleinen Händler nicht ersetzen. 

6. Die preisgebundene Markenware vereinfache 
bzw. erübrige das Verkaufsgespräch mit den Ver- 
brauchern hinsichtlich des Preises. Auf diese Weise 
könne die Verkaufsfähigkeit der Ware im Rahmen 
der Selbstbedienung oder nach Katalog gefördert 
und der Warenumschlag erhöht werden. Die ver- 
tikale Preisbindung vermöge so zur Rationalisie- 
rung des Vertriebes beizutragen. 

7. Die Preisbindung garantiere den Händlern über 
längere Zeit eine gleichbleibende und vergleichs- 
weise reichliche Handelsspanne (s. II. B. 7). Da 
durch entstehe für den Handel ein Anreiz, sich 
intensiv um den Absatz dieser Markenware zu be- 
mühen. Relativ hohe Handelsspannen und Preise 
sowie die Ausschaltung des Preisrisikos durch die 
Preisbindung böten aber nicht nur dem Händler 
eine gewisse Existenzsicherung, sondern schützten 
auch die traditionellen Vertriebswege. 

8. Die Preisbindung verhindere die Preisschleu- 
derei und die Verwendung von Markenwaren zu 
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„Lockvogel-Angeboten" beim Handel, die dem Ruf 
der Ware und des Herstellers schaden könnten. 

9. Die Preisbindung verhindere die Ausnutzung 
gegebenenfalls vorhandener lokaler Monopolstel- 
lungen beim Handel zu Preissteigerungen. Insoweit 
könne sie als Konsumentenschutz gegen Monopol- 
mißbrauch wirken. 

B. 

Diesen Argumenten zugunsten der Preisbindung, 
die überwiegend einzelwirtschaftlicher Natur sind, 
stehen folgende vorwiegend gesamtwirtschaftliche 
Überlegungen, die gegen eine Beibehaltung der 
Preisbindung sprechen, gegenüber: 

1. Jedes Preisbindungssystem hat eine weit- 
gehende Einschränkung der Preisreagibilität auf der ] 
Herstellerseite und eine Ausschaltung des Preis- 
wettbewerbs auf der Verteilerstufe zur Folge. Das 
GWB verlangt für Markenwaren gleichbleibende 
oder verbesserte Güte. Da die Warenqualitäten 
schon aus technischen Gründen in der Regel nicht 
kurzfristig geändert, d. h. verbessert werden kön- 
nen, wird durch die Preisbindung der Wettbewerb 
überwiegend auf Werbung, Service, Konditionen 
und Rabatte verlagert. Die Folge sind u. a. Rabatt- 
aufblähungen und graue Märkte mit den verschie- 
denen Methoden, die Preisbindung zu umgehen. 

2. Da sich die Händler wechselnden Marktlagen 
wegen der Preisbindung nicht mehr durch eine 
marktkonforme Preisgestaltung anpassen können, 
reagieren sie durch wechselnden Druck, insbeson- 
dere durch wechselnde Rabattforderungen gegen- 
über den einzelnen Herstellern (Ausspielen der Her- 
steller durch die Händler). Um diesem Druck und 
den Rabattforderungen des Handels wirksam be- 
gegnen zu können, werden häutig zwischen den 
Herstellern Rabatt- und Konditionenregeiungen 
sowie weitergehende „Marktordnungen" verein- 
bart, die den Wettbewerb einschränken oder aus- 
schließen. Solche „Marktordnungen" werden für die 
Hersteller umso dringender, je wirkungsloser der 
Nebenleistungswettbewerb, d. h. je geringer die 
Möglichkeiten für den Handel sind, die Umsätze 
durch eigene Anstrengungen auf dem Markt aus- 
zuweiten. Die Preisbindung führt deshalb vielfach 
zur Bildung von Kartellen oder kartellähnlichen 
Einrichtungen (z. B.- Rundfunk- und Fernsehgeräte, 
Kfz-Reifen, Öfen, Kühlschränke, Glühlampen, tech- 
nische Gummiwaren, Armaturen). 

3. Es ist zu beachten, daß Hersteller, die sich durch 
die Einführung der Preisbindung einen Vorteil am 
Markte zu verschaffen suchen, vielfach die Mitbe- 
werber dadurch anregen, das gleiche zu tun. Die 
Folge ist eine zunehmende Erstarrung des Preis- 
gefüges des betreffenden Marktes. Kommt es dar- 
über hinaus als Folgeerscheinung der Preisbindung 
zur Vereinbarung von Konditionen- und Rabattre- 
gelungen der Hersteller, dann wird es notwendig, 
die autonomen Preisbindungen den Bestimmungen 
der Kartellverträge anzupassen. Auf diese Weise 
wird gleichförmiges Marktverhalten gefördert. Die 


Entscheidung des preisbindenden Herstellers über 
die Anwendung der Praxisbindung verliert ihre 
Autonomie. 

4. Die Preisbindung kann eine Preisabsprache auf 
der Verteilerstufe ersetzen. Denn wenn es Unter- 
nehmen der Verteilerstufe, die sich sonst mangels 
ausreichender Interessengleichheit nicht kartellieren 
könnten, gelingt, die Herstellerunternehmen zur 
Preisbindung zu veranlassen, wird damit die gleiche 
Wirkung wie durch eine horizontale Absprache 
zwischen den Verteilern erzielt. Die Wettbewerbs- 
beschränkung durch Preisbindung ist sogar noch 
wirksamer, da sich jetzt auch die sonst möglichen 
Kartellaußenseiter (auf der Verteilerstufe) an die 
gebundenen Preise halten müssen. 

5. Die Preisbindung schließt den Handel — insbe- 
sondere den Einzelhandel — von der Preisbildung, 
einer der volkswirtschaftlich wichtigsten Unterneh- 
merfunktionen, aus. Sofern die Waren sowohl im 
Einkauf als auch im Verkauf preisgebunden sind, 
ist dem Handel die Möglichkeit genommen, günstige 
Marktchancen zu nutzen und ungünstigen durch ent- 
sprechende Preisgestaltung zu begegnen. Eine 
Weitergabe der Vorteile, die sich aus Besonderhei- 
ten des Standortes, aus Einsparungen von Handels- 
leistungen und aus Rationalisierungen ergeben, 
wird durch die Preisbindung verhindert. Die Unter- 
nehmerfunktion des Handels verkümmert und die 
Anpassungsfähigkeit des Angebots an die Nach- 
frage wird, beeinträchtigt. 

Bei führenden Erzeugnissen muß der Handel 
neben der Preisbindung oft weitere Einschränkun- 
gen seiner unternehmerischen Handlungsfreiheit 
hinnehmen (z. B. Ausschließlichkeitsklausel, Kun- 
dendienstverpflichtungen, Sortimentauflagen, Lie- 
ferverbote, Beteiligungsver- und -geböte, Teilzah- 
lungsvorschriften, Nachlässeregelungen bei Sonder- 
verkäufen). Führende Erzeugnisse haben oft eine so 
große Marktgeltung, daß der Handel im Sortiment 
darauf nicht verzichten kann — nicht selten selbst 
dann, wenn die bewilligte Handelsspanne die not- 
wendigen Vertriebskosten nicht deckt. Der Handel 
ist deshalb gezwungen, auch starke Eingriffe in 
seine unternehmerische Betätigungsfreiheit hinzu- 
nehmen. 

6. Die Gewährung einer ausreichenden Handels- 
spanne bei gebundenen Abgabepreisen mindert 
nicht nur das Leistungsstreben des Handels, son- 
dern lockt neue Händler an und führt so zu einer 
Uberbesetzung der Handelsstufe. Dadurch werden 
der volkswirtschaftlich notwendige Ausleseprozeß 
sowie die Produktivität im Handel beeinträchtigt; 
insbesondere wird infolge der Überbesetzung nicht 
die optimale Ausnutzung der Kapazitäten der Hand- 
delsunternehmen erreicht. 

7. Infolge der Preisbindung können Verbraucher- 
preise vielfach — selbst bei einem Überangebot 
(Käufermarkt) — auf einem Niveau gehalten wer- 
den, das bei freier Preisbildung nicht zu halten 
wäre. Durch die Beeinträchtigung der Preisreagibili- 
tät auf der Herstellerstufe und die Ausschaltung 

, des Preiswettbewerbs auf der Verteilerstufe führt 
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die Preisbindung leicht zu einer Abweichung der 
gebundenen von den Marktpreisen. Die Handels- 
spanne muß bei preisgebundenen Markenwaren 
meist so festgesetzt werden, daß genügend Spiel- 
raum für. Absatz- und Kostenschwankungen auch 
bei den Grenzbetrieben des Handels bleibt. Darin 
liegt die Gefahr der Preisüberhöhung. 

Nach dem GWB sind bei der Anmeldung der 
vertikalen Preisbindung dem Bundeskartellamt auch 
die dem Handel gewährten Spannen (Mindest- und 
Höchstspannen) mitzuteilen. Am 31. Oktober 1960 
lagen 63 v. H. der gemeldeten Mindestspannen — 
zum Teil erheblich — über der vom Institut für 
Handelsforschung an der Universität Köln für 1959 
mit 26 V. H. des Absatzes errechneten durchschnitt- 
lichen Betriebshandelsspanne des Einzelhandels. 
Von den Höchstspannen lagen sogar 91 v. H. höher 
als diese Betriebshandelsspanne. 

Die Tatsache, daß Verbraucher — häufig unter 
Inkaufnahme erheblicher Mühen und Wege — ge- 
genwärtig ein breites Sortiment von Waren im „Be- 
ziehungshandel" zu Preisen einzukaufen, die teil- 
weise recht erheblich unter den gebundenen End- 
verbraucherpreisen liegen, deutet darauf hin, daß 
der Preis gebundener Mfarkenwaren oft nicht markt- 
gerecht sondern überhöht ist. Eine Bestätigung für 
die Richtigkeit dieser Überlegungen liefern die nicht 
seltenen Fälle, in denen nicht nur Großhändler die 
preisgebundenen Waren erheblich unter den gebun- 
denen Listenpreisen an die Verbraucher verkaufen, 
sondern in denen auch viele Einzelhändler in diese 
Unterbietungen eintreten. 

8. Teilweise werden auch in der Wirtschaft^ der- 
•artige von der Preisbindung verursachte Zustände 
als unbefriedigend bezeichnet. Der Handel hat 
selbst darauf hingewiesen, daß bei manchen Mar- 
kenwaren Spannen und Preise überhöht seien. Der 
Markenverband hat deshalb den bekannten Vor- 
schlag gemacht, durch Vereinbarung zwischen der 
Markenwarenindustrie und dem Handel Höchst- 
spannen festzulegen. Mit diesem Vorschlag wird die 
Vorstellung verbunden, daß bei einem überschrei- 
ten der Höchstspanne das Bundeskartellamt im 
Rahmen seiner Mißbrauchsaufsicht gemäß § 17 GWB 
gegen die Preisbindung einschreiten sollte. 

Wie die Übersicht über die Spannenverhältnisse 
der beim Bundeskartellamt angemeldeten Preisbin- 
dungen für Markenwaren zeigt (siehe Tabelle „Ab- 
satzwege und Spannen bei den preisgebundenen 
Markenwaren", Stand am 31. Dezember 1960, S. 
116 ff.), ist die Höhe der Spannen von Ware zu 
Ware sehr unterschiedlich. Eine einheitliche Höchst- 
grenze für alle Waren ließe sich nicht festlegen, 
ohne daß die Grenze für einen Teil der Waren zu 
hoch, für einen anderen Teil zu niedrig angesetzt 
wäre. Es ist sehr wohl möglich, daß unter Be- 
rücksichtigung der realen Handelsleistung, z. B. 

0 Die Preisbindungen der Kfz-Ersatzteile und des -Zube- 
hörs wurden unberücksichtigt gelassen, weil sie mit 
der großen Zahl von Verkaufseinheiten die Durch- 
schnittsziffer, die aus allen Warengruppen gewonnen 
wurde, zu sehr verzerren würden. Die gebundenen 
Einzelhandelsspannen lagen hier zwischen 15 und 45 
V. H. vom Endverbraucherpreis. 


in einem Fall ein Rabattsatz von 50 v. H. gerade 
noch ausreichend, in einem anderen Fall aber 
bereits ein Rabattsatz von 30 v. H. als über- 
i höht zu verzeichnen ist. Die Rabattbegrenzungen 
müßten daher je nach Warenart und Handels- 
I leistung differenziert werden. Damit aber würde 
i die Festlegung einer maximalen Spanne zu einer 
nicht zu bewältigenden Aufgabe werden. Abge- 
sehen hiervon würde eine solche Maßnahme dazu 
führen, daß der im Markenwarenbereich gegebe- 
nenfalls noch bestehende Rabattwettbewerb durch 
ein staatliches Zwangskartell mit Höchstrabatten 
ausgeschaltet und die Entwicklung neuer Betriebs- 
formen behindert würde. Schließlich birgt die Fest- 
setzung einer allgemeinen Höchstspanne die Gefahr 
in sich, daß diese zur Festspanne wird. 

In 'diesem Zusammenhang ist ferner zu berück- 
sichtigen, daß die Handelsspanne nur ein Bestim- 
mungsfaktor des Ertrags ist neben der Preishöhe 
und der Umschlagsgeschwindigkeit einer Ware. Alle 
drei Faktoren stehen in Wechselbeziehung zueinan- 
der. Insbesondere gilt: Je höher die Umschlagsge- 
schwindigkeit, um so niedriger kann die Spanne sein, 
oder je niedriger die Umschlagsgeschwindigkeit, 
umso höher muß die Spanne sein, um einen be- 
stimmten Ertrag zu erreichen. Die Frage, ob eine 
konkrete Spanne ausreichend, zu niedrig oder über- 
höht ist, läßt sich nur im Zusammenhang mit der 
Umschlagsgeschwindigkeit einer Ware beantworten. 

Die rechnerisch exakte Bestimmung der Ange- 
messenheit einer konkreten Spanne ist, wie vorste- 
hende Ausführungen zeigen, außerordentlich schwie- 
rig. Sie kann aufgrund der Unterschiede in der Um- 
schlagsgeschwindigkeit des Lagers, in der Sorti- 
mentsgestaltung, der Kostenstruktur und der Ver- 
triebswege zwischen den verschiedenen Unterneh- 
men letztlich nur auf das einzelne Unternehmen und 
die einzelne Warenart abgestellt werden. Diese Tat- 
sachen legen einer wirksamen Mißbrauchsaufsicht 
nach § 17 GWB hinsichtlich der Höhe der Handels- 
spannen sehr große technische Hindernisse in den 
Weg. 

Auch das von den Befürwortern 'der Preisbindung 
häufig vorgöbradite Argument, die Preisbindung sei 
u. a. deshalb notwendig, weil mit den Spannen für 
preisgebundene Markenwaren die sog. sozial kalku- 
lierten Waren subventioniert werden müßten, er- 
scheint nicht stichhaltig. Denn mit einer niedrigen 
Handelsspanne ist — wie sich anhand von Beispie- 
len aus der Praxis unschwer nachweisen läßt — 
häufig eine hohe Umschlagsgeschwindigkeit verbun- 
den. Nicht selten werfen aufgrund dieser Tatsache 
die sog. sozial kalkulierten Artikel einen höheren 
Ertrag ab als Waren mit hoher Spanne aber nied- 
riger Umschlagsgeschwindigkeit. 

9. Die Preisbindung setzt Markenwaren in „gleich- 
bleibender oder verbesserter Güte" voraus. Für die 
Sicherstellung solcher Eigenschaften sind in der Pro- 
duktion Anlagen für eine hinsichtlich des Produk- 
tionsergebnisses kontrollierbare Serien- und Mas- 
senfertigung mit beachtlichen Kapitalinvestitionen 
und am Markt eine weitgespannte Werbung als 
Vor- und Dauerleistung erforderlich. Beide Voraus- 
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Setzungen können regelmäßig nur größere Unter- 
nehmen erfüllen, die über eine hinreichende Kapital- 
kraft verfügen. Beim Vertrieb sind ein gewisses 
Durchsetzvermögen auf der Verteilerstufe und die 
Mittel zur Sicherung der Lückenlosigkeit der Preis- 
bindung erforderlich. Die Masse der kleinen, aber 
auch viele mittlere Herstellerunternehmen können 
sich deshalb nicht oder nicht mehr mit der gleichen 
Wirksamkeit wie die großen der Preisbindung be- 
dienen. Insoweit tendiert die Preisbindung dazu, den 
größeren Unternehmen gegenüber den kleineren 
und mittleren einen Markt- bzw. Wettbewerbsvor- 
teil zu bieten. 

10. Bei stark schwankenden Angebots- und Nach- 
frage vei'hältnissen ist die Preisbindung geeignet, 
einen marktkonformen Ausgleich von Angebot und 
Nachrage zu veibindern. Die Ausgleichsfunktion des 
Handels zwischen Verbrauch und Produktion ist ge- 
stört. Das preisbindende Herstellerunternehmen 
selbst ist wegen der Schwerfälligkeit jedes Preis- 
bindungssystems in seiner Anpassungsfähigkeit an 
zeitliche und örtliche Marktschwankungen beein- 
trächtigt. Auch Produktionskostenänderungen kön- 
nen wegen der Preisbindung nicht, nur ungenügend 
oder zeitlich stark verzögert im Endver'b raucherpreis 
weitergegeben werden. Es besteht die Tendenz zur 
Rentenbildung bei Herstellern und Händlern, d. h. 
zu Verzerrungen in der Einkommensverteilung. 

Die dynamische Marktwirtschaft kann ohne preis- 
gesteuerte Anpassungsvorgänge aber nicht funktio- 
nieren. Wenn die Bindung von Preisen dazu führt, 
daß notwendige Anpassungsvorgänge verzögert 
oder vermindert werden, dann wird sie zum stören- 
den Element im marktwirtschaftlichen Erzeugungs- 
und Verteilungsprozeß. In der letzten Zeit zeigte 
sich die Gegensätzlichkeit zwischen der Dynamik 
des Wirtschaftsablaufs und der der Preisbindung 
innewohnenden Starrheit in einigen Wirtschafts- 
zweigen am ausgeprägtesten in der Bildung von 
Überkapazitäten und überhöhten Lagerbeständen. 
Derartige Fehlentwicklungen werden nur dann zu 


verhindern sein, wenn sich die bindenden Unterneh- 
men bei gegebenen Produktionsmengen mit den 
Preisen sorgfältig an veränderte Marktlagen anpas- 
sen, d. h. jeweils nur die Marktpreise binden. 

Im Jahre 1960 sind nur für rund 5 v. H. der ange- 
meldeten Preisbindungen Preisänderungen in beiden 
Richtungen angemeldet worden, obwohl auf ver- 
schiedenen Märkten bemerkenswerte Veränderun- 
gen des Angeb ots-Nachfrage-Verhältnisses einge- 
treten sind. 

11. Es wird behauptet, die durch die Preisbindung 
in einzelnen Bereichen erzielbare Stabiliisierung der 
Preise sei, insbesondere in einer lebhaften Konjunk- 
tur, durchaus vorteilhaft. Dazu ist zu bemerken, daß 
ein solcher Effekt der Preisbindung, wenn er tat- 
sächlich aufträte, der Wirkung eines partiellen Preis- 
stopps gleichkäme und insoweit die Steuerungsfunk- 
tion des Preises außer Kraft setzte. Derart stabili- 
sierte Preise in einzelnen Bereichen können unter 
Umständen ein überproportionales Ansteigen oder 
Absinken anderer Preise bewirken und tragen damit 
— gesamtwirtschaftlich — ^keineswegs zur Dämpfung 
der Konjunkturausschläge bei. Wenn gebundene 
Preise bei normaler Konjunktur läge etwa die gleiche 
Höhe wie Wettbewerbspreise haben, bedeutet bei 
aufwärts gerichteter Konjunktur Preisstabilität für 
einzelne Waren nur, daß von preisgebundenen Wa- 
ren weniger Kaufkraft aufgesogen wird, als es den 
tatsächlichen Knappheitsver^hältnissen entsprechen 
würde. Umgekehrt wird bei abwärts gerichteter 
Konjunktur mehr Kaufkraft gebunden, als dies bei 
marktgerechter Preisbewegung der Fall wäre. In der 
Wirklichkeit ist jedoch überwiegend festzustellen, 
daß die gebundenen Preise auch in der Hochkon- 
junktur über den Wettbewerbspreisen liegen, also 
selbst dann mehr Kaufkraft binden, als sie bei freier 
Preisbildung absor^bieren würden. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß den 
überwiegend einzelwirtschaftlich begründeten Vor- 
teilen der Preisbindung eine Reihe schwerwiegender 
gesamtwirtschaftlicher Nachteile gegenübersteht. 
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Tabelle 


Absatzwege und Spannen bei den preisgebundenen 
Markenwaren 

Stand am 31. Dezember 1960 


Vorbemerkungen 

Die Übersicht zeigt die Rabatte in den verschiedenen Absatzwegen. 
Die Absatzwege sind unabhängig voneinander, d. h. alternativ zu 
sehen und die Rabatte der einzelnen Absatzwege nicht addierbar. 
Häufig stehen in einer Zeile Angaben bei mehreren Absatzwegen 
und beiden Rabattarten (Fest- und variabler Räbatt). Das bedeutet 
nicht, daß etwa ein Preisbinder sämtliche Absatzwege gleichzeitig 
beschreitet oder für ein und dieselbe Verkaufseinheit verschiedene 
Rabattarten gewährt. Die Gleichzeitigkeit mehrerer Angaben ist viel- 
mehr darauf zurückzuführen, daß in einer Zeile mehrere Verkaufs- 
einheiten, mehrere Unternehmen bzw. mehrere Warennummern 
zusammengefaßt worden sind, auf die jeweils nur einer der ange- 
gebenen Absatzwege und eine der Rabattarten zutrifft. Die ange- 
gebenen Rabatte (ausschließlich Skonto) verstehen sich jeweils auf 
V. H. vom Endverbraucherpreis. 

In den Fällen, in denen mit Rücksicht auf die Pflicht zur Geheim- 
haltung Rabatte nicht genannt werden können, werden der Absatz- 
weg und die Rabattart durch ein Kreuz ( + ) gekennzeichnet. 
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Absatzwege 




Waren- 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

nummern 


Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt Fest- 

variabler 

Rabatt 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 




min. 1 max. 


min. max. 

min. 

max. 

21 58 10 

59 40 

Reichenhaller- und Siede- 
salz, Sole 

8 

— 

— — 

— 

33,0 38,9 

— 

28,8 

43,6 

22 14 33 

18 57 

Kraft- und Leuchtstoffe u. ä. 
Propan- und Butangas . . 

23 

— 

— — 

— 

11,3 33,3 

— 

38,3 

62,7 

15 13 

bis 

16 15 

Schmieröle und Schmier- 
fette 

125 

— 

— ■— 

— • 

17,0 41,0 

— 

40,0 

59,0 

25 21 22 

bis 

33 77 

Steine und Erden . . . 

24 

— 

33,3 46,7 

— 



— 

52,0 

64,4 

30 17 94 

Drahtziehererzeugnisse . 

21 

— 

— — 

— 

— — 

— 

+ 

+ 

22 40 

bis 

60 

Gleitschutz- und 
Traktorenketten . . . 

1 306 

— 

~ — 

— 

— — 

— 

40,0 

47,1 

24 41 

Feld- und Gartengeräte . 

303 

— 

— ~ 

— 

— — 

— 

44,1 

52,2 

32 17 13 

bis 

19 40 

H olzb e arb ei tungs - 
maschinen, 

Pr äzi s ions werkzeu ge , 
Autogengeräte . . . 

48 





20,0 31,2 




22 31 

Bootsmotoren 

4 

— 

~ — 

— 

+ + 

— 


~ 

33 21 

bis 

23 

Haushaltskühlschränke 
über 250 1 .... . 

4 

— 

— — 


— — 

— 

25,0 

33,5 

34 41 

Heizungsumwälzungs- 
pumpen 

279 

30,0 

— — ■ 

— 

— _ 

— 

— 

— 

36 81 

bis 

44 75 

Erdbaugeräte, sonstige 
Landwirtschafts- 
maschinen, Dreirad- 
und Vierradschlepper . 

19 




14,0 34,3 




53 20 

Warenautomaten , . . 

2 

— 

— — 

— 

+ + 

— 

— 

— 

54 23 

und 

98 

Waagen mit Neigungs- 
gewichtseinriditung . . 

126 

— 

— — 

! 

i 

— — 

+ 

— 

— 

56 09 

bis 

53 

Kleinhebezüge etc. . . . 

98 

— 

— — 

— 

+ + 

— 

— 

— 

64 11 

und 

15 

Kleinschreibmaschinen , . 

27 + 
Zubehör 

3 



i 

30,0 45,0 

40,0 
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Absatzwege 



Ver- 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Großhandel/ 

Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großverbraucher 

Verbraucher 

Verbraucher 


Fest- 

rabatt 

variabler 

variabler 


variabler 




Rabatt 

P^st- Rabatt 

Fest- 

Rabatt 




min. 

max. 

min. 

max. 


min. max. 

32 64 23 

Rechen- und 

76 + 








bis 

37 

Buchungsmaschinen . . 

Zubehör 

35 

— 

25,0 

43,3 

— 27,0 

34,0 

— 

25,0 43,3 

64 41 

Vervielfältigungs-, Adres- 

44+ 









sier- und sonstige Büro- 

Zubehör 









masdiinen 

10 

30,0 

— 

— 

— 25,0 

45,0 

40,0 

— — 

64 08 

Einzel- und 









und 

09 

Ersatzteile,. Zubehör . . 

20 

32,0 

— 

— 

— 28,0 

31,0 

— 

— — 

73 11 

Armaturen 

2 769 

32,0 



— 28,0 

31,0 



bis 










80 










33 1 1 1 1 

Personenkraftwagen 









bis 

70 

0,5 bis über 3 1. . . 

204 

— 

15,0 

25,5 

— 12,0 

24,0 

— 

— . — 

12 10 

bis 

Kombikraftwagen 1 bis 3 1 

26 

— 

— 


— 12,0 

16,0 

— 

— — 

40 










13 10 

bis 

Lastkraftwagen .... 

94 

— 

15,0 

23,0 

— 15,0 

23,3 

— 

— ~ 

40 










17 11 

Krafträder, Mopeds, 









bis 

cd 

Motorroller, 









59 

Motorfahrräder . . . 

140 

— 

15,0 

24,8 

^ 15,0 

24,8 

— 

— — 

19 11 

Fahrgestelle mit Motor 







1 



für PKW, LKW und 
Dreiradkfz 

12 

— 

15,0 

17,6 

— 15,0 

17,6 

— 

— — 

30 00 

Ersatzteile und Zubehör, 









und 

41 09 

Einzel- und Ersatzteile 
für Karosserie .... 

85 182 

— 

15,0 

45,0 

— 15,0 

45,0 

1 — 

— — 

61 10 

Kinderwagen 

1 

— 

— 

— 

+ -- 

— 

! 

— — 

36 12 10 

Kleintransformatoren . . 

1 

— 

— 

— 

1 - + 

+ 

. — 

— — 

1351 

Selengleichrichtergeräte . 

1 

— 

~ 

— 

■ — + 

+ 

— 

— — 

22 71 

Schaltfelder, -schränke, 










-tafeln 

1 

— 

— 

— 

; — + 

+ 

, — 

— — 

31 13 

Elektrische Handbohrer 










bis 15 mm 

7 

— 

— 

— 

+ — 

— 

— 

— — 

31 45 

Elektrische Blechscheren . 

1 

— 

— 

— 

: + ^ 

— 

— 

— — 
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Absatzwege 




Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 

variabler ■ variabler 

fest- 1 Rabatt : fest- i Rabatt 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
rabatl Rabatt 

FpQt- 




min. , max. 

min. 

max. 


mm, 

max. 

36 31 50 

Elekroschraubenzieher 

8 

_ _ __ 

-f — 

— 

~ 

— 

— 

34 60 

und 

36 12 

Elektrische Laboröfen, 

Einzelkochplatten und 
Tischherde 

5 

— 32,0 39,0 

— 20,0 

37,0 







36 16 

Elektrische Vollherde . . 

12 

— + + 

— -f 

+ i 

— 

~ 

— 

36 21 

bis 

39 

und 

64 

Elektro-Brotröster, -Ein- 
kochapparate und 
Fruchtentsafter, -Heiz- 
kissen 

18 

— 45,0 38,0 

— 33,3 

40,0 




37 11 

bis 

31 

Elektrische Kaffeemühlen, 

-B ohn er m as Chine n, 

-Hand- und 

Bodenstaubsauger . . 

14 


40,0 33,3 

40,0 

40,0 

40,0 

48,7 

37 34 

bis 

39 

Elektrische Küchengeräte, 
-Entsafter, Zusatzgeräte 

38 

— — ~ 

— 33,3 

43,0 

— 

39,0 

48,9 

37 51 

Elektrische Rasier- 
apparate 

28 

_ _ _ 

— 33,3 

43,0 

— 

39,0 

48,9 

38 15 

Haushaltskühlschränke 

100 bis 160 1 . . . . 

64 

— — — 

— 25,0 

28,3 

— 

25,0 

32,8 

38 19 

Haushaltskühlschränke 

160 bis 250 1 .... 

18 

— — — 

— 19,0 

25,4 

— 

27,0 

31,7 

38 41 

und 

49 

Elektrische Absorber und 
Möbel 

7 

— — — 

— 19,0 

25,4 

i 

26,0 

30,0 

41 00 

bis 

09 

und 

79 

Elektrische Autoleuchten, 
Zweck-, Wohnraum-, 

Dynamoleuchten , . . 

22 

— 15,0 23,5 

20,0 — 

— 

45,0 

— 

— 

.41 71 

Elektronenblitzgeräte . ■ 

29 

— — — 

' — + 

-f 

— 


4- 

44 11 

bis 

17 

Lampen von 100 bis über 
200 Watt 

1 947 

— — — 

— 25,0 

36,0 

— 

32,0 

41,0 

44 19 

bis 

50 

Stoßfeste, Allgebrauchs- 
und sonstige Großlam- 
pen 

3 152 



— 25,0 

36,0 



32,0 

41,0 

47 31 

bis 

85 

Leuchtstoff-Metalldampf- 
und Elektronenblitz- 
lampen 

552 



— 25,0 

34,0 



32,0 

37,0 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

1 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
P^st- RabaLt 

rabatt 

1 min. max. 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt --- - 

. min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
P^st- Rabatt 

rabatt — - — 

min. max. 

32 61 09 

Zubehör, Einzel- und Er- 
satzteile für Rundfunk- 
und Fernsehempfänger . 

35 



— + 

+ 


+ + 

61 21 

und 

25 

Überlagerungsempfänger 
mit und ohne UKW-Teil 

181 

— 

— — 

— 20,0 

32,5 

— 

20,0 40,0 

61 31 

bis 

35 

Phonosuper, Musik- 
schränke und Musik- 
truhen 

159 



— 20,0 

32,5 


20,0 36,5 

61 41 

bis 

92 

Rundfunkkoffer, Phono- 
geräte und andere Fern- 
sehkombinationen . . 

699 




— 20,0 

32,5 


20,0 36,5 

63 33 

bis 

35 

Elektrische Plattenspieler 
und -Wechsler, Über- 
trager 

44 





— 20,0 

32,5 


20,0 36,5 

63 41 

Diktiergerät 

5 

— 

— ~ 

— 20,0 

35,0 

— 

20,0 36,5 

63 45 

bis 

71 

Tonaufnahme- und Wie- 
dergabegeräte, Tonab- 
nehmer, Mikrofone, 

Kopfhörer 

48 



40,0 20,0 

32,5 


20,0 36,5 

63 75 

Lautsprecher 

50 

— 

— ~ 

~ — 

— 


— 

63 81 

Schallplatten 

272 i 

— 

— “ 

~ — 

— 

~ 

44,0 45,4 

71 59 

bis 

77 41 

Elektrische Meßgeräte, 

Prüfgeräte, elektrische 
Temperaturregler . . 

32 





— 10,0 

28,8 




81 11 

und 

14 

Röntgenapparate und ^ 

Röntgeneinrichtungen 
für medizinische 

Zwecke 

181 



— 15,0 

20,0 



81 17 

und 

19 

Röntgenröhren und Rönt- 
genzubehör 

321 

— 

~ ~ 

— 15,0 

33,3 

— 

— ~ 

81 80 

Hörgeräte 

10 

— 

— ~ 

— + 

+ 

— 

— — 

82 60 

Brennkohlen für Bogen- 
lampen 

484 

— 

— — 

— 31,0 

36,1 

— 

— — 

86 50 

Elektrische Kfz. -Signal- 
geräte 

3 

— 

~ — 

— — 



— — 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Absatzwege 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

n u -L. \r 1 -L. Einzelhandel/ 

Großverbraucher , Verbraucher , 

j Verbraucher 

variabler variabler variabler 

Lest- j Rabatt ^ Lest- j Rabatt Lest- , Rabatt 

rabatt! !rabatt -- rabatt 

1 min. max. min. max. ' min. max. 

36 86 09 

Elektrisches Autozubehör 

4 

_ _ _ _ _ _ -f _ _ 

36 00 00 

Sonstige Erzeugnisse . . 

109 

_ _ _ ^ 

37 11 51, 

60 

und 

90 

Sonnenbrillen, Brillen . . 

84 


13 11 

und 

40 

Mikroskope, Lupen und 
Zubehör 

934 

— — — — 33,3 46,7 — _ 

15 11 

bis 

77 

Handferngläser, Feldste- 
cher und Ziel-Fernglä- 
ser 

304 

— — — — 25,0 45,0 48,3 30,0 50,8 

17 19 

bis 

19 50 

Optische Instrumente und 
Zubehör 

958 

— — — ■ — 10,0 33,3 — 43,3 46,4 

21 10 
bis 

95 

Objektive, Fotogeräte . , 

1 997 

— — — — 15,0 50,0 — 36,7 50,3 

25 11 

bis 

90 

Stehbildwerfer, Schmal- 
filmgeräte, Zubehör 

(643 VE) 

924 

— — — — 25,0 46,6 — 40,0 48,8 

53 10 

Präzisionswaagen . . . 

55 


53 11 

Lehrmittel und Laborge- 
räte 

8 

+ 

63 40 

Ärztliche Instrumente . . 

4 

— — — A — — — — — 

65 10 

bis 

70 

Inhalier- und ärztliche Ge- 
räte und Zubehör . . 

525 

-f- -4- 

67 11 

bis j 

90 ^ 

Bandagen, Einlagen, Pro- 
thesen i 

29 

— — — — 33,3 41,4 — _ _ 


71 15 


Taschenuhren aus uned- 
len Metallen . . . , 


68 


35,0 50,0 — 49,4 53,1 


71 41 

bis 

45 


Armbanduhren aus edlen 
Metallen 


43 


37,6 40,0 — 50,0 50,3 


71 61 ' Armbanduhren mit Palet- 

I tengang aus edlen Me- 
tallen 


713 


37,4 52,4 — 50,7 57,2 
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Absatzwege 




Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 





heiten 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt Fest- 

r halt 

variabler 

Rabatt 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 




min. 

max. 

min. 

max. 

niiii. 

max. 

37 71 65 

Armbanduhren mit Palet- 











tengang aus unedlen 
Metallen 

2 287 

— 

— 

— — 

37,3 

51,1 

— 

50,3 

58,0 

71 71 

Armbanduhren mit kom- 











plettem Werk aus edlen 
Metallen 

111 

— 

— 

— ' — 

36,5 

55,0 

— 

52,9 

55,7 

71 75 

Armbanduhren mit kom- 











plettem Werk aus un- 
edlen Metallen . . . 

554 

— 

— 

__ _ 

37,4 

52,0 

— 

51,5 

58,1 

71 90 

Sonstige Uhren mit Klein- 











Uhrwerk 

4 

— 

— 

— — 

+ 

+ 

— 

+ 

-f 

73 11 

Großwecker 

200 

~ 

— 

— — 

37,0 

52,0 

— 

52,8 

55,0 

73 14 

Musikwecker 

3 

— 

— 

— — 

+ 

+ 


— 

— 

73 17 

Reisewecker mit Etui . . 

315 

— 

— 

— — 

35,4 

52,0 


51,7 

55,0 

73 19 

Stilwecker 

1 

234 

— 

— 

— 38,6 

37,0 

51,8 

52,1 

53,0 

54,7 

73 21 

Tischuhren, Stiluhren, 










bis 

30 

Standuhren 

545 

— 

■ — ■ 

— — 

35,2 

52,0 

— 

50,0 

55,0 

73 41 

Küchenuhren 

1 

1 357 

~ 

— 

— — 

37,1 

62,5 

— 

52,4 

53,8 

73 44 

Zimmer-, Büro-, Dielen-, 










1 

Kordeluhren und ähn- 
liche 

' 482 

~ 

— 

— — 

37,2 

51,4 

— 

52,9 

54,2 

73 91 

Batterieuhren, Kurzzeit- 










75 17 

messer, Uhren mit elek- 
trischem Aufzug . . 

j 487 

~ 

— 

— - — 

38,1 

50,1 

53,1 

— 

— 

38 11 90 

Pistolen, Revolver, Sport- 










bis 

13 70 

und Jagdwaffen . . . 

54 

— 

— 

— 22,3 

— 

— 

— 

36,1 

50,0 

19 10 

Patronen mit Ladung, Ku- 










bis 

70 

geln, Schrot 

555 



— 

25,0 

28,0 

— 

30,0 

58,8 

31 11 

Öfen für feste Brennstoffe 










und 

12 

inclusive Zubehör und i 
Ölöfen 

1 188 


— 

— — 

20,0 

35,0 


32,0 

39,0 

31 13 

i 

Gußeiserne Öfen mit Gas- . 











beheizung 

1 

16 




4- 

+ 



+ 


122 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 
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Waren- 1 

nummern j 

i 

j 

Erzeugnisse 

t 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt 

min. max. 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt - - 

min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt - - 

i min. max. 

l 

38 31 21 

Kohlen- und Kohlenzu- 










bis 1 

satzherde bis 120 cm 










24 

Plattenbreite .... 

23 

— 

— — 

— 

4* 

+ 

— 

+ 

4- 

31 25 

Kohlenherde mit Back- 











Ofen 

13 

— 

— — 

— 

+ 

+ 

— 

4- 

+ 

31 27 1 

Gasherde 

66 

— 

— — 

— 

+ 

+ 

— 

4- 

4~ 

31 31 ; 

Herde mit Ölbeheizung . 

4 

— 

— — 

— 


4“ 

— 

4- 

4- 

31 39 i 

Gaskocher 

8 

— 

_ — 

— 

+ 

+ 

— 

-f 


41 11 

Haushalt-Küchengeräte 











und Müllgefäße . . . 

42 

— 

— — 

— 

30,0 

43,0 

— 

40,0 

50,0 

43 65 

Stahlflaschen 

2 

— 

— — 

— 

— 

~ 

4~ 


— 

45 13 

Büromöbel, Stahlrohr- 










lind 

möbel 

10 







27,0 

30,0 







19 











46 00 

Haus- und Küchengeräte, 










bis 

Feldflaschen, Kochge- 










60 

schirre 

616 

— 

— — 

— 

— 

— 

48,3 

— 

— 

48 80 

Fahrbare Handtransport- 











geräte 

2 

— 

— — 

— 

+ 

4" 

■ 4- 

— 

— 

49 11 

Konservendosen .... 

14 

— 

_ _ 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

61 59 

Fahrradteile, Kraftrad- 

50 











4“ 

_ 



bis 

und Kraftwageneinzel- 










67 00 

teile 










71 11 

Arbeitsmesser, Rasier- 










bis 

klingen, Dosenöffner, 










90 

Schneidewaren . . . 

12 

— 

— — 

— 

33,3 

38,1 

46,8 

50,0 

54,8 

81 19 

Küchenmaschinen, Haus- 










bis 

haltswaagen, Personen- 










60 

waagen, Handrasen- 











mäher 

43 

— 

— — 

— 

30,0 

37,0 

44,0 

— 

— 

82 20 

Galanteriewaren, Tisch- 










bis 

und Taschenfeuerzeuge, 










90 

Heizapparate .... 

512 

— 

— — 

— 

33,3 

43,3 

— 

47,0 

63,0 

83 19 

Büro- und Zeichengeräte . 

j 

8 

— 

— — 

1 — 

+ 

+ 

. — 

+ 

4“ 

83 80 

Elektroden 

1 

+ 

1 

— — 

i 

— 

— 

. — 

— 

— 
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Absatzwege 




Waren- 

immmern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel^ 

Großverbraucher 

variabler 
Rabatt 
rabatt - 

iTun. max. 

Einzelhandel 

Verbraucher 

variabler 
ccst- Rabatt 

rabatt . . _ . 

min. max. 

Großhandel' 

Einzelhandel’ 

Verbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt 

min. max. 

38 84 31 

bis 

55 

Haushalt- und gewerbli- 
che Drahtwaren, Par- 
kettspanner 

11 




1 

j 

25,0 

36,0 


40,0 

43,2 

84 90 

Schirmreparaturen . . . 

99 

— 

— 

— 

1 

-r 

+ 

— 

— 

— 

85 79 

bis 

87 90 

Metallkapseln, Druckplat- 
ten, Spezialnägel, An- 
nähvorrichtungen . . 

44 

— . 

— 

— 

1 

1 

25,0 

51,0 

50,0 

40,0 

51,0 

88 00 
bis 

91 

Schreibgarnitur, Füllhalter, 
Kugelschreiber, Dreh- 
bleistifte 

499 







1 

j 

36,5 

43,0 

50,4 

36,0 

60,6 

89 10 

Riemen und Transport- 
bänder 

35 

— 

— 

— 

j 

1 + 

— 


— 

— 

— 

91 10 

bis 

98 49 

Äxte, Beile, Feilen, Ras- 
peln, Montage- und 
Ziehwerkzeuge . . . 

1 215 

— 

— 

— 

' 30,0 

1 

20,0 

25,4 







39 22 90 

Saiten aller Art .... 

318 

— 

— 

— 

-1- 


— 

— 

— 

31 00 

Patentspielwaren, Metall- 
und Blechspielwaren 

1 

1 734 

— 

— 

— 

1 

! 

25,0 

43,3 

50,0 

25,0 

43,3 

32 00 

Holzspielwaren . . . . ; 

1 

711 

— 

— 

— 

1 

1 

33,3 

43,3 

■ 

— 

— 

— 

33 10 

bis 

49 

Musikspielwaren, Kinder- 
' Sport- und sonstige 

Sportspielwaren . . . 

60 






1 

i 

25,0 

43,3 




34 10 

Stoff- und Fellspielwaren 

1 

902 

— 

— 

— 

; — 

33,3 

43,3 

— 

— 

— 

35 00 

Puppen und deren Teile . | 

558 

— 

— 


: — 

H- 

T 

-b 

— 

— 

36 00 

Papier-, Pappe und I 

Massespielwaren . . . j 

742 

— 

— 

— 

) 

33,3 

43,3 

— 

50,0 

52,5 

37 10 

bis 

90 

1 

Kunststoff- einschließlich : 
Zelluloidspielwaren u. ä. ' 

1 307 

-- 

~ 

— 

— 

33,3 

43,3 


— 

— 

40 09 

Zubehör, Einzel- und Er- 
satzteile für Turn- und 
Sportgeräte 

110 









33,3 

40,0 



43,3 

50,6 

i 

42 50 ! 

und ! 

44 00 1 

Geräte für Tennis-, Eis- 
und Wintersport . . . 

31 

— 

— 

— 

— 

i 

22,7 

40,0 

— 

36,0 

50,0 

47 00 : 

Geräte für Schwimm- und 
Wassersport .... 

i 

17 ; 





4- 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt -- 

nun. max. 

Absatz W(B ge 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 

Fest- Rabatt 

rabatt 

mm. max. 

Großhandel/ 
Einzelhandel ' 
Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt 

min. max. 

39 52 15 

und 

16 

Uhrenarmbänder aus Gold, 
Platin, Walzgold, Double 
u. ä 

95 








53,1 

62,0 

55 10 

und 

50 

Mode- und Phantasie- 
schmuck, vergoldet, ver- 
silbert, platiniert . . . 

65 


- 

— 

1 





— 

56,0 

63,0 

40 00 96 

Lohnveredelungsarbeiten . 

18 

— 

— 

— 

; — 


_L 

♦ 

A 

A 

41 34 00 

Düngemittel 

7 


— 

— 

■ — 

— 

— 

■ — 


-f 

51 40 

Gaspatronen 

2 


— 

— 

' — 

— 

— 

' 'L 
! 

— 

— 

42 12 41 

Essigsäure 

6 

— 

— 

— 

* — 



i 

1 

25,4 

35,2 

12 29 

Frostschutzmittel .... 

4 


— 

— 

i — 


A 


— 

— 

22 26 
bis 

90 

Lösungsmittel für Brems- 
flüssigkeiten .... 

17 

— - 


— 

— 

30,0 

47,0 

— 

49,5 

55,0 

43 1 1 00 

Pharmazeutische Chemi- 
kalien ! 

9 

_ 

— 

— 

' 20,0 

— 

— 

— 

— 

— 

12 00 

Desinfektionsmittel . . . 

47 

— 

— 

— 

— 

33,3 

41,6 

, — 

37,5 

43,7 

14 00 

bis 

21 10 

Vitamine, Hormone und 
sonstige Antibiotica . 

23 

+ 

— 

— 

: — 

— 

— 

A 


__ 

21 90 

Sonstige hum. pharm. Spe- 
zialitäten 

4 872 

— 

10,0 

16,3 

— 

35,0 

51,6 

— 

32,6 

55,8 

32 00 

Drogen und Extrakte . . 

161 

— 

13,8 

17,1 

' — 

34,1 

47,4 

— 

51,5 

57,8 

34 00 

Homöopathische und bio- 
chemische Präparate . . 

139 

j 

22,0 

— 


— 

30,2 

40,0 

56,4 

— 

— 

42 10 

bis 

90 

Dentalmedizinische und 
Dentaltechnische Erzeug- 
' nisse 

89 



25,0 

40,0 







46,6 

— 

— 

45 90 

^ Sonstige veterinär-phar- 
mazeutische Erzeugnisse 

1 38 

— 

— 

— 

— 

40,0 

50,0 

50,8 

— 

— 

49 00 

Sonstige che misch -phar- 

mazeutische Erzeugnisse 

1 

56 

i 

— 


— 

33,3 

40,0 

— 

43,3 

47,3 

61 10 

1 

Künstliche Süßstoffe . . 

14 

— ~ 

— 

— 

— 

20,4 

30,0 

— 

34,4 

37,8 


bis 

50 ) 
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Waren- 

nummern 

j 

i 

Erzeugnisse 

Ver- 
kaufs- 
ein- ! 

beiten | 

Großhandel/' 

Großverbraucher 

variabler 

Rabait 

rabatt 

min. max. 

Absatzwege 

Einzelhandel ' 
Verbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt 

min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt 

min. max. 

43 62 90 

1 

Reinigungspulver . . . 

5 

— 

— 

— 

— 

+ 


— 

+ 

-f 

45 22 1 1 

bis 

39 00 

Kunststoffe aus abgew. 
Naturstoff, Kunstharze 
und plastische Massen . 

35 

— 

15,0 

47,7 

— 

27,5 

30,0 







41 13 

und 

14 

Schmalfilme und Packfilme 

106 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

46,0 

— 

43,3 

46,1 

41 15 

Roll- und Kleinbildfilme . 

508 

•— 

15,0 

27,8 

~ 

27,7 

43,3 

— 

43,3 

46,5 

41 16 

Planfilme 

711 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

43,3 

— 

43,3 

46,5 

41 17 

Röntgenfilme 

583 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

43,3 

— 

43,3 

46,6 

41 19 

Sonstige Filme .... 

344 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

43,3 

— 

43,3 

46,6 

41 30 

Fotografische Platten . . 

385 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

43,3 

— 

43,3 

46,6 

41 50 

Fotografisches Papier . . 

2 872 

— 

15,0 

27,8 

— 

27,7 

38,5 

— 

37,7 

46,6 

41 71 

Entwickler 

859 

— 

15,0 

27,8 

— 

21,5 

32,9 

— 

43,3 

46,6 

41 75 

Fixiersalz 

219 

— 

15,0 

27,8 

— 

21,5 

33,3 

— 

43,3 

46,6 

41 90 

Sonstige Materialien . . 

391 

— 

15,0 

27,8 

^ — 

15,0 

27,8 

— 

43,3 

46,6 

46 1:111 

1 Streichfertige Ölfarben 

85 

— 

18,8 

30,5 

— 

33,3 

36,7 

43,3 

— 

— 

11 20 

und 

39 

Wasser- und Leimfarben 
und sonstige Farben 
und Lacke 

6 

— 

— 

— 

— 

20,0 

40,0 

— 

34,4 

59,9 

11 71 

bis 

13 11 

Kunstharzlacke, Spachtel- 
! kitte und sonstige Lacke 

20 

— 

18,2 

30,1 

— 

33,3 

40,0 

52,4 

54,6 

59,9 

15 11 

' Blei-, Färb- und Kopier- 
stifte 

67 

— 

— 

— 

— 

33,3 

43,3 

— 

— 

— 

15 14 

und 

50 

Minen für Blei-, Färb- und 
Kopierstifte, Tinten 

32 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

51,0 

51,2 

15 90 

Kohlepapier 

9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

31 40 

Kolophonium 

4 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

— 

— 

— 

34 31 

Speisegelatine .... 

8 

— 

— 

— 

— 

37,5 

43,0 

— 

50,0 

51,5 
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Absatz 

Wege 




Waren- 

nummern 

1 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 

variabler variabler 

Fest- Rabatt Fest- 1 Rabatt 

rabatt - - - - rabattl - 

min. max. min. | max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 

Rabatt 

d’abatt - 

min. max. 

46 34 50 ' 

Synthetische Leime und 
Klebstoffe 

12 

— 

— . 

— — — 

— 

— 

+ 

n- 

40 11 

und 

40 00 

Geschenkpackungen für 

1 Feinseifen und 

Kosmetik 

153 



15,0 

21,0 — 33,3 

47,4 



45,3 

48,7 

41 11 

i : 

■ Feinseifen i 

1 ! 

500 

— 

15,0 

21,0 - 33,3 

43,3 

— 

43,3 

46,7 

41 12 

Kernseifen 

5 


— 

— — 20,0 

23,0 

— 

28,5 

34,0 

41 31 

und 

35 

' Stangenrasierseife . . . 

21 

i 

— 

— 

— — 33,3 

45,1 

— 

43,3 

45,6 

41 39 

Rasiercreme 

27 

— 

— 

— — 33,3 

40,0 

— 

43,3 

45,5 

41 15 

und 

16 

Seifenflocken, Schmier- 
seife, Flüssige Seife . . 

1 

12 

— . 

— 

~ — 20,0 

23,0 

— 

30,0 

49,0 

und 

50 










41 61 

bis 

67 

Haarwaschmittel, flüssig, 
creme- und pulver- 
förmig 

! 

123 

— 

— 

~ — 33,3 

40,0 

43,3 

— 

— 

41 71 

Waschpulver für Weiß- 
und Grobwäsche . . . 

45 

— 

— 

— — 20,0 

23,0 

— 

29,6 

30,7 

41 75 

Waschpulver für Fein- 
wäsche 

21 

— 

— 

~ 20,0 — 

— 

— 

29,0 

40,6 

41 79 

Waschhilfsmittel .... 

10 

— 

— 

— 30,0 — 

— 

— 

40,5 

46,7 

41 80 

Handreinigungsmittel . 

11 

— 

— 

— — — 

— 

— 

39,9 

46,0 

41 90 

Scheuei'pulver .... 

7 

— 

— 

— — 20,0 

33,3 


34,4 

38,3 

44 70 

Schleif- und Polierpasteri . 

16 

15,0 

— 

~ — 20,0 

34,4 

— 

34,4 

35,7 

44 89 

Sonstige Autopflegemittel 

47 

— 

— 

— — 20,0 

34,4 


34,4 

49,9 

44 90 

Sonstige Reinigungs- und 
; Putzmittel 

100 

_ 

— 

— — 24,6 

41,2 

— 

38,1 

59,9 

47 00 

und 

10 

Geschenkpackungen Kör- 
perpflegemittel, Eau de 
Cologne 

1241 



— 

— — 33,3 

43,3 

— 

43,3 

46,7 

47 20 

])is 

35 

Parfüms, Kopf- und Haar- 
wasser, Haarfestlege- 
1 mittel 

958 



~ — 33,3 

40,0 


43,3 

46,7 


127 
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1 

Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

t i 

1 _ ' 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Best- 1 Rabatt 
rabattj - 

1 min. max. 

Absatzwege 

t:-« Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Einzelhandel/ 
Verbraucher u 

Verbraucher 

variabler variabler 

Fest- Rabatt Fest- Rabatt 

rabatt rabatt — 

min. max. mm. max. 

46 47 40 i 

i 

Hautpflegemittel ... 

1057 

— — — 

— 33,3 

40,0 — 

45,3 

45,5 

47 50 

Zahnpflegemittel . . . , 

66 

— — — 

— 33,3 

44,4 — 

43,3 

51,6 

47 61 

Gesichtspuder, sonstiges 







bds 

Puder und Sdiönheits- 







70 

pflegemittel .... 

641 

— — — 

— 33,3 

40,0 — 

43,3 

46,7 

47 90 

1 Sonstige Körperpflege- j 








mittel 

434 

— — — 

— 33,3 

36,6 — 

43,3 

52,0 

51 41 

* Pyrotechnische Erzeug- 








nisse ' 

7 

— — — 

— — 

— _ + 

— 

— 

51 47 

Zündsteine 

1 

— — — 

+ — 

— — 

— 


61 10 

Organische und anorgani- 







bis 

sehe Saaten- und Pflan- ' 







90 

zenschutzmittel . . . ; 

i 

14 

— — . 

— 22,5 

44,0 45,3 

— 

— 

64 10 

Konservierungsmittel für 








Lebensmittel .... 

14 

— — — 

— 25,0 

39,8 38,7 

— 

— 

67 10 

1 

Textilhilfsmittel .... 

11 

— — — 

— 30,0 

33,5 — 

36,3 

45,6 

70 90 

Schaumbad 

i 

1 

1 

— — — 

— + 

+ + 

— 

— 

71 10 

Natürliche Wachse, 







und 

16 

Kerzen aller Art .... 

26 

— — — 

— 20,0 

45,1 — 

43,3 

47,7 

und 








90 

1 







71 51 

Schuhcreme j 

24 

— — — 

— 20,0 

32,8 34,4 

— 

— 

71 59 

Sonstige Schuh- und 








Lederpflegemittel . . 

1 ^ 

— — _ 

— 20,0 

32,8 — 

34,4 

38,3 

71 61 

1 Bohnerwachs 

i 

88 

_____ 

— 20,0 

32,8 34,4 

— 

— - 

71 69 

1 

j Andere Fußbodenpflege- 








mittel 

i 66 

— — — 

— 26,0 

40,4 — 

39,5 

41,7 

89 00 

1 Organische und anorga- 








1 nische Feinchemikalien 

4 

— — — 

— _ 

— 4- 

— 

— 

91 50 

; Dachpappe 

i 

6 


— — 

— — 

— 

— 

99 00 

Sonstige chemisch- 








i technische Erzeugnisse . 

' 17 

— — — - 

— 33,3 

44,4 — 

46,7 

53,3 

51 11 10 

Undekoriertes Porzellan . i 

41 

— __ — 

— 

+ — 

+ 

4- 
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Absatzwege 




Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 

variabler var-abier 

Fest- Rabatt Fest- Rabatt 

rabatt ^ rabatt 

mm max. min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt; - -- 

mm max. 

51 21 10 

Künstliche Zähne ohne 

Stift 

42 

— 

43,5 

54,7 — 

— 

— 

— 

— 

— 

21 5I 

Künstliche Zähne mit 

Stift aus Edelmetallen . 

18 

— 

24,4 

56,0 — 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

25 00 

Dentalporzellanmasse . 

113 

— 

20,0 

40,0 — 

— 


— 

— 

— 

32 10 

bis 

36 50 

Dekoriertes und undeko- ^ 
riertes Geschirr und Fi- 
guren aus Steingut . . 

930 

— 

— 

— 47,5 

32,7 

45,0 

— 

45,5 

50,6 

65 51 

Chemische und chemisch- 
technische Erzeugnisse 
aus Porzellan .... 

5 

+ 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

65 90 

Waren aus Sinter-Fein- 
keramik 

38 

— 

— 

__ — 

■f 

-f 

— 

— 

— 

75 10 

Transportable Kachelöfen 
für feste Brennstoffe, 
Gas oder Strom . . . ' 

13 

— 

— 

— — 


-f 

— 

+ 


89 00 

Sonstige feinkeramische ■ 

Erzeugnisse 

7 

— 

— 

— ~ 

-r 

+ 

— 

— 

— 

91 11 

Keramische 

Schleifscheiben . . . 

67 

+ 

— 

~ — 

— 

— 

— 

— 

— 

95 99 

Sonstige Schleifmittel und 
-pulver 

1 

— 

— 

— + 

— 

— 

— 

— 

— 

52 1 1 42 

bis 

99 

Gefärbtes Tafelglas mas- 
siv und überfangen, 

1 Spezial-Flachglas . . 

57 

— 

15,0 

21,5 — 

5,0 

21,5 

— 

20,3 

40,4 

21 21 

bis 

45 

i 

Haushaltskonservengläser 
mit Deckel, Wirtschafts- 
glas 

93 

— 

— 

— — 

30,0 

40,0 

50,0 

38,0 

44,8 

21 55 

und 

31 13 

Hohlglas für Labor und 
Krankenpflege, Thermo- 
meter 

2 197 




20,0 

33,3 



40,0 

46,9 

53 61 80 

Sonstige Sperrholzplatten 

3 

— 

— 

— — 

+ 

+ 

— 

— 

— 

54 15 50 

Wohnbauten überwiegend 
! aus Holz ' 

272 

— 

~ 

— + 

— 

— 

— 

— 

— 

22 10 

bis 

36 

Sitzmöbel, Sessel, Klein- 
tische 

161 

— 

~ 

— 33,3 

33,3 

35,0 

— 

— 

— 
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Waren- 

numniern 

Erzeugnisse 

! 

1 

1 Ver- 

' kaufs- 
1 ein- 

heiten 

Absatzwege 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 

variabler variabler 

Pest- ; Rabatt Pest- Raoatt 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 


♦ 


1 

min. max. min. 

max. 

min. 

max. 

54 22 48 

bis 

23 19 

Büchervitrinen, Ergän- 
zungsmöbel, Tische, 
Büromöbel 

276 


— — 20,0 20,0 

35,0 



24 40 

Wandverkleidung aus 

Holz 

4 

— 



— 

— . — 



43 00 

Stiele und Rundstäbe aller 
Arten aus Holz . . . 

13 

— 


+ 

— + 


47 51 

Tabakpfeifen 

26 

— 

— — — + 


— -f 

+ 

49 00 

Haushaltartikel und 
Küchengeräte aller Art 
aus Holz 

5 




+ 

-L 


66 39 

bis 

49 

Pinsel, Grobbürsten aus 
synthetischem imd son- 
stigem Material . . . 

30 


— — — 32,3 

43,0 

— 46,1 

48,7 

66 60 

Zahnbürsten aller Art . . 

30 

— 

— — — 33,3 

47,5 

— 43,3 

58,0 

22 00 

Kleider- Wäsche-Schränke 

707 

— 

— — — + 

+ 

— “ 

— 

55 32 65 

Holzfreies Schreibpapier . 

21 

— 

10,0 39,0 — — 


— — 

~ 

34 80 

Toilettepapier . . .. . . 

6 

— 

— — — — 

— 

— + 


39 39 

und 

84 

Feinpapier, maschinen- 
! gestrichenes Papier, ■ 

Karton, Filtrierpapier . ; 

597 

— 

- - - + 






71 19 

1 

Sonstiges gestrichenes 
Papier i 

73 

— 

10,4 28,7 — — 

— 

— — 

— 

56 15 10 

bis 

25 10 

Imprägniertes und gum- i 
miertes Papier für Ge- ; 
schäftsbücher .... 

113 


— — — 33,3 

50,0 

50,0 30,0 

54,9 

25 20 

bis 

33 10 

System-Buchungsmittel, 
Lernmittel, Brief- 
umschläge 

228 

21,1 

— — — 26,5 

43,3 

48,0 — 


33 50 

Papierausstattung ... 

61 

— 

— — — 31,0 

41,5 

— 34,5 

48,8 

34 10 1 

i 

Zelistoffwattewaren . . 

85 

— 

— — ~ 22,0 

51,3 

— 30,0 

50,0 

34 50 

Krepp-Papierwaren . . . 

14 

— 

— — — 33,3 

44,6 

— 38,7 

50,0 

35 40 

Siegeimarken, Etiketten . 

54 

— 


— 

— — 

~ 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt 

min. max. 

56 35 60 

Abplättmuster, Schnitt- 
muster 

758 

— 



36 00 

Abreißrollen und Ein- 
schlagpapier .... 

1 

— 

— — 

39 00 

bis 

44 00 

Erzeugnisse aus Papier 
und Pappe, Hartpapier- 
waren, Kartonagen . . 

18 

— 



57 13 03 

bis 

13 09 

Bücher aller Art .... 

6 

— 



15 03 

bis 

16 04 

Kunstdruckblätter und 
-karten, sonstige 
Druckereierzeugnisse 

130 



58 14 3. 

bis 

14 85 

Kunststoffzähne, Teile für 
dentalen Bedarf . . . 

26 

33,3 

45,0 56,0 

17 16 

bis 

17 51 

Regenschutzbekleidung, 
sonstige Kunststoffbeklei- 
dung 

i 

49 


— — 

17 7. 

bis 

79 91 

Kunststoffknöpfe, sonstige 
Konfektionsartikel . . 

26 

— 

~ — 

17 8. 

und 

84 

Reißverschlüsse und Be- 
satzmaterial aus Kunst- 
stoffen 

292 





25 14 

bis 

81 

Tüten, Beutel und Säcke, 
Flaschen, Dosen, Hül- 
sen, Kästen 

62 

— 

— — 

25 9. 

Deckel, Stopfen, Ver- 
schraubungen und son- 
stige Verschlüsse . . . 

1 

— 

— — 

25 96 

Deckel, Stopfen, Ver- 
schraubungen und son- 
stige Verschlüsse . . . 


— 

— — 

31 54 

bis 

99 

Schaumstofferzeugnisse 
für den Haushalt . . . 

41 

— 

— — 

42 14 

und 

3. 

1 

Haushalt- und Küchen- 
geräte 

1 1 

41 

— 

— — 


Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbrauchei 


Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 


Fest- ' 
rabatt 


variabler | 

Rabatt Fest- | 
rabatt 


min. max. 


variabler 

Rabatt 

min. max. 


— + + — + + 


— 32,5 45,0 50,0 50,0 53,1 

21,7 _ _ _ 40,0 44,0 


50,0 — _ _ _ _ 


— 30,0 34,7 

33.3 30,0 50,0 

— + + 

— 33,3 44,4 


48,6 47,0 57,2 

— 44,5 51,8 

60,0 — — 

4 - — 

+ + + 

40,4 50,0 

50,0 40,0 50,0 
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1 





A b s a t z w 





Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

;abatl 

min. max. 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Best- ' Rabatt 

rabatt 

nun. ' max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt - - 

min. max. 

58 42 31 

bis 

34 

Haushalt- und Küchen- 
geräte 

463 




30,0 

45,1 

50,0 

40,5 

50,0 

und 

94 











42 54 

Kämme 

27 

— 

— — 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

51 21 

bis 

27 

Schläuche 

41 

20,0 

— — 

— 

— 

— 

— 

29,6 

50,0 

55 21 

Fußbodenbeläge in Plat- 
ten und Bahnen (weich) 

4 



- -- 

— 

+ 

+ 


+ 

+ 

72 11 

73 95 

Bettunterlagen aus Kunst- 
stoffen und sonstigen 
Kunststoffolien . . . 

5 

20,0 



25,0 

34,8 

50,0 



75 54 

Badewannen, Wasch- 
becken u. a 

22 

— 

— — 



+ 

+ 



+ 

+ 

75 61 

Unbespielte Schallplatten . 

3 

— 

— — 

— 

+■ 

+ 

— 

+ 

+ 

75 85 

Dekorations- und Werbe- 
artikel 

6 

— 

— — 

+ 







+ 

+ 

75 91 

bis 

99 

Sonstige Kunststoff- 
erzeugnisse 

3 

— 

— — 

— 

25,0 

30,6 

57,5 

— 

— 

59 12 51 

Personenwagendecken 

1 661 

— 

— — 

— 

15,0 

25,2 

— 

— 

— 

12 54 1 

und ! 

70 

Personenwagenschläuche 
und -b ander, Kraftrad- 
bänder 

355 



1 

19,0 

25,9 




13 11 

und 

21 

Kleine und große 
Lastwagendecken . . . 

1 098 

~ 

— — 

— 

15,0 

22,2 

— 

— 

— 

13 14 

und 

24 

Kleine und große 
Lastwagenschläuche . . 

437 

— 

— — 

i 

19,0 

25,9 

— 

— 

— 

1331 

und 

41 

und 

71 

Ackerschlepper-, Acker- 
maschinen- und Acker- 
wagendecken .... 

467 

— 

— — 

i 

15,0 

22,2 

— 

— 

— 

13 34 

und 

44 

und 

74 

Ackerschlepper-, Acker- 
maschinen- und Acker- 
wagenschläuche . . . 

376 

— 

— — 

‘ — 

19,0 

25,9 

— 

— 

— 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

1 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabat! 

rabatt - 

min. max. 

Absatzwege 

_ , ,, Großhandel' 

Einzelhandel' 

_ , , Einzelhandel 

Verbraucher ^ 

Verbraucher 

variabler variabler 

Fest- Rabatt Fest- Rabatt 

rabatt - — rabatt 

ni'ii. max. min. max. 

59 13 51 

Industriekarren- und 






und 

Schubkarrendecken . . 

50 

— 

— 15,0 

22,2 — 



61 







13 54 

Industriekarren- und 






und 

Schubkarrenschläuche . 

44 

— — — . 

— 19,0 

25,9 — 



64 







1381 

Kleine, große Lastwagen- 






und 

und sonstige Reifen- 






89 

bänder 

• 

157 

— — — 

— 19,0 

25,9 — 

— — 

19 10 

Reifenzubehör und Klein- 







flickzeug 

226 

— — — 

4“ — ' 

— + 

— — 

21 10 

Maschinenschnüre und 






bis 

-schlauche und andere 






20 

Schläuche 

266 

— — — 

— 24,0 

27,2 — 

— — 

21 33 

Einkochringe, Süßmost- 






und 

kappen 

11 

— — — 

— -I- 

m 

-f + 

35 







21 40 

Treibriemen 

2 



— ' — 

— — 

21 50 

Keilriemen 

4 336 

— 33,3 45,1 


~ ^ — 

— — 

21 93 

Fußboden- und Wand- 






und 

belag, Matten und 






99 

Läufer, Radiergummi 

10 

— — — 

— + 

4~ ' — 

+ 4- 

22 10 

Chirurgische Weich- 






bis 

gummiwaren, nahtlose 




! 


22 34 

Industrie-Handschuhe . 

21 

— — 

33,3 33,3 

46,6 — 

46,6 49,3 

22 32 

Schutzmittel 

2 

— — 

+ — 

— ’ — 

— — 

22 75 

Gummipuppen, sonstige 






bis 

Gummispielwaren und 




i 


90 

-konfektionsartikel . 

329 

— — — 

— 33,3 

40,6 46,6 

— — 

26 90 

Sonstige Weichgummi- 







waren 

2 

— 

— 4- 

+ ; — 

— — 

27 30 

Technisches Reparatur- 







material 

9 

+ 

— — 

— — 

— — 

27 90 

Einlegesohlen .... 

1 

— ~ — 

— -E 

+ : — 

— — 

31 90 

Andere Hartgummiwaren 

369 

_____ 

— 4- 

+ i — 

+ 4- 

66 10 

Hochdruck- 

i 






dichtungsplatten . . . 

23 

_____ 

— -E 

+ ■ — 

4- + 
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Absatzwege 

Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

Piri- 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 


heiten 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 

Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 




min. 

max. 

min. 

max. 

min. { max. 

59 67 00 

Brems- und Kupplungs- 
material 

3 163 




— 





, , 



30,0 50,0 

62 15 90 

Feintäschner- und 

Galanteriewaren . . . 

95 

— 

— 

— 

— 

33,3 

42,7 

— 

38,5 46,8 

19 15 

Koffer aus Kunstleder und 
textilen Geweben . . . 

6 

— 

— 


— 

33,3 

46,0 


43,3 46,1 

19 50 

Feintäschnerwaren 
aus Kunstleder und 
textilen Geweben . . 

30 


__ 




33,3 

51,0 





19 90 

Segeltuchwaren .... 

9 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

— 

— — 

53 10 

Lederstraßenschuhe für 
Männer und Burschen . 

318 

— 

— 

— 

— 

25,6 

28.8 

— 

— — 

53 30 

Lederstraßenschuhe für 
Frauen und Mädchen . 

610 

— 

— 

— 

— 

26,4 

28,8 

— 

— — 

53 50 

bis 

70 

Lederstraßenschuhe für 
Kinder und Kleinkinder 

507 

— 

— 

— 

— 

22,3 

25,9 

— 

— — 

55 90 

Sonstige Schuhwaren . . 

3 

— 

— 

— 

+ 

+ 

+ 

— 

+ + 

59 60 

Schuhbestandteile aus 

Leder, Einlegesohlen . 

65 

— 

— 

— 

i + 


4- 

— 

+ + 

63 05 11 

Baumwollgewebe, 
gebleicht, gefärbt, 
appretiert 

1 

■ 

— — 

- 


+ 

+ 

- 


07 50 

Decken, Tücher u. ä. . . 

10 

— 

— 

— : 

— 

+ 

+ 

— 

— — 

33 61 

Maschinenstrickgarn bunt 
(Wolle und wollhaltig) . 

6 

— 

+ 

+ 

— 

+ 

+ 

1 — 

+ + 

35 32 

bis 

38 17 

Nähgarn (Hanf), Nähfäden, 
Nähseide, Nähfäden aus 
Reyon und synthetischen 
Fasern 

65 




j 

24,2 

42,9 

:45,4 

32,0 50,2 

38 31 

und 

35 

Stopftwist, Stopfwolle 

8 

— 

— 

— 

— 

28,5 

32,1 

48,6 

39,0 43,0 

38 51 

und 

71 

und 

75 

Handstrickgarn und Hand- 
arbeitsgarn aus Baum- 
wolle, Wolle, Zellwolle 

23 

— 

— 

— 

1 

25,1 

i 

1 

28,0 1 

i 

41,1 

i 

39,5 42,2 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

1 variabler 
Fest- Rabatt 

Ab 

Ein 

Ve 

. 

Fest- 

rabatt 

satzwege 

zelhandel/ 

rbraucher 

Ve 

vaiiabler 

Rabatt Fest- 

rahatt 

oßhandel/ 

zelhandel/ 

rbraucher 

variabler 

Rabatt 





min. 

; max. 

min. 

max. 

rnin. 

max. 

63 38 55 

Strumpfwolle 

72 

— 

— 

— 

— 

26,4 

29,3 — 

35,2 

43,3 

38 56 

Sportwolle 

157 

— 

— 

— 

— 

28,2 

32,9 — 

39,2 

45,0 

51 30 

Watte und Wattewaren . 

28 

— 

— 

— 

— 

29,6 

44,3 — 

40,0 

47,3 

52 00 

Wäsdieetiketten , . . 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— : + 

— 

— 

52 11 

und 

51 

Unelastische Bänder, 

Gurte und Fleditartikel 
aller Art 

117 







25,0 

43,3 — 

i 

36,9 

51,0 

52 15 

und 

55 

Gummielastisdie Bänder, 
Gurte und Flechtartikel 
aller Art 

124 




, 





■ 

44,7 

54,4 

53 30 

Planen und Zelte .... 

1 

— 


— 

— 

— 


— 

— 

53 50 

Sdinüre, Bindfaden, 

Kordeln 

175 

— 

— 

— 


— 


41,6 

50,2 

58 00 

und 

59 00 

Spinnstoffwaren der Grob- 
garnindustrie und Haar- 
socken 

35 






14,4 

40,0 — 

25,0 

46,6 

72 29 

Frauen-, Mädchen- und 
Kinderbekleidung aus 
sonstigen Gespinsten . 

7 

— 

— 

__ 

— 

— 



+ 

+ 

72 61 

Leibwäsdiestoff 

aus Baumwolle . . . 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

- 1 + 

— 


73 11 

Haus-, Bett- und Tisch- 
wäschestoff aus Baum- 
wolle und Halbleinen 

129 

_ 

— 





19,7 

1 

33,4 ! 44,6 

31,2 

45,5 

73 21 

Frottiergewebe aus Baum- 
wolle 

101 

— 

— 

— 

— 

27,2 

36,7 i — 

35,0 

48,3 

76 11 

Samt und Plüsch 

aus Baumwolle . . . 

2 

— 

— 

— 

1 _L 

— 

— ; — 

+ 

+ 

78 11 

bis 

19 

Teppiche aus Wolle, 
Haargarn und Kokos . 

194 

— 

— 

— 

— 

30,9 

37,2 : — 

30,3 

41,0 

78 50 

bis 

81 99 

Kaschiertes und beschich- 
tetes Gewebe, sonstige 
undichte Vorhangstoffe 

88 



— 



1 

15,0 

39,8 1 — 

41,7 

50,0 

93 11 

und 

14 

Herren- und Knlabenan- 
züge, Jacken, Joppen, 
Pullover, Westen . . . 

2 891 




^ 33,3 

30,2 

33,5 ! — 
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Waren- 

nummern 

! 

Erzeugnisse 

1 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

] 

Großhandel ' 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

[-abatt 

min max. 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt — - — - - — 
min max. 

Großhandel ' 
Einzelhandel/ 
Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt - 

nun. max. 

63 93 17 

und 

19 

Herren- und Knabenhosen, 
sonstige gewirkte Her- 
ren und Knaben-Ober- 
bekleidung 

i 

769 




: 31,0 

31,0 

33,3 




93 31 

bis 

33 

Frauen- und Mädchenmän- 
tel, -kostüme und -klei- 
de r 

1 509 





; 34,5 

— 

— 







93 34 

Frauen- und Mädchenjak- 
ken, Blusen, Pullover, 
Westen 

2 138 




; 

33,3 

36,3 







93 37 

Frauen- und Mädchenröcke 

593 

— 

— 

— 

— 

31,2 

33,8 

— 

— 

— 

93 39 

Sonstige gewirkte oder ge- 
strickte Frauen- und 
Mädchenoberbekleidung 

417 

_ 

_ 



30,5 

38,6 



— 

— 

93 50 

und 

71 

Oberbekleidung für Klein- 
kinder bis 3 Jahre, Erst- 
lingsartikel aller Art . 

86 




1 33,3 

32,3 

33,3 



— 

— 

95 11 

Sporthemden für Männer 
und Knaben 

172 

— 

— 

— 

— 

30,9 

33,3 

45,1 

— 

— 

95 15 

Unterjacken und -hemden 
für Männer und Knaben 

548 

— 

17,9 

20,3 

— 

28,5 

34,5 

— 

42,5 

43,2 

95 17 

Unterhosen und Hemdho- 
sen für Männer und 
Knaben 

1 033 


14,3 

20,0 



28,8 

33,3 

_ 

42,6 

46,9 

95 51 

und 

57 

Morgenröcke, Nachthem- 
den, Schlafanzüge für 
Frauen und Mädchen . 

: 201 






33,3 

33,9 




95 54 

Taghemden, Schlüpfer, 
Hemdhosen, Unterklei- 
der für Frauen und Mäd- 
chen 

2 687 





28,8 

39,5 


40,7 

41,2 

95 59 

Sonstige gestrickte oder 
gewirkte Leibwäsche für 
Frauen und Mädchen . 

285 

_ 






29,8 

39,3 



42,0 

46,2 

97 60 

Geschenkpackung Damen- 
strümpfe 

j 

! 6 

— 

— 

— 

— 

+ 

+ 


— 

— 

97 14 

Gestrickte Herrenstrümpfe 
und Herrensocken . . 

253 

i 

1 

1 

— 


: — 

30,3 

37,0 


40,0 

44,9 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

63 97 17 

Sonstige Herrenstrümpfe 
und Herrensocten . . 

237 

97 41 

und 

49 

Knaben- und Mädchen- 
strümpfe und Söckchen 
aus sonstigem Material 

120 

97 71 

Frauenstrümpfe aus syn- 
thetischem Material . . 

629 

97 72 

und 

76 

und 

78 

Frauenstrümpfe flachge- 
wirkt und rundgestrickt 
aus synthetischem und 
sonstigem Material . . 

17 

97 74 

Nahtlose Damenfein- 
strümpfe aus syntheti- 
schem Material . . . 

243 

97 75 

Sonstige Damenstrümpfe 
aus synthetischem Ma- 
terial 

12 

99 10 

Schals 

2 

99 40 

Bade- und Strandkleidung | 
aller Art 

404 

99 51 

bis 

59 

Sporthosen und -trikots, 
Turnhemden und son- 
stige Sportbekleidung . 

60 

99 90 

Sonstige Wirk- und 
Strickwaren .... 

40 

64 16 60 

Strandbekleidung . . . 

76 

16 70 

Badebekleidung .... 

700 

1680 

und 

90 

Shorts aller Art und son- 
stige Sportbekleidung . 

63 

21 10 

Sport- und Oberhemden 
für Männer und Kna- 
ben 

1 

23 10 

und 

90 

Tageswäsche für Frauen 
und Mädchen, Hemden, 
Schlüpfer, Unterklei- 
dung usw 

37 


Absatzwege 

Großhandel/ Einzelhandel/ 

Großverbraucher Verbraucher 


Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 


Fest- 

rabatt 


variabler variabler , variabler 

Rabatt Fest- Rabatt Fest- ] Rabatt 

— rabatt — — _ — rabatt' — — — — 


mm. max. 


mm. max. 


mm. max. 


— — — 28,7 39,9 1 43,2 — — 


28,4 37,0 ,44,3 


— 27,1 45,6 ; — 40,8 52,7 


— — 131,3 28,5 35,6 1— 39,2 44,4 


— 30,8 44,4 ! — 40,7 51,5 


— 31,2 36,7 |44,1 




29,6 33,8 


_ _ __ 33,3 — — 43,3 — — 

— — — ! — 31,5 40,0 _ — — 

— — _ ' — 31,0 33,6 _ _ — 

— — — : — 29,3 36,5 _ — — 

— — — ! — 31,0 33,6 — — — 


— — — — 31,0 40,0 _ — — 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- ' Rabatt 




i 

min. 

max. 


min. 

max. 


min. 

max. 

64 23 20 

Nachthemden, Schlaf- 
anzüge, Hausanzüge . . 

190 






— 

+ 

+ 







25 10 

Büstenhalter 

354 

— 

— 



— 

33,5 

43,0 


— 

— 

25 30 

bis 

90 

Mieder, Büstenmieder, 
Strumpfhaltergürtel, 
Armblätter 

491 





30,9 

40,0 


45,2 

48,0 

27 21 

Bettlaken 

6 

— 

— 

— 

— 

+ 

+ 

— 

— 

— 

31 13 

Hüte aus Haarfilz . . . 

21 

— 

— 

— 

— 

36,8 

41,4 


50,3 

52,9 

31 15 

bis 

39 00 

Hüte aus Stoff, Mützen, 
Kappen und sonstige 
Kopfbedeckungen . . 

16 




39,0 



40,0 

49,9 

66,9 

41 50 

Schals und Tücher . . . 

3 

— 

— 

— 

— 

+ 

+ 

— 

— 

— 

44 30 

bis 

70 

Hosen- und Unterhemd- 
träger, Ärmel- und 
Sockenhalter .... 

24 







54,6 

49,2 

51,5 

47 40 

Taschenschirme für Damen 

30 

— 

— 

— 

— 

32,7 

37,2 


— 

— 

47 50 

Taschenschirme für Herren 

33 

— 

— 

— 

— 

32,2 

37,6 


— 

— 

49 90 

Sonstiges Bekleidungs- 
zubehör 

28 

— 

— 

— 

— 

33,3 

44,4 

— 

43,3 

52,0 

6811 11 

Mehl 

85 

— 

— 

— 

— 

19,3 

24,3 

^ — 

19,2 

27,3 

11 15 

Weizengrieß 

30 

— 

— 

— 

1 

24,3 

29,4 

— 

21,1 

28,7 

11 51 

Hafererzeugnisse . . 

15 

— 

— 

— 

— 

21,6 

31,6 

: — 

28,2 

31,8 

11 61 

bis 

75 

Gerstenerzeugnisse, 
Graupen, Grütze, Reis- 
und Soya-Erzeugnisse . 

17 









21,6 

33,8 

; 43,0 

20,0 

31,8 

11 79 

Sonstige Schälmühlen- 
erzeugnisse 

5 

— 

— 

— 

— 

31,0 

40,0 

— 

29,8 

32,7 

13 10 

Teigwaren 

91 

— 

— 

— 

— 

21,0 

24,3 

i 

29,8 

32,7 

1321 

Puddingpulver .... 

217 

— 

— 

— 

— 

24,2 

41,6 

1 

1 

33,3 

41,7 

13 24 

Backpulver 

12 

— 


— 

— 

24,0 

1 

38,0 


34,0 

45,0 

13 27 

Vanillezucker 

14 

— 

— 

— 

— 

24,2 

41,4 

~ 

23,4 

42,8 
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Absatzwege 

Waren- 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

nummern 

ein- 

heiten 

variabler 
! Rabatt 

rabatt — - 

m:n. max. 

i variabler ; 
Fest- Rabatt 

rabatt 

Fest- ' 
rabatt 

i 

L 

variabler 

Rabatt 




min. max. > 

min. max. 

68 13 30 

und 

40 

Backmittel, Backzutaten 
und Backhilfsmittel . . 

17 

i 

— 24,8 26,3 

— 

33,0 34,0 

13 60 

Diätetische Nährmittel . . 

120 

— — — 

— 20.0 40,0 

— 

25,0 46,6 

1371 

Suppen 

135 

20,0 — — 

— 22,6 25,7 : 

— 

29,6 34,7 

13 75 

Brüherzeugnisse .... 

62 

— — — 

— 20,0 39,6 

~ 

29,6 39,6 

13 90 

Sonstige Nährmittel . . 

25 

— — — 

— 22,9 31,6 1 

— 

29,9 44,0 

15 11 

bis 

15 

Mais- und Kartoffelstärke, 
Sago 

7 

— — — 

1 — 23,3 26,7 

1 

34,5 

29,2 47,5 

15 23 

Traubenzucker .... 

6 

_ — _ 

— 35,5 37,7 j 

— 

43,1 46,5 

15 30 

Sonstige Erzeugnisse , . 

3 

— — — 

— — — 

— 

+ + 

15 53 

und 

54 

Kartoffelpulver 
und Kloßmehl, 
Kartoffelbreipulver . . 

10 

_ — — 

— 27,8 32,5 


32,6 38,5 

17 11 

Brot 

117 

— — — 

— 20,0 24,0 


31,7 33,1 

17 15 

Kleingebäck 

6 

— — ~ 

33,0 — — 


30,0 40,0 

17 50 

Feingebäck 

12 

— — — 

i23,2 — — 

36,4 

— — 

21 30 

Verbraucherzucker . . . 

11 

— — — 

! _ — _ 

— 

+ + 

21 50 

Kandiszucker 

7 

— — — 

: — — — 

— 

+ ^ 

24 11 

bis 

20 

Obst- und Gemüse- 
konserven, Trocken- 
gemüse und -Obst, 
Marmeladen-Konfitüre . 

19 


39,5 — — 

37,0 

33,5 38,9 

24 47 

Sauerkraut 

2 

~ — 

i — — — 

— 

+ + 

24 51 

Süßmoste 

25 

— — — 

' — 22,0 37,0 

; — 

29,6 41,2 

24 53 

bis 

59 

Fruchtrohsäfte, Obst- 
dicksäfte, Gemüsesäfte . 

48 

— — — 

: 33,5 35,0 46,6 

42,5 

45,3 46,6 

27 11 

Zwieback 

18 

— — — 

— 29,4 31,4 

— 

27,7 36,7 

27 14 

Leb- und Honigkuchen . 

167 

— — — 

, — 26,1 34,2 

— 

36,8 42,6 

27 17 

Salz-, Käse- und Laugen- 
gebäck 

37 



— 22,9 34,2 

— 

40,0 45,5 
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Absatzwege 




Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 
best- Rabatt 

rabatt _ _ _ 

min. max. 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt - - 

min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt — 

min. max. 

68 27 19 

Sonstige Dauerbackwaren 

441 

— 

— 

— 

— 

22,9 

45,3 

1 

34,6 

59,2 

27 20 

Ostererzeugnisse . . . 

16 

— 

— 

— 

— 

+ 

+ 

: + 

— 

— 

27 25 

Kakaopulver 

36 

— 

— 

— 

: — 

25,0 

40,5 

, ~ 

36,2 

44,0 

27 29 

Sonstige 

Kakaoerzeugnisse 

9 

— 

— 

— 


21,4 

33,5 

— 

32,6 

42,7 

27 31 

Massive Schokolade 

593 

— 

— 

— 


25,2 

40,5 

^ ~ 

36,1 

46,8 

27 33 

Gefüllte Schokolade 

201 

— 

— 

— 

' — 

25,0 

40,5 

— 

36,8 

46,8 

27 35 

Pralinen 

1050 


— 

— 

37,0 

30,0 

40,5 

47,5 

36,7 

45,8 

27 39 

Schokoladenpulver . . . 

185 

— 

— 

— 

— 

24,3 

40,5 

— 

34,2 

44,0 

27 41 

Karamellen 

41 

— 

— 

— 

34,0 

— 

— 

— 

40,0 

46,0 

27 42 

und 

48 

Kaugummi und sonstige 
Zuckerwaren, Dragees . 

201 

— 

— 

— 

: — 

32,5 

37,0 

^ — 

40,5 

44,0 

27 49 

Rohmasse 

10 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

+ 

— 

— 

27 51 

Kunsthonig 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

27 61 

und 

67 

Eispulver und Eisbinde- 
mittel, Speiseeis . . . 

24 


— 

— 

25,0 

23,5 

33,3 


33,0 

36,2 

31 11 

Bearbeitete Milch ... 

i 

15 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 + 

— 

— 

31 15 

Entrahmte Frischmilch . . 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

+ 

— 

— 

31 50 

und 

35 70 

Frischkäse und Schmelz- 
käse 

23 

— 

— 

~ 

22,4 

24,8 

31,4 


31,9 

33,5 

31 90 

Sonstige Milcherzeugnisse 

i 

9 

— 

— 


— 

— 

— 

47,9 

31,9 

36,3 

35 11 

und 

15 

Vollmilch- und Mager- 
milchpulver .... 

19 

— 

— 

— 

26,7 

23,3 

32,1 

33,3 

30,7 

37,0 

35 31 

und 

39 

Kondensmilch und sterili- 
sierte Sahne .... 

13 

— 

~ 

— 

— 

16,4 

35,0 

i — 

19,3 

35,0 

41 11 

und 

40 

Rohe Öle und Speiseöle . 

5 

— 

— 

— 

— 

20,3 

25,1 

, — 

27,3 

39,9 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

variabler 

Rabatt 

rabatt - 

min. max. 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- ; Rabatt 

rabatt - 

■ min. max. 

Großhandel/ 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

variabler 
Fest- Rabatt 

rabatt 

min. max. 

68 44 10 

und 

50 

Margarine, Platten- und 
Kunstspeisefette . . . 

13 

— — — 

^ — 15,6 

22,0 

— 

19,7 

25,3 

51 51 

bis 

57 

Wurst-, Fleisch-, Misch- 
konserven 

18 

— — — 

' — — 


38,9 

30,5 

36,4 

55 12 

und 

15 

und 

13 

Marinaden und Fisch- 
konserven 

97 

_____ 

; — 33,0 

33,6 

— 

29,7 

39,0 

61 10 
bis 

50 

Kaffeemittel, Kaffeemittel- 
mischung und -extrakte 

14 

— — — 

— 27,1 

28,6 

~ 

31,0 

40,3 

61 70 

und 

90 

Kaffeezusatzstoffe, 

Mischung aus Kaffee 
und Kaffeemitteln 

5 


28,6 — 



31,5 

30,0 

31,8 

65 10 

Kaffee 

160 

— — — 

— 20,0 

23,2 

— 

28,7 

31,1 

65 40 

Kaffee-Extrakte .... 

35 

_____ 

— 20,0 

32,1 

— 

31,0 

33,7 

65 71 ' 

Tee 

266 

_____ 

— 20,0 

37,0 

— 

28,0 

44,7 

65 75 

Teeähnliche Erzeugnisse . 

14 

— — — 

— 24,0 

30,5 

— 

29,2 

45,0 

71 55 

Vollbier 

18 

_____ 

— 17,6 

19,3 

— 

28,0 

32,7 

73 58 

Sonstige Hefe .... 

2 

— — — 

-h ~ 

— 

— 

— 

— 

75 00 

Spirituosen- 

Geschenkpackungen . . 

37 

_ _ __ 

~ 20,0 

30,2 

— 

31,1 

36,2 

75 10 

und 

50 

Korn- und Obstbrannt- 
wein 

89 

_____ 

— 20,0 

32,0 

— 

32,0 

43,9 

75 30 

Weinbrand 

309 

— — — 

— 20,0 

384 

— 

31,1 

46,1 

75 70 

Liköre 

605 

_ — — 

— 20,0 

36,3 

— 

21,4 

44,7 

75 90 

Sonstige Trinkbrannt- 
weine 

403 

— — — 

— 13,6 

34,9 


20,0 

38,2 

77 00 

und 

50 

Weine, Geschenkpackun- 
gen und weinähnliche 
Getränke 

16 


— 20,0 

27,1 



30,0 

37,8 

77 11 

Dessertweine 

113 

— — — 

~ 18,8 

34,7 

— 

20,0 

45,3 
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Waren- 

nummern 

Erzeugnisse 

Ver- 

kaufs- 

ein- 

heiten 

Großhandel/ 

Großverbraucher 

Absatzwege 

Einzelhandel/ 

Verbraucher 

: Großhandel/ 

Einzelhandel/ 
Verbraucher 


Fest- 

rabatt 

variabler 

Rabatt 

variabler 
Fest- ' Rabatt 

1 -i-J 

w JO 

Ol 

^ 2 

variabler 

Rabatt 





min. max. 

min. 

max. 

min. max. 

68 77 15 

Traubenschaumweine . . 

190 

— 

— — 

— 18,0 

36,9 


26,2 47,5 

79 10 

bis 

80 

Mineralbrunnen, 
Fruditsaft-Getränke und 
Limonaden 

5 







50,0 

35,0 60,0 

81 10 

Essig 

11 

— 

— — 

~ 22,0 

33,8 


33,3 44,6 

81 30 

Senf 

14 


— — 

— 27,7 

29,9 

i 

1 

35,1 37,0 

81 51 

Essenzen 

13 

— 

— — 

— 23,0 

26,9 


33,3 34,8 

81 55 

Grundstoffe für alkoholi- 
sche und alkoholfreie 
Getränke 

62 




— + 

+ 

i 

+ + 

81 60 

Mayonnaise 

11 

— 

— — 

— 32,1 

32,6 

: — 

36,8 43,6 

81 70 

Gewürze ...... 

109 

— 

— — 


— 

i — 

32,3 38,6 

91 71 

Futtermittel (Hunde- 
kuchen und Saugferkel- 
futter) 

24 

12,0 



— 24,2 

42,6 


46,7 48,2 

91 72 

und 

90 

Mischfutter aus anorgani- 
schen Stoffen und son- 
stige Futtermittel . . 

10 



— 16,0 

24,7 

32,5 

46,4 48,8 

69 1 1 00 

Zigaretten 

160 

— 

— — 

~ 8,3 

15,6 

— 

11,0 19,8 

71 10 

Rauchtabak 

56 

— 

— — 

— + 

+ 

— 

+ + 

78 15 00 

Küken 

j 

1 

— 

— — 

— — 

— 

+ 

— — 

17 00 

Bienenhonig 

30 



— 20,0 

37,4 


29,0 34,0 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1960 
des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1960 


I. Kartelle | 

I 

Einen Überblick über die Anmeldungen und An- 
träge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 
bis 7 seit dem 1. Januar 1958 vermitteln die Tabellen 
A, B und C. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl 
und den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen 
und Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. i 

ln der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Be- 
arbeitung der Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 
5 vor den Landeskartellbehörden aufgefüihrt. I 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung j 
sämtlicher Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis | 
nach Wirtschaftszweigen. 

Diese Übersicht folgt, soweit möglich, dem Auf- 
bau des „Systematischen Warenverzeichnisses für 
die Industriestatistik" ^). Innerhalb der verschiede- 
nen Wirtschaftszweige sind in fortlaufender 
Numerierung zunächst die Verfahren vor dem Bun- ! 
deskartellamt, sodann die Verfahren vor den Lan- j 
deskartellbehörden auf geführt, jeweils unterteilt ^ 


A'USigabe 1957 nebst Ergänzunigslieferung 1958, her- 
■ausgegeben voim Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


in bekanntgemachte und nichtbekanntgemachte 
(wegen § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 
oder wegen fehlender Bekanntmachungsreife) An- 
meldungen und Anträge. 

Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundes- 
kartellamtes und der Landeskartellbehörden im 
Rahmen der Berichte verfolgen zu können, sind — 
soweit dies sinnvoll war — in die einzelnen Felder 
der Tabellen drei Zahlen untereinander eingetra- 
gen worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stich- 
tag des letzten Berichts (31. Dezember 1959); mitt- 
lere Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere 
Zahl: Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezem- 
ber 1960). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen 
worden, soweit sie nur eine Durchgangsstation im 
Verfahren kennzeichnen würde. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechtswirksam 
geworden^' nur insoweit aufgeführt, als auf Grund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits fest- 
steht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 
angemeldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 
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Tabelle A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 

beim Bundeskartellamt 


Kartellart 

Anmeldungen; 

Anträge 

Kartellverträge nach 
§ 106 Abs. 2 

rechtliche und 
wirtschaftliche 

Prüfung 

S 

■ ^ CD 

i C 

’u 

GJ 

Vh cd 

Widerspruch; 

unanfechtbar 

geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
gewortlen co 

Erlaubnis erteilt; 2- 
Rechtsmittel 2 

eingelegt 

ä 

Ci 

Erlaubnis abge- ^ 

lehnt; unanfecht- 
bar geworden 

Erlaubnis abge- 
lehnt; Rechts- 
mittel eingelegt 

c 

B 

B 

o 

c 

O 

rD 

T 

N 

abgegeben 
an Hohe Behörde 

abgegeben 
an Landeskartell- 
behörde 


12 

— 

1 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


2 

§ 2 

14 

— 

— - 

14 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

— ■ 


26 

— 

1 

22 

— 

— 

— 


— 

— 

1 

— 

2 


13 

— 

3 

5 

— 

1 

— 1 

— 

— 

— 

4 

— 

— 

§ 3 

10 

— 

— 

10 

— 

— 

— 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

— 

2 

15 

— 

2 

i 

1 

— 

— 

— 

4 

— 

— 


11 

■_ ■ 

1 

7') 

1 

1 






1 



§§ 2 und 3 

1 

— 

— 

3=) 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


12 

— 

— 

10 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


3 

1 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

§ 4 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


4 

1 

3 

— 

— 

— - 

— 

— 


— 


— 

— 


2 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 5 Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


2 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


7 

1 

5 

— 

— 









— 

2 





§ 5 Abs. 2 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

— 

2 

— 

— 


10 

1 

4 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

— 

4 

— 

— 

§ 5 Abs. 2 

36 

3 

39 

t 

22 

32 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

1 

2 

— 

1 

und 3 

22 

283) 

— 

— 

— 

6 

7 

1 

— 

— 

— 

1 


48 

2 

14 

33 







— 

— 

— 

1 





§ 6 Abs. 1 

6 

— 

— 

6 

— 

— 

— 


— 

— 

3^) 

— 

i — 


54 

2 

11 

39 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

4 

— 

— 


9 

1 

6 







3 

— 











§ 6 Abs. 2 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

5^) 

— 

— 


16 

1 

6 

— 

— 

— 

5 

— 

— 

— 

5 

— ' 

— 


3 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

§ 7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


3 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 


144 

27 

65 

54 

1 

2 

4 

1 

1 

— 

12 

1 

3 


45 

— 

— 

33 

— 

— 

9 

— 

1 

— 

11 

— 

— 


189 

27 

56 

87 

1 

2 

13 

1 

2 

— 

23 

1 

3 


b davon 1 nur als Rabattkartell ; Konditionenvereinbarung zurückgenoniineii 

”) davon 1 nur als Konditionenkartell: Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden 

davon 1 Erlaubnis orteilt (noch nicht unanfechtbar) und in 4 Fällen Erlaubnis abgelehnt (noch nicht unan- 
fechtbar) 

h davon 2 übergeleitct in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2) 

^) davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3) 


144 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2734 


Tabelle B 


Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 vor den Landeskartellbehörden 
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Tabelle C 

Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 

nadi Wirtschaftszweigen 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachuag des 
Bundeskartellamtes - 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Buiidesanzeiger 



Bergbauliche Erzeugnisse 


1 

Gemeinschaft Deut- 
scher Kali erzeug er 
(GDK) 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-215000-J- 

131/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 24 

11/58 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1958; 
86/59 BAnz. Nr. 6 

1 von 12. Januar 1960 


nicht bekanntgemacht: 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

Bl -1923/58 

— 

rechtswirks-am 

geworden 

•— 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

Bl -1948/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

Bl -26/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 


1 

Verkaufs Vereinigung 
für Teererzeugnisse 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-225300- J- 
1547/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

27/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
Änderung; 

37/60 BAnz. Nr. 68 
vom 7. April 1960 

2 

Phenolveiband 
§ 5 Abs. 2 und 3 

i 

1 

B 1-225350- J- 
1546/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

26/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
Änderung; 

36/60 BAnz. Nr. 68 
vom 7. April 1960 



Steine und Erden 


1 

Nordbayerische 
Basaltunion GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-251100-J- 

600/58 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 42 

14/58 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli 1958; 

81/60 BAnz. Nr. 116 
vom 21. Juni 1960 

2 

Basalt-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-25 1100- J- 
1799/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 29 

66/58 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1958; 
Ergänzung; 

26/59 BAnz. Nr. 106 
vom 6. Juni 1959; 
Eintragung: 

46/60 BAnz. Nr. 86 
vom 5. Mai 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 100 
Abs. 2 

Sachstaiid 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Buiidesanzeiger 

3 

Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschatt 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-252790-J- 

501/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 58 

50/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
111/60 BAnz. Nr. 208 
vom 27. Oktober 1960 

4 

Süddeutsches Zement- 
kontor 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

591/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

16/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Ergänzung; 

14/59 BAnz. Nr. 67 
vom 9. April 1959 

5 

Zementkontor Unter- 
elbe GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253 100- J- 
1469/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

21/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

6 

Hüttenzement- 

verkaufsagentur 

Dr. Herbert Gilles 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1473/58 

Ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

23/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

7 

Verkaufsbüro West- 
fälischer Zement- 
werke 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1548/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

18/58 BAnz. Nr 148 
vom 6. August 1958 

8 

BGB-Gesellschaft 
Rheinisch-Westfäli- 
scher Zementwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253 100- J- 
1549/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

19/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Berichtigung: 

(19)/58 BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 

1958 

9 

Zementvertrieb 

Berlin GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1550/58 

' — - 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

22/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

10 

Zementverkaufsstelle 
Niedersachsen GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253 100- J- 
1551/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaf liehe Prüfung; 
Kostenprüfung durch- 
geführt 

20/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Berichtigung: 

124/60 BAnz. Nr. 246 
vom 21. Dezember 1960 

11 

Zementexport Rhein- 
West GmbH 
§ 6 Albs. 2 

B1-253100-K- 

188/60 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

113/60 BAnz. Nr. 214 
vom 4, November 1960 

12 

Kalkverkaufs- 
verein GmbH 
Finnentrop 
§ 5 Abs, 2 und 3 

Bl -253200- J- 
480/58 


zurückgenommen 

58/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. Novem- 
ber 1958; 

20/60 BAnz. Nr. 30 
vom 13. Februar 1960 

13 

Kalkverkaufsstelle 

Ibbenbüren 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253200- J- 
546/58 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

20/59 BAnz. Nr. 85 
vom 6. Mai 1959 
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Bezeichnung 
des Karlclls; 

Aktenzeichen 

Kartell- 

Vertrag 

Sachstdiid 

Bekanntmachung des 
BundcskartellamLes — 

Kartellart 


nach § 106 

der Landeskartellbehörde 


Abs. 2 


— Nr. iin Bundesanzvuger 


14 

Kalkkontore Rheine 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253200- J- 
587/58 


zurückgenommen 

45/58 BAnz. Nr. 171 
vom 6. Septem- 
ber 1958; 

Änderungen: 

59/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13, Novem- 
ber 1958; 

70/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. Novem- 
ber 1959; 

Rücknahme: 

28/60 BAnz. Nr. 51 
vom 15. März 1960 

15 

Liefergemeinschaft 
Niedersächsischer 
Kalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253200- J- 
208/59 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. l, Nr. 56 

55/59 BAnz. Nr. 193 
vom 8. Oktober 1959; 
Berichtigung: 

75/59 BAnz. Nr. 239 
vom 12. Dezember 1959; 
Eintragung: 

102/60 BAnz. Nr. 174 
vom 9. September 1960 

16 

Liefergemeinschaft 
Mitteldeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

133/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

29/^58 BAnz. Nr. 157 
vom 19, August 1958 

17 

Liefergemeinschaft 
Westdeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

134/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
Nachtrag: 

BAnz. Nr. 173 

vom 10. September 1958 

18 

Süddeutsche Dünge- 
kalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

135/58 

■ 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

31/58 BAnz. Nr, 157 
vom 19. August 1958 

19 

Konditionenverein- 
barung von 

Gipswerken 
§ 2 

B1-253300-B- 

677/58 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 3 

15/58 BAnz. Nr. 127 
vom 8. Juli 1958; 

53/58 BAnz. Nr. 207 
vom 28. Oktober 1958 

20 

Rabatt- und Kondi- 
tionenverband 
Baukeramik 
§§ 2 und 3 

B 1-254 134-D- 
2026/58 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 7 

65/58 BAnz. Nr. 229 
vom 28. Novem- 
ber 1958; 

9/59 BAnz. Nr. 38 
vom 25. Februar 1959 

21 

Hersteller von 

Steinzeug 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -254200- J- 
488/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. L Nr. 20 

25/58 BAnz. Nr. 149 
vom 7, August 1958; 
Ergänzung: 

16/59 BAnz.. Nr. 68 
vom 10. April 1959; 
68/59 BAnz. Nr. 214 
vom 6. November 1959 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
Qach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 


nicht bekanntgemacht: 




22 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -51/58 

ja 

an Landeskartell- 
behörde abgegeben 


23 

Konditionenkartell 
§ 2 

Bl -160/59 

— 

an Landeskartell- 
behörde abgegeben 

— 

24 

Konditionenkartell 
§ 2 

Bl -446/58 

— 

an Landeskartell- 
behörde abgegeben 

— 

25 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

Bl -29/59 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden: 




26 

Konditionenverein- 
barung von 

Mo r ä n ek i es we rke n 
§ 2 

Baden- 

Württemberg 

3732-M1370 


Widerspruch; unan- 
fechtbar geworden 

BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
BAnz. Nr. 189 
vom 2. Oktober 1958 

27 

Konditionenverein- 
barung von 

Moränekies werken 
§ 2 

Baden- 

Württemberg 

3732-M1370 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Äbt. A, 
Bd. L Nr. 51 

BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1959; 

^ BAnz. Nr. 114 
' vom 19. Juni 1959; 

BAnz. Nr. 151 

1 vom 9. August 1960 

28 

Süddeutsche Hart- 
stein-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Baden- 

Württemberg 

3732-S18 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 57 

BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1959; 

BAnz. Nr. 202 
vom 19. Oktober 1960 

29 

Arbeitsgemeinschaft 
Granit-Union 
Schwarzwald GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Baden- 

Württemberg 

3732-G1017 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

BAnz, Nr. 7 

vom 13. Januar 1960 

30 

Verkaufsstelle der 

W alhalla-Kalkwerke 
GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631e-JU/c- 
44 869/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 54 

BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1959; 
BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

31 

Verkaufsstelle 
Bayerische Kalk- 
werke GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631e-JU/c- 
65 864/60 


Erlabnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 59 

1 

BAnz. Nr. 73 

vom 17. April 1959; 

BAnz. Nr. 229 

vom 26. November 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
i vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellaintes • — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

32 

' Bayerische Dünge- 
kalk-Gesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

nicht bekanntgei 

Bayern 
7631e-JU/c- 
43 117/59 

nacht: 

— 

1 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

! 

BAnz. Nr. 152 
vom 12. August 1959; 
BAnz. Nr. 154 
vom 12. August 1960 

33 

höherstufiges Ratio- 
nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631e-JU/c- 
15 181/59 

ja 

zurückgenommen 

j 

34 

höherstufiges Ratio- 
nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

PK-6-73-16/2 

Ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 

35 

höherstufiges Ratio- 
nalisierungskartell 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

PK-6-73-16/4 

ja 

zurückgenommen 

_ 


Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerkel 


Röhrenverkaufs- 
organisation für die 
Schweiz 
§ 6 Abs. 2 

B 1-271 560-K- 
482/58 

Hersteller von 

Handels rohren 
§ 3 

B 1-271 560-C- 
151/59 

Hersteller von 
Handelsrohren 
§ 3 

B 1-271 560-C- 
233/59 

Deutsche Radsatz- 
und Radreifen- 
gemeinschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -274700- J- 
2060/58 


nicht bekanntgemacht: 

5 Exportkartell Bl-212/60 

§ 6 Abs. 1 

6 Exportkartell Bl -467/58 

§ 6 Abs. 1 

7 Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


rechtliche und wirt- 76/59 BAnz. Nr. 241 
schaftliche Prüfung vom 16. Dezember 1959 


zurückgenommen 32/59 BAnz. Nr. 122 

vom 1. Juli 1959; 

63/59 BAnz. Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959 

Widerspruch; Rechts- 64/59 BAnz. Nr. 206 

mittel eingelegt vom 27. Oktober 1959; 

1/60 BAnz. Nr. 10 
vom 16. Januar 1960 

Erlaubnis erteilt; 49/50 BAnz. Nr. 164 

noch nicht unanfechtbar vom 28. August 1959; 

geworden Änderung: 

114/60 BAnz. Nr. 216 
vom 8. November 1960 


rechtswirksam 

geworden 

rechtswirksam 

geworden 

reditswirksam 

geworden 
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Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Kartell- 


Bekanntmachung des 

Lfd. 

Nr. 

Aktenzeichen 

vertrag 
nach § 106 

Sachstand 

Bundeskarteilamles -- 
der Landeskartellbehörde 



Abs. 2 


— Nr. im Bundesanzeiger 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


1 

Exportverednigung 

B1-285120-K- ! 

— 

rechtliche und wirt- 


Schwermetallhalbzeug 
§ 6 Abs. 2 

35/60 


schaftliche Prüfung 


129/60 BAnz. Nr. 4 
vom 6. Januar 1961 


nicht bekanntgemacht: 


Exportkartell 

Bl -203/59 

— 

rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



geworden 

Exportkartell 

Bl -35/60 



übergeleitet in ein Ver- 

§ 6 Abs. 1 



fahren nach § 6 Abs. 2 




(siehe oben — lfd. Nr. 1) 


Gießereierzeugnisse 


Fittingsverband e. V. 

B 1-291 700-D- 

Konditionen- und 

339/60 

Rabattkartell für Tem- 


perguß-Fittings 


§§ 2 und 3 



Widerspruch; unan- 
fechtbar geworden 


6/58 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1958; 
37/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958 


nicht bekanntgemacht: 


2 

Exportkartell 

Bl-1925/58 

— 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

3 

Exportkartell 

Bl -338/60 

— 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverfarmung 


Blankstahl- 
Exportgemeinschaft 
§ 6 Abs. 2 

B5-301110-K- 

171/60 


Erlaubnis erteilt; un- 
anfechtbar geworden; 
eingetragen ins Kartell- 
register Abt. A, B'd. I, 
Nr. 6 

32/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
1/59 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1959; 
77/60 BAnz. Nr. 109 
vom 9. Juni 1960 


B5-301110-K- 

172/60 


Antrag auf Erlaubnis 
einer Änderung des 
Kartellvertrages ge- 
stellt; rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes - - 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Exportgemeinschaft 
Sechseckgeflecht 
§ 6 Abs. 2 

65-301731 -K- 
274/60 

— 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 21 

46/58 BAnz. Nr. 187 
vom 30. September 1958; 
71/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. November 

1959 

3 

Schuhbeschlag- 
hersteller 
§ 4 

B5-301797-G- 

194/60 


Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar gewor- 
den 

51/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
84/59 BAnz. Nr. 5 
vom 9. Januar 1960 

4 

Gemeinschaft der 
Hersteller von 
Ersatzfedern für 
Straßenfahrzeuge 
§§ 2 und 3 

B5-302190-D- 

195/60 


zurückgenommen 

4/59 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1959; 
62/59 BAnz. Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959 

5 

Gemeinschaft 

Deutscher 

Sensenwerke 
§ 4 1 

B5-302421-G- 

139/60 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

19/60 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1960 

6 

1 

Exportgemeinschaft 
der Hauer-Werke 1 

§ 6 Abs. 2 

B5-302444-K- 

169/60 

1 

Erlaubnis teilweise 
erteilt, im übrigen 
abgelehnt; einge- 
tragen ins Kartell- 
register Abt. A, 

Bd. I, Nr. 40 

38/59 BAnz. Nr. 136 
vom 21. Juli 1959; 
73/60 BAnz. Nr. 102 
vom 28. Mai 1960 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B5-293/60 

— 

zurückgenommen 

— 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 145/60 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-325/60 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 167/60 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 


Maschinenbauerzeugnisse 


1 

Rationalisierungs- 

kartell 

Bussmann/Müller 
§ 5 Abs. 2 

B5-321230-H- 

124/60 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

82/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959 

2 

Lufttechnische 
Gesellschaft mbH 
§ 5 Abs. 2 

B4-323240-H- 

248/59 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

64/58 BAnz. Nr. 228 
vom 27. November 

1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Karlellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes - 
der L.andeskartellbehorde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Exportgemeinschaft 
der Kettenhebezeug- 
llersteller 
§ 6 Abs. 2 

B5-325610-K- 

312/60 


Erlaubnis mit Auf- 
lagen erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 53 

84/'60 BAnz. Nr. 118 
vom 23. Juni I960; 

91 60 BAnz. Nr. 144 
vom 29. Juli 1960 

4 

Vereinigte 

Armaturen- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B5-327300-J- 

276/60 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

44/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 

5 

Gesellschaft für 
Hydraulikanlagen 
§ 5 Abs. 2 

B5-327395-H- 

279/60 


Erlaubnis mit Auf- 
lagen erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 62 

78/59 BAnz. Nr. 245 
vom 22. Dezember 1959; 
123/60 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezember 1960 


nicht bekanntgemacht: 




6 

Rationalisierungs- 
kartell 
§ 5 Abs. 2 

B5-370/60 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

i 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-262/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 


8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 133/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 134/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-260/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-261/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-3 12/60 


j übergeleitet in ein 
Verfahren nach § 6 

1 Abs. 2 (siehe oben 

1 — lfd. Nr. 3) 


13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 164/60 

— 

rechtliche und wirt- 
' schaftliche Prüfung 

— 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 
nicht bekanntgemacht: 

1 Exportkartell | B5- 154/60 — I rechtliche ujid wirt- j 

§ 6 Abs. 1 I I schaftliche Prüfung | 
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Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Kartell- 

1 

Bekanntmachung des 

Lfd. 

Nr. 

Aktenzeichen 

vertrag 
j nach § 106 
' Abs. 2 

Sachstand 

Bundeskartellamtes - - 
I der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeigor 


Wasserfahrzeuge 

nicht bekanntgemacht: 


1 Exportkartell 

B5-220/60 

— 

rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



geworden 

2 Exportkartell 

B5-221/60 

i 

rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



geworden 


Elektrotechnische Erzeugnisse 


Rabattkartell 

B4-362310-C- 

— rechtswirksam gewor- 

Installationsmaterial 

116/60 

den; eingetragen ins 

(Schalter und 


KartelLregister Abt. A, 

Steckdosen) 


Bd. I, Nr. 46 

§ 3 



Rabattkartell 

B4-362370-C- 

— rechtswirksam gewor- 

Installationsmaterial 

117/60 

den; eingetragen ins 

(D-Schmelzeinsätze) 


Kartellregister Abt. A, 

§ 3 


Bd. I, Nr. 47 

Rabattkartell 

B4-362330-C- 

— rechtswirksam gewor- 

Installationsmaterial 

118/60 

den; eingetragen ins 

(Fassungen) 


Kartellregister Abh A, 

§ 3 


Bd. I, Nr. 48 

Rabattkartell für 

B4-366100-C- 

— rechtswirksam gewor- 

Rundfunk- und 

2/60 

den; eingetragen ins 

Fernsehgeräte 


Kartellregister Abt. A, 

§ 3 

* 

Bd. I, Nr. 28 

1 

1 

1 

1 

! 

i 


22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar I960; 
Änderung: 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 
Eintragung: 

95/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1960; 
Änderung; 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 
Eintragung; 

96/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar I960; 
Änderung: 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 
Eintragung: 

97/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

3/60 BAnz. Nr. 11 
vom 19. Januar I960; 
Änderungen: 

23/60 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar 1960; 
35/60 BAnz. Nr. 64 
vom 1. April I960; 
Eintragung: 

41/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April 1960; 
Änderung: 

42/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April I960; 
Eintragung: 

103/60 BAnz. Nr. 175 
vom 10. September 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehöide 
— Nr. im Bundesanzeiger 


nicht bekanntgemacht: 




5 

Exportkartell 

B4- 152/59 



rechts wirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 


6 

Exportkartell 

B4- 125/59 



rechts wirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 


7 

Exportkartell 

B4-29/59 

1 

rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 

1 


8 

Exportkartell 

B4-131/59 

— 

rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 


9 

Exportkartell 

B4-317/60 



rechtliche und wirt- 

j 


; § 6 Abs. 1 



schaftliche Prüfung 



Feinmechnisdie und optische Erzeugnisse; Uhren 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5- 18/60 

! ” 

zurückgenommen 

2 

Exportkartell 

B5-4/60 



rechtliche und wirt- 


§ 6 Abs. 1 



schaftliche Prüfung 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 


2 


3 


Marktgemeinschaft 

Öfen e. V. 

§§ 2 und 3 

B5-383100-D- 

19/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
B'd. I, Nr. 45; 
Anmeldung einer 
Kartellbeschluß- 
änderung, durch die 
das befristete Kartell 
verlängert wurde; 
rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

Marktgemeinschaft 
Gas-Wasserheizer 
§§ 2 und 3 

B5-383183-D- 

273/60 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 9 

Rationalisierungs- 
gemeinschaft Eiserne 
Fässer und Gefäße e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

BS-384311-J- 

28/60 


Erlaubnis mit Auflagen 
erteilt; unanfechtbar 

geworden; eingetragen 
ins Kartellregister Abt. 
A, Bd. I, Nr. 41 


8/59 BAnz. Nr. 34 
vom 19. Februar 1959; 
Widerspruch: 

22/59 BAnz. Nr. 95 
vom 22. Mai 1959; 
Änderung: 

5/60 BAnz. Nr, 15 
vom 23. Januar I960; 
Eintragung: 

85/60 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli I960; 

110/60 BAnz. Nr. 207 
vom 26. Oktober 1960 

70/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959; 
15/59 BAnz. Nr. 67 
vom 9. April 1959 

69/59 BAnz. Nr. 220 
vom 14. November 1959; 
80/60 BAnz. Nr. 114 
vom 11. Juni 1960 
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Lfd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

1 

Kartetl- 
vertrag 
nach § 106 
j Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartcllamtes — 
der Landcskarteilbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

4 

Rabatt- und Konditio- 
nenkartell für Liefe- 
rung von Konserven- 
dosen 
§§ 2 und 3 

B5-384910-C- 

183/60 

— 

Konditionenkartell zu- 
rückgenommen; Rabatt- 
teil rechtswirksam ge- 
worden; eingetragen 

; ins Kartellregister Abt 

1 A, Bd. I, Nr. 12 

6/59 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1959; 
27/59 BAnz. Nr. 107 
vom 9. Juni 1959 

5 

Hersteller von Tuben 
§ 5 Abs. 2 

B5-388560-H- 

173/60 


: zurückgenommen 

28/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
62/58 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1958 


nicht bekanntgemacht: 




6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-268/60 


rechtswirksam 

geworden 



Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 


1 

! Schwefelsäurevereini- 
gung (SV) Bochum 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-411130-J- 

101/58 


rechtliche und wirt- 
1 schaftliche Prüfung 

1 

57/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958 

2 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413410-J- 

136/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

56/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958; 
Änderung: 

2/59 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1959; 
24/60 BAnz. Nr. 42 
vom 2. März 1960 

3 

Superphosphat-Indu- 
strie-Gemeinschaft 
Hamburg 1 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413431-J- 

222/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

i 

1 

! 

B3-413440-J- 

127/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

17/58 BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1958; 
Änderung: 

43/59 BAnz. Nr. 152 
vom 12. August 1959; 
61/60 BAnz. Nr. 96 
vom 19. Mai 1960 

5 

BGB-Gesellschaft von 
Acetylen-Herstellern, 
Hamburg 

§ 5 Abs. 2 und 3 i 

B3-415160-J- 

17/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

43/^58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 

6 

BGB-Gesellschaft von ! 
Acetylen-Herstellern, j 
Hannover 1 

§ 5 Abs. 2 und 3 i 

B3-415160-J- 

219/58 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

42/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartelle. 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sach-staud 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskarteilbehöi de 
— Nr. im Bundesanzeiger 


nicht bekanntgemacht: 




7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3-280/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3-62/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

9 

1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3-1 01/59 

— : 

rechtswirksam 

geworden 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3-213/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Pharmazeutika 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 

B3-11/59 

— 

1 rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



1 geworden 


Mineralfarben und Teerfarbstoffe 


1 

Internationale 

B3-441110-K- 


Lithopone Associatie 
NLA" 

§ 6 Abs. 2 

115/59 

2 

Vereinigung Deutscher 

B3-441130-JK- 


Zinkweißfabriken 

80/59 


: (VDZ) 

Ob e rh aus e n/Rhl d . 



§ 5 Abs. 2 und 3 


3 

Deutscher 

B3-441141-JK- 


Bleiweiß-Verband 
§ 5 Abs. 2 und 3 

127/60 


nicht bekanntgemacht: 

4 Exportkartell B3-77/59 

§ 6 Abs. 1 

5 Exportkartell B3- 197/60 

§ 6 Abs. 1 


rechtliche und wirt- 118/60 BAnz. Nr. 227 
schaftliche Prüfung vom 24. November 1960 


rechtliche und wirt- 18/60 BAnz. Nr. 27 
schaftliche Prüfung vom 10. Februar 1960 


rechtliche und wirt- 93/60 BAnz. Nr. 149 
schaftliche Prüfung vom 5. August 1960 


rechtswirksam 

geworden 

1 

rechtswirksam 

geworden 


157 




Drucksache 2734 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
> des Kartells; 

Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 




Kunststoff< 




nicht bekanntgemacht: 




1 

Exportkartell 

B3-20/58 

— 

rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 


2 

Exportkartell 

B3-83/58 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 




Chemisch-technische Erzeugnisse 


1 

Rabatt- und 

B3-464700-D- 



rechtswirksam gewor- 

54/59 BAnz. Nr. 190 


Konditionenkartell 

138/59 


den; eingetragen ins 

vom 3. Oktober 1959; 


für die Belieferung 



Kartellregister Abt. A, 

25/60 BAnz. Nr. 42 


von Friseuren 



Bd. I, Nr. 26 

vom 2. März 1960 


§§ 2 und 3 





2 

Inländische Mitglieder 

B3-465147-K- 


Erlaubnis erteilt; un- 

10/59 BAnz. Nr. 41 


der 

30/58 


anfechtbar geworden; 

vom 28. Februar 1959; 


Zündsteinkonvention 



eingetragen ins Kar- 

56/59 BAnz. Nr. 193 


§ 6 Abs. 2 



tellregister Abt. A, 

vom 8. Oktober 1959 





Bd. I, Nr. 16 



nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 

B3-88/58 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 


4 

Exportkartell 

B3-253/58 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 




Chemische Fasern 


1 

Exportförderung für 

B3-491100-C- 



rechts wirksam 

18/59 BAnz. Nr. 70 


Zellwolle 

142/^58 


geworden 

vom 14. April 1959; 


§ 3 




92/60 BAnz. Nr. 114 






vom 29. Juli 1960 

2 

Exportförderung für 

B3-491500-C- 


rechtliche und wirt- 

17/59 BAnz. Nr. 70 


Textilreyon 

140/58 


schaftliche Prüfung 

vom 14. April 1959 


§ 3 





3 

Exportförderung für 

B3-491520-C- 


rechts wirksam 

83/60 BAnz. Nr. 118 


Kupferkunstseide 

164/58 


geworden 

vom 23. Juni 1960; 


§ 3 




119/60 BAnz. Nr. 230 






vom 29. November 1960 

4 

Exportförderung für 

B3-491530-C- 



rechtswirksam 

61/59 BAnz. Nr. 205 


Acetat-endlos 

139/58 


geworden 

vom 24. Oktober 1959; 


§ 3 




86/60 BAnz. Nr. 130 






vom 9. Juli 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzciger 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B3- 142/58 


Übergeleitet in ein 
Verfahren nach § 3 
(siehe oben — lfd. Nr. 1) 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B3-140/58 

— 

übergeleitet in ein 
Verfahren nach § 3 
(siehe oben — lfd. Nr. 2) 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B3- 139/58 

— 

übergeleitet in ein 
Verfahren nach § 3 
(siehe oben — lfd. Nr. 4) 

— 


nicht bekanntgemacht: 




8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3-94/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— - 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3- 149/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 




Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinschaft 
Sanitär-Keramische 
Industrie 
§§ 2 und 3 

B4-515000-D- 

334/59 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 25 

57/59 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1959; 
89/59 BAnz. Nr. 9 
vom 15. Januar 1960 

2 

Interessengemeinschaft 
der deutschen kerami- 
schen Wand- und 
Bodenfliesenwerke 
§ 3 

B4-517100-C- 

187/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 14 

3/59 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1959; 
42/59 BAnz. Nr. 151 
vom 11. August 1959; 
Änderung: 

81/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959 

3 

Lieferer von Schleif- 
sdieiben und Schleif- 
körpern 
§ 3 

B4-519100-C- 

26/59 


zurückgenommen 

10/58 BAnz. Nr. 109 
vom 11. Juni 1958; 
47/58 BAnz. Nr. 188 
vom 1. Oktober 1958 

4 

Hersteller von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 
§3 

B4-519100-C- 

16/59 

, 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 13 

5/59 BAnz. Nr. 28 
vom 11. Februar 1959; 
37/59 BAnz. Nr. 131 
vom 14. Juli 1959 


nicht bekanntgemacht: 


5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B4-382/59 


zurückgenommen 

6 

Exportkartell 

B4-121/60 



rechtliche und wirt- 


§ 6 Abs. 1 


i 

schaftliche Prüfung 
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i 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

1 

Kartell- ; 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

» Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B4-371/59 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B4-389/60 

j 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 



Glas und Glaswaren 


1 

Interessengemeinschaft 
deutscher 
Fensteiglashütten 
§ 3 

B4-521110-C- 

19/60 


Widerspruch; Rechts- 
mittel eingelegt 

6/60 BAnz. Nr, 18 
vom 28. Januar I960; 
Änderung: 

29/60 BAnz. Nr. 61 
vom 29. März I960; 
43/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April 1960 


nicht bekanntgemacht: 




2 

Exportkartell 
§ 6 Albs. 1 

B4-95/59 

■ — 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 


1 

Buchenfaserholz- 
kollegenhilfe 
§ 5 Abs. 2 

B3-531200-H- 

10/58 


Erlaubnis abgelehnt; 

unanfechtbar 

geworden 

24/59 BAnz. Nr. 103 
vom 3. Juni 1958; 

79/60 BAnz. Nr. 111 
vom 11. Juni 1960 



Papier 

- und Pappewaren 


1 

Inteiressengemeinschaft 
der Deutschen 
Tapetenfabrikanten 
§ 3 

B3-561100-C- 

234/58 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr, 10 

7/58 BAnz. Nr. 93 
vom 17. Mai 1958; 
38/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung: 

61/58 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1958; 
Eintragung: 

23/59 BAnz. Nr. 96 
vom 23. Mai 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B3- 115/58 


1 rechtswirksam 
geworden 
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, , , Bezeichnung 

des Kartells, 
Kartellart 

Aktenzeichen 

i 

Kartell- j 

^ Sachs! and 

nach § 106 i 

Abs. 2 j 

1 

Bekanntmachung des 
Bundeskartedlamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundosanzciger 


Kunststofferzeugnisse 


1 Rabatt- und Kondi- 

B3-587538-D- 

— 1 rechtswirksam gewor- 

46/59 BAnz. Nr. 160 

tionenvereinbarung 

171/59 

den; eingetragen ins 

vom 22. August 1959; 

für Polyesterlicht- 

B3-587538-D- 

Kartellregister Abt. A, 

Eintragung: 

platten und -bahnen 

200/d0 

|Bd. L Nr. 23 

79/^59 BAnz. Nr. 246 

§§ 2 und 3 


i 

vom 23. Dezember 1959; 




Änderung: 




80/59 BAnz. Nr. 247 




vom 24. Dezember 1959; 




87/59 BAnz. Nr. 7 




vom 13. Januar I960; 




21/60 BAnz. Nr. 31 




vom 16. Februar I960; 




Eintragung: 




63/60 BAnz. Nr. 98 




vom 21. Mai I960; 




Änderungen: 




94/60 BAnz. Nr. 150 




vom 6, August I960; 




109/60 BAnz. Nr. 204 



! 

vom 21. Oktober I960; 




Eintragung: 




112/60 BAnz. Nr. 211 




vom 1. November 1960 


Gummi 

- und Asbestwaren 


1 Hersteller von 

B3-591000-C- 

— rechtswirksam gewor- 

85/59 BAnz. Nr. 6 

Fahrzeug-Luftreifen 

231/59 

den; eingetragen ins 

vom 12. Januar I960; 

§ 3 


Kartellregister Abt. A, 

40/60 BAnz. Nr. 75 



Bd. I, Nr. 27 

vom 20. April 1960 

2 Gesamtumsatzrabatt- 

B3-592100-C- 

— rechtswirksam 

105/60 BAnz. Nr. 183 

kartell für technische 

179/60 

geworden 

vom 22. September 1960 

Gummiw^aren 




§ 3 




3 Gesamtumsatzrabatt- 

B3-592150-C- 

— rechtliche und wirt- 

121/60 BAnz. Nr. 241 

kartell für endlose 

241/60 

schaftliche Prüfung 

vom 14. Dezember 1960 

Gummikeilriemen des 




technischen Bedarfs 




§ 3 






Textilien 


1 Textilveredlung 

B2-630510-J- 

ja Erlaubnis abgelehnt; 

35/58 BAnz. Nr. 159 

Geschäftsstelle West 

350/58 

noch nicht unanfechtbar 

vom 21. August 1958; 

e. V. 



Änderung: 

§ 5 Abs. 2 und 3 



32/60 BAnz. Nr. 63 




vom 31. März 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen ; 

Kartell- 
vertrag 
nach § i06 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Bergischer Färber- und 
Bleicherverband e. V. 
Textilveredelung 
Wuppertal 
j § 5 Abs. 2 und 3 

B2-630510-J- 

351/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
no ch ni cht unanf ech tb a r 

34/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung 

33/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März 1960 

3 

' Verein der Deutschen 
Baumwollstückveredler 

1 e.V. 

; § 5 Abs. 2 und 3 

B2-630511-J- 

349/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
noch nicht unanfechtbar 

39/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958; 
Änderung: 

31/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März 1960 

4 

Rationalisierungs- 
kartell der Seiden- 
stückveredler e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-630515-J- 

352/58 

ja 

Erlaubnis ab gelehnt; 
noch nicht unanfechtbar 

40/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958; 
Änderung: 

34/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März 1960 

5 

Stoffdruckkonvention 
§ 2 

B2-630700-B- 

86/60 


rechts wirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 49 

39/60 BAnz. Nr. 75 
vom 20. April I960; 
88/60 BAnz. Nr. 134 
vom 15. Juli 1960 

6 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

326/58 


zurückgenommen 

1 

36/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958 

7 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

564/58 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 

Kartell register 

Abt. A, Bd. I, Nr. 8 

63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 
1958; Änderung: 

69/58 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1 958; 
12/59 BAnz. Nr. 56 
: vom 21. März 1959 

8 

Deutsche 

Baum w o 1 1 s pinn e r ei 
§ 2 

B2-633110-B- 

408/58 


rechts wirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 4 

33/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
60/58 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1958 

9 

Übereinkunft der 
Kammg ar nsp i nne r 
§ 2 

B2-633300-B- 

16/59 


rechts wirks am 
geworden; 
eingetragen ins 
Karteilregister 

Abt. A. Bd. I, Nr. 11 

7/59 BAnz. Nr. 31 
vom 14. Februar 1959 
25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

10 

R at i onaii si erungs - 
karteil von Spinne- 
reien des Fachver- 
bandes der Hartfaser- 
industrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B2-633500-E- 

585/58 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 

Kartell register 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

52/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 
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! 

Bezeichnung 
des Kartells; 


Kartell- 


Bekanntmachung des 

Lfd. 

Nr. 

Aktenzeichen 

vertrag 
nach § 106 

Sachstand 

Bundeskartellamtes — 
der Landesktutellbehörde 

Kartellart 

t 


Abs. 2 


— Nr. im Bundesanzeiger 


11 

Verband Deutscher 
Eisengarnfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-633790-J- 

311/58 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

45/59 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1959 

12 

Konditionenkartell der 
Deutschen 
Baumwollzwirnerei 
§2 

B2-633910-B- 

84/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 50 

38/60 BAnz. Nr. 73 
vom 14. April I960; 
87/^60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 

13 

Konvention der 
Deutschen Seidenstoff- 
und Samtfabrikanten 
§ 2 

B2-637200-B- 

134/59 


rechts wirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 19 

30/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung: 35/59 BAnz. 
Nr. 128 vom 9. Juli 
1959; Eintragung: 60/59 
BAnz. Nr. 203 vom 

22. Oktober 1959 

14 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention ; 
§ 2 1 

B2-637200-B- 

144/59 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 17 

36/59 BAnz. Nr. 129 
vom 10. Juli 1959; 

58, /59 BAnz. Nr. 199 
vom 16. Oktober 1959 

15 

j 

Konvention der Baum- 
wollweberei und ver- 
wandter Industrie- 
zweige 
§ 2 

B2-637200-B- 

164/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins ^ 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 22 1 

44/59 BAnz. Nr. 157 
vom 19, August 1959; 
74/59 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1959 

16 

Konvention Deutscher 
Futterstoffwebereien 
§ 2 

B2-637240-B- 

133/59 


1 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 18 

29/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung: 34/59 BAnz. 
Nr. 128 vom 9. Juli 
1959; 59/59 BAnz. 

Nr. 203 vom 22. Okto- 
ber 1959 

17 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B2-637280-D- 

260/58 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt, A, 
Bd. I, Nr. 1 

2/58 BAnz. Nr. 44 vom 
5. März 1958; 5/58 
BAnz. Nr. 87 vom 

8. Mai 1958 

18 

Konvention der 
Deutschen Schirm- 
stoffwebereien 
§§ 2 und 3 

B2-637700-D- 

119/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 55 

50/60 BAnz. Nr. 93 vom 
14. Mai I960; 99/60 
BAnz. Nr. 164 vom 

26. August 1960 

19 

Konditionen-Vereini- 
gung der deutschen 
Teppich-, Möbel- und 
Dekorationsstoff- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B2-637800-B- 

164/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 61 

98/60 BAnz. Nr. 155 
vom 13. August I960; 
120/60 BAnz. Nr. 236 
vom 7. Dezember 1960 

20 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B2-639000-B- 

248/59 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 30 

2,/60 BAnz. Nr. 11 vom 
19. Januar I960; 47/60 
BAnz. Nr. 90 vom 

11. Mai 1960 
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Lfd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachs tand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landcskartellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 


nicht bekanntgemacht: 




21 

Normen- und Typen- 
absprache 
§ 5 Abs. 1 

B2-3 10/58 

— 

zurückgenommen 

— 

22 

Konditionenkartell 
§ 2 

B2-252/60 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 




Bekleidung 



1 

Kartellvereinigung 
Bekleidungsindustrie 
§ 2 

B2-640000-B- 

13/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 31 

7/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 64/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 

2 

Fachkartell der 

Herren- und Knaben- 
Oberbekleidungs- 
Industrie 
§ 2 

B2-641100-B- 

17/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 35 

11/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 68/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 

3 

Fachkartell Damenober- 
bekleidungsindustrie 
(Bundesgebiet) 

§ 2 

B2-641200-B- 

15/60 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 33 

9/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 66/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 

4 

Fachkartell der Damen- 
obefbekleidungs- 
industrie (Berlin-West) 

§ 2 

B2-641200-B- 

16/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 34 

10/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 57/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 

5 

Kartellverband Berufs- 
und Sportbekleidungs- 
industrie 
§ 2 

B2-641400-B- 

14/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 32 

8/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 65/60 
BAnz. Nr, 101 vom 

27. Mai 1960 

6 

Fachkartell der 

Wäsche- und weiblichen 
Berufsbekleidungs- 
industrie 
§ 2 

B2-642000-B- 

21/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 39 

15/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 72/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 

7 

Fachkartell der 

Mieder- und Leib- 
binden-Industrie 
§ 2 

B2-642500-B- 

20/60 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 38 

14/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 71/60 
BAnz. Nr, 101 vom 

27, Mai 1960 

8 

Wirtschaftliche 
Vereinigung Deutscher 
Krawattenfabrikanten 
§ 2 

B2-644100-B- 

19/60 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 37 

13/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 70/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 
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Lfd, 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Karlellart 

Aktenzeichen 

1 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 ' 
Abs. 2 

i 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundcskartellamtes — 
der LandeskarLellbehörde 
— Nr. im Bundesanzeiger 

9 

Fachkartell Hosen- 
träger- und Gürtel- 
industrie 
§ 2 

B2-644400-B- 

18/60 

— rechtswirksam gewor- 

den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 

; Bd. I, Nr. 36 

12/60 BAnz. Nr. 21 vom 
2. Februar I960; 69/60 
BAnz. Nr. 101 vom 

27. Mai 1960 



Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


1 

Hauptgebiets- und 
Gebietskonventionen 
der Handelsmühlen; 
Mühlengemeinschaften 
der handwerklichen 
Mühlen 
§ 4 

B2-681100-GG- 

23/58 

Ja 

1 

[ 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

13/59 BAnz. Nr. 63 vom 
3. April 1959 

2 

Kartelle der Mühlen; 
Antrag der Mühlen- 
konvention Saarland 
§ 4 

B2-681100-G- 

199/60 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

104/60 BAnz. Nr. 176 
vom 13. September 

1960 

3 

Nordbutter GmbH 
§ 5 Abs. 2 

B2-683131-H- 

228/59 

— 

zurückgenommen 

90/60 BAnz. Nr. 144 
vom 29. Juli 1960 

4 

Sektkellereien Henkell 
& Co. und Mattheus 
Müller KGaA 
§ 3 

B2-687715-C- 

286/58 


! rechtswirksam gewor- 
i den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 2 

12/58 BAnz. Nr. 123 
vom 2. Juli 1958; 

49/58 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1958 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B2- 199/58 

1 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Tabakwaren 


1 

Gemeinschaft der 

B2-697100-C- 


rechtswirksam gewor- 


Deutschen Rauch- und 

218/59 


den; eingetragen ins 

1 

Kautabak-Hersteller 



Kartellregister Abt. A, 

1 

§ 3 



Bd. I, Nr. 43 


66/59 BAnz. Nr. 211 
vom 3. November 1959; 
82/60 BAnz. Nr. 117 
vom 22. Juni 1960 


Bauwirtschaft 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


1 

Exportkartell 

B2-333/58 

— 1 rechtliche und wirt- 


§ 6 Abs. 1 


|schaftliche Prüfung 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Kartell- 


Bekanntmachung des 

Aktenzeichen 

vertrag 
nach § 106 

Sachstand i 

Bundeskartellamtes ~ 
der Landeskartellbehörde 



Abs. 2 


— Nr. im Bundesanzeiger 


Handel und Handelshillsgewerbe 

(ohne genossenschaftliche Organisationsformen) 

Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 

Bl -532/58 

— 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

2 

Importkartell 

BM471/58 


abgegeben an die Hohe 


§ 7 



Behörde 


Handel mit Eisen und Stahl 


1 


Unternehmen des 

B1-711170-D- 

— 

Konditionenverein- 

Röhrendirekthandels 
§§ 2 und 3 

238/59 


barung rechtswirksam 
geworden; Wider- 
spruch gegen Rabatt- 
regelung unanfecht- 
bar geworden 
i 

i 


65/59 BAnz. Nr. 210 
vom 31. Oktober 1959; 
Änderungen: 72/59 
BAnz. Nr. 225 vom 
24. November 1959; 
83/59 BAnz. Nr. 249 
vom 30. Dezember 
1959; Widerspruch: 

4/60 BAnz. Nr. 14 vom 
22. Januar 1960 


nicht bekanntgemacht; 


2 

/Rationalisierungs- 

Bl -46/60 

— zurückgenommen 


kartell 


i 


§ 5 Abs. 2 


i 


Handel mit Schnittholz, Sperrholz und sonstigem bearbeitetem Holz 


nicht bekannt gemacht: 


1 

Importkartell 

B3-227/58 

1 

rechtliche und wirt- 


§ 7 



|schaftliche Prüfung 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


Kieler Fischgroß- 
handels GmbH 
& Co. KG 
§ 5 Abs, 2 

B2-711810-H- 

39/59 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

77/59 BAnz. Nr. 242 
vom 17. Dezember 1959 

FLEUROP 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-7 12860- J- 
359/58 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

2/61 BAnz. Nr. 12 vom 
18, Januar 1961 

Rabattvereinigung der 
am Import von irischen 
norwegischen Stör- und 
Vaaheringen beteilig- 
ten Firmen 
§ 3 

B2-718100-C- 

122/58 

: i 

i 


* zurückgenommen 

j 

i 

1 

3/58 BAnz. Nr. 83 vom 
2. Mai 1958; 41/58 
BAnz. Nr. 162 vom 

26. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes — 
der Landeskartellbehörde 



Abs. 2 ' 


— Nr. im Bundesanzeiger 


Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 

Lieferungsbedingun- 

B3-721607-B- 

— 

rechtswirksam gewor- 


gen-Gemeinschaft 

15/59 


den; eingetragen ins 


deutscher Färbereien 



Kartellregister Abt. A, 


und Chemischreini- 
gungsbetriebe 
§ 2 



Bd. I, Nr. 15 

i 

i 


31/59 BAnz. Nr. 119 
vom 26. Juni 1959; 
52/59 BAnz. Nr. 189 vom 
2. Oktober 1959 


Glas-, Papier-, keramische und sonstige Gewerbe 


nicht bekannt gemacht: 


1 

Rationalisierungs- 

B3-4/59 

— 

zurückgenommen 


! kartell 





§ 5 Abs. 2 

i 




1 


Genossenschaften 


Holland-Export- 

B3-730000-K- 

genossenschaft 

51/60 

Bayerisches Fichten- 


holz, Beiers Vurenhout 


eGmbH 


§ 6 Abs. 2 



rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


30/60 BAnz. Nr. 62 vom 
30. März 1960 


Filmwirtschaft 

nicht bekanntgemacht: 


1 

Konditionenkartell 
§ 2 

B4-1 62/59 

— 

zurückgenommen 

2 

Exportkartell mit 
Inlandswirkung 
§ 6 Abs. 2 

B4-1 60/59 

ja 

zurückgenommen 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei und Jagd 


1 

Exportvereinbarung 

B2-789300-K- 

— 

rechtliche und wirt- 


Österreich 

76/59 


schaftliche Prüfung 


§ 6 Abs. 2 





21/59 BAnz. Nr. 88 vom 
12. Mai 1959 


nicht bekanntgemacht: 


2 

Importkartell 

B2- 149/58 

— j zurückgenommen 


§ 7 1 


1 


Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 

Konditionenkartell 

B3-809000-B- 

— 

rechtswirksam 

107/60 BAnz. Nr. 197 


des Pfandkredit- 

189/60 


geworden 

vom 12. Oktober 1960 


gewerbes j 

§ 2 1 


i 

1 
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IL Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereicben 

Wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereicben wird auf die Ausführungen im 
Zweiten Kapitel unter VIII. bis XI. verwiesen. 


IIL Preisbindungen und Preisempfehlungen 

1. Preisbindungen 

Im Jahre 1960 haben weitere 96 Unternehmen 
Preisbindungen angemeldet; 57 Unternehmen haben 
ihre Anmeldungen zurückgenommen. Die Zahl der 
preisbindenden Unternehmen hat sich somit um 39 
auf 1095 erhöht. Die Durchsicht der statistischen 
Auszählergebnisse hat bei den angemeldeten Ver- 
kaufseinheiten in einzelnen Warengruppen zu ge- 
ringfügigen Änderungen der Zahlen des Jahres 
1959 geführt. Außerdem wurde in einzelnen Wa- 
rengruppen eine stärkere Untergliederung vorge- 
nommen. Die gesamten angemeldeten Verkaufsein- 
heiten blieben mit 191 762 gegenüber der neu be- 
rechneten Gesamtzahl von 191 408 aus dem Jahre 
1959 beinahe unverändert, da sich Zugänge (23 594) 
und Rücknahmen (23 240) fast aufgehoben haben. 
Von den angemeldeten Verkaufseinheiten entfie- 
len 85 175 auf Kraftfahrzeug-Ersatzteile und 106 587 
auf andere Erzeugnisse. 


2. Preisempfehlungen 

Vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren 
wurden seit dem 1. Mai 1960 von 120 Unternehmen 
für 6949 Verkaufseinheiten angemeldet. Nur 12 Un- 
ternehmen haben ihre gesamten Preisbindungen 
(256 Verkaufseinheiten) zurückgenommen und dafür 
Preisempfehlungen (331 Verkaufseinheiten) ange- 
meldet. Außerdem haben 8 Unternehmen nur für 
einen Teil ihrer Preisbindungen (3872 Verkaufs- 
einheiten) die Anmeldungen zurückgenommen und 
dafür Preisempfehlungen angemeldet. Fast alle diese 
Ummeldungen entfielen auf Kraftfahrzeug-Ersatz- 
teile. Schließlich haben 26 Unternehmen für 701 Ver- 
kaufseinheiten Preisempfehlungen in den gleichen 
Warengruppen angemeldet, in denen sie schon 
Preisbindungen angemeldet hatten. Jedoch handelte 
es sich bei den Preisempfehlungen nicht um die 
gleichen Erzeugnisse wie bei den Preisbindungen. 

Die Preisempfehlungen wurden in gleicher Weise 
wie die Preisbindungen nach selbständigen Ver- 
kaufseinheiten eines Erzeugnisses mit einem eige- 
nen empfohlenen bzw. gebundenen Preis gezählt. 

Tn der nachstehenden Tabelle sind die Preisbin- 
dungen und Preisempfehlungen nach den Melde- 
nummern des Systematischen Warenverzeichnisses 
für die Industriestatistik aufgeführt. 
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Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und Preisempfehlungen, aufgeschlüsselt nach Waren- 
gruppen und Warenklassen unter Verwendung der Meldenummern des Systematischen 

Warenverzeichnisses für die Industriestatistik 
(Ausgabe 1957 mit Ergänzungslieferung 1958) 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31 . Dezember 1960 



Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 

1 

Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 

1 

Erzeugnisse des Kali-, Steinsalzbergbaues und der 
Salinen 

— 2151 bis 2159 ~ 

4 

8 

3 

5 

2 

Kraft- und Leuchtstoffe 
— 2214 — 

5 

18 

— 

— 

3 

Schmieröle und sonstige Öle 
— • 2215 

9 

112 

2 

31 

4 

Schmierfette 
— 2216 — 

1 

13 

1 

13 

5 

Propan-, Butangas 
— 2218 — 

1 

5 



6 

Sand, Kies, Ton, Kaolin sowie sonstige Erden und 
Mineralien 
— 2521 bis 2527 — 

1 

3 

11 


— 

7 

Zement, Kalk, Gips, Kreide, Mörtel 
— 2531 bis 2536 — 

3 

13 

— 

i 

8 

Drahterzeugnisse 
— 3017 — 

1 

21 

— 

— 

9 

Gleitschutz-, Traktoren- und ähnliche Ketten 
— 3022 — 

3 

1306 

1 

296 

10 

Feld- und Gartengeräte 
— 3024 — 

3 

303 

— 

~ 

11 

Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 
— 3217 — 

1 

27 

— 

— 


Übertrag . . . 


1837 

345 


b Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen oder/und Preisempfehlungcn für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. aufgeführten Gesamtzahlen jedes anmeldende Unternehmen 
aber nur einmal gezählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit sic 
nämlich für verschiedene Warenarten jeweils Preisbindungen oder Preisempfehlungen angemeldet haben. Die 
Summe der Unternehmen in der Aufstellung ist daher größer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 


169 






Drucksache 2734 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31 . Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31 . Dezember 1960 



Unter- 
nehmen ü 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 9 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


1 837 

1 

345 

12 

Maschinen und Präzisionswerkzeuge für die Metall- 
und Werkstoffbearbeitung 
— 3218 — 

2 

19 

1 

“ ! 

— 

13 

Bootsmotore 
— 3222 — 

1 

4 

i 

— - 

14 

Autogengeräte und -maschinen 
— 3219 — 

1 

2 

— 

— 

15 

Lufttechnische Anlagen 
— 3232 — 

— 

— 

1 

2 

16 

Kältemaschinen und -apparate 
— 3233 — 

3 

4 

1 

10 

17 

Heizungsumwälzungspumpen und Zubehör 
— 3234 — 

3 

279 

— 

— 

18 

Erdbaugeräte 
— 3236 — 

1 

2 

1 

6 

19 

Sonstige Landmaschinen 
— 3241 ~ 

2 

9 

— 

! “ 

i 

20 

Dreirad- und Vierradschlepper 
— 3244 — 

1 

8 

2 

i 

112 

21 

Waren- und Leistungsautomaten 
— 3253 — 

1 

2 

— 


22 

Waagen mit Neigungsgewichtseinrichtung 
— 3254 — 

2 

126 


— 

23 

Kleinhebezüge, Seilwinden, Krane und Flurförde- 
rungsmittel 
— 3256 — 

2 

98 




24 

Büromaschinen und Zubehör 
— 3264 

4 

215 

— 

— 

25 

Industrie-Kettenstich -Nähmaschinen 
— 3267 — 

— 

— 

1 

18 

26 

Wäscherei- und verwandte Maschinen 
— 3268 — 

— 


1 

5 


Übertrag . . . 


2 605 


' 498 

1 
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Lfd. 

Nr. 

Waren gruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen h 

nisse 

Erzeug- 


Übertrag , . . 


2 605 


498 

27 

Armaturen ' 

— 3273 — 

6 

2 769 

— 

— 

28 

Kraftwagen, Krafträder sowie Fahrgestelle 
— 3311 bis 3319 — 

24 

495 

3 

63 

29 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge und Motoren 
— 3331 bis 3335 — 

18 

85 175 

1 

3 641 

30 

Einzel- und Ersatzteile für Karosserien 
— 3341 bis 3347 — 

1 

7 

— 


31 

Fahrräder mit Hilfsmotor, Kinderwagen 
— 3351 und 3361 ~ 

2 

2 

— 

— 

32 

Geräte und Einrichtungen zur Elektrizitätserzeu- 
gung und -Verteilung 
— 3611 bis 3622 — 

1 

3 

1 

22 

33 

Elektrische Verbrauchergeräte 
— 3631 bis 3638 — 

28 

220 

7 

74 

34 

Elektrische Leuchten 
— 3641 bis 3647 — 

19 

5 702 

— 

— 

35 

Nachrichtentechnische Geräte und Einrichtungen 
— 3651 

— 

— 

1 

2 

36 

Rundfunk-, Fernseh-, elektroakustische Geräte und 
Einrichtungen 
~ 3661 bis 3667 — 

28 

1 

1 488 ^ 

3 

39 

37 

Elektrische Meß-, Prüf-, Regel- und Steuerungsge- 
räte und -einrichtungen 
— 3671 bis 3677 — 

2 

32 ^ 

— 

— 

38 

Sonstige elektrotechnische Erzeugnisse 
~ 3681 bis 3689 ~ 

10 

1 112 1 

1 

19 

39 

Optische Erzeugnisse 
— 3711 bis 3719 — 

9 

2 280 ; 

1 

2 

40 

Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeugnisse 
— 3721 bis 3725 — 

43 

2 921 

3 

50 

41 

Präzisionswaagen, Lehrmittel und Laborgeräte 
— 3751 bis 3759 — 

2 

63 

— 

1 — 


Übertrag ... 


1 

104 874 

1 

1 4410 

1 
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i 

Lfd. 

Nr. 

V/arengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 

! 

Unter- ' 
nehmen b | 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . 


104 874 * 

1 

4410 

42 

Medizinmechanische Erzeugnisse 
— 3761 bis 3767 — 

6 

558 

j 

— 

43 

Uhren 

— 3771 bis 3779 — 

12 

6 403 

4 

403 

44 

Pistolen, Revolver, Jagd- und Sportgewehre 
— 3811 bis 3813 — 

3 

54 

— 

— 

45 

Schießbedarf, Handelswaffen 
— 3819 — 

5 

555 

— 

— 

46 

Heiz- und Kochgeräte 
— 3831 — 

29 

1 318 

— 

— 

47 : 

Haushalts- und Küchengeräte 
— 3841 — 

4 

42 


— 

48 

Stahlflaschen 
— 3843 — 

1 

2 

— 

— 

49 

Büro- und Stahlrohrmöbel 
— 3845 — 

3 

10 

— 

— 

50 

Haus- und Küchenbedarfsartikel aus NE-Metall- 
blechen 
— 3846 — 

7 

616 



1 

51 

Sonstige Bedarfsartikel sowie Feinblechpackungen 
— 3848 und 3849 — 

2 

16 

1 

4 

52 

Fahrrad-, Kraftrad- und Kraftwageneinzelteile 
— 3861 bis 3867 — 

3 

50 

— 

— 

53 

Schneidwaren 
— 3871 — 

4 

12 

— 

— 

54 

I 

Metallwaren und Metallkurzwaren 
— 3881 bis 3889 — 

39 

1 252 

2 

195 

55 

Werkzeuge 
~ 3891 bis 3898 — 

3 

1 215 

— 


56 

Saiten aller Art für Musikinstrumente 
— 3922 — 

1 

318 

— 


57 

Spielwaren aller Art 
— 3931 bis 3937 — 

42 

6014 

1 

3 

1 


Übertrag . . . 

123 309 

1 

5 015 

i 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


123 309 


5 015 

58 

Turn- und Sportgeräte 
— 3940 bis 3947 — 

9 

158 

— 

— 

59 

Schmuckwaren 
— 3952 bis 3955 — 

5 

160 

1 

11 

60 

Anfertigung von Farbbildern 
— 4000 — 

1 

18 

1 

22 

61 

Düngemittel und Gaspatronen 
— 4134 und 4151 — 

3 

9 

— 

— 

62 

Organische Chemikalien 
— 4212 und 4222 — 

9 

27 

— 

— 

63 

Pharmazeutische Chemikalien und Desinfektions- 
mittel 

4311 und 4312 — 

6 

56 

2 

3 

64 

Humanpharmazeutische Spezialitäten 
— 4314 bis 4321 und 4349 — 

83 

4 951 

4 

17 

65 

Drogen und Extrakte, homöopathische und bioche- 
mische Präparate 
— 4332 und 4334 — 

10 

300 

1 

33 

66 

Dentalmedizinische und dentaltechnische Erzeug- 
nisse 

— 4342 — 

5 

89 





67 

Sonstige Erzeugnisse der Warengruppe 43 
— 4345, 4361 und 4362 — 

9 

57 

— 

— 

68 

Mineralfarben und Teerfarbstoffe 
— 4411 — 

— 

— 

1 

30 

69 

Kunststoff- und Kunstharzprodukte 
— 4522, 4531 und 4539 — 

5 

35 

— 

— 

70 

Alle Arten von fotografischen Filmen und Platten 
— 4541 — 

11 

2 637 

2 

116 

71 

Fotografische Papiere 
— 4541 — 

10 

2 872 

1 

8 

72 

Entwickler, Fixiersalze und sonstige Materialien 
— 4541 — 

11 

1 469 

2 

30 


Übertrag . . , 


136 147 


5 285 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 9 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


136 147 


5 285 

73 

öl, Leim und Wasserfarben, Lacke und Verdünnun- 
gen 

— 4611 bis 4613 — 

7 

111 



74 

Bleistifte und chemischer Bürobedarf 
— 4615 — 

7 

108 

— 

— 

75 

Kolophonium, Speisegelantine, synthetische Kleb- 
stoffe 

— 4631 und 4634 — 

5 

24 

1 

4 

76 

Feinseifengeschenkpackungen 
— 4640 — 

14 

153 

1 

1 

77 

Seifen und Waschmittel 
— 4641 — 

83 

789 

3 

38 

78 

Schleifpasten, Autowaschmittel und sonstige Auto- 
pflegemittel 
— 4644 — 

19 

161 

3 

26 

79 

Körperpflegemittel 
— 4647 — 

131 

4 410 

4 

105 

80 

Zündsteine, Blitzlicht 
— 4651 — 

2 

8 

— 

— 

81 

Planzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel 
— 4661 — 

3 

14 


— 

82 

Konservierungsmittel, Textil- und Lederhilfsmittel 
— 4664 bis 4667 — 

8 

25 

— 

— 

83 

Schaumbad 
— 4670 — 

• 

1 

1 

— 

— 

84 

Ausputzmittel und Schwärzen 
— 4671 — 

11 

210 

1 

14 

85 

i 

Sonstige chemisch-technische Erzeugnisse 
— 4689 bis 4699 — 

7 

27 

— 

— 

86 

Haushaltsgeräte aus Porzellan 
— 5111 ~ 

1 

41 

— 

— 

87 

Dental-Porzellan 
— 5121 bis 512 5 — 

3 

173 

— 

— ■ 


Übertrag . . . 

142 402 

1 

: 5 473 
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Nr. 

Lfd. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31 . Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 
nehmen ü 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ü 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


142 402 


5 473 

88 

Haushaltsgeräte aus Feinsteinzeug und Figuren aus 
Steingut 

— 5132 und 5136 — 

3 

930 


— 

89 

Waren aus Sinter- und Feinkeramik 
— 5165 ~ 

2 

43 

- 

— 

90 

Kachelöfen, Baukeramik 
— 5175 — 

1 

13 

— 

*— 

91 

Sonstige feinkeramische Erzeugnisse 
— 5189 — 

1 

7 

— 


92 

Schleifscheiben und Schleifmittel 
— 5191 und 5195 — 

1 

68 

— 

— 

93 

Tafelglas und Spezialflachglas 
— 5211 — 

3 

57 

— 

— 

94 

Haushaltsgläser, Wirtschaftsglas 
— 5221 — 

3 

93 

— 

— 

95 

Hohlglas für Laboratorien, Einkochthermometer 
-- 5221 und 5231 — 

3 

2 197 

— 


96 

Sperrholzplatten 
— 5361 — 

1 

3 

— 

— 

97 

Holzbauten und Holzkonstruktionen 
— 5415 — 

1 

272 


— 

98 

Zimmer-, Küchen-, Büromöbel und Innenausbauten 
aus Holz 

— 5422 bis 5424 — 

7 

1 148 

1 

59 

99 

Sonstige Holzwaren 
— 5441 bis 5449 — 

2 

44 

— 

— 

100 

Grobbürsten und Zahnbürsten aller Art 
— 5466 — 

13 

60 

1 

1 

101 

Holzfreies Schreibpapier 
— 5532 — 

2 

21 

— 

— ■ 

102 

Sonstiges Fein- und Normalpapier, maschinenge- 
strichenes Papier und Karton, Filtrierpapier 
— 5534, 5539 und 5571 — 

6 

676 

— 

— 


Übertrag . . . 


148 034 


i 5 533 

1 
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Lfd. 

Nr. 

Waren gruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

i 


Unter- 
nehmen 0 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen Ü j 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


148 034 

1 

5 533 

103 

Imprägniertes und gummiertes Papier 
— 5615 — 

2 

54 


— 

104 

i 

Erzeugnisse der Lohn- und Verlagsbuchbinderei 
— 5621 — 

— 

— 

1 

2 

105 

1 

Geschäftsbücher, systematische Buchungsmittel, 
Bürohilfs- und Lernmaterial 
— 5625 — 

6 

285 




106 

t 

Briefumschläge und Papierausstattungen 
— 5633 — 

3 

63 

1 

10 

107 

j 

Zellstoffwatte und Kreppapierwaren 
— 5634 — 

10 

99 

— 

— 

108 

Etikette, Abplätt- und Schnittmuster 
— 5635 — 

2 

812 

— 

*— 

109 

Abreißrollen und Einschlagpapier, Kartonnagen, 
Hartpapierwaren und sonstige Erzeugnisse aus Pa- 
pier und Pappe 

— 5636, 5639, 5642 und 5644 — 

11 

49 

1 

1 

110 

Druckereierzeugnisse 
— 5713, 5715 und 5716 — 

7 

136 

— 

— 

111 

Kunststoffteile für den dentalen Bedarf, Kronen- 
1 und Brückenmasse sowie Kunststoffzähne 

1 — 5814 ~ 

3 

26 


— 

112 

Konfektionsmaterial aus Kunststoffen 
— 5817 — 

15 

367 

— 

— 

113 

Verpackungsmaterial aus Kunststoffen 
— 5825 — 

5 

64 

1 

1 

114 

Schaumstoff erzeugnisse 
— 5831 — 

1 

3 

41 

— 

— 

115 

Kunststofferzeugnisse für Haushalt und täglichen 
Bedarf 
~ 5842 — 

7 

531 

2 

4 

116 

Sonstige Kunststofferzeugnisse 
— 5851 bis 5875 — 

16 

84 

— 

— 


Übertrag . . . 


150 645 


5 551 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 

j 

150 645 

! 

1 

i 

5 551 

117 

Kraftrad- und Personenwagendecken, -schlauche 
und -bänder 

5912 — 

10 

2 016 



118 

Lastwagendecken, -Schläuche und -bänder 
— 5913 — 

11 

2 629 

— 

— 

119 

Reifenzubehör und Kleinflickzeug 
— 5919 — 

1 

226 

— 

— 

120 

Maschinenschnüre und -Schläuche, andere Schläuche, 
Einkochringe und Süßmostkapseln 
— 5921 — 

6 

277 


— 

121 

Treibriemen und Keilriemen 
— 5921 — 

8 

4 338 

— 

— 

122 

Fußboden- und Wandbelag, Radiergummi 
— 5921 — 

2 

10 

— 

— 

123 

Chirurgische Weichgummiwaren sowie Spielwaren 
aus Gummi ' 

~ 5922 — 

6 

388 



124 

Gummikonfektionsartikel und sonstige Weichgum- 
miwaren 

~ 5926 und 5927 — 

3 

12 

1 

3 

125 

Technische Hartgummiwaren und Hochdruckdich- 
tungsplatten 
— 5931 und 5966 — 

3 

392 



126 

Brems- und Kupplungsmaterialien 
— 5967 — 

1 

3 163 

— 

— - 

127 

Sattler-, Feinsattler- und Galanteriewaren 
— 6214 und 6215 — 

12 

202 

2 

10 

128 

dto. aus Austauschstoffen 
— 6219 — 

6 

45 

1 

2 

129 

Schuhe aller Art 
— 6251 bis 6255 — 

4 

1 438 

1 

131 

130 

Schuhbestandteile 
— 6259 — 

2 

65 

1 

3 


Übertrag . . . 


165 846 


5 700 
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Ltd. 

Nr. 

Warongruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31 . Dezember 1 960 

1 


Unter- 

nehmen^) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 0 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


165 846 


5 700 

131 

Baumwoll- und Baumwollmisch- sowie bedrucktes 
Gewebe 

— 6305 und 6307 — 

2 

11 

— 

— 

132 

Kammgarne, Nähgarne, Näh- und Stopfmittel, Hand- 
arbeitsgarne 

— 6333, 6335 und 6338 — 

i 

18 

331 

1 

1 

133 

Watte und Wattewaren, Bänder und Flechtartikel, 
Schnüre und Bindfaden, Grobgarn und sonstige 
Spinnstoffwaren 

— 6351, 6352, 6353, 6358 und 6359 — 

! 

17 

483 

1 

1 

134 

Leibwäschestoffe, Haus-, Bett- und Tischwäsche, 
Frottiergewebe, Schlaf- und Reisedecken sowie Samt 
und Plüsch aus Baumwolle 
— 6372, 6373, 6374 und 6476 — 

12 

246 

4 

69 

135 

Teppiche aus Wollgespinst, Haargarn und sonstigem 
Gespinst 
— 6378 — 

5 

194 

2 

29 

136 

Kaschiertes Gewebe 
— 6378 — 

3 

26 

— 

— 

137 

Sonstiges Gewebe 
— 6379 und 6381 — 

2 

62 

— 

— 

138 

Herren-, Damen- und Kinderoberbekleidung 
— 6393 — 

11 * 

8 403 

— 

— 

139 

Herren-, Damen- und Kinderleibwäsche 
— 6395 — 

30 

4 926 

3 

221 

140 

Herren-, Damen- und Kinderstrümpfe 
— 6397 — 

34 

1 517 

2 

56 

141 

Bade-, Strand- und Sportbekleidung sowie Schals 
— 6399 — 

11 

506 

2 

25 

142 

Frauen- und Mädchenoberbekleidung 
— 6412 — 

— 

— 

1 

26 

143 

Bade-, Strand- und Sportbekleidung 
— 6416 — 

9 

839 

— 

— 

144 

Herren- und Damenleibwäsche sowie Miederwaren 
~ 6421, 6423 und 6425 — 

16 

1 073 

2 

12 


Übertrag . . . 


184 463 


6 140 
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Lfd. 

Nr. 

Warengriippen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen b 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


184 463 


6 140 

145 

Bettbezüge, Kopfbedeckungen, Schals und Tücher 
sowie sonstiges Bekleidungszubehör 
— 6427 bis 6431, 6439, 6441 und 6449 — 

11 

74 

— 

— 

146 

Sportgürtel, Hosenträger u. ä. 

— 6444 — 

4 

24 

— 

— 

147 

Schirme 
— 6447 — 

4 

63 

— 

— 

148 

Stepp- und Daunendecken, Kissen u. ä. 

— 6454 — 

— 

— 

1 

144 

149 

Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 
— 6811 -- 

32 

152 

9 

27 

150 

Nährmittel 
— 6813 — 

44 

693 

6 

19 

151 

Stärke und Kartoffeltrocknungserzeugnisse 
— 6815 — 

9 

26 

3 

8 

152 

Backwaren 
— 6817 — 

13 

135 

1 

5 

153 

Erzeugnisse der Zuckerindustrie 
— 6821 — 

2 

18 

1 

7 

154 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 
— 6824 — 

15 

94 

7 

62 

155 

Dauerbackwaren 
— 6827 — 

18 

663 

1 

6 

156 

Kakao- und Schokoladenerzeugnisse 
~ 6827 — 

58 

2 368 

9 

346 

157 

Milch, Butter und Moikereikäse 
— 6831 — 

5 

30 

2 

10 

158 

Dauermilch und Milchpräparate 
~ 6835 — 

8 

44 

5 

26 

159 

Erzeugnisse der Ölmühlen sowie Margarine, Platten- 
und Kunstspeisefette 
— 6841 und 6844 — 

8 

18 

— 

— 


Übertrag . . . 


188 865 


6 800 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppen und Warenklassen 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1960 



Unter- 
nehmen 0 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen Ü 

Erzeug- 

nisse 


Übertrag . . . 


188 865 


6 800 

160 

Fleisch und Fleischwaren (Konserven) 

— 6851 — 

3 

18 

1 

18 

161 

Fischerzeugnisse 
— 6855 — 

8 

97 

2 

13 

162 

Kaffeemittel 
— 6861 — 

4 

19 

2 

4 

163 

Kaffee, Tee und teeähnliche Erzeugnisse 
— 6865 — 

27 

475 

2 

15 

164 

Vollbier und Hefe 
— 6871 und 6873 

7 

20 

— 

— 

165 

Spirituosen 
— 6875 — 

66 

1 443 

8 

77 

166 

Verarbeitete Weine 
— 6877 — 

32 

319 

2 

4 

167 

Mineralbrunnen und Limonaden 
— 6879 — 

4 ! 

5 

— 

— - 

168 

Essig, Senf, Essenzen, Gewürze 
— 6881 — 

1 

16 1 

220 

— 

— 

169 

Futtermittel 
~ 6891 — 

5 

34 

1 

6 

170 

Zigaretten 
— 6911 — 

15 

160 

— 

— 

171 

Rauchtabak 
— 6971 — 

2 

56 

— 

— 

172 

Küken 
— 7815 — 

1 

1 

— 

— 

173 

Honigerzeugnisse 
— 7817 — 

4 

30 

2 

12 


insgesamt 


191 762 


6 949 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 





Sachstand 


Gegenstand der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und Wirt- 

Erlaubnis 

Erlaubnis abgelehnt 

zurück- 


schaftliche 

erteilt 

Rechtsmittel unanfechtbar 

genommen 



Prüfung 


eingelegt geworden 


72 

54 

15 



3 

Patente 

4 

— 

8 

— — 

3 


76 

47 

23 

— — 

6 


22 

13 

9 

— — 

— 

Betriebsgeheimnisse 

2 

— 

9 

— — 

2 


24 

4 

18 

— — 

2 

Gebrauchsmuster 



— 

— 

E z 



Sortenschutzrechte 

— 

— 

— 

■ ~ 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 


— 

_ — 

E 


94 

67 

24 

1 

3 


6 

— 

17 

_ _ 1 

5 


100 

51 

41 

— ~ 

8 

b) bei den Landeskartellbehörden 

Patente 

1 

1 

— 

1 

1 

— — 

— 

Betriebsgeheimnisse 


E 

E 

— — 

~ 

Gebrauchsmuster 

— 

— 

— 

— — 

— 

Sortenschutzrechte 




E E 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 


— 


E 


1 

1 

— 

1 

1 

— — 
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Tabelle F 

Nach Wirtschaftszweigen aufgegliederte Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch in 

Verbindung mit § 21 — 
a) beim Bundeskartellamt 


Gegenstand 
der Verträge 


Patente 


Patente 


Patente 


Patente 


Betriebsgeheimnisse 


Patente 


Patente 


Betriebsgeheimnisse 


Patente 


Betriebsgeheimnisse 


Sachstand 


Zahl 

der 

Verträge 


recht- 

liche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 


Erlaubnis 

erteilt 


Erlaubnis 

abgelehnt 

Rechts- ! unan- 
mittel I fechtbar 
ein- gewor- 

gelegt den 


zurück- 

genom- 

men 


Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 


Steine und Erden 

2 1 _ : _ _ : 1 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 


1 1 
1 i — 


51 42 

1 — 

i 52 I 39 


Stahlbauerzeugnisse 

- ! — I — ! — 116/60 BAnz. Nr. 222 

1 j — ^ — ! — vom 16. November 1960 

Maschinenbauerzeugnisse 

8 — — 1 89/60 BAnz. Nr. 142 

1 — — 3 vom 27. Juli 1960 

9 — — 4 


3 
1 

4 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

5 
5 


3 

2 

1 

1 

1 


1 — — 1 — 

1 — — 1 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 

2 — ! — 

Pharmazeutika 



1 

1 

3 


2 j - I - I - 

Kunststoffe 


Chemisch-technische Erzeugnisse 

2 — — — 75/60 BAnz. Nr. 102 

2 — — 1 1 vom 28. Mai 1960 

4 ■ — — ' 1 76/60 BAnz. Nr. 103 

I vom 31. Mai 1960 
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Gegenstand 
der Vertrage 


Patente 


Betriebsgeheimnisse 


Betriebsgeheimnisse 


Patente 


Sachstand 


redit- 
Zahl : lidie 
der und erlaubnis 

Verträge ' wirt- erteilt 

schaft- 
liche 

I Prüfung 


Erlaubnis 

abgelehnt 

Rechts- unan- 

mittel fechtbar 
ein- gewor- 

gelegt den 


zurück- 

genom- 

men 


Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 


12 7 5 

1 — 5 

13 3 10 


Textilien 


117/60 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1960 


12 

12 

1 

1 



1 

1 


117/60 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1960 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


78/60 BAnz. Nr. 111 
vom 11 . vJuni 1960 


Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 


1 — 
1 1 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Gegenstand 
der Verträge 

Zahl 

der 

Verträge 

recht- 

liche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Sachs 

Erlaubnis 

abgelehnt 

Rechts- unan- 

mittel fechtbar 

ein- gewor- 

gelegt den 

t a n d 

zurück- 

genom- 

men 

Bekanntmachung der 
Landeskartellbehörde 

Nr. im Bundesanzeiger 
iin Berichtszeitraum 






Steine und Erden 



1 

— 

1 

— 

— 

— 

BAnz. Nr. 12 

Patente 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

vom 20. Januar 1960 


1 

— 

1 

— 

— 

— 



183 







Drucksache 2734 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Tabelle H 


V. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln nach § 28 Abs. 3 

beim Bundeskartellamt 


Wirtschdfts- und 
Berufsvereinigung 


1. Wirtschafts- j 
Vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

2. Verband der 
diätetischen 
Lebensmittel- 
industrie e. V. 

3. Hauptverband ' 

der Deutschen! 
Bauindustrie | 
e. V. I 

4. Fachverband | 
des Deutschen 
Linoleum- 
handels e. V. 


5. Bundes- 
verband des 
Deutschen 
KohleneinzeT 
handels e. V. 


6. ADW 
Verband 
deutscher 
Werbeagen- 
turen und 
Werbungs- 
mittler e. V. 

7. Börsenverein 
des Deutschen 
Buchhandels 
e. V. 

8. Verband der I 
Verleger von ^ 
Kundenzeit- I 
Schriften e. V. | 


Sachstand 


Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs regeln 


Akten- 

zeichen 


recht- ' 
liehe 
und I 
Wirt- i 
schaft- 
liche 


Antrag 

abgelehnt 

ein- unan- 
getra- fecht- Rechts- 
gen bar- mittel 


Prü- 

fung 


Wettbewerbs- B 2-300000- 
regeln Y- 199/59 


X 


ge- ein- 
wor- gelegt 
den 


zu- 

rück- 

ge- 

nom- 

men 


ge- 

löscht 


Bekanntmachung 
des Bundes- 
kartellamtes Nr. 
im Bundes- 
anzeiger 


27/60 BAnz. 
Nr. 43 vom 
3. März 1960 


Grundsätze 
eines lauteren 
Wettbewerbs 


B 2-681360- 
Y- 167/58 


X 


Wettbewerbs- 

regeln 


B 2-701000- 
Y-245/59 


X 


55/58 BAnz. 

Nr. 211 vom 
1. November 1958 

115/60 BAnz. 

Nr. 221 vom 
15. November 1960 


Wettbewerbs- 
und Schieds- B 3-712610- 

gerichts- Y-13/60 

Ordnung 


Wettbewerbs- 
regeln des 
Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels 


B 1-712880- 
Y-55/60 


X 


! 


X 


13/58 BAnz. 

Nr. 125 vom 
4. Juli 1958 

"i¥/^b"Ai^ 

Nr. 76 vom 
22. April 1959; 
67/59 BAnz. 

Nr. 211 vom 
3. November 1959; 
17/60 BAnz. 

Nr. 25 vom 
6. Februar 1960 


Berufsgrund- 
sätze für 
Werbungs- 
mittler und 
Werbe- 
agenturen 

Wettbewerbs- 

regeln 

(Abschnitt III 
der Verkehrs- 
und Verkaufs- 
Ordnung) 


B 3-716400- 
Y-2 15/60 

i 

i 

i 

j 

B 4-745000- I 
Y- 10/60 


Wettbewerbs- B 4-745100- 
regeln Y-13/60 


5/61 BAnz. 

Nr. 16 vom 
24. Januar 1961 


40/59 BAnz. 
Nr. 139 vom 
24. Juli 1959 


7/'61 BAnz. 

Nr. 18 vom 
26. Januar 1961 


Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Wirtschaftsgruppen „Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren" und „Chemische Erzeugnisse" ist zurückgenommen worden. 

Je ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus den Wirtschaftsgruppen „Elektrotechnische Erzeug- 
nisse" und „Einzelhandel" vor. Sie befinden sich in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Tabelle J 


VI. Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 


Verfahren vor dem Bundeskartellamt 


Sachstand 





Verfügung 
der Kartellbehörde 

Verfahren 

eingestellt 


Grundlegende 

Zahl der 

rechtliche 



nachdem 


an Landes- 

Bestimmung 

Verfahren 

und Wirt- 


Rechts- 


kartell- 


schaftliche 

iincinferhthar 

bean- 

aus 

behörde 



Prüfung 

1 

geworden 

mittel 

eingelegt 

standeter 

Mißbrauch 

abgestellt 

anderen 

Gründen 

abgegeben 

§ 11 

2 

2 

1 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

§ 12 

5 

3 

— 

— 

— 

2 




26 

— 

— 

— 

1 

11 

— 


31 

17 

— 

— 

1 

13 

— 

§ 17 

189 

103 

— 

— 

17 

69 

— 


87 

— 

— 

— 

17 

31 

— 


276 

131 

— 

11 

34 

100 

— 

§ 18 

26 

10 

— 

1 

4 

10 

1 


28 

— 

1 

— 

— 

11 

1 


54 

25 

1 

1 

4 

21 

2 

§ 20 

Abs. 3 




— 

— 

— 


§ 21 


— 



— 



§ 22 

13 

10 

— 

— 

i 

3 

— 


27 

— 

. 

— 

4 

13 

— 


40 

20 

i ~ i 

— 

4 

16 

— 

§ 102 

68 

44 

1 ; 

— 

i 

24 

— 

Abs. 2 und 3 

4 

— 

— 

— 

— 

48 

— 

! 

72 

— 

— 


— 

72 

— 

§ 104 

14 

11 

— 

— 

2 

1 

— 

§ 99 

28 

— 

. 

— 

2 

7 

3 

Abs. 2 

42 

27 

— 

— 

* 4 

8 

3 

§ 104 

3 

2 

— 

— 

— 

— 

1 

§ 100 

7 

— 

— 

— 

— 

1 

1 


10 

7 

— 

— 

— 

1 

2 

§ 104 

5 

— 



— 

— 

— 

5 

§ 103 

3 

8 

3 

— 


1 — — 

— 

5 


323 

183 



1 : 

23 

109 

7 


212 

— 

1 1 

— . 

1 24 

123 

5 


535 

231 

1 

12 

47 

232 

12 
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Tabelle K 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Sachstand 


Grundlegende Bestimmung 


V 


Zahl 

der 

Ver- 

fahren 


Verfügung der 
Kartellbehörde 


recht- 

liche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 


unan- 

fechtbar 

ge- 

worden 


Rechts- 

mittel 

ein- 

gelegt 


Verfahren 

eingestellt 

nachdem 
bean- 
standeter aus 
Miß- anderen 
brauch Gründen 
abge- 
stellt 


an 

andere 

Landes- 

kartell- 

behörde 

abge- 

geben 


an Bun 
kartell- 
amt 
abge- 
geben 


§ 

11 

' 5 

— ; 


— 

5 

— 

— 



5 

— i 

— i — 

— 

5 

— 

— 

§ 

12 

— 


i 


— 


— 

§ 

18 

13 

6 

— 

2 

4 

— 

1 



15 

- — 

— 

12 

5 


1 



28 

3 

— i — 

14 

9 

— 

2 


§ 20 
Abs. 3 


§ 21 


' ■ j 

§22 ! 3 — _ I — 1 1 — 1 

■oll n 



, 5 

— ‘ 

— . 

— 

1 

3 

— 

1 

§ 102 

: 1 

•- 

1 

— 

— 

1 

— - 

— 

Abs. 2 und 3 

1 1 

— 

— i 

— 

— 

1 

— 

— 


2 : 

— 

— 

— - 

— 

2 

— 

— 

§ 104 

3 ! 

2 



— 

— 

1 

- — 

— 

in Verbindung mit § 99 

3 

— 

— 

— ' 

— 

*— 

— 

— 

Abs. 2 

6 

5 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 104 

1 ' 

— 

— 

— 



1 

— 

— 

in Verbindung mit § 100 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


2 


— 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 104 

in Verbindung mit § 103 

5 


— 

— 

j 

1 

1 

i 

1 

(teil- 

weise) 

— 

1 

(teil- 

weise) 


8 

— 

— 

— 

i 1 

4 

— 

2 


13 

1 5 

i 

" 


i 1 

5 

(1 teil- 
weise) 


3 

(1 teil- 
weise) 


31 

1 

12 

1 

— 

— 

3 

13 und 1 

teilweise 

— 

2 und 1 

teilweise 


30 

i — 

— 

— 

13 

12 

— 

3 


61 

14 



16 

25 und 1 

teilweise 


5 und 1 
teilweise 


186 





Drucksache 2734 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Tabelle L 


VIL Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafls- oder Berufsvereinigung 






Sachstand 







Verfügung der 

Verfah- 

Antrag abgelehnt 




Kartell- 

behörde 

Zahl 

der 

Anträge 
nach 
§ 27 

recht- 

liche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Kartellbehörde 

unan- ^ ^ 

fechl- ! 
bärge- 1 

worden i angelegt 

ren ein- 
gestelt, 
nach- 
dem 
Antrag- 
steller 
aufge- 

unan- Rechts- 
fecht- mittel 

bar ge- ein- 
worden gelegt 

Antrag 

zurück- 

genom- 

men 

an Lan- 
! deskar- 
tellbe- 
hörde 
abge- 
geben 

an Bun- 
deskar- 
tellamt 
abgege- 
ben 


nommen 


Bundeskartell-( 

amt 


13 

2 

15 


6 

3 


1 

1 


11—23 

1 — — 3 — 

2 1—5 3 


Landeskartell- ^ ^ ^ ^ ^ 

behörden “T ^ “ 

5 — 1 , — 1 1 — 2 
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Tabelle M 

VIIL Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 


Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




! 




Sachstand 










1 

1 

1 

i 




Grundlegende 

: Zahl 
' der 


td 

fd 

’S 

Cd 

Zi .0) 

CD : 

S ' 
i <ü ^ ' 

tDX5 ^ : 

'S -6 

rö ö C 

2 (rt CD 

1 ^ i O 

, cd 

1 ^ VI <D 

2 'S c 

■ i i 

CD d ^ <D 

c S > 

c 

CD 

a Landeskartell- 
ehörde abgegebe 

” g 

i 

tn CD 

Bestimmung 

Ver- 

fahren 

(D ^ 

■6.S ? 

'S 'S 5 

'S 

(d 

CD O 

ußgeld fes 
etzt; unan 
eworden 

o; .S 

I 

^ - <i> 1 

CD4-> !> 

CQ N 1 

^ OJ 'S 

h! c ^ 

C ^ 

cd O 

0) 5 ^ 

CD-^ ^ 
P3 <D (d 

! CD 'S 

1 c ^ 

cd (D 

: T3 

^ S O 

0^ 'ö; 'S 

0) T3 yi ^ 

0) cd 3 

; iS § 

cOi; , 

S e 2 ^ 

■ 

^ C.e : 

<; Q) 

_Q 

Id 

'S? 

fd iz 



1 ^ Oh 

PQ tD 

PQ CA) CD 

PQ LO LO 

PQ CDX3 

PQ CD yi 

LO cd 

fd a> 

fd X3 

e O 


424 

238 

4 









56 

95 

31 


§ 1 

195 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

24 

150 

10 

— 


619 

253 

— 

— 

— " 

— 

— 

80 

245 : 

41 

— 


33 

14 









_ 

10 

9 ' 



§ 15 

28 

— 

— 



— 

— 

— 

12 

9 






61 

21 

— 

— 


— 

— 

22 

18 

— 

— 


130 

126 



' 





1 

3 



§ 20 Abs. 1 

50 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

9 

39 






180 

128 

— 

— 

— 

— 


10 

42 

— ' 

— 


26 

19 



_ 






7 



§ 21 

96 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

30 

36 






122 

49 

— 

— 

— 

— 

— 

30 

43 

— 

— 


15 

2 







_ 


2 

11 



§ 25 

13 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

7 

1 




28 

6 

— 

— 

— 


— 

3 

18 , 

1 

— 


17 

11 







_ 


2 

3 

1 


§ 26 Abs. 1 

17 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

6 

8 

3 




34 

11 

— 

— 

— 

— 

— . 

8 

11 

4 

— 


119 

60 









11 

43 

5 


§ 26 Abs. 2 

36 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

33 

2 




155 

47 

— 

— 

— 

— 

— 

25 

76 

7 

— 


93 

52 







__ 


19 

15 

6 

1 

§ 38 Abs. 2 Satz 2 

103 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

48 

33 

3 



196 

71 

— 

— 

— 


— 

67 

48 

9 

1 


1 

1 













§ 39 Abs. 1 Nr. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

i 

— 




1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 











1 




§ 39 Abs. 1 Nr. 2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 






2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 


859 

523 

4 

— 

— 

— 



102 

186 

43 

1 


539 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

144 ^ 

315 

19 




1 398 

588 

— 

— 

— 

— 

— 

246 ; 

501 

62 

1 


188 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2734 


Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Grundlegende 

Bestimmung 


Zahl 

der 

Ver- 

fahren 


(Ü 


-g CD 

^ ^ 5 
0) c ^-1 


c 

rö 

S 

*0; 

P a; 
CQ 


0) 


•e 

qj 

C c 

sf 

^ o 

(D N CD 
t/} M 

P CD (Ü 
CQ D)-Q 


I ty) 
CD P 

; 'S .S 

J 0) P 
‘ q; 

! -O 


CD 

CT)' 

CG 

P 

PQ Cd t/j 


N a> 

' ^ ^ 

CD "6 


Sachstand 


'S 

P c 
n3 CD 
e ö TJ 
G [-1 >1 
(ti O 


CD 




CD 


I 


4 Q P g’ 

fO ^ 

2^r 

CD ^ CD 


CD 

^ ^ G 

P CD CD 

PQ CDrP 


Ö) rP5 G 

lg> 

QJ Tj C/) 

C'Ö - 
S 

^ P ^ 


CD 
,P 
CD ' 
tr. 
CD 

p 

CD 
P ! 
CD ' 


p 

CD 

T3 

P 

:P 

G 

OS 

P *3; 
P tß 


i p' ^ 

! Xi ' > 


-I 

p .5 

cD CD 


^ P 

CD 

cD Xi 
^ P 
c/: CD 
P 0) 
T3 Ü) 

S 

P CD 
PQ ^ 

p B 

CD cD 


c)) ^ 

P P 
T3 Ql 

S ^ 

cD Ul 
X. :0 
P 

G P ^ 

‘S^l 

p CD p 
D ^ CD 


P 

P 

PO X5 
• P 

s ^ 

S p 

< C75 
CG 

cN P 

<^o 

cO 


§ 1 

546 

143 

689 

91 

79 

45 

14 

120 

1 23 
143 

1 

— 

41 

10 

51 

— 

69 

31 

100 

165 

97 

262 

11 

20 

31 

1 

2 

1 

3 

2 

4 

6 


12 

3 

— 


— 

— 

— 

’ 1 

5 

3 



— 

§ 15 

15 

— 

— 

! — 

— 

— 

— 

! — 

10 

3 

— 

— 


27 

5 

— 

i 

— 

— 

— 

1 1 

1 

15 

i 6 

1 

— 

— 


103 

26 

. — . 

1 

— 

— 

— 

50 

22 

1 

i ^ 

— 1 

— 

§ 20 Abs. 1 

99 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

1 23 

33 

57 


— 


202 

12 1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 73 

55 1 

62 

— 

— 


19 

2 ' 





— 





11 

6 i 







§ 21 

11 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

i 3 

' — 

9 

— 

— 


30 

1 i 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

6 

9 

— 

— 


24 

■ 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

13 

— 

— ! 

- — 

§ 25 

3 

^ : 

— i 

— 

— 

— 

— 

: 8 

5 1 

— 

; 

— 


27 

3 

1 

! — 

— 

— 

— 

1 6 

18 : 

— 

— 

— 


19 

7 

1 









i 3 

8 ; 

1 

_ 



§ 26 Abs. 1 

13 

' 1 

1 

— 

— 

— . 

— 

1 1 

13 i 

_ 

' 

— 


32 

6 ; 

— 

— 

— 

— 

— 

1 4 

21 

1 

1 

— 

— 


16 

' 8 

j 









! 1 . 

6 ' 

1 

_ 

__ 

§ 26 Abs. 2 

8 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

8 

3 

— ■ ! 

— 


24 

' 5 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

14 

4 

— : 

— 

§ 38 Abs. 2 

85 

21 ! 

1 

— 

— 

— 

1 

30 

22 

8 

2 

— 

Satz 2 

72 

— ' 

— 

— 

— 

1 

— 

26 

29 

11 i 

— 

— 

157 

26 

2 

— 

— 

1 

— 

56 

51 ' 

19 j 

2 

— 

§ 39 Abs. 1 
Nr. 1 

— 

; 

! 

— 

— 

~ 

— 

~ 

i 

— ; 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— ^ 



— : 

— 

§ 39 Abs. 1 

— 

— 

— : 

— 

— 

— 

— 


1 

— 

— 

— 

Nr. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 1 

— 

— 

— 


! 824 

165 ; 

46 

120 

— 

41 

1 

169 

247 ' 

29 

4 

2 


364 

— ; 

— 

23 , 

— 

11 

— 

86 

195 : 

103 1 

1 

4 


,1 188 

137 

16 

143 1 

— 

52 

1 

255 

442 ; 

132 

5 

6 
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Tabelle O 


IX. Rechtsmittel 
1. Verwaltungs verfahren 
Einsprüche 


Sachstand 


Einspruch 


Entscheidung aufgehoben 


Entscheidende 

Kartellbehörde 

Zahl der 
Einsprüche 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

oder abgeändert 

auf Grund 

veränder- aus anderen 
ten Sach- Gründen 

Verhalts 

Einspruchs- 
verfahren 
, in anderer 
Weise er- 
ledigt 

1 

i 

anhängig 


66 

12 

23 

1 

11 

_ 

19 

Bundeskartellarnt 

58 

7 

28 

2 

8 

3 

— 


124 

19 

51 

3 

19 

3 

29 


12 


6 

1 



5 

Landeskartell- 








behörden 

* ” 

5 

— 


— 

— ■ 

— 


12 

5 

6 

1 

— 

— 

— 


Tabelle P 


Beschwerden 


Sachstand 


Entscheidende 

Kartellbehörde 


Zahl der 
Beschwer- 
den nach 
§ 62 
Abs. 1 


Beschwerde 


zurück- zurück- 

genommen gewiesen 


Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 


auf Grund 

veränder- aus anderen 
ten Sach- Gründen 
Verhalts 


Beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 


anhängig 


10 3 

Bundeskartellamt 40 7 

50 10 

3 1 

Landeskartell- 
behörden ' ^ 

3 2 


2 — — — 5 
4—11 — 
6 — 1 1 32 
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Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Tabelle Q 


Eingelegt durch 


Zahl der 
Rechts- 
beschwer- 
den 


Sachstand 


zurück- 

genommen 


zurück- 

gewiesen 


Entscheidung 
aufgehoben 
oder abge- 
ändert 


Rechtsbe- 
schwerde- 
zurück- verfahren 
verwiesen in anderer 
Weise 
erledigt 


anhängig 


Tabelle R 

Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 






Sachstand 



Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwer- 
den 

i 

zurück- 
genommen : 

i 

zurück- 

gewiesen 

' i 

Entscheidung 
aufgehoben zurück- 

oder abge- verwiesen , 
ändert 

i 1 : 

Rechtsbe- 
schwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Landeskartell- 

behörden 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

Beteiligte 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 



___ 



■ ■ 
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Tabelle S 


2. Buß geldverf ähren 

Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt durch 

1 Zahl der 

1 Rechts- 
beschwerden; 

nach § 83 > 
! Satz 1 * 

zurück- 

genommen 

Sachstand 

verworfen i 

1 aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

— 

— 

— — 

— 

— 


— 

— 

— — 

— 

— 

Betroffene 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 



__ 



Tabelle T 

Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 

1 Zahl der 
i Rechts- 

Eingelegt durch beschwerden 

1 nach § 83 
Satz 1 

1 

i 

1 

zurück- 

genommen 

1 

verworfen 

Bachstand 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- , 

verwiesen ' “hangig 

4 

— — 



_ 

3 1 

Landeskartellbehörden — 

— 

1 


— — 

4 

— 

1 

— 

3 — 

30 

1 

22 

_ 

7 -- 

Betroffene 1 

— 

— 

— 

1 — 

31 

1 

22 

— 

8 — 
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X. Einstweilige Anordnungen 

Im Jahre 1960 erließ das Bundeskartellamt sieben 
einstweilige Anordnungen nach § 56. 

Durch zwei einstweilige Anordnungen wurde den 
an einem Kartell beteiligten Unternehmen bereits 
vor Entscheidung über ihren Antrag nach § 5 Abs. 2 
gestattet, auf zwei Messen für die Waren zu wer- 
ben, auf die sich die angestrebten Rationalisierungs- 
maßnahmen beziehen. 

Vier Textilveredlungskartellen wurde jeweils im 
Wege der einstweiligen Anordnung bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung über die Erlaubnisanträge 
nach § 5 Abs. 2 und 3 gestattet, Änderungen der 
Kartellverträge, die Maßnahmen zur Erreichung des 
Vertragszweckes und das Verfahren bei Änderung 
der Preislisten regeln, vorläufig anzuwenden. Die 
einstweiligen Anordnungen waren beantragt wor- 
den, da die Änderungen nicht durch § 106 erfaßt 
waren. 

Nach einer einstweiligen Anordnung im Kartell- 
verfahren der Mühlenkonventionen kann der Preis- 
abschlag von 0,42 DM/dz Mehl, der für die geneh- 
migten Konventions-Mehlpreise ab 1. Juli 1958 vor- 
geschrieben war, bis auf Widerruf oder bis zu einer 
Entscheidung des Bundeskartellamtes über die 
Anträge der Mühlenkonventionen und Mühlen- 
gemeinschaften auf Erhöhung der Kartellhöchstpreise 
entfallen. 


XL Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraumes sind beim 
Bundeskartellamt 20 492 Eingänge und 21 966 Aus- 
gänge gezählt worden. 

1718 Vertreter und Rechtsberater von Unter- 
nehmen und Verbänden suchten das Bundeskartell- 
amt ZU Besprechungen auf. 
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